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94. Sitzung 

Bonn, den 25. Oktober 1984 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die verbundene Tagesordnung um die Zusatzpunkte 
erweitert werden, die unter den Ziffern 1 bis 6 der 
Ihnen vorliegenden Liste der Zusatzpunkte aufge-
führt sind: 

1. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise 

— Drucksache 10/2177 — 

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung Waldschäden und Luftverun-
reinigungen Sondergutachten März 1983 des Rates von 
Sachverständigen für Umweltfragen 

— Drucksachen 10/113, 10/2168 — 

3. Beratung der Sammelübersicht 51 des Petitionsausschus-
ses (2. Ausschuß) über Anträge zu Petitionen 

— Drucksache 10/2138 — 

4. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung von Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes und 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Arbeitsförderungs- 

 

und Rentenversicherungs-Änderungsgesetz) 

— Drucksache 10/2176 — 

5. Aktuelle Stunde 
Die Verurteilung des französischen Journalisten Abou-
char und die dramatische Verschlechterung der Lage in 
Afghanistan 

6. Aktuelle Stunde 
Die türkischen Militäroperationen gegen die Kurden und 
die Rolle der NATO-Verteidigungshilfe der Bundesrepu-
blik Deutschland 

Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat ihren Antrag 
„Notmaßnahmen gegen das Waldsterben durch Stil-
legung bestimmter Kohlekraftwerke" auf Druck-
sache 10/609 zurückgezogen. Damit entfällt Punkt 
10 der Tagesordnung. 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 5 der Tagesord-
nung auf: 

Aktuelle Stunde 
Die Verurteilung des französischen Journa-
listen Abouchar und die dramatische Ver-
schlechterung der Lage in Afghanistan 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der CDU/ 
CSU hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Ge-
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem 
Thema „Die Verurteilung des französischen Journa-
listen Abouchar und die dramatische Veschlechte-
rung der Lage in Afghanistan" verlangt. 

Ich eröffne dazu die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Todenhöfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU 
dankt dem französischen Journalisten Abouchar 
für seinen Mut und für die Bereitschaft, unter Ein-
satz seines Lebens nach Afghanistan zu gehen, um 
die Weltöffentlichkeit über das unvorstellbare Leid 
des afghanischen Volkes zu informieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Abouchar hat damit in bewundernswerter Weise 
seine journalistische Pflicht getan. Die Weltöffent-
lichkeit hat nicht das Recht, den brutalen Völker-
mord der sowjetischen Armee an dem kleinen 
afghanischen Volk einfach zu vergessen. 

Die sowjetische Armee hat in diesem völker-
rechtswidrigen Krieg bisher mehr als 4,7 Millionen 
Frauen, Kinder und Greise vertrieben, mehr als 
eine Million Afghanen ermordet, Hunderttausende 
gefoltert und vergewaltigt und Zehntausende spie-
lender Kinder mit sowjetischen Schmetterlings-
bomben bis zur Unkenntlichkeit verstümmelt. Ich 
habe Ihnen hier eine dieser Schmetterlingsbomben 
mitgebracht, die in der Tat wie Schmetterlinge vom 
Himmel fallen und die die afghanischen Kinder 
noch immer für Schmetterlinge halten, bis sie ihnen 
Arme, Beine oder das Gesicht zerfetzen. Meine Da- 
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men und Herren, kommunistische Verbrechen sind 
nicht besser als nationalsozialistische Verbrechen. 
Es kann einfach nicht wahr sein, daß freie Journali-
sten darüber nicht mehr berichten dürfen. 

Als Abouchar die Grenze nach Afghanistan über-
schritt, hatte er keinen Grund, die Sowjetunion oder 
ihr kommunistisches Marionettenregime in Kabul 
um Erlaubnis zu fragen. Er ging nach Afghanistan 
auf Einladung des afghanischen Volkes, das die so-
wjetische Besatzungsmacht und ihr Marionettenre-
gime geschlossen ablehnt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Abouchar hat die afghanische Grenze deshalb auch 
nicht illegal überschritten, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist ein schlim

-

mes Wort!) 

wie die Sowjetunion das behauptet. Wenn jemand 
die afghanische Grenze permanent, ununterbro-
chen illegal überschreitet, dann ist das die Sowjet-
union mit ihren 170 000 Soldaten, die in Afghani-
stan nichts, aber auch überhaupt nichts zu suchen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die 18jährige Gefäng-
nisstrafe gegen Abouchar 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ist unerhört!) 

ist daher ein unerträgliches Terrorurteil, gegen das 
die CDU/CSU mit aller Härte protestiert. Dieses 
Terrorurteil hat das Ziel, auch die letzten Reste 
einer freien Berichterstattung über Afghanistan un-
möglich zu machen und den sowjetischen Völker-
mord in Afghanistan mit einer undurchdringbaren 
Mauer des Schweigens zu umgeben. 

Die CDU/CSU fordert daher die sofortige Aufhe-
bung dieses Terrorurteils gegen Abouchar und 
seine unverzügliche Freilassung. Wir stehen in So-
lidarität an der Seite des französischen Journali-
sten Abouchar. Wir stehen in Solidarität an der 
Seite seiner Familie, und wir stehen in Solidarität 
an der Seite unseres Nachbarn und Freundes 
Frankreich. Wir werden alles tun, um mitzuhelfen, 
die Freilassung Abouchars zu erreichen. 

Wir werden weiterhin alles tun, damit das kleine 
afghanische Volk seine Freiheit wiedererlangt. 

Kein Land der Welt redet so viel vom Frieden wie 
die Sowjetunion. Aber kein Land der Welt führt so 
brutal Krieg wie die Sowjetunion in Afghanistan. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Die Sowjetunion darf sich deshalb nicht wundern, 
wenn die Glaubwürdigkeit ihrer Friedensbekun-
dungen, die Glaubwürdigkeit ihrer Gewaltverzichts-
erklärungen, die Glaubwürdigkeit ihrer Abrü-
stungsvorschläge immer wieder von der Weltöffent-
lichkeit in Frage gestellt wird, solange sie diesen 
völkerrechtswidrigen Krieg in Afghanistan führt. 
Es reicht einfach nicht aus, über den Frieden nur zu 
reden. Frieden muß man praktizieren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schlaga. 

Schlaga (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Grundsätzlich sind Ko-
alition und Opposition bei diesem Thema nicht weit 
voneinander entfernt. 

Der französische Journalist Abouchar wollte aus 
Afghanistan in Bild und Film berichten, wie sowje-
tische Truppen, die dort völkerrechtswidrig einge-
drungen sind, die afghanische Zivilbevölkerung mit 
Waffengewalt terrorisieren. Was er tun wollte, war 
richtig und notwendig und ist immer nachahmens-
wert. Denn Kriegemacher und Besatzer scheuen 
nichts mehr als das Licht der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die sowjetischen Truppen haben brutal reagiert, 
ihn gefangengenommen und ihn der Spionage und 
der Grenzverletzung bezichtigt. — Etwas Originel-
leres als der Vorwurf der Spionage fällt den Sowjets 
selten oder nie ein. Ausgerechnet der KPF soll es 
dann gelungen sein, sie von diesem „Irrtum" abzu-
bringen. — Also wurde Abouchar nur wegen Grenz-
verletzung zu mörderischen 18 Jahren Freiheits-
strafe verurteilt. 

Es steht heute nicht zur Debatte, wie sehr oder 
wie wenig krank die amerikanische Politik ist. Für 
mich stellt sich heute die Frage: Was ist das nur für 
eine gefährliche neurotische Politik, die die Sowjet-
union treibt, die, ohne bedroht zu sein, einfach ein 
Land überfällt, die z. B. einen zivilen Jumbo einfach 
vom Himmel schießt, die die Journalisten kidnappt 
und zu unsinnig hohen Strafen verurteilt? 

Proteste aus dem Ausland werden in der Regel 
als unerlaubte Eingriffe in die inneren Angelegen-
heiten der Sowjetunion abgetan. Wahrlich, eine gro-
teske Situation. 

Amerika hatte es sich im schmutzigen Vietnam-
krieg viel schwerer gemacht. Zur Zeit jedoch beflü-
gelt die hirnrissige Aktion der Sowjets die Wahlen 
in den USA. Der Fall Abouchar könnte dort sogar 
willkommen sein. Aber was Vietnam betrifft, so ha-
ben Tausende von Journalisten aus aller Welt Zu-
gang zu den Grausamkeiten, den -Brutalitäten und 
den unsäglichen Leiden der Bevölkerung in jenem 
Krieg gehabt und Dokumente von unvorstellbarer 
Eindringlichkeit geliefert. Diese rückhaltlose Be-
richterstattung und die daraus entstandene welt-
weite Protestbewegung haben wesentlich dazu bei-
getragen, den Krieg zu beenden. 

Genau darin sahen und sehen auch Abouchar 
und andere Journalisten ihre Aufgabe in Afghani-
stan. Die Sowjetunion will natürlich einfach nicht 
ins Rampenlicht. Und wenn das nicht durch Kon-
trolle möglich ist, dann eben durch Drohung und 
Gewalt. Der sowjetische Botschafter in Pakistan 
hat laut „Le Monde" und „Neue Zürcher Zeitung" 
gesagt, daß in Zukunft fremde Pressevertreter, ganz 
gleich welcher Nation, wenn sie beim illegalen 
Überschreiten der afghanischen Grenze in die 
Hände der sowjetischen oder afghanischen Trup- 
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pen fielen, ohne jede Schonung sofort getötet wür-
den. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Da sieht man, wer 
der Herr ist!) 

„Le Monde" bezeichnet das als „terroristische Spra-
che". Ich auch! Wenn dem so ist, setzt die Sowjet-
union einmal mehr in Afghanistan Konventionen 
und Landkriegsordnungen und natürlich auch die 
Charta der Vereinten Nationen außer Kraft. Letz-
tere ist aber schon Weihnachten 1979 beim Überfall 
in Form einer unerlaubten Grenzüberschreitung 
mißachtet und mit Füßen getreten worden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Der Weltsicherheitsrat hat am 9. Januar 1980 den 
sofortigen bedingungslosen und totalen Abzug der 
fremden Truppen aus Afghanistan gefordert und 
diese Forderung auf der jährlichen Vollversamm-
lung jeweils mit den Stimmen von weit mehr als 100 
Staaten wiederholt. Der Deutsche Bundestag hat 
diese Forderung erneut in einer Entschließung aller 
Parteien vom 11. April dieses Jahres nachdrücklich 
erhoben und u. a. darauf hingewiesen, daß die fort-
dauernde Besetzung Afghanistans mit an den an-
haltenden Spannungen zwischen Ost und West 
schuld sei. Ich bekräftige hier und heute im Namen 
meiner Fraktion diese Entschließung. 

Wir verurteilen hier und heute in diesem Zusam-
menhang den rechtswidrigen Akt sowjetischer Sol-
daten und Dienststellen gegen den französischen 
Journalisten Abouchar. Wir fordern die Sowjet-
union auf, das Land endlich zu verlassen und Abou-
char unverzüglich die Freiheit zurückzugeben, auch 
die Freiheit, aus diesem geschundenen Land, von 
wo und wie auch immer, unbehindert berichten zu 
können. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weitergebe, möchte ich Sie 
darauf aufmerksam machen, daß wir zu so früher 
Stunde schon Gäste haben. Auf der Ehrentribüne 
hat eine Delegation der Schweizerischen Bundes-
versammlung Platz genommen, und zwar unter Lei-
tung des Präsidenten des Ständerats, Herrn Eduard 
Debetaz. Ich begrüße Sie bei uns im Haus auf das 
herzlichste 

(Beifall) 

und wünsche Ihnen einen guten Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Das Wort in unserer Debatte hat nun Frau Dr. 
Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! Ich 
bitte vom Platz aus sprechen zu dürfen. Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum 
zweitenmal innerhalb weniger Monate haben wir 
uns alle bedrückenden und alarmierenden Anlaß, 
über die Entwicklung und die Ereignisse in Afgha-
nistan zu debattieren. Wir tun das heute einmal, um 
unseren Protest über das überaus harte, völlig un-

verständliche Urteil gegen den franzöischen Fern-
sehj ournalisten Jacques Abouchar zum Ausdruck 
zu bringen. Ich schließe mich für meine Fraktion 
den Ausführungen meiner Vorredner über den Ab-
scheu, den wir hier heute über dieses Urteil zum 
Ausdruck bringen wollen, voll an. 

Aber wir haben auch Anlaß, das Vorgehen des 
Regimes Karmal, das ja nur eine Puppe der sowjeti-
schen Besatzungsmacht ist, hier neuerlich anzu-
prangern und an die Prinzipien der Schlußakte von 
Helsinki zu erinnern, die ja von allen feierlich be-
kräftigt wurde und bei jeder Gelegenheit immer 
wieder bekräftigt wird, und zwar auch von der So-
wjetunion, nämlich die Gewaltfreiheit, die Selbstbe-
stimmung der Völker. Alles, was sich in Afghani-
stan Tag für Tag und Woche für Woche ereignet, 
spricht ja dieser Zusage, dieser Verpflichtung 
Hohn. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das ist der zweite Grund, weshalb wir heute neuer-
lich Anlaß haben, mit allem Nachdruck darauf auf-
merksam zu machen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland, wie ich hoffe, Herr Bundesminister, 
dieser Entwicklung nicht schweigend und auch 
nicht tatenlos zusieht. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, 
ist es nicht so, daß nur der, der befürchten muß, daß 
ein Fernsehjournalist über das Medium Fernsehen 
die Weltöffentlichkeit neuerlich aufschreckt und 
auf das alle Völkerrechtsbestimmungen spottende 
grausame Regime sowjetischer Truppen in Afgha-
nistan, auf einen beginnenden Völkermord, bei dem 
Dörfer bombardiert und hilflose Frauen, Kinder 
und alte Menschen gemordet werden, hinweist, ein 
so grausames Urteil fällt? 

Was will das afghanische Volk anderes, denn als 
ein blockfreies Land in Frieden zu leben, meine 
Damen und Herren? Was will es anderes, als sein 
Schicksal selbst zu bestimmen? Wer wüßte besser 
als das deutsche Volk, wie sehr gerade das Selbst-
bestimmungsrecht das Grundrecht jedes Volkes 
überhaupt sein muß. 

Wir bitten die Bundesregierung, Herr Bundesmi-
nister Genscher, alles zu unternehmen, um auch die 
Bemühungen der französischen Regierung um 
Freilassung ihres Landsmanns Abouchar zu unter-
stützen. Soviel ich weiß, ist zur Zeit eine Delegation 
der Kommission für auswärtige Angelegenheiten 
der Nationalversammlung in Moskau. Vielleicht las-
sen sich auch auf diesem Kanal die Bemühungen 
unterstützen. Wir bitten die Bundesregierung er-
neut, sowohl die humanitären Bemühungen in Pa-
kistan und in den Flüchtlingslagern als auch die 
Tätigkeit des Internationalen Roten Kreuzes in 
Afghanistan selber weiter zu fördern und, soweit es 
noch nicht möglich gewesen sein sollte, die Aus-
übung einer solchen humanitären Tätigkeit zu er-
möglichen. 

Meine Damen und Herren, wir haben gestern im 
Unterausschuß für humanitäre Hilfe Zahlen erhal-
ten, aus denen hervorgeht, daß die humanitären 
Leistungen, die wir im vorigen Jahr für die Flücht- 
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lingshilfe und die humanitäre Hilfe in Afghanistan 
erbracht haben, in diesem Jahr nicht erreicht wer-
den. Herr Minister, ich möchte dringend den Appell 
an das Auswärtige Amt richten, daß unsere Bei-
träge zumindest so angehoben werden, wie das im 
vorigen Jahr der Fall war. — Herr Präsident, Sie 
ermahnen mich, zum Schluß zu kommen. — Ich 
schließe mich dem Appell aller Fraktionen an und 
hoffe, daß er gehört wird. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Horacek. 

Horacek (GRÜNE): Herr Präsident! Guten Mor-
gen, meine Kollegen! Gerade 14 Tage, bevor Jacques 
Abouchar in Afghanistan gefangengenommen wur-
de, bin ich mit meinem Freund Ulli Fischer von 
einer Reise im Auftrag unserer Fraktion aus einem 
Gebiet Afghanistans zurückgekommen, das unge-
fähr 50 km von Kabul entfernt liegt. Unsere Reise 
nach Pakistan und Afghanistan stand unter der 
Fragestellung: Wie ist die Lage der afghanischen 
Flüchtlinge und die Situation in Afghanistan 
selbst? Wir haben uns zu einer Einreise nach Afgha-
nistan im vollen Bewußtsein des Risikos, das eine 
solche Reise mit sich bringt, entschieden, nachdem 
wir in Peshawar, in Quetta und in den Stammesge-
bieten entlang der Grenze das Elend der Flücht-
linge in den Flüchtlingslagern gesehen haben, in 
Krankenhäusern und Rehabilitationszentren die 
Schwerverwundeten besucht haben und nachdem 
wir viele Gespräche mit Vertretern von internatio-
nalen Hilfsorganisationen, pakistanischen Behör-
den und afghanischen Widerstandsgruppen geführt 
haben. Wir haben in Afghanistan viele durch Bom-
bardierung zerstörte Dörfer, nicht explodierte Bom-
ben mit russischer Aufschrift, Kampfplätze mit zer-
störten Panzern und Transportern, viele Gräber 
entlang des Weges, den wir gegangen sind, und 
viele Flüchtlingsgruppen, die Tag und Nacht aus 
den verschiedenen Gegenden Afghanistans in Rich-
tung pakistanische Grenze unterwegs waren, gese-
hen. Das Leiden der Bevölkerung, der Zivilbevölke-
rung, ist sehr groß. Die Sowjetunion, eine Groß-
macht, kämpft mit einer modernen Waffentechnik 
nicht nur gegen die Widerstandsgruppen, sondern 
auch mit Flächenbombardements gegen die Zivilbe-
völkerung. Das ist ein Völkermord. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die USA haben mit Flächenbombardements in 
Vietnam angefangen und sind jetzt an der Bombar-
dierung der Zivilbevölkerung in El Salvador mitbe-
teiligt. Das war in Vietnam und ist jetzt in El Salva-
dor auch ein Völkermord. 

(Zustimmung des Abg. Krizsan [GRÜNE]) 

Die Gefangennahme von Jacques Abouchar mit 
anschließender Verurteilung zu 18 Jahren Gefäng-
nis läßt darauf schließen: Dies soll eine Abschrek-
kung für alle sein, die über den Krieg in Afghani-
stan berichten wollen oder die — wie mehrere briti-
sche und französische Ärztinnen und Ärzte, die wir  

auch getroffen und gesprochen haben — in diesen 
Widerstandsgebieten Hilfe leisten. Dies soll unter-
bleiben. 

Wir fordern die sofortige Freilassung von Jacques 
Abouchar. Wir fordern — das haben wir schon in 
der Debatte über Afghanistan ausgedrückt — die 
Sowjetunion aber auch auf, diesen Krieg zu been-
den, und drängen alle beteiligten Seiten dazu, eine 
politische, nicht militärische Lösung dieses Kon-
flikts zu suchen. 

Niemand — keine Macht, keine Großmacht, kein 
Staat — hat das Recht, anderen den eigenen ideolo-
gischen, wirtschaftlichen, politischen oder sonsti-
gen Willen aufzuzwingen. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD so

-

wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Der CDU/CSU-Fraktion, Herr Todenhöfer, 
möchte ich aber sagen, daß es für mich unglaubwür-
dig ist, wenn man sich hier für Jacques Abouchar 
einsetzt, und zwar angesichts dessen, daß gerade 
vorgestern der Jahresbericht von amnesty interna-
tional veröffentlicht wurde, in dem beschrieben ist, 
daß Tausende, Hunderttausende politische Gefan-
gene in aller Welt — in Lateinamerika, in Afrika, in 
Asien — gefoltert, umgebracht, hingerichtet wer-
den. Da hat die CDU/CSU keine Aktuelle Stunde 
beantragt, keine Aktuelle Stunde bei 20 000 politi-
schen Gefangenen in der Türkei. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Leider ein Dau

-

erzustand!) 

Zu solchen Ländern unterhält man gute wirtschaft-
liche Beziehungen, zu Ländern in Lateinamerika, 
zu Südafrika, zur Türkei usw. Das ist für mich un-
glaubwürdig. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Und die 10 000 in der DDR! 

Und die in Ihrer Heimat!) 

Herr Todenhöfer, diese Politik von seiten der CDU/ 
CSU ist für mich unglaubwürdig. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Fast fünf Jahre dauert inzwischen die Beset-
zung und Unterdrückung des damals blockfreien 
und islamischen Afghanistan an. Diese Besetzung 
und Unterdrückung hat ein unübersehbares Leid 
über das kleine afghanische Volk gebracht. Diese 
Besetzung und Unterdrückung löste die größte 
Flüchtlingswelle seit Ende des Zweiten Weltkrieges 
aus. Mehr als 3,5 Millionen Afghanen, fast jeder 
vierte Einwohner des Landes hat sein Land verlas-
sen müssen. Es gibt kein schlimmeres Zeugnis da-
für, wie es in diesem Lande aussieht und wie die-
sem Volke zumute sein muß. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 
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Deshalb ist es unsere Pflicht, Pakistan bei seinen 

Bemühungen zu unterstützen, das Leid der Flücht-
linge zu lindern. Das werden wir, Frau Kollegin 
Hamm-Brücher, auch in Zukunft verstärkt tun. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Hoffent

-

lich!) 

Der Freiheitskampf des afghanischen Volkes be-
weist: Es ist nicht wahr, daß die sowjetischen Trup-
pen willkommen sind. Die armselige Bewaffnung 
der Rebellen, der Freiheitskämpfer, zeigt: Es ist 
nicht wahr, daß von Afghanistan eine Bedrohung 
der Sowjetunion ausgegangen ist. Nein, hier will 
eine Großmacht ihre Vorherrschaft mit Waffenge-
walt durchsetzen. Die Bundesregierung hat von An-
fang an in Übereinstimmung mit der großen Mehr-
heit der Staatengemeinschaft und in Übereinstim-
mung mit den Staaten der Islamischen Konferenz 
die sowjetische Intervention verurteilt. Sie unter-
stützt alle Bemühungen um eine friedliche, um 
eine politische Lösung für Afghanistan. Wir haben 
niemals in die inneren Angelegenheiten Afghani-
stans eingegriffen. Das gilt nicht nur für die Bun-
desrepublik Deutschland, das gilt für den ganzen 
Westen. Wir wollen keine Stützpunkte in Afghani-
stan, und wir wollen auch keine Einflußzone in 
Afghanistan errichten. Wir wollen, daß dieses 
kleine Volk sein Recht auf Selbstbestimmung aus-
üben kann, daß es wieder eine Politik wirklicher 
Blockfreiheit betreiben kann, daß es seine Kräfte 
auf die innere Entwicklung des Landes konzentrie-
ren kann. 

Die Sowjetunion hat sich mit ihrer Intervention 
in Gegensatz zum Grundgedanken der Selbstbe-
stimmung und der Blockfreiheit der Welt gebracht. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das ist der Grundcharakter dieses Konflikts und 
dieser Besetzung, der auch nicht durch die Bela-
stung des Ost-West-Verhältnisses überdeckt wer-
den kann. Die Sowjetunion muß wissen, daß sich 
die Weltöffentlichkeit mit der völkerrechtswidrigen 
Besetzung des blockfreien Afghanistan nicht abfin-
det. Die Forderung nach Rückzug der sowjetischen 
Truppen bleibt auf der Tagesordnung. Die Bemü-
hungen um eine Fortführung des Dialogs zwischen 
beiden Großmächten, die Bemühungen um ein bes-
seres und vertrauensvolleres Verhältnis zwischen 
West und Ost könnten entscheidende positive Im-
pulse erhalten, wenn sich die Sowjetunion endlich 
entschließen würde, ihre Truppen aus Afghanistan 
zurückzuziehen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wenn die Sorgen anderer Staaten auch in Europa 
vor einer Bedrohung durch die Sowjetunion abge-
baut werden sollen, dann sollte die Sowjetunion 
nicht länger zögern, einer politischen Lösung für 
Afghanistan zuzustimmen und diesem kleinen 
Land seinen Frieden zurückzugeben. 

Der französische Journalist Abouchar ist in ei-
nem Land verurteilt worden, das von der Sowjet-
union besetzt gehalten wird. Sie trägt deshalb in 
erster Linie die Verantwortung für das Schicksal 

Abouchars. Die offizielle sowjetische Nachrichten-
agentur TASS hat in einer Meldung vom 12. Okto-
ber 1984 von einem „antisowjetischen Propaganda-
feldzug" dieses Journalisten gesprochen. Das bestä-
tigt: Abouchar hat nichts anderes gewollt, als die 
Welt zu informieren. Unser aller Informationsan-
spruch wurde mit angeklagt, als Abouchar ange-
klagt wurde. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Aber die Wahrheit kann nicht unterdrückt, das 
Recht auf Information kann nicht beseitigt werden. 
Wir schließen uns dem Appell unserer französi-
schen Freunde an, dem französischen Journalisten 
seine Freiheit wiederzugeben. Wir fordern die So-
wjetunion auf, die Prinzipien der Souveränität, des 
Selbstbestimmungsrechts, des Gewaltverzichts in 
Afghanistan nicht länger zu mißachten. Wir fordern 
die Verantwortlichen auf, den französischen Jour-
nalisten unverzüglich freizulassen. Die Grundsätze 
der Schlußakte von Helsinki müssen sich auch ge-
genüber dem afghanischen Volk und diesem Vertre-
ter der freien öffentlichen Meinung der Welt be-
währen. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, daß 
ich mich am Schluß noch mit einem Wort an die 
Fraktion der GRÜNEN wende. Sie haben, Herr Kol-
lege — und ich begrüße das —, mit uns gemeinsam 
die Besetzung Afghanistans verurteilt. Sie haben 
mit uns gemeinsam verurteilt, was gegenüber die-
sem französischen Journalisten geschehen ist. Ich 
bitte Sie, wenn wir in Zukunft hier im Deutschen 
Bundestag über die Sicherheitspolitik unseres Lan-
des diskutieren, vergessen Sie niemals: Frieden und 
Freiheit gehören zusammen. Vergessen Sie bitte 
auch nicht, unsere Mitgliedschaft im westlichen 
Bündnis und der Friedensdienst unserer Soldaten 
in der Bundeswehr bewahren uns davor, daß wir 
das Schicksal des afghanischen Volkes erleiden 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Heuchelei! Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

und daß Journalisten, die über unser Land berich-
ten, das Schicksal erleiden, das dieser französische 
Journalist heute erleidet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie nur 
noch, Afghanistan ist auch schon Sache 
der NATO! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Nur wenn wir das sehen, werden wir in der Lage 
sein, das richtig einzuschätzen, was hier notwendig 
ist, um den Frieden zu bewahren. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie nur, 
daß Afghanistan auch schon Sache der 

NATO ist!) 

Sie haben, Herr Kollege, auf Menschenrechtsver-
letzungen in anderen Teilen der Welt hingewiesen. 
Ich teile in vollem Umfang Ihre Empörung 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Uns kommen 
die Tränen!) 
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über Menschenrechtsverletzungen auch in anderen 
Teilen der Welt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Und was ist mit 
der Türkei?) 

— Heute sprechen wir über Afghanistan. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das andere ken

-

nen Sie ja nicht!) 

Die Absage an die Verletzung der Menschenrechte 
darf nie einäugig sein. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das sagen Sie 
uns! Das ist doch wohl nicht zu glauben! — 
Horacek [GRÜNE]: Denken Sie an die Tür- 
kei! Die Türkei geht jetzt gegen die Kurden 

vor!) 

Bewahren wir uns vor der Gefahr, Menschenrechts-
verletzungen an dem einen Platz — — 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Herr Kollege, was ich hier zur Türkei gesagt 
habe, wissen Sie. Das haben Sie doch selbst ge-
hört. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Machen Sie 
doch einmal eine Aktuelle Stunde zu Mit

-

telamerika!) 

— Können Sie mir denn nicht zuhören, wie wir 
Ihnen auch zugehört haben? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das können die 
nicht!) 

Ich möchte Ihnen nur eins sagen: Bewahren wir 
uns vor der Gefahr, Menschenrechtsverletzungen in 
dem einen Land 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie auch!) 

aufzurechnen gegen Menschenrechtsverletzungen 
in dem anderen. Überall müssen wir sie verurtei-
len. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Dann machen 

Sie mal etwas! So eine Heuchelei!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! In dem kurzen Abstand von 
einem Jahr hat es zwei Invasionen kommunisti-
scher Diktaturen in souveränen Staaten Asiens ge-
geben. Vietnam marschierte 1978/79 in Kambod-
scha ein, die Sowjetunion 1979/80 in Afghanistan. 
Beide Male sollte den Völkern dieser Staaten ein 
fremdes System aufgezwungen, sollten diese Völker 
um ihr Recht auf Selbstbestimmung gebracht wer-
den. 

Übrigens besteht die Parallelität der Ereignisse 
und ihrer Folgen auch darin, daß es jeweils bis zu 
200 000 Soldaten fremder Truppen sind, die heute 
Gewalt in diesen Staaten Kambodscha und Afgha-
nistan ausüben und die Geschicke der unterdrück-
ten Völker bestimmen. 

Gewiß, wir sind von beiden Völkerrechtsbrüchen 
in gleicher Weise betroffen. Aber uns berührt 

Afghanistan schon deswegen in besonderem Maße, 
weil hier die Sowjetunion als der Schuldige der 
Invasion in Afghanistan unser Vertragspartner seit 
dem Moskauer Vertrag ist. In diesem Moskauer 
Vertrag, knapp zehn Jahre vor dem Einmarsch der 
Roten Armee in Afghanistan abgeschlossen, heißt 
es, daß sich die Sowjetunion verpflichtet — ich zi-
tiere — 

zur Festigung des Friedens und der Sicherheit 
in Europa und in der Welt beizutragen, .. . 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: „Und in der Welt"!) 

den internationalen Frieden aufrechtzuerhal-
ten ... 

und 

sich in Fragen, die die ... internationale Sicher-
heit berühren, ... der Drohung mit Gewalt oder 
der Anwendung von Gewalt zu enthalten. 

So weit der Text des Moskauer Vertrages. 

Die Sowjetunion argumentiert mit gespaltener 
Zunge, wenn sie sich auf Frieden, Sicherheit und 
Entspannung beruft. Frieden, Sicherheit und Ent-
spannung werden von der Sowjetunion selektiv be-
handelt. Sie agiert entsprechend ihrem eigenen 
machtpolitischen Interesse, indem sie mit dem 
Blick auf Europa auf Entspannung setzt und Ge-
waltverzicht propagiert, während sie gleichzeitig 
bei erster sich bietender Gelegenheit — Entspan-
nung hin, Entspannung her —, wie in Afghanistan, 
grausam zuschlägt. 

Die Folge ist ein Krieg, der in Afghanistan bereits 
das fünfte Jahr tobt mit dem Ergebnis zerstörter 
Dörfer und Städte, mit dem Ergebnis des Leidens 
von Millionen Menschen, mit dem Ergebnis — Herr 
Todenhöfer hat daran schon erinnert — von 1 Mil-
lion Toten im Lande, mit dem Ergebnis von 100 000 
politischen Häftlingen, mit dem Ergebnis von na-
hezu 5 Millionen Flüchtlingen — hier weicht meine 
Information von der des Bundesaußenministers 
ab. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Man muß den Iran 
dazunehmen!) 

— Genau. 

Von den 15 Millionen Flüchtlingen und Vertrie-
benen in der Welt sind über 90 % Opfer von kommu-
nistischen Invasionen und Diktaturen. Um das Aus-
maß, um uns das Elend der afghanischen Flücht-
linge ein wenig zu vergegenwärtigen, müssen wir 
die Zahlen in die Relation zu unserer eigenen jüng-
sten Geschichte setzen. Nach dem Zweiten Welt-
krieg haben wir in der Bundesrepublik Deutschland 
mit ihren 60 Millionen Einwohnern 12 Millionen 
Vertriebene und Flüchtlinge aufgenommen. Das 
sind 20 % unserer Bevölkerung. Jeder wird sich an 
die Nachkriegsjahre mit den in Baracken hausen-
den Menschen auf der Suche nach Familienangehö-
rigen und dem Arbeitsplatz noch erinnern. 

Auf die afghanischen Verhältnisse übertragen be-
deutet die Zahl von nahezu 5 Millionen Flüchtlin-
gen, von denen allein über 3 Millionen in Pakistan 
und 1,8 Millionen im Iran Zuflucht gesucht haben, 
30 % der Gesamteinwohnerschaft. 
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Auf deutsche Verhältnisse übertragen würde das 

bedeuten, daß 20 Millionen Deutsche als Flücht-
linge und Vertriebene die Heimat hätten verlassen 
müssen. Afghanistan zählt heute nicht mehr 17 Mil-
lionen, sondern etwa 12 Millionen Einwohner; und 
dies deswegen, weil die Sowjetunion den Krieg in 
dieses Land der Dritten Welt getragen hat. 

Bereits fünfmal ist die Sowjetunion wegen ihrer 
Invasion in Afghanistan durch die Vollversamm-
lung der Vereinten Nationen — das letzte Mal mit 
einem Stimmenergebnis von 116 : 20 bei 17 Enthal-
tungen — als Aggressor zu Recht verurteilt wor-
den. 

Das bittere und empörende Schicksal des franzö-
sischen Journalisten Abouchar, gegen dessen Ver-
urteilung wir gar nicht lautstark genug protestieren 
können, verpflichtet uns erneut, über das Verbre-
chen der sowjetischen Invasion in Afghanistan zu 
sprechen, wie auch zugleich auf die vietnamesische 
Invasion in Kambodscha den Scheinwerfer zu rich-
ten. 

Das Schlimmste, woran wir schuldig werden 
könnten, sind das Vergessen, Verdrängen und Vor-
beisehen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Sofort. 
So erging es — Gott sei es geklagt — den Häftlin-

gen in den Konzentrationslagern Hitlers. 

Schließen möchte ich mit einem Wort des Bun-
deskanzlers, das er als Oppositionsführer 1980 hier 
im Bundestag gesprochen hat: 

Als frei gewähltes deutsches Parlament müs-
sen wir auf diese Invasion, auf diesen Überfall 
auf ein kleines wehrloses Land, auf Afghani-
stan, immer wieder zu sprechen kommen, bis 
sich die Sowjetunion von dort zurückgezogen 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neumann (Bramsche). 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kollegen! Diese Aktuelle Stunde ist aus min-
destens zwei Gesichtspunkten wichtig: einmal na-
türlich aus dem humanitären Gesichtspunkt, der 
zusammenhängt mit dem Urteil gegenüber dem 
Journalisten Abouchar, zum anderen, weil es inner-
halb von zwei Monaten wieder einen Anlaß gibt, die 
aktuelle Situation in Afghanistan zu diskutieren. 

Abouchar ist, wie wir inzwischen wissen, in einer 
wohl abgestimmten Geheimdienstaktion gefaßt, 
verraten worden und anschließend in einer un-
menschlichen Weise behandelt worden. Die Kolle-
gen wissen wahrscheinlich nicht, daß er nach seiner 
Verhaftung auf gepanzerten Mannschaftswagen 
der sowjetischen Armee durch die Dörfer Afghani-
stans gefahren wurde, um die Einmischung des 
Auslands nachzuweisen. 

Dies hätte übrigens auch anderen Journalisten 
passieren können, Peter Scholl-Latour und anderen, 
die uns über die Situation in Afghanistan berichten; 
vielleicht auch unserem Kollegen Horacek oder 
Herrn Todenhöfer. 

Dies kann aber — darauf möchte ich besonders 
hinweisen — auch den vielen freiwilligen Helfern 
passieren, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

die unter Lebengefahr zur Zeit der afghanischen 
Bevölkerung helfen. Viele Menschen verdanken ihr 
Leben diesen freiwilligen Helfern, die insbesondere 
aus Frankreich, aus Italien und aus der Schweiz 
kommen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Was wird passieren, wenn diese freiwilligen Hel-
fer das Land verlassen? Bedeutet das nicht gleich-
zeitig das Todesurteil für viele Frauen und Kinder, 
die ohne medizinische und sonstige Hilfe sind? 
Wenn dies von dem Kabuler Marionettenregime so 
gewollt ist — der Ausspruch des sowjetischen Bot-
schafters in Pakistan, den mein Kollege Schlaga 
bereits zitiert hat, deutet darauf hin —, dann gibt es 
dafür in unserer Sprache nur ein Wort, und das 
heißt „Mord". 

Da Schweizer Kollegen hier sind, möchte ich an 
dieser Stelle noch einmal die Forderung erheben, 
daß endlich zugelassen wird, daß das schweizeri-
sche Internationale Komitee des Roten Kreuzes in 
diesem Krieg tätig sein darf und seine Rechte 
wahrnehmen darf, wie dies in allen anderen Krie-
gen von zivilisierten Völkern ermöglicht wurde. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Journalist Abouchar hat mit Sicherheit nicht 
in den Kampf eingreifen wollen, er hat seine Pflicht 
getan, die Öffentlichkeit zu informieren. Das ist not-
wendig; denn manchmal ist dieser Krieg vergessen 
worden, und er darf nicht vergessen sein. Und daß 
er nicht vergessen wird, verdanken wir Journali-
sten, die über die Flächenbombardierungen, über 
die Ausrottung von Dörfern und über die un-
menschlichen Aktionen in Afghanistan berichten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Aber das 
Deutsche Fernsehen, das sogenannte, in

-

teressiert das nicht!) 

— Also ich muß sagen, Herr Kollege, das Deutsche 
Fernsehen berichtet schon hin und wieder. Aber 
wenn wie in der letzten Diskussion über Afghani-
stan gegen 23 Uhr hier vielleicht noch 30 Kollegen 
anwesend waren, müssen wir zunächst einmal an 
uns selbst appellieren und dann vielleicht andere 
schelten. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und 
Abgeordneten der FDP) 

Das Kabuler Regime und die Sowjetunion ma-
chen mit dem brutalen Urteil auch deutlich, daß sie 
nicht Herr der Lage sind. Sie schotten die Grenze 
von Informationen nach außen und die Hilfe von 
Pakistan nach Afghanistan ab, und es gibt Anzei-
chen dafür, daß mit einer massiven Offensive die 
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Sowjetunion wohl das vorhat, was sich möglicher-
weise später als Völkermord herausstellen wird. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
kurz einen Appell an die afghanischen Wider-
standsgruppen richten, die in Afghanistan, in Paki-
stan, im Iran und in Westeuropa tätig sind. Sie soll-
ten endlich ihre internen Streitigkeiten beilegen 
und neben dem gemeinsamen Ziel der Befreiung 
des Landes auch versuchen, eine politische Eini-
gung voranzutreiben. Ich habe eine Bitte an den 
Bundesaußenminister: zu überlegen, ob die Euro-
päische Gemeinschaft diesen Widerstandsgruppen 
auf einer internationalen Konferenz ein Forum ge-
ben könnte, gemeinsam zu versuchen, eine Zielvor-
stellung zu entwickeln, wie Afghanistan nach der 
Befreiung aussehen könnte. Hier könnten wir eine 
direkte politische Hilfe bieten, nachdem uns eine 
Einmischung in Afghanistan selbstverständlich 
nicht möglich ist. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wessen Politik auf Frieden, 
Freiheit und Gerechtigkeit ausgerichtet ist, der 
wird dem illegalen Grenzübertritt von 170 000 Rot-
armisten größere Bedeutung beimessen als der 
Grenzüberschreitung des freien französischen 
Journalisten Jacques Abouchar, der die Weltöffent-
lichkeit über einen schmutzigen Krieg unterrichten 
wollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mit mei-
nem Beitrag das Leiden eines Journalisten beden-
ken, eines Mittlers, dem wir in unserer freiheitli-
chen Rechtsordnung eine demokratische Funktion 
zuweisen und dazu Schutz gewähren. Die Form der 
Gefangennahme durch die Rote Armee und die Ab-
urteilung durch ein afghanisches Gericht müssen 
gemäß den Vereinbarungen gewertet werden, auf 
die die Sowjetunion durch Abkommen im Rahmen 
der Vereinten Nationen sowie durch die KSZE-
Schlußakte verpflichtet worden ist. 

Nach dieser empörenden Mißachtung journalisti-
schen Freizügigkeit kann man kaum noch glauben, 
unter welchen Text die Sowjetunion einmal ihren 
Namen gesetzt hat. Im Korb 3 der KSZE-Schluß-
akte wird zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen von Journalisten aufgefordert. Dabei wird die 
Absicht bekräftigt — ich zitiere jetzt —, 

für Journalisten aus den Teilnehmerstaaten die 
Möglichkeiten zu vermehren, persönlich mit ih-
ren Informationsquellen, einschließlich Organi-
sationen und offiziellen Institutionen, in Ver-
bindung zu treten; 
Journalisten aus den Teilnehmerstaaten das 
Recht zu gewähren, die technische Photo-, 
Kino-, Tonband-, Rundfunk- und Fernseh-Aus-
rüstung einzuführen, die für die Ausübung ih-
res Berufes erforderlich ist, ... 

Abschließend heißt es zu diesem Kapitel:  

Die Teilnehmerstaaten bekräftigen, daß die le-
gitime Ausübung der beruflichen Tätigkeit we-
der zur Ausweisung von Journalisten 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

noch anderweitig zu Strafmaßnahmen gegen 
sie führen wird. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

So weit das Zitat von Vereinbarungen, die durch die 
Sowjetunion vom Tisch gewischt worden sind. 

Ein als illegal qualifizierter Grenzübertritt, meine 
Damen und Herren, rechtfertigt keine Strafe von 
18 Jahren. In einem Europa, in dem wir die Grenzen 
beseitigen, besteht kein Verständnis für neue Ge-
fängnisgrenzen kommunistischer Diktaturen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in einer UNESCO-
Empfehlung vom 27. Oktober 1980 zum Schutz und 
zur Erhaltung der Filmdokumentation hat die So-
wjetunion der Zielsetzung ausdrücklich zuge-
stimmt, daß — ich zitiere — 

bewegte Bilder auch ein grundlegendes Mittel 
zum Festhalten des Ablaufs von Ereignissen 
sind und also solche wegen der von ihnen ver-
mittelten neuen Dimension wichtige und oft 
einmalige Zeugnisse der Geschichte, der Le-
bensweise und der Kultur der Völker darstel-
len. 

Wir müssen die Sowjetunion fragen, welchen 
Wert solche Vereinbarungen haben, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

wenn am Ende doch alles totalitärer Beliebigkeit 
unterworfen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere französischen Freunde zeigen in unzähli-
gen Protesten nicht nur nationale Solidarität. Ne-
ben den humanitären Empfindungen ist zu erwäh-
nen, daß dort der brutale Angriff auf die Pressefrei-
heit und der Zynismus eines makabren Schaupro-
zesses brüskieren. Die Empörung des französischen 
Volkes teilen alle freiheitlichen Völker — darunter 
die Deutschen —, die sich nach Frieden und Zusam-
menarbeit sehnen und die von solcher Unbarmher-
zigkeit tief getroffen wurden. 

Als Deutscher kann man sich nach diesem Vor-
fall nur die Frage stellen, welche grenzenlose Be-
denkenlosigkeit dazu gehören muß, gerade unseren 
Staat, gerade unser Volk als einen „Hort des Revan-
chismus" zu diffamieren. Wir werden den Ruf nach 
Freiheit für das afghanische Volk und für Jacques 
Abouchar nicht verstummen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die seit fünf Jahren andauernde Kriegfüh-
rung der Weltmacht Sowjetunion gegen das afgha-
nische Volk hat unendliche Not und Elend über die 
Bevölkerung gebracht. Die Sowjets zerstören durch 
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ihre Bombenangriffe, die teilweise direkt aus der 
Sowjetunion geflogen werden, durch ihre Kampf-
hubschrauber und durch Beschuß mit Artillerie 
Dörfer, Felder und Bewässerungsanlagen. Die Of-
fensiven dieses Jahres waren auf die großflächige 
Vernichtung der Dörfer und ganzer Täler angelegt. 
Die Zivilbevölkerung hat bei den Kämpfen am 
schwersten zu leiden. 

Die internationale Völkergemeinschaft und auch 
die Bundesrepublik Deutschland sind bei dieser 
Notlage der Bevölkerung aufgerufen, zu überlegen, 
wie und mit welchen Methoden sie der notleiden-
den Bevölkerung helfen können. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregie-
rung aufgefordert, hier tätig zu werden, und auf 
einer Reihe von Ebenen geschieht auch etliches, um 
die entstandene Not abzumildern. Die Bundesrepu-
blik Deutschland hat von Anfang an Maßnahmen 
der humanitären Hilfe, Maßnahmen der Nahrungs-
mittelhilfe und Maßnahmen der flüchtlingsindu-
zierten Projekte der Entwicklungshilfe gefördert. 
Die humänitären Hilfsleistungen, die im wesentli-
chen über das Internationale Komitee des Roten 
Kreuzes und über den UNHCR geleistet wurden, 
haben im Jahr 1981 7 Millionen DM, 1982/83 jeweils 
fast 10 Millionen DM ausgemacht und werden in 
diesem Jahr rund 8,5 Millionen DM ausmachen. 

Es gilt einmal, die Flüchtlinge zu versorgen, die 
sich in Pakistan aufhalten, zum anderen aber auch 
diejenigen — über die in der Öffentlichkeit weniger 
gesprochen wird —, die sich im Iran aufhalten. 1,88 
Millionen Flüchtlinge befinden sich im Iran. Die 
Iraner haben eine eigene Versorgungseinrichtung 
geschaffen. Der UNHCR hatte hier bisher relativ 
wenig Möglichkeiten, tätig zu werden. Erst letztes 
Jahr ist ein kleineres Hilfsprogramm angelaufen. 
In diesem Jahr beginnt in diesen Tagen ein größe-
res Hilfsprogramm auch im Iran. Wir begrüßen es, 
daß es jetzt möglich geworden ist, auch im Iran 
tätig zu werden und den afghanischen Flüchtlingen 
Hilfe zu leisten. Und es ist gut, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland diese Hilfsmaßnahmen im Iran 
mit 1 Million DM noch in diesem Jahr unterstützen 
will. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Schwieriger ist es, Hilfsmaßnahmen für afghani-
sche Widerstandskämpfer durchzuführen. Dies 
kann durch Versorgung der Verwundeten gesche-
hen, die nach Pakistan kommen. Dies kann durch 
Medikamentenlieferungen ins Land hinein gesche-
hen. Aber wir stehen bei der praktischen Durchfüh-
rung dieser Hilfsmaßnahmen immer wieder vor 
ganz großen Schwierigkeiten. Auch die Versorgung 
mit Nahrungsmitteln wird in Afghanistan immer 
wichtiger. Die Versorgung mit Nahrungsmitteln ist 
über die Pfade in den Bergen angesichts der gerin-
gen Transportmöglichkeiten kaum zu gewährlei-
sten. Deshalb sehen wir mit Sorge, wie die Nah-
rungsmittelversorgung in diesem Land immer 
schwieriger wird und daß die Gefahr von Hungers-
nöten zunehmen kann. Bereits in diesem Jahr hat 
es einmal erhebliche Hungersnot in einigen Teilen 
des Landes gegeben. Wir stoßen bei den Hilfsmaß-

nahmen an Grenzen, und weil wir an Grenzen sto-
ßen, überlegen wir natürlich immer wieder, wie die 
Ursachen zu beseitigen sind: Die Ursachen liegen in 
der Invasion der Sowjetunion. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die Sowjetunion könnte, wenn sie wollte, dieses 
Elend durch den Rückzug ihrer Truppen beseiti-
gen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
FDP sowie des Abg. Schwenninger [GRÜ

-

NE] — Dr. Marx [CDU/CSU]: Sie hat das 
Elend herbeigeführt!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Wulff. 

Dr. Wulff  (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Blick hat sich 
wieder auf Afghanistan gerichtet, weil wir feststel-
len müssen, daß durch die Verurteilung des franzö-
sischen Journalisten aller Welt deutlich gemacht 
wurde, welch unmenschliches Regime in Afghani-
stan herrscht. Lassen Sie mich nur einige Beispiele 
erwähnen, die wiederum in den letzten Wochen und 
Tagen geschehen sind. 

Die Männer, jene, die aus den Bergen kommen, 
tragen den Koran — die Heilige Schrift — in Kan-
dahar auf dem Kopf und zeigen damit in einer 
althergebrachten Geste ihre völlige Unterwerfung 
vor dem dortigen sowjetischen Kommandanten an. 
Man fragt sich, was in einem freiheitsliebenden 
Volk wie dem der Afghanen vorgeht, wenn so etwas 
zu geschehen hat. — Und es drängt sich, meine 
Damen und Herren, der Vergleich mit dem Schick-
sal der Turkmenen, Tadschiken, Usbeken, Kirgisen 
in den 20er und 30er Jahren auf. 

Ich sage auch hier einmal vor diesem Hohen 
Hause, daß manche Anzeichen dafür sprechen, daß 
wir Zeugen werden, wie sich Afghanistan weiter 
und weiter in eine sozialistische Sowjetrepublik zu 
verwandeln droht. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Verwandelt wird!) 

Wir sollten das, wie ich meine, näher beleuchten 
und darüber in der Öffentlichkeit diskutieren. 

Wie die sowjetische Durchdringung des Lebens in 
Afghanistan bereits geschehen ist, zeigt beispiels-
weise, daß afghanische Ärzte nur noch in der So-
wjetunion ihre Doktorprüfungen ablegen dürfen, 
daß in der Juristischen Fakultät nur noch von Mos-
kau entsandte Professoren sitzen, die die Examina 
abnehmen. Es mehren sich die Anzeichen, daß eine 
totale Durchdringung Afghanistans durch die So-
wjetmacht vorliegt. 

Ich frage mich in der Tat, wie die Regierung einer 
großen Kulturmacht, die Puschkin und Dosto-
jewski, Tolstoj und Turgenjew, Tschechow und Pa-
sternak, Tschaikowskij und Rachmaninow hervor-
gebracht hat, eigentlich ein armes, freiheitslieben-
des Volk wie das der Afghanen so unterdrücken 
kann. 
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Lassen Sie mich, Herr Außenminister, an dieser 
Stelle auch sagen: daß die Bundesrepublik Ihnen 
Dank schuldet für das Eintreten für Afghanistan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, daß sich diese Bundesregierung und 
auch die vorhergehende um Afghanistan und um 
seine unterdrückte Bevölkerung verdient gemacht 
haben. 

Ich möchte daran erinnern, was heute noch gültig 
ist; eine Regierungserklärung, die Sie, Herr Außen-
minister, am 12. März 1982 zu dem Thema „Afghani-
stan" abgegeben haben, in der es heißt — ich zitiere 
mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten —: 

Afghanistan ist ein Prüfstein für die sowjeti-
sche Bereitschaft geworden, die Unabhängig-
keit und Eigenständigkeit der Staaten der Drit-
ten Welt zu achten und deren Streben nach 
wirklicher Ungebundenheit anzuerkennen. Es 
ist ein Prüfstein dafür, ob sie eine auf Mäßi-
gung, Verantwortung und Vertrauen gegrün-
dete Politik der Entspannung zu führen bereit 
ist. 

Wir werden auch in Zukunft zu Afghanistan 
nicht schweigen. Wir werden nicht resigniert 
hinnehmen, was dort geschieht. 

Dabei wird es bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schanz. 

Schanz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Land, von dem hier und heute die Rede 
ist, gehört zu den ärmsten Ländern der Welt. Dieses 
Land ist aber auch ein Beispiel dafür, welch 
schreckliche Folgen ein Entwicklungsland riskiert, 
das in den Ost-West-Konflikt beziehungsweise in 
den Interessenbereich einer Supermacht hineinge-
zogen wird. Dieses Land Afghanistan hat nach dem 
Einmarsch sowjetischer Truppen, deren Gewaltta-
ten gegen Kinder, Frauen und Männer auch gesell-
schaftspolitisch keine Chance zur Entwicklung ge-
habt. Dafür muß die Sowjetunion die Verantwor-
tung übernehmen. Dafür muß sie weltweit verur-
teilt werden. 

Jahrelange Entwicklungsanstrengungen wurden, 
ja werden zunichte gemacht. Der Krieg verschlingt 
Menschen, richtet unermeßlichen Sachschaden an 
und entzieht dem Land alle Möglichkeiten zu sinn-
vollen Investitionen in Wirtschaft und Infrastruk-
tur. Dieses Land, das auch in Friedenszeiten immer 
unter Ressourcenknappheit gelitten hat, steht am 
Rande einer Katastrophe. 

Seit dem Einmarsch sowjetischer Truppen im De-
zember 1979 gibt es für Afghanistan keine entwick-
lungspolitische Zusammenarbeit mit der Bundesre-
publik. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das wäre ja 
nicht so schlimm!) 

Im Krieg sind alle Entwicklungschancen verschüt

-

tet. Der Krieg hat das Land um Jahre, wenn nicht 
Jahrzehnte zurückgeworfen. Er hinterläßt Wunden, 

die noch lange nicht geheilt sein werden. Selbst 
wenn der Krieg rasch und friedlich beendet werden 
sollte — wofür es im Moment keinerlei Anzeichen 
gibt —, werden die Spuren und Narben noch lange 
zu sehen sein. 

(Dr. Holtz [SPD]: Leider wahr!) 

Jemand wie ich, der sowohl das Kriegsende als 
auch Flucht und Vertreibung persönlich kennenge-
lernt hat, weiß, wovon er redet. Der Krieg in Afgha-
nistan hat zusätzliche Flüchtlingsprobleme geschaf-
fen, unter denen nicht nur das Land und seine Men-
schen selbst leiden, sondern auch die umliegenden 
Staaten, besonders Pakistan. Es müssen große 
Summen aufgebracht werden, nur um diesen 
Flüchtlingen die lebensnotwendige Existenz zu si-
chern. Entwicklungspolitisch sinnvolle und wirk-
same Maßnahmen sind nicht möglich. Die einzige 
Lösung des Flüchtlingsproblems ist die Beendigung 
des Krieges. 

Meine Damen und Herren, der Krieg hat zu einer 
Militarisierung der gesamten Region geführt. Be-
sonders Pakistan rüstet mit Hilfe der USA in be-
trächtlichem Maße auf, aber zahlreiche Waffen fin-
den auch ihren Weg nach Afghanistan — wie sollte 
es anders sein, wenn dort ein Krieg wütet. Diese 
Entwicklung kann auch zu einer gefährlichen Kon-
frontation zwischen Afghanistan und Pakistan be-
ziehungsweise Indien führen. Das ohnehin gefähr-
dete Gleichgewicht in Südostasien wird so erneut 
einer schweren Belastung ausgesetzt. Damit be-
weist sich erneut der Zusammenhang zwischen Rü-
stung und Entwicklung. Rüstung und Überrüstung 
behindern oder verhindern nicht nur Entwicklung 
in der Dritten Welt, sondern schaffen neue Kon-
frontationsgefahren und fördern die Tendenz, diese 
Länder in den Ost-West-Konflikt einzubeziehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Aufrüstung des einen Entwicklungslandes hat 
noch immer zur Folge gehabt, daß seine Nachbarn 
gleichgezogen haben bzw. bemüht waren, minde-
stens das gleiche an Waffen zu besitzen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wo war 
denn Afghanistan aufgerüstet? Das ist 
wohl sehr unpassend, was Sie da erzählen! 
Ein aufgelegter Blödsinn! — Zuruf des Abg. 

Dr. Marx [CDU/CSU]) 

Wenn sie das nicht aus eigener Kraft finanzieren 
konnten, meine Damen und Herren, haben interes-
sierte Mächte in Ost und West bisher immer noch 
nachgeholfen. 

Die weltweite politische Abkühlung ist auch eine 
Folge des sowjetischen Einmarsches in Afghani-
stan. Dies macht klar: In eine umfassende Entspan-
nungspolitik muß die Dritte Welt als gleichberech-
tigter Partner einbezogen und für ihre Aufrechter-
haltung mitverantwortlich gemacht werden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Also, Herr 
Vogel, so einen Quatsch lassen Sie zu? 
Peinlich ist das! — Dr. Vogel [SPD]: Nun 
mal Ruhe! — Regen Sie sich nicht so auf, 

Herr Kollege Klein!) 
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Dies ist nur möglich, wenn sie wirkliche Unabhän-
gigkeit und Blockfreiheit genießt und wenn die Su-
permächte auf Einflußzonen in Asien, Afrika und 
Lateinamerika verzichten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Hypothek Afghanistan kann nur abgetragen 
werden, wenn die Sowjetunion ihre Truppen aus 
Afghanistan zurückzieht, wenn jede Macht erkennt, 
daß eine direkte und indirekte Intervention in ande-
ren Staaten zu Lasten der dort lebenden Völker den 
Weltfrieden schweren Gefahren aussetzt. Deshalb 
ist an die UdSSR dringend zu appellieren, ihren 
Krieg in Afghanistan einzustellen und ihre Truppen 
aus dem Land zurückzuziehen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
schon oft genug getan!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
bin froh, wenn der Deutsche Bundestag — trotz 
unterschiedlicher Einschätzung einzelner Punkte 
— mit dieser Debatte sehr wohl deutlich macht, wer 
die Verantwortung in Afghanistan trägt bzw. wer 
aufgefordert werden muß, den Frieden wiederher-
zustellen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Berger [CDU/CSU]: Sie 
hätten beinahe davon abgelenkt! — Brück 
[SPD]: Man wird ja wohl noch differenziert 

denken dürfen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Geiger. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist schön 
und es ist gut, daß dieses unglaubliche Urteil von 
allen Fraktionen hier in diesem Hause gleicherma-
ßen verurteilt wird und daß wir uns endlich einmal 
in einem Punkt — aber in einem wichtigen Punkt 
— einig sind, nämlich in der Beurteilung der Vor-
gänge in Afghanistan. Es zeigt sich leider: Ein Un-
recht, ein Unheil zieht weiteres Unrecht nach sich. 

Der Deutsche Bundestag war sich in der Verur-
teilung des sowjetischen Einmarsches in Afghani-
stan einig und ist sich heute in der Beurteilung die-
ses schlimmen Fehlurteils einig. Wir hoffen, daß 
diese seltene Einmütigkeit auch ihre Wirkung auf 
die sowjetischen Machthaber nicht verfehlen wird. 
Wir hoffen, daß dieses Urteil revidiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Genauso hoffen wir, daß das grausame Morden an 
der unschuldigen Zivilbevölkerung aufhört, daß 
man aufhört, Frauen und Kinder umzubringen, daß 
man aufhört, unschuldige Menschen zu quälen und 
einzusperren. 

Mit dieser Aktuellen Stunde im Deutschen Bun-
destag wollen wir den Afghanen zeigen, daß wir sie 
nicht vergessen haben, daß wir ihnen helfen wollen, 
ihr Recht auf Selbstbestimmung wieder zu errei-
chen. Was wir dazu tun können, ist leider wenig 
genug. Aber dieses Wenige werden wir mit Nach-

druck leisten: Wir fordern die Freilassung von 
Jacques Abouchar. 

(Beifallb ei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Wie gesagt, unsere Mittel sind leider nicht stark. 

Eines der wirksamsten Mittel ist die öffentliche 
Anprangerung solchen Unrechts. Ein französischer 
Fernsehjournalist hat ein grausames Schicksal er-
litten. Wir im Bundestag haben eine Aktuelle 
Stunde darüber. Aber wo sind seine deutschen Kol-
legen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stercken 
[CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Auch bei ihnen sollte es Solidarität geben. Sie soll-
ten ihrem Kollegen dadurch helfen, daß sie das 
grausame Urteil der Öffentlichkeit immer wieder 
bewußt machen, dadurch, daß sie es anprangern, 
dadurch, daß sie die Öffentlichkeit für die Vorgänge 
in Afghanistan sensibilisieren. 

Zwei unserer Kollegen aus ganz verschiedenen 
Fraktionen haben da ganz anders gehandelt. Das 
verdient unseren Respekt. Sie sind in dieses Land 
gegangen und haben damit viel riskiert. Sie haben 
uns darüber unterrichtet, was sie mit eigenen Au-
gen gesehen haben. Das beweist uns, daß diese Ak-
tuelle Stunde zu Recht stattfindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir danken ihnen für ihren Mut. 

Wir wissen in unserem Land besonders gut, wie 
sehr die Bürger eines unfreien Landes auf Hilfe von 
außen hoffen. Es ist die einzige Hoffnung für die 
Afghanen und für Jacques Abouchar, daß der Druck 
von außen, der Druck der Öffentlichkeit ein Umden-
ken einleitet. Lassen wir mit unserem Druck nicht 
nach, bis in Afghanistan die Menschenrechte wie-
der gelten! Lassen wir mit unserem Druck nicht 
nach, bis die Afghanen ihre Freiheit wieder haben 
und bis vor allem dieses schreckliche Urteil revi-
diert ist! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Neben der Forderung nach Freiheit für 
den Journalisten Abouchar sehe ich den Sinn dieser 
Debatte vor allem darin, daß wir der Sowjetunion 
immer wieder mit jedem möglichen Nachdruck 
deutlich machen, welch hohen Preis sie zahlt, wenn 
sie ihre Invasion in Afghanistan fortsetzt, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

einen Preis, den sie bei dem gesamten internationa-
len Klima, bei dem, was man mit dem Stichwort 
„Vertrauensbildung" bezeichnet, zahlen muß. Auch 
bei dem, was man zumindest klimatisch im Bereich 
der Rüstungskontrolle und Abrüstungsverhandlun-
gen vorfindet, muß sie einen hohen Preis zahlen. 
Wenn man weiß, in welchem Umfang inzwischen 
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die Mehrheit bei den UNO-Resolutionen, die mitt-
lerweile ja fünffach vorliegen, und in welch hohem 
Maß im Rahmen der Interparlamentarischen Union 
die Mehrheit zugunsten der Verurteilung der so-
wjetischen Invasion gewachsen ist, bekommt man 
einen Eindruck von dem Preis, den sie zu zahlen 
hat. 

Aber unsere westlichen Appelle sind erst dann 
legitim, wenn wir — dies gebietet die Nüchternheit 
— selber von Überlegungen Abstand nehmen, wir 
bräuchten zur Rohstoffsicherung eine Politik, die 
imperialen Charakter hat und Vorhöfe oder Hinter-
höfe sichert. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wäre gut, Herr Außenminister, wenn das, was 
schon jetzt Realität ist, nämlich die drastische Ver-
minderung der Abhängigkeit der westlichen Indu-
strieländer von den Öllieferungen am Golf, auch ins 
politische Bewußtsein rückte, und wenn auch auf 
amerikanischer Seite diese neue Realität entspre-
chend gewürdigt würde, und zwar bei bestimmten 
Planungen wie etwa im Indischen Ozean oder bei 
bestimmten Territorialkommandos, die bis Paki-
stan reichen. 

Wir sind insgesamt für eine Politik, die die sowje-
tische Invasion beendet. Wir sind für Verhandlun-
gen. Wir sind gegen Hegemoniestreben, wo überall 
auf der Welt es stattfindet. Auch wenn kein Zusam-
menhang zwischen Konfliktlagen in bestimmten 
Weltregionen besteht, so gibt doch die Art, in der 
bestimmte Vor- und Hinterhöfe behandelt werden, 
wo innere und äußere Krisen sich vermischen, und 
die Weise, in der dort auch von westlicher Seite 
Konflikte gelöst werden, Auskunft über die Legiti-
mität, mit der wir die sowjetische Invasion in 
Afghanistan verurteilen. Das gilt von Mittelamerika 
über Nahost bis Mittelost und insbesondere für 
Afghanistan. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Die Aktuelle Stunde ist 
damit beendet. 

Ich rufe die Punkte 2 a und 2 b sowie den Zusatz-
punkt 1 auf: 

2.a) Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung personalausweisrechtlicher Vorschrif-
ten 

— Drucksache 10/2010 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2133 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Hirsch 
(Erste Beratung 87. Sitzung)  

b) Zweite Beratung des von den Abgeordneten 
Schäfer (Offenburg), Tietjen, Bernrath, Duve, 
Frau Dr. Hartenstein, Jansen, Kiehm, Dr. Nö-
bel, Dr. Penner, Reuter, Schröer (Mülheim), 
Wartenberg (Berlin), Dr. Wernitz, Paterna, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise 
— Drucksache 10/1115 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2133 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Hirsch 
(Erste Beratung 85. Sitzung) 

Zusatzpunkt 1: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise 
— Drucksache 10/2177 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, es ist für die Tages-
ordnungspunkte 2 a, 2 b und den Zusatzpunkt 1 eine 
gemeinsame Beratung mit einer Runde vereinbart 
worden. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung oder zur Be-
gründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Vor gut einem Mo-
nat haben wir uns in diesem Hohen Hause zum 
letztenmal mit dem Personalausweis beschäftigt. 
Da haben Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der Opposition, tief in den Topf mit 
schwarzer Farbe — eigentlich müßte ich sagen: ro-
ter Farbe — gegriffen. Da wurde der drohende 
Überwachungsstaat an die Wände und Decken die-
ses Sitzungssaals gemalt, die Gefahr von massen-
hafter Kontrolle, von anonymer Überwachung un-
serer Bürger beschworen und schließlich das Ge-
spenst der totalitären Digitalisierung; ich weiß 
nicht, was das sein soll. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist ja das 
Schlimme, daß Sie das nicht wissen!) 

Ich bin ein nüchterner Mensch, ich kann mir darun-
ter nichts vorstellen, und ich gehe davon aus, daß 
ich mir auch in Zukunft nichts darunter vorstellen 
kann. 

Am 20. September 1984 — das war dieser Tag  — 
hat  sich Herr Kollege Schäfer von der SPD für 
seine Fraktion von dem unter der sozialliberalen 
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Regierung erfundenen und auch mit den Stimmen 
seiner Fraktion im Dezember 1982 endgültig be-
schlossenen fälschungssicheren und maschinenles-
baren Personalausweis verabschiedet und seine Ab-
lehnung mit großem Pathos u. a. mit der Frage be-
gründet: Ist nicht eine Strategie zur Wahrung der 
Freiheitsrechte im Computerzeitalter notwendig? 
Herr Schäfer, ich muß das noch einmal betonen: Bis 
1982 war alles klar. Wir schaffen einen fälschungssi-
cheren und maschinenlesbaren Personalausweis; 
auch Sie wollten das. Aber kaum waren die GRÜ-
NEN im Deutschen Bundestag, muß man feststel-
len, da schmeißen Sie all das, was Sie früher mal für 
gut und nützlich befunden haben, über Bord. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wen wundert's? 
— Zurufe von der SPD) 

Man kann wirklich nur sagen: Sie hängen sich an 
die Rockschöße der GRÜNEN, daß einem um Ihre 
traditionsreiche Partei angst und bange wird. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]) 

Als ich seinerzeit etwas bescheidener entgegnet 
habe, daß die Koalition, was die Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts angeht, durchaus lernfähig ist 
und daß wir deshalb die Einführung des neuen Aus-
weises in bezug auf Datenschutz überprüfen und 
dem Rechnung tragen wollen, haben Sie mit spötti-
scher Ungläubigkeit reagiert. Der Ihnen heute vor-
gelegte Entwurf eines Fünften Änderungsgesetzes 
sollte, so hoffe ich, dem Kollegen Schäfer doch ein 
Erlebnis ähnlich wie dem des ungläubigen Thomas 
verschaffen; denn unser Gesetzentwurf bringt eine 
umfassende datenschutzrechtliche Absicherung der 
Einführung des neuen Personalausweises, welches 
die Maßgaben des Bundesverfassungsgerichts in 
seinem Volkszählungsurteil verwirklicht und den 
Wünschen und Anregungen der Datenschutzbeauf-
tragten von Bund und Ländern Rechnung trägt. 

Ich bin der Überzeugung, daß wir mit dem jetzt 
vorgelegten Gesetzentwurf und den bis zu seiner 
Verabschiedung  einzubringenden bereichsspezifi-
schen Datenschutzregelungen im Sicherheitsbe-
reich eine in die Zukunft weisende Lösung gefun-
den haben, die man durchaus als Strategie zur 
Wahrung der Freiheitsrechte im Computerzeitalter 
bezeichnen kann. Einerseits wird die Wirksamkeit 
der Verbrechensbekämpfung erhöht sowie die Ab-
wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit in 
unserem Lande gewährleistet, indem der Polizei die 
Nutzung des technischen Fortschritts auf dem Ge-
biet der Daten- und Informationstechnik ermöglicht 
wird, andererseits wird für den Bürger der von der 
Verfassung gebotene Schutz seiner personenbezo-
genen Daten in größtmöglichem Umfang garan-
tiert. 

Wie Umfrageergebnisse zeigen — die auch der 
Opposition nicht verborgen geblieben sein dürften; 
66 % sind für den fälschungssicheren, maschinen-
lesbaren Personalausweis —, sind die Bürger den 
Schwarzmalereien der Opposition nicht gefolgt. Sie 
wollen wirksamen Schutz vor Gewalt und Verbre-
chen. Der mit dem fälschungssicheren und maschi-

nenlesbaren Personalausweis verbundene Sicher-
heitsgewinn ist nach wie vor unbestreitbar. 

Der Präsident des Bundeskriminalamtes hat 
noch vor wenigen Tagen bestätigt, daß durch die 
Einführung des fälschungssicheren Ausweises eine 
Vielzahl von Straftaten verhindert werden kann, 
nicht zuletzt im Terrorismusbereich. Ich erinnere 
mich in diesem Zusammenhang an eine Aussage 
des Generalbundesanwalts Rebmann. Er hat ge-
sagt, daß sich die RFA reorganisiere. Ich glaube, wir 
sollten das früh genug bedenken und diesen Aus-
weis schnellstens schaffen. 

Der neue Ausweis wird es Tätern erschweren, be-
trügerisch Kraftfahrzeuge anzumieten, gestohlene 
Eurocheques im Ausland einzulösen oder betrüge-
risch Waren und Leistungen zu erlangen. Lassen 
Sie mich gleich einfügen, Herr Schäfer — Sie spre-
chen sicherlich nach mir —: Ich hoffe, daß Sie nicht 
Herrn Dr. Boge als Ihren Kronzeugen aufführen, 
daß er gegen Maschinenlesbarkeit ist. 

(Zuruf des Abg. Tietjen [SPD]) 

— Herzlichen Dank; nur habe ich hier ein Doku-
ment. Dr. Boge hatte gehört, daß es Schwierigkeiten 
in der Koalition wegen der Maschinenlesbarkeit 
gab. Um überhaupt den fälschungssicheren Perso-
nalausweis zu retten 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

— Sie können das nachlesen, ich gebe Ihnen das 
gern —, hat er erklärt: Wir brauchen den Ausweis 
sehr dringend und sehr schnell. Deswegen hat er 
zunächst einmal auf Maschinenlesbarkeit verzich-
tet. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wir erklä

-

ren es Ihnen nachher, Herr Clemens!) 

Hätte er gewußt, daß wir uns so schnell einigen 
würden, hätte er, glaube ich, diese Aussage nicht 
gemacht. 

Nach der jüngsten Statistik des BKA sind über 
eine halbe Million Personalausweise als gestohlen, 
verloren oder abhanden gekommen gemeldet. Nach 
fast dreizehntausend gestohlenen Blankopersonal-
ausweisen wird gefahndet, die ohne große Schwie-
rigkeiten zu kriminellen Zwecken verwendet wer-
den können. 

Auch der in diesem Zusammenhang vielfach an-
gesprochene Abbau der Grenzkontrollen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft mindert den Nut-
zen des neuen Ausweises nicht entscheidend. Denn 
bis zu dem vollständig kontrollfreien Personenver-
kehr zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft ist es noch ein weiter Weg. 

Herr Schäfer — wenn Sie mal einen Moment 
zuhören würden — 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich höre Ihnen 
immer zu!) 
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am gestrigen Morgen war ich sehr schnell hellwach, 
als ich Ihre Stimme im Radio hörte. Ich hatte das 
Gefühl, im Gegensatz zu Ihnen war ich wach. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Was treiben Sie 

morgens, Herr Clemens?) 

Sie haben an diesem Morgen erklärt, nun würde 
man an den Grenzen die Kontrollen abbauen, aber 
dafür würde das BMI im Lande die Polizeikontrol-
len verstärken. Nun, muß ich sagen, bin ich von 
Ihnen als dem innenpolitischen Sprecher außeror-
dentlich enttäuscht. Eigentlich müßten Sie schon 
einmal etwas von Föderalismus gehört haben. Ei-
gentlich müßten Sie wissen, daß Polizeikontrollen 
im Inland nichts mit dem BMI zu tun haben, son-
dern Ländersache sind. Ich muß sagen, das war 
äußerst dürftig. Aber Sie waren wahrscheinlich 
noch nicht ganz wach. 

Solange es nicht gemeinsame Kontrollen an den 
Außengrenzen, eine Fahndungsunion 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nach der 
Wirtschaftsunion die Fahndungsunion!) 

und weitgehende Angleichung etwa der Ausländer- 
und waffenrechtlichen Bestimmungen innerhalb 
der EG gibt, bleiben Verdachts- und Stichproben-
kontrollen an den Grenzen zu unseren westlichen 
Partnerstaaten erforderlich, ganz zu schweigen von 
solchen an Flughäfen und Seehäfen, wo natürlich 
auch kontrolliert werden muß und wo der Personal-
ausweis eine gute Rolle spielt. 

Wer hinter dem neuen Personalausweis immer 
noch staatliches Übermaß befürchtet, mag sich die 
äußerst eingehenden, in dieser Form bislang ein-
maligen Datenschutzvorkehrungen ansehen, die 
jetzt in das Personalausweisgesetz aufgenommen 
sind. Ich richte hier einen Appell an diejenigen Kri-
tiker, die auch jetzt wieder, nachdem die Einigung 
der Koalitionsfraktionen auf den Ihnen vorliegen-
den Gesetzentwurf bekannt wurde, ohne weitere 
Nachprüfung Zweifel an der Verfassungskonformi-
tät des neuen Ausweises hinausposaunen. So leitet 
zum Beispiel der Vorsitzende der GDP, ein linien-
treuer SPD-Genosse, der bisher immer noch für den 
fälschungssicheren und maschinenlesbaren Perso-
nalausweis war, Zweifel gegen die Maschinenles-
barkeit ab — man höre und staune, auf einmal hat 
er Zweifel, offensichtlich weil auch die SPD Zweifel 
hat —: daß nicht geregelt sei, was denn mit den poli-
zeilichen Ausweiskontrollen und den dort erhobe-
nen Daten geschieht. Dabei ist gerade diese Frage 
in § 3 a des neuen Gesetzes eingehend geregelt, in-
dem zum Beispiel das Abfragen des polizeilichen 
Fahndungsbestandes mit dem neuen Ausweis bei 
negativem Ausgang nicht protokolliert werden 
darf. 

Bei der Führung der Personalausweisregister 
und bei der Nutzung des neuen Ausweises durch 
die öffentliche Verwaltung sind alle nur denkbaren 
Sicherungen eingebaut. Ein Mißbrauch des Auswei-
ses im Sinne eines Personenkennzeichens ist aus-
geschlossen. Die Nutzung des Ausweises für 
Zwecke der elektronischen Datenverarbeitung im 
privaten Bereich ist künftig völlig untersagt. Die 

Polizei erhält keinerlei zusätzliche Eingriffsbefug-
nisse. 

Das öffentlich so heftig diskutierte Anlegen von 
sogenannten Bewegungsbildern mit Hilfe des 
neuen Ausweises ist nur ausnahmsweise, nämlich 
bei Verdacht besonders schwerer, in § 100 a der 
Strafprozeßordnung aufgezählter Straftaten, und 
dann auch nur befristet und nur auf Grund schriftli-
cher richterlicher Anordnung zulässig. 

Das Fünfte Änderungsgesetz läßt den Ausgabe-
zeitpunkt für den neuen Ausweis offen. Die Koali-
tion strebt — ich persönlich bin da ein bißchen vor-
sichtig — die Einführung des fälschungssicheren 
und maschinenlesbaren Ausweises ab 1. Januar 
1986 an, was aber voraussetzt, daß die Länder ihre 
erforderlichen Übereinkommen treffen und daß bis 
zum Inkrafttreten des Änderungsgesetzes weitere 
gesetzliche Datenschutzregelungen im Sicherheits-
bereich beschlossen und, soweit erforderlich, bis 
zum Inkrafttreten des neuen Personalausweisge-
setzes hier im Bundestag eingebracht werden. 

Hierbei geht es vor allem um eine gesetzliche 
Regelung der Informationsgewinnung und -verar-
beitung bei der Polizei, also im Bereich des Bundes-
kriminalamtes und des Bundesgrenzschutzes, so-
wie um eine gesetzliche Regelung der Zusammen-
arbeit der Nachrichtendienste mit den Polizeibehör-
den, wozu u. a. die sogenannte Amtshilfe des Bun-
desgrenzschutzes gehört, und schließlich um eine 
gesetzliche Regelung der Datenerhebung und -ver-
arbeitung im Bereich der Verfassungsschutzbehör-
den. 

Im Klartext: Die Koalitionsfraktionen werden im 
Laufe des nächsten Jahres eine ganze Reihe be-
reichsspezifischer Datenschutzregelungen erarbei-
ten. Es wird mit Sicherheit zu Novellierungen des 
Gesetzes über das Bundeskriminalamt, des Geset-
zes über den Bundesgrenzschutz und des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes kommen. 

Lassen Sie mich mit Blick zur rechten Seite, näm-
lich in Richtung FDP und zu Herrn Hirsch, unse-
rem Ansprechpartner im Innenausschuß, einmal 
sagen: Ich möchte Sie ermuntern, in dieser Weise 
fortzufahren, sich mit uns zu einigen. Ich meine, 
Entscheidungsfreudigkeit kommt nicht nur beson-
ders Ihnen, sondern uns allen zugute, und das 
bringt letzten Endes auch den Erfolg für unsere 
Koalition. Das ist sehr gut, und Sie sollten auf die-
sem Wege fortschreiten. 

Wir können und wollen die Sicherheitsbehörden 
angesichts der immer schwieriger werdenden Auf-
gabe der Verbrechensbekämpfung nicht auf ein 
Steinzeit-Handwerkszeug beschränken. Polizei und 
Nachrichtendienste müssen sich im Computerzeit-
alter der Möglichkeiten der Informationstechnolo-
gie und der Datenverarbeitung bedienen können. 
Wenn solche modernen Techniken eingesetzt wer-
den, sind allerdings Absicherungen der Freiheits- 
und Persönlichkeitsrechte der Bürger sowie beson-
dere rechtsstaatliche Kontrollen notwendig. Wir 
werden dafür sorgen, daß dies eingehalten wird. 

Für uns sind — um das ganz deutlich zu erklären 
— Datenschutz und innere Sicherheit keine Gegen- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Oktober 1984 	6845 

Clemens 
sätze, sondern haben den gleichen Stellenwert. Wir 
werden allerdings nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts darauf zu achten haben, daß Ab-
wägungen zwischen den überwiegenden Allgemein-
interessen und dem Persönlichkeitsrecht des ein-
zelnen Bürgers vorgenommen werden müssen. Wir 
werden aber nicht zulassen, daß eine Einschrän-
kung der Sicherheitsbehörden erfolgt. Wir werden 
auf jeden Fall darauf achten, daß kein Mißtrauen 
bei Polizei oder Verfassungsschutz entsteht. Im Ge-
genteil, wir werden dafür sorgen, daß Verunsiche-
rungen und Diffamierungen der Sicherheitsbehör-
den und ihrer Mitarbeiter entgegengewirkt wird. 
Wir als Gesetzgeber werden ausdrücklich die Ver-
antwortung für die Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten übernehmen. 

Für meine Fraktion darf ich daher abschließend 
noch einmal betonen: Wir nehmen unsere Verant-
wortung für die innere Sicherheit in der Bundesre-
publik Deutschland und damit für die Kriminali-
tätsbekämpfung und für den Schutz der Bürger vor 
Verbrechen auf der einen Seite wie auch den 
Schutz des Persönlichkeitsrechts unserer Bürger 
auf der anderen Seite sehr ernst und werden das 
wie heute beim Personalausweisgesetz auch auf 
den anderen Gebieten in den nächsten Monaten 
unter Beweis stellen. 

Lassen Sie einen letzten Schlußsatz zu — ich 
sehe, die Zeit ist abgelaufen —: Wer nichts zu ver-
bergen hat, braucht die Einführung des neuen Per-
sonalausweises nicht zu fürchten, und ich hoffe, die 
Opposition hat nichts zu verbergen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist das zweite 
Mal binnen weniger Wochen, daß wir über das Per-
sonalausweisgesetz und die damit verbundenen 
Probleme diskutieren. Ich will deswegen bewußt 
darauf verzichten, bekannte Argumente zu wieder-
holen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Sie haben ja auch 
gar keine Argumente mehr!) 

— Ich will aber gleichviel, Herr Kollege Clemens, zu 
Beginn auf zwei Ihrer Behauptungen eingehen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Der hat auch nur her

-

umgeredet!) 

Sie haben uns vorgeworfen, uns nicht mehr an 
die Entscheidungen der Jahre 1977 und 1982 gebun-
den zu fühlen. Ich bestätige ausdrücklich, es ist 
richtig, es ist zutreffend, daß alle damals im Bun-
destag vertretenen Parteien noch 1982 einem neuen 
Personalausweissystem zugestimmt haben. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Einstimmig!) 

— Dazu stehen wir, Herr Kollege Fischer. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha!)  

Richtig ist auch, daß sich inzwischen zwei Sachver-
halte neu ergeben haben, die uns als Gesetzgeber 
dazu zwingen, unsere Position zu überprüfen. Wir 
würden unserem Auftrag als Gesetzgeber nicht ge-
recht, wenn wir das wieder herbeten würden, was 
vor drei oder fünf Jahren richtig war und heute 
durch die Entwicklung überholt ist. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Genau deshalb ha

-

ben wir einen neuen Entwurf vorgelegt!) 

Ich will dies in zwei Punkten begründen: 

Punkt 1: 1977/78 während der Zeit der terroristi-
schen Herausforderung ist die Idee des fälschungs-
sicheren, maschinell lesbaren Ausweises geboren 
worden. Damals ging man davon aus, daß die Emp-
fehlungen der internationalen Luftfahrtorganisa-
tion, die Empfehlungen des Europarates, die Zu-
stimmung vieler westeuropäischer Länder zur 
gleichzeitigen Einführung dieses neuen Ausweises 
einen erheblichen Sicherheitsgewinn als Folge hät-
te. Alle drei Voraussetzungen sind weggefallen: Der 
Europarat steht nicht mehr zu seiner Empfehlung, 
die internationale Luftfahrtorganisation ist abge-
rückt, außer der Bundesrepublik Deutschland will 
kein westeuropäischer Staat einen fälschungssiche-
ren, maschinell lesbaren Ausweis einführen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das ist absolut 
falsch!) 

Der Sicherheitsgewinn, den man sich ursprünglich 
damit bei der Terroristenbekämpfung versprochen 
hat, ist hinfällig. Wer dies nicht sieht, verschließt 
die Augen vor Tatsachen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Tatsache ist, daß 
die Belgier und die Briten diesen fäl

-

schungssicheren Ausweis einführen wer

-

den!) 

Punkt 2 — und dies ist wichtiger —: Wir haben 
das historische Datum 15. Dezember 1983, das Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts zur Volkszäh-
lung mit der Festschreibung des Grundrechts auf 
informationelle Selbstbestimmung, die „Bergpre-
digt des Datenschutzes", wie es ein Rechtsprofessor 
genannt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hans Schneider; Sie können es nachlesen. 

Dies zwingt uns, nicht nur im Bereich des Perso-
nalausweisgesetzes, sondern in allen Bereichen mo-
derner Datenerhebung, Datenspeicherung, Daten-
verarbeitung den Grundsätzen des Verfassungsge-
richtsurteils Rechnung zu tragen, daß nur bei Erfor-
derlichkeit, nur bei Notwendigkeit, nur bei Wah-
rung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, nur 
bei Wahrung des Grundsatzes, daß jeder wissen 
können muß, was wann wo über ihn gespeichert 
ist, daß Ausnahmen nur im überwiegenden All-
gemeininteresse zulässig sind und diese Ausnah-
men per Gesetz geregelt werden müssen, 

(Clemens [CDU/CSU]: Das ist doch alles 
Vergangenheit! Mit dem neuen Gesetzent

-

wurf haben Sie das doch alles!) 

daß wir nur unter diesen Maßgaben dieses Grund-
recht gesetzlich einschränken dürfen. 
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Jetzt sind wir bei der Frage der Erforderlichkeit 

des neuen Ausweises. Sie haben wieder, Herr Cle-
mens, wie tibetanische Gebetsmühlen den Riesensi-
cherheitsgewinn wiederholt. Ich halte es lieber mit 
den Fakten. Tatsache ist, daß rund eine halbe Mil-
lion Personalausweise über Jahre hinweg abhan-
den gekommen ist. Es ist sachlich falsch, es ist 
intellektuell unredlich, die Zahl der verlorengegan-
genen Ausweise gleichzusetzen mit damit begange-
nen Straftaten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Laufs [CDU/CSU]: Das tut doch keiner!) 

Wer Tatsachen zur Kenntnis nimmt, kommt auf 
eine andere Zahl — ich wiederhole mich —: Bei 
über 1 Million Ausweisen kommt die Kriminalpoli-
zei in Hamburg auf 25 gefälschte Ausweise pro 
Jahr. Bei über 1 Million Ausweisen! 

Herr Clemens, gehen wir die Kriminalstatistik 
einmal gemeinsam durch. Zwei Drittel der 4,3 Mil-
lionen Straftaten des Jahres 1983 sind Eigentums-
delikte. Dazu bedarf es keines gefälschten Auswei-
ses. Da hilft auch der neue Ausweis nicht zur Ver-
brechensbekämpfung. 

Gegen Terroristenbekämpfung bringt der neue 
maschinell lesbare Ausweis überhaupt nichts, weil 
Terroristen jederzeit auf andere Papiere auswei-
chen können. Zur Begehung aller Schwerverbre-
chen — Vergewaltigung, Mord, Totschlag, Raub, 
Geiselnahme — bedarf es keines Ausweises. Zur 
Bekämpfung dieser Schwerverbrechen bedarf es 
dann aber auch keines maschinell lesbaren, fäl-
schungssicheren Ausweises. 

(Clemens [CDU/CSU]: Wie war es denn mit 
dem Terrorismus, der RAF?) 

Es bleibt, Herr Kollege Clemens, eine einzige 
Zahl ausweislich der Angaben des BMI: jährlich 
etwa 3000 Betrugsdelikte leichter und mittlerer Art, 
vor allem Eurocheque-Betrug. Auch hier kann man 
auf andere Ausweispapiere ausweichen. Bei 4,36 
Millionen Straftaten pro Jahr nachweislich rund 
3000 Betrugsdelikte leichter und mittlerer Art. Das 
ist weniger als 1 Promille, darunter — gottlob, sage 
ich — keine Schwerverbrechen. Und deswegen wol-
len Sie mit dem Argument der Kriminalitätsbe-
kämpfung, Erhöhung der inneren Sicherheit einen 
maschinell lesbaren Ausweis einführen. 

Wir sagen Ihnen: Der maschinell lesbare Ausweis 
ist nicht erforderlich, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollten ihn 
doch auch!) 

er ist unverhältnismäßig. Er rechtfertigt nicht den 
Preis, der unabdingbar mit der maschinellen Les-
barkeit für die Freiheitsrechte des Bürgers verbun-
den ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist der Punkt. Daß Sie das nicht begreifen wol-
len, weiß ich j a. 

Jetzt will ich aber einmal die Fachleute zitieren. 
Ursprünglich, Herr Spranger, ist die maschinelle 
Lesbarkeit ja mit intensiverer Grenzkontrolle be-

gründet worden. Das ist jetzt weggefallen. Da ich 
Sie kenne, Herr Clemens, zitiere ich jetzt Herrn 
Boge vom 21. Oktober wörtlich. Herr Boge, Präsi-
dent des Bundeskriminalamtes, antwortet auf eine 
Frage: 

Herr Frank, die Maschinenlesbarkeit ist für 
mich heute kein zentrales Thema mehr. Mit 
dem Abbau der Grenzkontrollen ist auch ein 
wichtiges Argument für die Forderung entfal-
len, unabhängig davon, ob Computer auch her-
kömmliche Ausweise lesen können. 

Also ist die Notwendigkeit der maschinellen Les-
barkeit entfallen: 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Alles ist maschinell 
lesbar, auch die alten Ausweise!) 

Ich wiederhole die Aussage von Herrn Boge: 

Herr Frank, die Maschinenlesbarkeit ist für 
mich heute kein zentrales Thema mehr. Mit 
dem Abbau der Grenzkontrollen ist auch ein 
wichtiges Argument für die Forderung entfal-
len, unabhängig davon, ob Computer auch her-
kömmliche Ausweise lesen können. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Also Abschaffung 
des Ausweises überhaupt!) 

Die Erforderlichkeit ist nicht nachgewiesen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Herr Schäfer, ich 
gebe Ihnen gern mal den Text vom 

23. 10.!) 

Die Einführung des maschinell lesbaren Ausweises 
widerspricht den Grundsätzen des Verfassungsge-
richts. 

Im übrigen muß man doch wohl auch fragen dür-
fen, Herr Spranger und auch Herr Clemens: Warum 
hält man an der maschinellen Lesbarkeit fest, ob-
wohl das Argument Grenzkontrolle, das Hauptargu-
ment, weggefallen ist? 

(Clemens [CDU/CSU]: Sie haben mir nicht 
zugehört. Ich habe Ihnen das gesagt!) 

Weil andere Zwecke damit verfolgt werden. Herr 
Spranger wird nach uns reden. Er soll sagen, ob es 
keine Pläne und Diskussionen im BMI, Arbeits-
kreis II der Innenministerkonferenz gibt, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Lesen Sie erst ein-
mal den Gesetzentwurf, bevor Sie solche 

Dinge sagen!) 

die Grenzkontrollen durch verstärkte Kontrollen im 
Inland aufzufangen. Er soll sagen, ob es zutrifft, ob 
entsprechende Schreiben vom BKA — in diesem 
Fall nicht von Herrn Boge, sondern von Herrn Boe-
den — vorliegen, in denen gerade die Möglichkeit 
massenhafter Datenspeicherung als Ausgleich für 
den Wegfall der Grenzkontrollen verlangt wird. Ein 
klares Wort, daß nicht daran gedacht ist, die Grenz-
kontrollen ins Inland zu verlagern, würde uns hel-
fen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, will ich 
noch etwas zu Ihrem Gesetzentwurf sagen: Ich 
sage, die Erforderlichkeit der Maschinenlesbarkeit 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Oktober 1984 	6847 

Schäfer (Offenburg) 
ist nicht gegeben. Daß der Personalausweis auch 
gegenwärtig schon lesbar ist, ist noch kein Argu-
ment dafür, daß die neue Qualität der Computerles-
barkeit eingeführt werden muß. Wir müssen nicht 
alles machen, was technisch möglich ist. Man kann 
die Computerlesbarkeit schlechtweg per Gesetz ver-
bieten. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Das ist ja ein Witz!) 

Es gibt, Herr Hirsch, im Personalausweisgesetz 
Ansätze, die den Datenschutzanforderungen in der 
Richtung entgegenkommen, wie es richtig ist, doch 
auch viele Bedenken: Neu ist zwar in § 2 a Abs. 2 
eine Zweckbestimmung des Personalausweisregi-
sters; diese wird aber zugleich in § 2 b in dem bisher 
vorgesehenen Umfang wieder durchbrochen. Die 
Übermittlung an andere Behörden, insbesondere an 
MAD und BND, ist nach wie vor nicht an die Vor-
aussetzung gebunden, daß deren Aufgaben und Be-
fugnisse gesetzlich geregelt werden müssen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Er hat nicht zuge

-

hört!) 

Dort steht: per Gesetz oder durch Rechtsverord-
nung. 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Aus 
dem Hause des Bundesinnenministers kommen sol-
che unsinnigen Formulierungen wie die, daß der 
Datenschutz nicht zum Täterschutz entarten dürfe. 
Als ob irgend jemand eine solche Forderung aufge-
stellt hat! Jeder wird die sozialdemokratische Frak-
tion als Bündnispartner haben, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wer will denn 
das?) 

wenn es darum geht, unbeschadet der Frage, wie 
man zur maschinellen Lesbarkeit steht, alle für den 
Bereich der Organe der inneren Sicherheit notwen-
digen, sich aus dem Urteil zum Volkszählungsge-
setz ergebenden Datenschutzanforderungen gesetz-
lich durchzusetzen und zu verabschieden, bevor die-
ses Gesetz, wie auch immer man zur maschinellen 
Lesbarkeit steht, hier verabschiedet werden kann. 

Ich stimme der FDP ausdrücklich in folgendem 
zu — das ist unsere alte Position vom Januar 1980 
bei der Verabschiedung der Entschließung mit den 
bereichsspezifischen Forderungen zum Daten-
schutz: Das Personalausweisgesetz ist nur ein klei-
nes Teilstück dessen, was uns an Datenschutzauf-
gaben bevorsteht. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: Dann sprechen Sie 
mal in Nordrhein-Westfalen mit Herrn Rau 
über den Datenschutz, auch über den Fall 
Rohde! Wo ist denn da der Datenschutz, 

Herr Kollege?) 

Ich bitte darum, Herr Kollege Laufs, sich dabei 
nicht nur auf die entsprechenden Gesetze des Bun-
des zu beschränken, nicht nur auf das Bundeskrimi-
nalamtsgesetz, nicht nur auf das Gesetz über das 
Bundesamt für Verfassungsschutz, nicht nur auf 
den notwendigen Regelungsbereich der Amtshilfe, 
nicht nur auf die KPS-Richtlinie. Zu denken ist 
auch an die Polizeigesetze der Länder, zumal nach 

Ihren Vorstellungen die Länderpolizei in großem 
Umfang mit der maschinell lesbaren Ausweiskarte 
umgehen soll. Das muß vorher geregelt werden, da-
mit wir endlich im Bereich der inneren Sicherheit 
rechtliche Grundlagen haben. 

Dies ist aus zwei Gründen notwendig. Die Polizei 
muß die Informationen, die sie braucht, bekommen. 
Das muß rechtlich einwandfrei geregelt sein. Es ist 
notwendig, daß der Bürger Vertrauen in die Polizei 
haben kann. Das Vertrauen ist eine der wesentli-
chen Komponenten im Verhältnis zwischen Bürger 
und Polizei. 

Das zweite Argument ist ebenso wichtig: Es muß 
eindeutig klar werden, daß das Grundrecht auf in-
formationelle Selbstbestimmung nur in begründe-
ten Ausnahmefällen eingeschränkt wird. 

(Clemens [CDU/CSU]: Genau das haben 
wir in unserem Entwurf!) 

Da liegt für uns als Parlament die Hauptaufgabe, 
nämlich in diesen weiten Bereichen, wo wir bislang 
zum Teil weiße Flecken, keine rechtlichen Grundla-
gen haben. 

Herr Kollege Hirsch, ich sage noch einmal: Die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist Bünd-
nispartner für jeden hier, der es mit diesen Daten-
schutzforderungen ernst meint. Der Maßstab ist 
durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vorgegeben. Die Meßlatte liegt hoch. 

Wenn wir, meine Damen und Herren, diese Auf-
gaben tatsächlich anpacken und parlamentarisch 
sachgerecht beraten wollen, dann — so meine Pro-
gnose — wird es nicht möglich sein, den Gesetzent-
wurf über den Personalausweis noch in dieser Le-
gislaturperiode zu verabschieden, gleichgültig, wie 
man zu der Frage der maschinellen Lesbarkeit 
steht. Jeder, der ein bißchen in der Materie steckt, 
weiß, welchen Berg von Schwierigkeiten die Fragen 
der Informationsverarbeitung, der Informationsver-
wertung, des fairen Umgangs mit Informationen al-
lein im Bereich der drei Institutionen MAD, BND 
und Bundesamt für Verfassungsschutz vor uns auf-
türmen, welcher Berg an Vorarbeiten vor uns liegt. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: Halten Sie den Vor

-

trag mal Herrn Schnoor!) 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. Ih-
nen, Herr Clemens, und den anderen Herren von 
der CDU/CSU würde ich ab und an empfehlen, mal 
zuzuhören und nicht dauernd durch lärmende Zwi-
schenrufe dem Haus die Möglichkeit zu nehmen, 
meinen Ausführungen zu lauschen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Schäfer, um Ihre letzte Bemer-
kung aufzugreifen, angesichts dieses Berges von 
Schwierigkeiten wird noch manche Bergpredigt nö-
tig sein, wobei allerdings die Zuhörerschaft bei der- 
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selben größer war, als wir sie hier heute unter uns 
haben. 

Herr Clemens, ich bedanke mich für die Bemer-
kung zur Einigungsfähigkeit. Ich kann nur ergän-
zen, je weiter Sie sich liberalen Positionen nähern, 
um so leichter wird die Einigung jeweils sein. Ich 
sehe dem mit großer Freude entgegen. 

Meine Damen und Herren, alle Fraktionen des 
Hauses sind sich ja darüber einig, daß das Personal-
ausweisgesetz in der gegenwärtigen Form am 1. No-
vember nicht in Kraft treten kann. Darin besteht 
völlige Übereinkunft. Alles andere ist streitig. Und 
wir werden sehen, nicht nur aus Ihrer Rede, Herr 
Kollege Fischer, die gleich kommen wird, sondern 
auch aus mancher öffentlichen Diskussion, daß es 
ungewöhnlich einfach ist, zu diesem Thema der Ma-
schinenlesbarkeit des Ausweises Emotionen zu er-
wecken, also dem Bürger den Eindruck zu geben, er 
verschwände mit diesem Ausweis auf Nimmerwie-
dersehen in einer Datenverarbeitung, seine Daten 
würden jedem Zugriff geöffnet und was man der-
gleichen mehr hören wird. Ich habe gestern von 
seriöser Seite die Meinung gehört, der Bürger 
könne nach diesem Gesetz in einer polizeilichen 
Fahndungsdatei nur deswegen landen, weil er zu-
fällig in eine polizeiliche Kontrolle gerate. Der Ver-
bleib seiner maschinengelesenen Daten bleibe un-
klar, und es werde eine parallele Einwohnermelde-
datei aufgebaut. Das ist alles falsch. Man muß es 
nur nachlesen. Das ist alles falsch, das exakte Ge-
genteil ist richtig. Wir haben in diesem Vorschlag 
im Zusammenhang mit dem Personalausweis, und 
zwar exakt entlang der Vorgabe des Volkszählungs-
urteils des Bundesverfassungsgerichts, die Daten-
verarbeitung in einer Exaktheit geregelt, wie das in 
keinem anderen sicherheitsrelevanten Bereich bis-
her der Fall ist. Wir haben alle Grundsätze, die das 
Urteil zum Schutz der Privatheit aufgestellt hat, 
nach unserer Überzeugung strikt berücksichtigt. 

Nun haben Sie, Herr Schäfer, etwas über die Be-
deutung des Ausweises zur allgemeinen Kriminali-
tätsbekämpfung gesagt. Zunächst einmal ist, glaube 
ich, unstreitig: wenn man von dem Bürger verlangt, 
daß er einen Personalausweis hat, dann muß man 
auch dafür sein, daß der Ausweis möglichst fäl-
schungssicher ist. Darüber kann man sich wohl 
kaum streiten. Ich wäre dankbar gewesen, wenn Sie 
in Ihrer Rede etwas darüber gesagt hätten, ob Sie 
mit dem System des Personalausweises im übrigen, 
vorbehaltlich der Lesezone, einig sind. Darüber ha-
ben Sie leider nichts bemerkt. Man kann bei den 
500 000 verlorengegangenen Ausweisen — zur Zeit 
sind über 500 000 Ausweise als verloren und abhan-
den gekommen gemeldet — zweifeln, wo sie hinge-
raten sind. Aber man kann bei den 12 000 gestohle-
nen Blankoformularen für die Personalausweise si-
cherlich davon ausgehen, daß sie entweder im kri-
minellen Bereich verwendet werden oder jedenfalls 
verwendet werden sollen. Ich stimme Ihnen zu, daß 
man nicht mit naturwissenschaftlicher Exaktheit 
beantworten kann, ob über die bekanntgewordenen 
3 000 Betrugsfälle hinaus weitere Straftaten mit ge-
fälschten Ausweisen begangen werden. Das Ge-
heimnis der Kriminalstatistik ist ja, wie Sie wissen,  

daß man nur die bekanntgewordenen Straftaten er-
fassen kann, nicht aber diejenigen, die erfolgreich 
begangen werden, nämlich ohne daß der Täter mit 
der Art seiner Tätigkeit aufkippt. Das ist dabei doch 
das Problem. Man kann also über den Umfang des 
Sicherheitsgewinns streiten. Man kann, glaube ich, 
aber schwer bestreiten, daß die Fälschungssicher-
heit einen Gewinn in der Kriminalitätsbekämpfung 
bedeutet. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und 
Abgeordneten der SPD) 

Nun kommt das zweite. Wir haben damals ein-
stimmig beschlossen, daß die Datenschutzvorkeh-
rungen im Sicherheitsbereich nachdrücklich fortge-
setzt werden müssen. Das Volkszählungsurteil — 
da  stimme ich Ihnen zu — hat diese Aufforderung 
noch dringender und notwendiger gemacht. Es sagt 
nicht, daß man in diesem Bereich nichts tun sollte, 
sondern es sagt nur: Ihr müßt im Sicherheitsbe-
reich — und wir sagen: auch bei der Einführung 
eines neuen Personalausweises — alles tun, was 
sich aus dem Volkszählungsurteil ergibt, um einen 
Mißbrauch zu vermeiden. Das Urteil steht nicht der 
Maschinenlesbarkeit entgegen, sondern sagt nur: 
Wenn ihr sie haben wollt, muß Mißbrauch ausge-
schlossen sein. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Die Erforder-
lichkeit und die Verhältnismäßigkeit müs-

sen nachgewiesen werden!) 
— Natürlich! Ich komme darauf, Herr Kollege. 
Keine Sorge! 
Nun kommen Sie mit einem Argument, das man 

in der Öffentlichkeit immer wieder hört und das 
mich eigentlich verwundert. Sie sagen nämlich: Da 
die Grenzkontrollen weggefallen sind, gibt es kei-
nen Anlaß mehr für die Maschinenlesbarkeit. Dar-
aus ergibt sich die Frage an Sie: Wenn es Grenzkon-
trollen gibt, würden Sie denn dann die Maschinen-
lesbarkeit akzeptieren? 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nein!) 

— Auch nicht. Also lassen wir das Argument weg, 
weil es unschlüssig ist. Sie müßten ja dann dem 
Umkehrschluß folgen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Hirsch, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schä-
fer? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Wir nehmen hier na-
türlich keine Ausschußberatung vorweg. Herr Kol-
lege Hirsch, das Hauptargument der Befürworter 
des maschinell lesbaren Ausweises war die Mög-
lichkeit intensiverer Grenzkontrollen. Stimmen Sie 
mir zu, daß mit dem Wegfall des Hauptarguments 
die Befürworter neue Argumente nachschieben, 
weil das Hauptargument weggefallen ist? 

Dr. Hirsch (FDP): Nein. Es hat immer mehrere 
Argumente für die Maschinenlesbarkeit gegeben. 
Herr Kollege Schäfer, das wissen Sie. Das eine ist 
das Argument der Erleichterung der Kontrollen. In 
diesem Zusammenhang wird immer die Grenze ge- 
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nannt. Sie wissen genauso gut, daß es nach den 
Polizeirechten der Länder auch Kontrollstellen im 
Inland geben kann. Sie wissen, daß es viele Fälle 
gibt, in denen nach wie vor kontrolliert wird. Den-
ken Sie an die Flughäfen! 

Sie wissen genau, daß die Maschinenlesbarkeit 
überhaupt nicht das Kernproblem des Unterneh-
mens ist. Es ist doch nicht entscheidend, ob dort ein 
Beamter sitzt, den Ausweis aufblättert und das, was 
er liest, manuell in das Datenverarbeitungssystem 
eingibt, oder ob der Beamte die Daten maschinell in 
das Datensystem eingibt, sondern das Entschei-
dende ist, was mit den Daten hinter der Maschine 
geschieht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Beides!) 

Die Frage, was im Datenverarbeitungssystem sel-
ber geschieht, ist doch unabhängig davon, mit wel-
cher Technik die Daten in das System hineinkom-
men und welche Daten es sind. 

Da muß man einmal die technische Entwicklung 
zur Kenntnis nehmen. Jeder Postbeamte weiß, daß 
die Briefe maschinengelesen nach der Postleitzahl 
geordnet werden. Jeder Bankbeamte weiß, daß die 
Nummer unten auf dem Scheck — diese schön ver-
schnörkelten Ziffern — maschinell gelesen werden. 
Es ist also kein Problem, eine Datenverarbeitungs-
anlage zu bauen, die normale, mit der Schreibma-
schine geschriebene Schrift, also auch Ihren jetzi-
gen Ausweis, lesen kann. Er ist maschinenlesbar. 

Die Frage ist — ich wiederhole es —: Was ge-
schieht mit den Daten hinter der Maschine? Dies 
haben wir nun mit dem vorgelegten Gesetzentwurf 
zum erstenmal geregelt. Es ist für den Bürger wich-
tig zu wissen, was mit den Daten geschieht, wo sie 
in den Fahndungsbestand eingegeben werden, ob 
sie dort bleiben, welche Daten es sind und ob sie in 
einen Fahndungsbestand allein deswegen hinein-
kommen können, weil er in irgendeine Kontrolle 
gerät. 

Das Gesetz enthält ein paar eindeutige Grundre-
geln, die man einfach zur Kenntnis nehmen muß, 
weil ohne sie die Maschinenlesbarkeit in der Tat 
nicht akzeptiert werden könnte. 

Erstens. Der Ausweis enthält keine verschlüssel-
ten oder sonst irgendwie verborgenen Angaben. 

Zweitens. Die Maschinenlesbarkeit bezieht sich 
nur auf den Namen, den Geburtstag und die Aus-
weisnummer, die Gültigkeitsdauer des Ausweises. 

Drittens. Ganz im Gegensatz zum kommunalen 
Melderegister, wo eine Fülle von Daten sind, hat die 
Personalausweisbehörde nur die Angaben, die sie 
braucht, um zu bestätigen, daß der Ausweis echt ist 
und für wen er ausgestellt wurde. Die Behörde gibt 
keine Angaben an Private, und sie antwortet ande-
ren Behörden nur, wenn das durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung vorgesehen ist. 

Ich muß Sie daran erinnern, Herr Schäfer, daß 
beim Melderechtsrahmengesetz mit Ihrer Zustim-
mung für eine viel größere Zahl persönlichster Da-
ten einschließlich der Steuerdaten ein solcher Ge-

setzesvorbehalt nicht gemacht worden ist, auch 
nicht in Ansehung von MAD und BND. Hier wird 
zum erstenmal der Gesetzes- oder Rechtsverord-
nungsvorbehalt gemacht, und es wird vorgesehen, 
daß die Registerbehörde die Daten löschen muß, 
wenn der Ausweis ungültig geworden ist. 

Vierter Punkt: Die Seriennummer kann kein Per-
sonenkennzeichen werden. Sie darf nicht im kom-
munalen Melderegister gespeichert werden, was 
heute der Fall ist. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sonst in allen 
anderen Verwaltungskarteien! Da haben 

sie die Möglichkeit!) 

— Auch dieser Einwand ist falsch, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nein!) 

weil die Seriennummer keinen Hinweis auf die Per-
son enthält, also nur zusammen mit dem Ausweis 
auskunftsfähig ist — sie steht nur im Ausweisregi-
ster, und sie darf nicht im Melderegister gespei-
chert werden. Wenn Sie Wert darauf legen, können 
wir das auch ausdehnen, kein Problem. — 

Fünftens. Von der Maschinenlesbarkeit dürfen 
nur die Polizei und der Zoll zu Zwecken der Grenz-
kontrolle, Strafverfolgung, Strafvollstreckung und 
Gefahrenabwehr Gebrauch machen. Und die Ma-
schinenlesbarkeit darf nur für den polizeilichen 
Fahndungsbestand, nicht für andere Dateien ge-
nutzt werden. 

Sechstens. Die Abrufe bei Kontrollen dürfen 
nicht gespeichert werden, sondern nur bei bestimm-
ten Delikten der Schwerkriminalität, wenn ein 
Richter das ausdrücklich angeordnet hat. Und sie 
müssen nach sechs Monaten gelöscht werden. Die 
Einrichtung von Bewegungsbildern mit Hilfe des 
Ausweises ist damit unmöglich. 

Siebentens. Im privaten Bereich dürfen weder die 
Seriennummer noch die Maschinenlesbarkeit ge-
nutzt werden. 

Lassen Sie mich noch eine Schlußbemerkung ma-
chen. Das Volkszählungsurteil führt in der Tat zur 
Notwendigkeit — da stimme ich mit Ihnen völlig 
überein —, im Sicherheitsbereich neue gesetzliche 
Regeln zu schaffen, die die Zweckbestimmung von 
Datensammlungen und die Weitergabe von Daten 
berühren. Und zu diesen gesetzlichen Regelungen 
gehören die Zusammenarbeit zwischen Bundes-
grenzschutz und Sicherheitsdiensten, ein MAD-Ge-
setz, eine Neuregelung des Verfassungsschutzgeset-
zes und des Bundeskriminalamtsgesetzes im Zu-
sammenhang mit Informationsgewinnung und -ver-
arbeitung mittels Datenverarbeitung. 

Die Koalition ist sich darüber einig — und ich 
hoffe, Sie stimmen dem zu —, daß der maschinen-
lesbare Personalausweis erst dann eingeführt wer-
den soll, wenn wir uns über die gesetzlichen Neure-
gelungen dieser Sicherheitsbereiche verständigt 
und soweit wie möglich entsprechende Gesetzent- 
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würfe in erster Lesung behandelt oder sie verab-
schiedet haben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist aber 
sehr schwach! — Zuruf des Abg. Dr. Wer

-

nitz [SPD]) 

— Natürlich, Herr Wernitz. Unterstellt einmal — 
auch das muß man bei dem Zeitplan sagen —, wir 
würden unseren ehrgeizigen Zeitplan einhalten, 
und man könnte mit der Ausgabe der neuen Aus-
weise zum 1. Januar 1986 beginnen, dann wissen 
auch Sie, daß sich die Einführung dieser Ausweise 
über Jahre hinziehen würde, nämlich immer nur 
dann vorgenommen würde, wenn der bisherige 
Ausweis ausliefe. Das ist also ein Prozeß, der sich 
allmählich vollziehen würde. Und ich bin der Über-
zeugung, daß bis dahin — und das ist auch notwen-
dig — diese sicherheitsrelevanten Regelungen ge-
troffen werden. 

Ich fordere Sie und alle Kritiker, die wir haben, 
 auf, uns an Hand des jetzt vorgelegten Gesetzent-

wurfes realistische Mißbrauchsmöglichkeiten auf-
zuzeigen, die wir nicht erfaßt haben — die möchte 
ich einmal hören —, nicht irgendwelche Erfindun-
gen, sondern realistische Möglichkeiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich erwarte, daß die Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder, die Sachverständigen, die 
Polizei natürlich, die interessierte Öffentlichkeit 
sich ausführlich mit diesem Gesetzentwurf beschäf-
tigen werden. Wir werden den Rat dieser Öffent-
lichkeit mit großem Interesse hören, ihn sorgsam 
verfolgen und ihn auch beachten. Unsere Bitte geht 
nur dahin, die Kritik und die Beurteilung erst dann 
vorzunehmen, wenn Sie Gelegenheit hatten, den 
Gesetzentwurf wirklich zu prüfen, nicht einfach nur 
daherzureden, sondern den Entwurf wirklich zu 
prüfen. 

Wir beginnen damit in der Tat eine außerordent-
lich mühsame Arbeit, nämlich nach den strikten 
Vorgaben des Volkszählungsurteils den Daten-
schutz im Sicherheitsbereich zu regeln und sowohl 
den Schutz der Privatsphäre des Bürgers als auch 
seinen Schutz vor Kriminalität zu verbessern. Nun 
werden wir sehen, wer und wie zu diesen beiden 
Zielen seinen Beitrag leistet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fischer (Frankfurt). 

(Clemens [CDU/CSU]: Jetzt kommen dieje

-

nigen, die etwas zu verbergen haben! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein weiteres Mal flattert 
dem Hohen Hause im Schnellgangverfahren ein 
Gesetzgebungswerk der Regierungskoalition zu, 
von welchem man bis Dienstag dieser Woche zu-
mindest als Angehöriger der Opposition noch gar 
nicht wußte, daß es in dieser Sitzungswoche behan-
delt werden soll. Allerdings machte mich die Tatsa-
che stutzig, daß man uns für zwei schlichte Ände-
rungsgesetze bezüglich des Inkrafttretens des  

neuen Personalausweisgesetzes eine ganze Viertel-
stunde Debattenzeit gewährt; ansonsten ist man da 
wesentlich knausriger. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ach was!) 

Nun also zaubert die Koalition nicht das be-
rühmte Karnickel aus dem Hut, sondern man för-
derte die Dame Mustermann nebst fälschungssi-
cherem und maschinenlesbarem Personalausweis 
zutage. Der jetzt vorliegende Entwurf enthält keine 
wesentlichen Änderungen, Herr Kollege Hirsch, 
oder gar Neuerungen. Auch daß die FDP trotz star-
ker Worte und rhetorischem Muskelspiel sich 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU] — 
Lachen bei der FDP) 

letztendlich vor dem Bayern Strauß knieweich 
beugt — Umfall heißt ja das Markenzeichen dieses 
Liberalismus — ist nicht sonderlich neu. Strauß 
nebst CSU haben sich am vergangenen Wochen-
ende ja bitterlich über die Liberalen beschwert und 
wutschnaubend Remedur verlangt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 

Unseren starken Friedrich lassen wir uns nicht län-
ger von windigen Liberalen demontieren, so 
dröhnte es, Kollege Bötsch, unisono aus bayeri-
schen Landen, und Strauß dementierte dabei so an-
haltend und nachhaltig jeden Gedanken an eine 
Große Koalition, daß es offensichtlich unseren Libe-
ralen dabei bänglich und schwach in den Knien 
wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie waren auch 
schon einmal origineller!) 

Allein dies mag den Umfall erklären, die unziemli-
che Hektik und Eile 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Bei uns wird zügig 
gearbeitet!) 

bei der Einbringung des vorliegenden Gesetzent-
wurfes erklären sich daraus keineswegs, vor allem 
dann nicht, wenn man die angekündigte üppige 
Rahmengesetzgebung bedenkt, die gesetzliche Re-
gelung von MAD, BND, Verfassungsschutz 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie haben nicht 
genau zugehört!) 

und der gesamten Amtshilfeproblematik zwischen 
Polizei und Geheimdiensten, welche es vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes hier abzuwickeln gilt. Die 
soll ja angeblich Bestandteil des Koalitionskompro-
misses über den Personalausweis sein. 

Weshalb also die Eile? Offensichtlich besteht da 
ein Handlungsbedarf, ein tiefes Bedürfnis nach ei-
ner Demonstration von Handlungsfähigkeit dieser 
politisch daherwatschelnden Koalition der Mitte. 
Der gouvermentale Murks der Regierung Kohl, die 
korrumptiven Ausdünstungen jener 25 Millionen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

welcher ein namhafter Düsseldorfer Großkonzern 
in Bonn selbstlos unter namhafte Politiker ver-
streut hat, und jene eigentümliche Dreierbeziehung 
um einen Sozialfall herum, welche in den letzten 
Wochen ruchbar wurde, haben gewaltige Turbulen-
zen geschaffen. Da wackelt offensichtlich nicht nur 
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der Kahn der Koalition, sondern der Kanzler selbst, 
und also mußte gehandelt werden, mußte man dem 
Volke zeigen, daß alles paletti ist, und so plagt uns 
hier und heute der neue Personalausweis. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Konnte man anläßlich der Debatte um den neuen 
Personalausweis am 20. September — vor vier Wo-
chen — dieses Jahres noch den Worten des Kolle-
gen Hirsch entnehmen, daß die FDP wenigstens die 
Maschinenlesbarkeit der Mustermann-Karte nicht  
zulassen würde, so sieht man sich heute eines Bes-
seren belehrt. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Sie müssen 
bei der Wahrheit bleiben! — Weitere Zu

-

rufe von der FDP) 

Alles bleibt beim alten; da mag das Verfassungsge-
richt in seinem Volkszählungsurteil entscheiden, 
wie es will, und da mögen die Datenschutzbeauf-
tragten von Bund und Ländern noch so nachhaltig 
auf die Gefährlichkeit des ganzen Unternehmens 
verweisen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie sind jedenfalls 
kein Mustermann!) 

Das beeindruckt weiter nicht. 

Für das Festhalten an der Maschinenlesbarkeit 
ließen sich unsere wackeren liberalen Streiter ein 
besonders kluges Argument — zumindest konnte 
man das der Presse entnehmen; Herr Hirsch hat es 
soeben wieder vorgetragen — einfallen: Die FDP —
so liest man — hat ihre Bedenken gegen die Ma-
schinenlesbarkeit vor allem deshalb zurückgestellt, 
weil in Kürze Geräte, die Klarschrift lesen können 
und kaum teurer sein werden, auf den Markt kom-
men. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Solche Geräte gibt 
es doch schon lange! Sie leben hinter dem 

Mond!) 

— Wenn es sie sogar schon gibt, noch besser. Nur, 
wenn das Klarschriftlesen zu wohlfeilen Preisen 
der Polizei demnächst eh beschert wird, dann frage 
ich mich: Weshalb läßt man dann diesen gefährli-
chen Schritt hin zur Maschinenlesbarkeit nicht ein-
fach sein? Mir erscheint das dann schlichtweg über-
flüssig. Entweder ist das demnächst technisch über-
holt und man kann es lassen, oder — und dies halte 
ich für wahrscheinlicher — man will  uns  hier in-
tellektuell auf Kanzler-Niveau bringen. 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD  — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Dazu müssen die 
Voraussetzungen vorliegen! Das ist bei Ih

-

nen leider nicht der Fall!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Fi-
scher, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Hirsch? 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Ja, Herr Hirsch, 
also eine Minute. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Fischer, kann ich Ihren 
Bemerkungen entnehmen, daß Sie auf die Daten-
schutzvorkehrungen, die wir in diesem Gesetz mit  

der Maschinenlesbarkeit verbinden, verzichten wol-
len? 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Nein, darauf will 
ich nicht verzichten, und darauf komme ich auch 
gleich zu sprechen. Etwas Geduld, die Rede dauert 
an. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Hoffentlich haben Sie 
beim Ablesen jetzt nicht die Zeile verlo

-

ren.) 

— Nein, ich habe auch diese Zeile nicht verlo-
ren. — 

Ein weiteres gewichtiges Argument der Befür-
worter des fälschungssicheren, maschinenlesbaren 
Personalausweises ist der erhoffte und nachhaltig 
unterstellte Sicherheitsgewinn. Dessen Notwendig-
keit malt man nach bekannter Manier in düsteren 
bis blutigen Farben: 12 700 Fahndungen nach ge-
stohlenen Blankopersonalausweisen, 500 000 Perso-
nalausweise gestohlen, verloren oder abhanden ge-
kommen — so der Gesetzentwurf. Wem die Phanta-
sie bei diesen Zahlen noch nicht durchgeht, er möge 
sich folgendes in Erinnerung rufen: „Schafft euch 
euer eigenes Paßamt", so zitierte der Kollege Milt-
ner — hier sitzt er — in der Personalausweisde-
batte vor vier Wochen keinen geringeren als An-
dreas Baader — wahrhaft ein Kronzeuge. Na, Herr 
Kollege Miltner, wenn das nichts ist! Zwar behaup-
ten kluge Leute vom Fach, etwa der oberste Verfas-
sungsschützer von Hamburg, Christian Lochte, daß 
es sich bei der Fälschungssicherheit um eine nicht 
einlösbare Fiktion handelt. Aber bitte: Nachdem 
man bereits 120 Millionen DM für die Mustermann

-

Karte verpulvert hat und zudem Terroristen und 
Schwerkriminellen zeigen will, was eine staatliche 
Harke ist, muß der neue Ausweis trotz schwerster 
datenschutzrechtlicher Bedenken eben her. Ich 
freue mich schon heute auf die langen Gesichter 
der Herren Zimmermann und Miltner, wenn einmal 
die ersten gefälschten „fälschungssicheren" Perso-
nalausweise auftauchen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Die Wette gilt!) 

Überhaupt die Sicherheitslage: Sie ist in der Tat 
so dramatisch, daß der Präsident des BKA, Boge — 
und dies ist weiß Gott ein über alle Schwächlichkeit 
erhabener Herr —, öffentlich erklärte, der neue 
Ausweis sei nach der Öffnung der Westgrenzen 
überflüssig. Er hat nichts gegen die Maschinenles-
barkeit, sondern er sagte nur: Das ist jetzt in seiner 
Funktion überflüssig geworden. Das verstehe nun 
einer, Herr Hirsch: Der Kanzler beseitigt in staats-
männischer Sektlaune 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Warum nicht in 
„Champagnerlaune"?) 

gemeinsam mit dem französischen Staatspräsiden-
ten die beiderseitigen Grenzkontrollen — eine 
wahrhaft mutige, spontane Tat —, sein oberster Po-
lizist erklärt daraufhin unter vernehmlichem Zäh-
neknirschen den neuen Ausweis für überflüssig, für 
funktionslos, während sein Innenminister just in 
diesem Augenblick mit seinem Gesetzentwurf an-
trabt, um die Sicherheitslage mit einem unnötigen 
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Fischer (Frankfurt) 
Ausweis zu stabilisieren. Aber wahrscheinlich muß 
man der Regierung Kohl oder zumindest der Koali-
tion angehören 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Da haben Sie nie 
eine Chance!) 

— Herr Kittelmann, Gott sei Dank, das ehrt 
mich —, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Da sind wir beide 
einig!) 

um den tieferen Sinn dieser Regierungskunst zu 
verstehen. 

Wie gesagt, der vorliegende Entwurf läßt alles 
beim alten: Seriennummer, Lesezone und Personal-
ausweisregister bleiben unverändert erhalten und 
behalten die Möglichkeit der Funktion eines aufein-
ander abgestimmten und verbundenen Systems von 
Personenkennzeichen-Substituten. Der Bürger 
wird auch in Zukunft nicht genau wissen, wer was 
wann mit seinen Daten macht, und dies ist eine zen-
trale Forderung aus dem Volkszählungsurteil des 
BVG. Bewegungsbilder dürfen bei schweren Straf-
taten erstellt werden, d. h. bei vorliegendem Ver-
dacht. Man denke einmal an die Zeit der Schleyer

-

Entführung zurück — das kommt ja hier im Hause, 
vor allen Dingen auf der Regierungsbank, wieder in 
Mode — und frage sich, wer da nicht alles verdäch-
tig war. Einen solchen Gruppenverdacht, Herr Kol-
lege Hirsch, sieht das Gesetz ausdrücklich vor. 
Zwar soll es dazu in Zukunft einer richterlichen 
Genehmigung bedürfen, die Anordnung soll räum-
lich eingegrenzt und maximal sechs Monate auf-
rechterhalten werden, und es sind eine Protokollie-
rungspflicht und ein Löschungstermin vorgesehen. 
Aber dies alles ändert an der Tatsache nichts, daß 
die bestehenden Praktiken der Rasterfahndung 
und des Gruppenverdachts lediglich gesetzlich fest-
geschrieben werden und das Schattenreich polizei-
licher Überwachung gesetzlich sanktioniert wird. 

(Clemens [CDU/CSU]: Ihr wollt wohl den 
absoluten Nachtwächterstaat!) 

Besonderes Interesse verdient beim vorliegenden 
Gesetzentwurf der § 3 a. Behörden, so steht da, und 
sonstige öffentliche Stellen dürfen den Personal-
ausweis nicht zum automatischen Abruf personen-
bezogener Daten verwenden. Ein wahrhaft revolu-
tionärer Satz, wenn es so wäre. Aber gleich danach 
hagelt es die entscheidenden Ausnahmen. Polizei 
und Zoll dürfen eben dies zum Zwecke der Grenz-
kontrolle, der Fahndung oder Aufenthaltsfeststel-
lung, der Strafverfolgung, Strafvollstreckung, Ge-
fahrenabwehr für die öffentliche Sicherheit. Im 
Klartext: Es wird sich nichts am faktischen Zustand 
ändern. Und das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung wird dabei weggebügelt. 

Im Absatz 2 dieses Paragraphen kommt es noch 
toller. Denn da wird die Speicherung dieser perso-
nenbezogenen Daten, die man beim automatischen 
Lesen gewonnen hat, in Dateien verboten, es sei 
denn, es dient zur Aufklärung einer schwer krimi-
nellen Straftat. Und was kann da eigentlich nicht 
dazu dienen? Was kann da eigentlich nicht dazu die-
nen? Der Gesetzentwurf wimmelt nur so von allge-

meinen Ermächtigungsklauseln für die Sicher-
heitsbehörden. In den entscheidenden datenschutz-
relevanten Bereichen gelten allein die Imperative 
des polizeilichen Überwachungsstaats und gilt kei-
neswegs die informationelle Selbstbestimmung. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Völlig unklar ist zudem, was die Geheimdienste 
mit der neuen Wunderkarte treiben dürfen. Dar-
über steht kein Wort im vorliegenden Entwurf. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Eben nichts! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Nicht zugehört!) 

— Das würde ich gern zu Protokoll gegeben wissen, 
daß sie damit „nichts" dürfen. Herr Hirsch, ich be-
danke mich. 

Eine erste Durchsicht dieses überwachungsstaat-
lichen Machwerks — mehr war bei diesem Verfah-
ren ja nicht drin — 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wie war der Aus-
druck?) 

bestätigt unsere Befürchtungen und unser Mißtrau-
en. Mit diesem Gesetz kommt die Bundesrepublik 
dem Erfassungs- und Überwachungsstaat einen 
entscheidenden und fatalen Schritt näher. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Blödsinn!) 

Wir lehnen daher den maschinenlesbaren und 
fälschungssicheren Personalausweis entschieden 
ab, nicht nur, weil er unnötig ist, weil er nicht mehr 
Sicherheit und individuelle Freiheit garantiert, son-
dern vor allem, weil er für die Freiheit des einzel-
nen selbst ein eminentes Sicherheitsrisiko dar-
stellt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Grüne Angst! — Clemens 
[CDU/CSU]: Damit Ihr weiter im trüben fi-

schen könnt!) 

Der neue Ausweis ist überflüssig, ist teuer; und vor 
allem: er ist gefährlich. 

In der gegenwärtigen — lassen Sie mich das zum 
Schluß sagen — versumpften Bonner Situation 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

gewinnt das Adjektiv „neu" einen ganz neuen 
Klang und Gehalt. 

(Zuruf des Abg. Clemens [CDU/CSU]) 

Einen neuen Innenminister: das kann man sieh vor-
stellen. Ein neuer Herr im Stuhl kommt auf uns zu. 
Auch einen neuen Kanzler könnte man sich vorstel-
len. Eine neue Regierung scheint immer nötiger zu 
werden. Und eine neue Politik drängt sich auf. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Einen neuen 
Fischer vor allem! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

All dies drängt sich mit jedem weiteren Tag mit 
Flick und seinen Schäflein immer mehr auf. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wann rotieren 
Sie?) 
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Fischer (Frankfurt) 
— Es rotieren, Herr Kittelmann, doch ganz andere 
Herren weit vor uns. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lassen Sie uns die Rotationsfrage in aller Ruhe 
gern diskutieren. Ich nehme an, morgen steht das 
spätestens an. 

Der neue Personalausweis hingegen ist so ziem-
lich das Letzte, was einem dabei in den Sinn 
kommt. Und er ist, so die Meinung der GRÜNEN, 
auch wirklich das Letzte, woran es dieser Demokra-
tie und dieser Republik gebricht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Par-
lamentarische Staatssekretär Spranger. 

Spranger, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Schäfer hat zwei 
Argumente vorgetragen, mit denen er meint die ge-
änderte Haltung seiner Fraktion zu diesem Thema 
„Fälschungssicherer und maschinenlesbarer Perso-
nalausweis" begründen zu können. 

Das erste Argument war, außer der Bundesregie-
rung befürworte keine Institution diesen Ausweis 
in dieser Form. Das ist unzutreffend. Die Länder 
Großbritannien und Belgien arbeiten an solchen 
Ausweisen; die USA haben den fälschungssicheren 
Reisepaß ebenso eingeführt, wie ihn die Internatio-
nale Luftfahrtorganisation empfohlen hat; auch die 
Ministerkonferenz des Europarats hat ihn empfoh-
len. Im übrigen: Es geht hier ja nicht darum, ob man 
sagt, auch andere machen etwas Richtiges; sondern 
die Frage ist, ob wir mit dem Projekt etwas Richti-
ges tun. Und das war ja zweifelsohne die Auffas-
sung Ihrer Fraktion noch im Dezember 1982. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das zweite Argument, das Bundesverfassungsge-
richt würde diesen Ausweis verbieten oder es prak-
tisch ausschließen, daß er beraten wird, ist auch 
falsch. Das Verfassungsgerichtsurteil macht Aufla-
gen, und diesen Auflagen im Bereich des Daten-
schutzes wird nach dem Vorschlag der Koalitions-
parteien in einer optimalen Form entsprochen. Um 
dieses Urteil sorgfältig auszuwerten, kam es zu Ver-
schiebungen auch des Termins des Inkrafttretens, 
so daß, Herr Schäfer, alle Argumente letztendlich 
nicht vermögen, Ihre geänderte Haltung logisch zu 
begründen, es sei denn: Wir sind jetzt in der Opposi-
tion und haben nicht mehr die Verpflichtungen fort-
zutragen, was wir noch im Dezember 1982 als not-
wendig anerkannt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Schäfer? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe bei Ihnen 
nicht dazwischengefragt, und auch ich möchte im 

Kontext sprechen. Sie haben eine Reihe von Argu-
menten, und sonst wird es auch zu lang. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das war 
schwach!) 

Ich möchte zu Ihren Behauptungen, dieser neue 
Ausweis würde nichts bringen, darlegen, daß neben 
dem Widerspruch zu früheren Auffassungen die 
meisten anderen Länder der Auffassung sind, daß 
es was bringt. Es ist im Bereich der Bekämpfung 
des Terrorismus unbestritten, daß dieser Personen-
kreis mit gefälschten Ausweisen arbeitet. Im Juli 
sind bei den Festnahmen in Frankfurt zahlreiche 
gefälschte Pässe gefunden worden, in gleichem 
Maße auch bei den Depots, die entdeckt wurden, so 
daß die Notwendigkeit zu bejahen ist. 

Im übrigen ist Herr Boge aus dem Zusammen-
hang gerissen zitiert worden. Wenn man nachliest, 
was er wirklich gesagt hat, erkennt man, daß auch 
das Bundeskriminalamt nach wie vor der Auffas-
sung ist, daß dieser Ausweis richtig und notwendig 
ist. Wir beabsichtigen auch keineswegs, durch ver-
stärkte Inlandskontrollen Erleichterungen im 
Grenzverkehr auszugleichen. Ich weiß nicht, wer 
diese Behauptungen aufgestellt hat; im übrigen ist 
der Bund dafür gar nicht zuständig. 

Zum Schluß komme ich zu der Behauptung, die 
Befürworter hätten gesagt, ein solcher Ausweis 
würde zu intensiveren Grenzkontrollen führen. Das 
haben immer diejenigen gesagt, die gegen den Aus-
weis waren. Wir haben immer gesagt: Ein solcher 
Ausweis führt zu einfacheren Kontrollen, führt zum 
Ausschluß von Fehlentscheidungen, von Fehlidenti-
fizierungen, so daß hier für den Bürger also Vorteile 
entstehen. 

Zu der Aggressions- und Märchenstunde von 
Herrn Fischer fällt mir im Grunde wenig ein, außer 
der Feststellung, daß, wie in dieser Fraktion üblich, 
in der Sache nichts geboten wird, daß nicht einmal 
Ansatzpunkte einer kritischen Auseinandersetzung 
möglich sind, weil es wirklich an Argumenten 
fehlt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Pure Polemik, 
nichts sonst!) 

Wenn ich daran denke, was in den „Bonner Per-
spektiven" dargelegt wurde, wie die GRÜNEN mit 
ihren Finanzen umgehen, um ökonomische Nischen 
zu finanzieren, dann sollten sie besser mal Nachhil-
festunden in Sachkunde für die parlamentarische 
Arbeit nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Ach, Herr Spranger! 
Ich muß mich in dieser Woche zurückhal

-

ten!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
unterstützt den Gesetzentwurf der Koalitionsfrak-
tionen. Denken Sie mal darüber nach! Vielleicht ist 
das möglich, Herr Fischer. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Im Gegen

-

satz zu Ihnen bin ich zum Denken noch in 
der Lage!) 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
Der Zeitpunkt für die Einführung eines neuen, fäl-
schungssicheren, automatisch lesbaren Personal-
ausweises soll nun zum 1. November 1984 aufgeho-
ben werden. Es sprechen ökonomisch-verwaltungs-
mäßige Gründe dafür, nun in einem Gesetz die Ter-
mine für das Inkrafttreten der Vierten Novelle zum 
Personalausweisgesetz und der Ausweismusterver-
ordnung aufzuheben. 

Ich bedauere diese erneute Verschiebung des 
Einführungstermins, den — darauf ist ja schon wie-
derholt hingewiesen worden — der Bundestag noch 
am 15. Dezember 1982 einstimmig beschlossen hat. 
Es ist aber auch einmütige Auffassung, daß diese 
Maßnahme unvermeidbar geworden ist, nachdem 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vorliegt 
und Bund und Länder gemeinsam zu dem Ergebnis 
gelangt sind, daß danach datenschutzrechtliche Er-
gänzungen notwendig sind. Diese Ergänzungen 
können bis zum 1. November 1984 nicht mehr 
durchgeführt werden. 

Ich möchte dem Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages für die zügige Beratung der vorliegen-
den Gesetzentwürfe danken. Diese zügigen Bera-
tungen haben es ermöglicht, das Suspendierungsge-
setz noch rechtzeitig zu beschließen. Morgen kann 
der Bundesrat dem Gesetz zustimmen, mit der Fol-
ge, daß ein Inkrafttreten vor dem 1. November 1984 
gewährleistet ist. 

Die Bundesregierung hat in den Debatten der 
vergangenen Wochen und Monate wiederholt zum 
Ausdruck gebracht, daß sie die Einführung dieses 
neuen Personalausweises in Übereinstimmung mit 
der ganz überwiegenden Mehrheit der Länder zur 
effektiveren Bekämpfung der Kriminalität und des 
Terrorismus weiterhin für zwingend erforderlich 
hält. An dieser Meinung hat sich nichts geändert. 
Dadurch, daß der neue Ausweis automatisch gele-
sen werden kann, werden die gesetzlich vorgesehe-
nen Kontrollen des Grenzübertrittpapiers des ein-
zelnen Reisenden erleichtert und Eingabefehler 
ausgeschlossen. Die Lesezone auf dem neuen Per-
sonalausweis ist daher auch angesichts der jetzt 
eingeführten Erleichterungen im grenzüberschrei-
tenden Personenverkehr von Vorteil, weil auf Stich-
proben und gelegentliche Schwerpunktkontrollen 
sowie auf die Kontrollen auf den Flughäfen nicht 
verzichtet werden kann. 

Die Bundesregierung begrüßt es dankbar, daß die 
Koalitionsfraktionen inzwischen den Entwurf einer 
Fünften Novelle zum Personalausweisgesetz einge-
bracht haben. Das Bundesinnenministerium war 
bei der Erarbeitung der Vorlage intensiv beratend 
beteiligt. Alle möglichen Auswirkungen des Karls-
ruher Urteils sind berücksichtigt worden. Das ist 
durch die Sprecher der Koalitionsfraktionen bereits 
ausführlich dargelegt worden. Der Gesetzentwurf 
ist nach meiner Auffassung geeignet, die mit der 
Ausgabe der neuen Ausweise für die innere Sicher-
heit verfolgten Ziele zu erreichen. Er wird zugleich 
den Anforderungen gerecht, die sich aus dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszäh-
lungsgesetz ergeben. 

Ich hoffe, daß die erforderlichen parlamentari-
schen Beratungen so gefördert werden können, daß  

der neue fälschungssichere und automatisch les-
bare Personalausweis im Interesse der Sicherheit 
unserer Bürger möglichst bald in der Bundesrepu-
blik Deutschland eingeführt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-

stimmung über den Punkt 2 a der Tagesordnung, 
dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
eingebrachten Gesetzentwurf auf Drucksache 
10/2010. Ich rufe die  Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Bestimmun-
gen zuzustimmen wünscht, bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! - Enthaltungen? — Bei 
einigen Enthaltungen angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei Enthaltungen und einer Gegenstimme ist 
das Gesetz in der dritten Lesung angenommen. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zur Be-

schlußfassung über den Punkt 2 b der Tagesord-
nung. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/ 
2133, den Gesetzentwurf der Abgeordneten Schäfer 
(Offenburg), ... und der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/1115 für gegenstandslos zu erklären. 
Der Antragsteller dieses Antrags ist einverstanden, 
daß wir darüber sofort abstimmen, ohne das noch 
einmal zu beraten. — Herr Schäfer, habe ich Sie da 
richtig verstanden? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Durch die soeben er-
folgte Abstimmung ist dieser Antrag erledigt. Ich 
denke, wir brauchen gar nicht mehr abzustimmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Damit ist dieser An-
trag gegenstandslos geworden. Wir brauchen nicht 
darüber abzustimmen. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Zusatz-

punkt 1. Interfraktionell wird vorgeschlagen, den 
Gesetzentwurf auf Drucksache 10/2177 zu überwei-
sen an den Innenausschuß als federführenden Aus-
schuß sowie an den Rechtsausschuß und den Haus-
haltsausschuß zur Mitberatung. Gibt es anderwei-
tige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. — Dann 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 28. Januar 1981 
zum Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener Da-
ten 
— Drucksache 10/2118 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
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Vizepräsident Frau Renger 

Hierzu wird das Wort zur Begründung nicht ge-
wünscht. — Auch das Wort zur Aussprache wird 
nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 10/2118 an 
den Innenausschuß — federführend — sowie zur 
Mitberatung an den Rechtsausschuß, den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und den Ausschuß für 
Forschung und Technologie zu überweisen. Gibt es 
weitere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann 
ist auch das so beschlossen; danke schön. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Kittelmann, Wissmann, Klein (Mün-
chen), Dr. Pinger, Höffkes, Dr. Unland, Dr. 
Marx, Dr. Abelein, Dr. Schwörer, Lattmann, 
Dr. von Wartenberg, Graf Huyn, Lenzer, Mül-
ler (Wadern), Dr. Hüsch, Echternach, Cle-
mens, Dr.-Ing. Kansy, Kraus, Dr. Köhler 
(Duisburg), Borchert, Pfeffermann, Landré, 
Frau Fischer, Biehle, Dr. Jobst, Dr. Bugl, Dr. 
Müller, Dr. Götz, Schulze (Berlin), Weiß, Jago-
da, Susset, Magin, Regenspurger, Lowack, 
Milz, Schreiber, Dr. Olderog, Feilcke und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Dr. Haussmann, Beckmann, Grünbeck, 
Dr.-Ing. Laermann, Frau Seiler-Albring, Dr. 
Solms, Schäfer (Mainz), Ertl, Frau Dr. 
Hamm-Brücher, Dr. Rumpf und der Fraktion 
der FDP 

Protektionismus 
— Drucksachen 10/1318, 10/1700 — 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/2183 ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat hat 
die Vereinbarung getroffen, für diese Aussprache 
zwei Stunden vorzusehen. Erhebt sich dagegen Wi-
derspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann eröffne 
ich die Aussprache. Das Wort hat der Herr Bundes-
minister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Große Anfrage von CDU/CSU und 
FDP, die hier zur Debatte steht, gibt mir die will-
kommene Gelegenheit, die Besorgnisse der Bundes-
regierung über protektionistische Handelsprakti-
ken, die weltweit an Boden gewinnen, darzulegen. 

Die Bundesrepublik hat Protektionismus in allen 
Erscheinungsformen — als Handelslenkung, als 
„orderly marketing" oder in allen anderen, mehr 
subtilen Formen, die noch hinzugekommen sind — 
von  Anbeginn abgelehnt. Seit Beginn der Wirt-
schaftspolitik, die die Bundesrepublik vertreten hat, 
gibt es eine Grundentscheidung, die nie bezweifelt 
wurde, für die Freiheit der Märkte von Gütern und 
Kapital und für ein multilaterales, offenes Welt-
handelssystem. Alle protektionistischen Anfechtun-
gen, denen hier und da selbst Länder erlegen sind, 
die diese Grundsätze teilen, haben wir immer abzu-

wehren versucht, auch innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft. 

Dieser Grundkonsens wird in der Bundesrepu-
blik von allen großen Gruppen getragen. Ich darf 
hier erwähnen, daß nicht nur die Wirtschaft, die 
Unternehmen, sondern ebenso auch die Gewerk-
schaften in einem freien Welthandel eine wichtige 
Voraussetzung dafür erblicken, daß man eine sich 
entwickelnde Wirtschaft aufrechterhalten kann, die 
jedermann Vorteile bietet. Auch der Bürger hat als 
Verbraucher und in vielerlei anderer Hinsicht einen 
Wohlstands- und Freiheitsgewinn, und ich denke, 
daß deswegen das Verständnis für den Abbau von 
Handelsgrenzen und Handelshemmnissen in der 
Bundesrepublik besonders entwickelt ist. 

Wie kommt es nun, daß der Protektionismus au-
ßerhalb der Bundesrepublik im Wachsen begriffen 
ist, obwohl vom Prinzip her alle Regierungen, min-
destens die in der OECD oder im GATT vertretenen 
Partner, auf Konferenzen wie auch auf den Welt-
wirtschaftsgipfeln keine Gelegenheit vorbeigehen 
lassen, die Grundsätze erneut zu unterstreichen 
und sich zum freien Welthandel zu bekennen? Wir 
haben sogar manchmal konkrete Schritte zum Ab-
bau von Protektionismus vereinbaren können, und 
so haben ohne jeden Zweifel solche Erklärungen 
und Konferenzen auch ihren Wert. 

Aber spätestens seit das Weltwirtschaftssystem 
in den 70er Jahren in zwei Krisen geriet — die bei-
den Ölpreisschocks und die Weltwährungskrise —, 
hat die damit zusammenhängende Rezession im 
Übergang zu den 80er Jahren in vielen Ländern die 
Tendenz erhöht, Zuflucht in protektionistischen 
Praktiken zu suchen, um sich vor der Einfuhrkon-
kurrenz zu schützen. Meine Damen und Herren, 
dies ist — daran kann überhaupt kein Zweifel sein 
— nicht nur gegen ein Prinzip und einen Grundsatz, 
nicht nur gegen ein Prinzip, das allgemeinen Wohl-
stand garantiert, gerichtet, sondern wer protektioni-
stische Praktiken unterstützt, untergräbt in allerer-
ster Linie seine eigene Position. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen darf man nicht müde werden, immer 
wieder solche Dinge anzusprechen und auch in den 
praktischen Maßnahmen dafür zu sorgen, daß wir 
diese Tendenzen nicht überhand nehmen lassen. 

Natürlich war zunächst bei den jungen Staaten, 
bei den Entwicklungsländern die Tendenz sehr 
groß, sich zu schützen, weil sie sich einer übermäch-
tigen Konkurrenz ausgesetzt fühlten, der sie auf 
keine andere Weise glaubten begegnen zu können. 
Inzwischen hat sich das aber umgedreht. Ich sage 
das gerade uns Industrieländern: Wir können von 
Entwicklungsländern schlechterdings nicht länger 
den Abbau protektionistischer Schutzmaßnahmen 
verlangen, wenn wir, die Starken, uns selbst gegen 
solche Länder abtrennen, schützen wollen durch ei-
genen Protektionismus. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Denn wir sind auch nicht auszuschließen aus dem 
Kreis derer, die große Erklärungen abgeben, sich 
aber in der Praxis immer wieder bemühen, eigene 
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Industriebereiche oder den Agrarbereich in Gänze 
vor den Entwicklungen auf dem Weltmarkt zu 
schützen. Das ist nicht in Ordnung, und ich sage das 
hier frank und frei, weil ich glaube, daß es uns über-
haupt nichts nützt und unserer Glaubwürdigkeit 
schon gar nicht, wenn wir immer so tun, als ob es 
nur die anderen seien. Auch wir sind es in manchen 
Fällen, und wir sollten erst einmal bei uns anfan-
gen, solche Praktiken abzubauen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Das ist 
wohltuend!) 

Dadurch entsteht Konkurrenz. Natürlich gibt es 
in Entwicklungsländern ein Niedriglohnniveau, das 
in manchen Bereichen — ich denke an die Textilin-
dustrie und andere Industriebereiche, Werften — zu 
einem Wettbewerbsvorteil von Entwicklungslän-
dern geführt hat. Aber auch das muß man sich ein-
mal vor Augen halten: Wo fangen diese Länder 
denn an? Es ist doch zu verstehen, daß sie, wenn sie 
auf einem sehr geringen Lohnniveau anfangen, we-
nigstens diesen vergleichsweisen Vorteil nutzen 
wollen, wenn sie viele andere Vorteile, die wir ge-
nießen, nicht haben. Wir haben eine wohlausgebil-
dete Arbeitnehmerschaft, wir haben eine ausgebil-
dete Infrastruktur, wir haben ein Bildungssystem, 
insgesamt, das innovative Kräfte weckt. Wir kön-
nen alles das, was diese Länder nicht können. Des-
wegen sollte man sich nicht immer nur darüber 
beklagen, daß dieses Niedriglohnniveau nun eine 
Art angeborener Vorteil dieser Länder sei. Damit 
müssen wir leben. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: So ist 
es!) 

Das können wir nicht einfach künstlich verändern. 

Natürlich habe ich großes Verständnis für die Be-
mühungen der Gewerkschaften, die sagen: Aber wir 
müssen etwas tun, daß sich Schutz von Arbeitneh-
mern auch in diesen Ländern zu entwickeln be-
ginnt. Das ist richtig, und das müssen wir auch 
unterstützen. Ich wäre sehr froh, wenn der Interna-
tionale und vor allem auch der Europäische Ge-
werkschaftsbund hier ein bißchen mehr Solidarität 
zeigten und wenn manche Entwicklungsländer sol-
che gewerkschaftlichen Tätigkeiten nicht behinder-
ten. Auch das passiert nämlich, und auf diese Weise 
kriegen wir dann Verzerrungen, die in der Tat von 
der deutschen Industrie mit Recht beklagt werden. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich füge hinzu: Selbstverständlich muß sich der 
Wettbewerb in einer fairen Weise vollziehen. Wenn 
Entwicklungsländer — das sind meistens nur die 
Schwellenländer, die es gar nicht mehr nötig haben 
— z. B. im Bereich von Porzellan und Steingut — 
über das Problem habe ich mich erst neulich mit 
der Industrie in Bayern unterhalten — immer mehr 
dazu übergehen, Produkte, die wir produzieren, zu 
verfälschen, nachzuahmen, wenn sie sich über Ur-
sprungszeugnisse einen ungerechtfertigten Wettbe-
werbsvorteil verschaffen, dann ist das auch nicht in 
Ordnung, dann kann man das auch nicht damit 
rechtfertigen, daß man sagt: Es sind halt zurückge-
bliebene Länder, und bei denen sind die Sitten noch 
nicht so. Nein, meine Damen und Herren, fairer 

Wettbewerb gehört dazu, und der muß für alle gel-
ten, die sich an diesem Welthandel beteiligen. 

Wir müssen also konsequent bleiben, wir müssen 
logisch sein, wir müssen das, was wir vorschlagen, 
mit Nachdruck vertreten, und wir müssen bei dem, 
was wir selbst machen, uns in Einklang mit unse-
ren Theorien befinden. 

Nun bestand schon 1983 in der OECD und auf 
dem Wirtschaftsgipfel Einigkeit, daß der weltwirt-
schaftliche Aufschwung genutzt werden muß, um 
Handelshemmnisse abzubauen. Die weltwirtschaft-
liche Situation hat sich auch seither verbessert. Die 
jüngsten Zahlen des IWF zeigen ganz deutlich, daß 
es begründete Hoffnung gibt, daß sich die Situation 
der Entwicklungsländer in den folgenden Jahren 
nicht verschlechtert, insbesondere dann nicht, wenn 
sich ihre Belastung durch den hohen Dollarkurs 
abbauen läßt. So wird das Welthandelsvolumen 1984 
voraussichtlich um 8 bis 9 % zunehmen. Das sind 
nach 2 % im vergangenen Jahr und einem Rück-
gang von 2 1 / 2  % 1982 ganz beachtliche Zahlen. Da-
mit haben wir 1984 die höchste Zuwachsrate des 
Welthandels seit 1976. 

Das muß man nun — das erkläre ich für die Bun-
desregierung — in allen bevorstehenden Verhand-
lungen — in der GATT-Runde, in der OECD und auf 
Weltwirtschaftsgipfeln — nutzen. Wenn wir nicht 
wenigstens eine Phase weltwirtschaftlichen Auf-
schwungs nutzen können, um protektionistische 
Maßnahmen abzubauen, wann sollen wir es denn 
überhaupt schaffen? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

In allen Weltregionen wird das Sozialprodukt 
1984 erstmals wieder zunehmen; am stärksten in 
den USA mit vielleicht 7 %, in Japan mit 5% und in 
der Europäischen Gemeinschaft mit 2 bis 2 1 /2 %. 
Eine weniger defensive Handelsstrategie würde 
uns auch aus vielen Arbeitsmarktproblemen her-
ausführen. Wir täten uns damit selber einen Gefal-
len. Es ist falsch anzunehmen, daß man durch die 
Öffnung seiner Märkte Arbeitslosigkeit verstärkt. 

Angesichts der zumindest zeitweisen Entspan-
nung der Entschuldungssituation von Entwick-
lungsländern — ich habe schon darauf verwiesen — 
werden sie auch ihre eigenen Importe steigern kön-
nen, so daß der Internationale Währungsfonds, der 
IWF, für dieses Jahr einen Anstieg der Einfuhren 
von Entwicklungsländern um 37 2 %  und für näch-
stes Jahr sogar um 5% erwartet. Das bedeutet, Ent-
wicklungsländer werden mehr einführen. Wenn wir 
aber wollen, daß Entwicklungsländer mehr einfüh-
ren, gleichzeitig aber ihre Schulden zurückzahlen, 
müssen wir ihnen auch unsere eigenen Märkte öff-
nen, weil das sonst keinen Sinn macht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Diese steigende Exportfähigkeit und Importbe-
reitschaft der Entwicklungsländer sind eine reale 
Chance, die Überschuldung vieler Länder der Drit-
ten Welt, insbesondere in Lateinamerika, abzubau-
en. Ich will nicht mißverstanden werden: Natürlich 
brauchen wir eine dauerhafte Umschuldung. Es ist 
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unverzichtbar, daß die Entwicklungsländer, insbe-
sondere die Schwellenländer, die in besonderer 
Weise verschuldet sind, eigene Anstrengungen un-
ternehmen. 

Hier wende ich mich vor allem an die Kollegen 
aus der Fraktion der GRÜNEN. Wenn der Interna-
tionale Währungsfonds solche eigenen Anstrengun-
gen dort zu erzwingen sucht, wo die Länder dazu 
von sich aus nicht bereit sind, dann ist das kein 
neuer kolonialistischer Stil, der da praktiziert wird, 
sondern das ist der Versuch, für alle geltende Wirt-
schaftsprinzipien durchzusetzen. Wer sich daran 
hält, wird damit auf Dauer auch eine gesunde Wirt-
schaft aufbauen. Nur wer sich nicht daran hält, wird 
die Schwierigkeiten bekommen, mit denen heute 
viele dieser Länder zu kämpfen haben. 

(Stratmann [GRÜNE]: Und wer definiert 
die Kriterien? Die Kolonialisten?) 

— Diese Kriterien werden definiert von der Welt-
bank und vom Internationalen Währungsfonds. 

(Stratmann [GRÜNE]: Und wer dominiert 
dort?) 

— Herr Stratmann, lassen Sie mich das sagen: Sie 
können eine solche Definition im Grunde genom-
men schon deswegen nicht bestreiten, weil sie ja 
nicht von einem politischen Gremium vorgenom-
men wird. Jedenfalls können Sie nicht den Ver-
dacht hegen, daß diese Definition einer Art Vor-
herrschaft dienen soll; 

(Stratmann [GRÜNE]: Selbstverständlich!) 

denn die Weltbank — dasselbe gilt vom Internatio-
nalen Währungsfonds — ist nicht an Vorherrschaft 
interessiert. Sie ist daran interessiert, daß wir über-
all auf der Welt Entwicklung haben. Wir haben uns 
darüber anläßlich der Tagung des Fonds unterhal-
ten. Sie haben dazu auch schon Ihre Ausführungen 
machen können. 

Deswegen will ich für die Bundesregierung ganz 
klar sagen: Für uns sind Freihandel und Wachstum 
zwei Schlüsselwörter zum Erfolg. Gerade der von 
Ihnen kritisierte Internationale Währungsfonds hat 
ausgerechnet, daß 1 % mehr Wachstum in den Indu-
strieländern die Exporte der Entwicklungsländer 
um 3 1 /2 bis 4 Milliarden US-Dollar ansteigen läßt, 
wenn die Industrieländer ihre Märkte nur im bishe-
rigen Ausmaß offenhalten. Das heißt, meine Damen 
und Herren von der Opposition: Wer Wachstum in 
den Industrieländern nicht will, der verringert und 
schmälert gerade auch die Chancen von Entwick-
lungsländern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was können wir jetzt konkret tun? Wir sollten 
uns dafür einsetzen — und wir tun das —, unsere 
Freunde in der Europäischen Gemeinschaft davon 
zu überzeugen, daß unsere eigenen Bemühungen, 
selbst wenn sie zunächst einmal einseitig sind, 
nicht ohne Erfolg bleiben werden. Deswegen tritt 
die Bundesregierung dafür ein, daß die erst für 
nächstes Jahr vorgesehene Zollsenkungsrunde vor-
gezogen wird. Ich bleibe auch dann dabei, wenn die 
Amerikaner diese vorgezogene Zollsenkungsrunde 
zunächst nicht wollen. Das führt bei einigen unse-

rer Nachbarn wiederum dazu, daß sie ihrerseits sa-
gen: Dann kann die EG das nicht akzeptieren. So 
kommen wir in einen Teufelskreis, aus dem man 
überhaupt nicht herauskommt. 

Ich habe neulich mit der italienischen Regierung 
die Möglichkeit erörtert, diese Runde wenigstens in 
der Form vorzuziehen, daß man die Zollpräferenzen 
für Entwicklungsländer in dem Umfang senkt, in 
dem das in dieser Runde vorgesehen war. Ich hoffe, 
daß wir auf diesem Weg auch Frankreich überzeu-
gen können, daß das richtig ist. 

Wir halten auch fest am Arbeitsprogramm der 
GATT-Ministerkonferenz aus dem Jahre 1982. Da 
müssen wir schnelle Fortschritte erzielen. Das gilt 
insbesondere für den Abbau mengenmäßiger Be-
schränkungen, bei denen vor allem die Exportinter-
essen der Entwicklungsländer berücksichtigt wer-
den sollten. Wenn wir die Arbeit an diesem Pro-
gramm verschleppen, verlieren wir unsere Glaub-
würdigkeit und verpassen damit auch die Chance 
für neue Verhandlungen im GATT. 

Diese neuen Verhandlungen im GATT wollen wir. 
Wir haben dabei folgende Schwerpunkte. Handels-
verzerrende Subventionen müssen abgebaut wer- 
den. Das ist das neue Gebiet, in dem wir eigentlich 
den Ersatz der alten Zollbeschränkungen und Kon-
tingentsbeschränkungen erleben. Es ist ja geradezu 
erstaunlich, mit welcher Fähigkeit der menschliche 
Geist immer wieder neue Hemmnisse seiner eige-
nen Entwicklung erfindet. Man muß sich wirklich 
wundern: Wir befinden uns alle hier in einem Sy-
stem, in dem man auf Vernunft setzt. Sonst würden 
wir uns ja auch nicht in einer solchen Diskussion 
miteinander auseinandersetzen. Wenn ich hier ste-
he, dann versuche ich, Sie zu überzeugen. Wenn Sie, 
Herr Stratmann, nachher hierherkommen, versu-
chen Sie, mich zu überzeugen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Hören Sie mir auch 
zu?) 

Wir tun das beide unter der Voraussetzung, daß es 
theoretisch möglich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind aber 
auch Optimist!) 

— Ja, ich bin Optimist. Das gehört übrigens auch 
zur Vernunft, daß man Optimist ist. 

Trotzdem bringen wir es insgesamt auf der Welt 
immer wieder fertig, Lösungen durchzusetzen oder 
hinzunehmen, die dieser Vernunft überhaupt nicht 
entsprechen. Wir bauen Zölle und Kontingente ab; 
an deren Stelle erfinden wir dann Subventionen 
beim Export eigener Güter oder Behinderungen 
beim Import von Gütern aus anderen Ländern. Wir 
glauben dann, auf dem Weg des Fortschritts zu 
sein. 

Meine Damen und Herren, menschlicher Fort-
schritt verlangt ein wenig mehr Mut, seine Ver-
nunft auch anzuwenden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich glaube, daß Menschen vernünftig sind. Nur ha

-

ben sie häufig nicht den Mut, ihre Vernunft anzu- 
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wenden. Das ist das eigentlich menschliche Dra-
ma. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Das ist ein wahres 
Wort!) 

Ich hoffe, daß wir in allen Fraktionen diesen Mut 
haben. Ich möchte, was an mir liegt, dazu beitragen, 
daß wir diesen Mut aufbringen. 

Vielleicht darf ich das ganz generell zu den politi-
schen Auseinandersetzungen dieser Tage sagen, 
meine Damen und Herren, selbst wenn ich damit 
vom Thema abweiche. Natürlich gibt es vieles zu 
kritisieren. Es ist gut, daß eine Regierung unter 
dem scharfen Auge der Opposition lebt. Aber, meine 
Damen und Herren — ich sage das an uns alle, 
gleichgültig, wo wir sind —: Wir alle tragen auch 
eine Verantwortung für die Aufrechterhaltung ei-
nes demokratischen Systems, das diese Kritik mög-
lich macht, das Besserungen möglich macht, das 
eine Kontrolle möglich macht. Bitte beachten Sie 
alle bei dem, was Sie in den nächsten Tagen sagen, 
tun und vorschlagen, daß wir alle in der Verantwor-
tung stehen, dieses unser demokratisches System 
zu erhalten. 

Das ist eine Aufgabe, von der man manchmal das 
Gefühl hat, einige Leute haben sie aus dem Auge 
verloren und glauben, wenn man eine bestimmte 
Sache, einen bestimmten Menschen, irgend etwas 
Konkretes allein angreifen kann, dann bliebe das 
ohne Auswirkungen auf unsere gesamte geistige 
und politische Verfassung. Das ist nicht der Fall. Ich 
plädiere hier nicht im Sinne einer Verteidigung von 
einzelnen Leuten, Menschen, Problemen. Ich stehe 
hier als ein Mensch, der zutiefst davon überzeugt 
ist, daß wir alle eine Verantwortung für die Demo-
kratie in unserem Land tragen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie, Herr 
Bundesminister, eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Stratmann? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte sehr. 

Stratmann (GRÜNE): Ein Satz zuvor. Herr Bange-
mann, ich stimme Ihnen völlig zu, daß die Persona-
lisierung der aktuellen Auseinandersetzung im 
19. Stock des Langen Eugen an dem zugrunde lie-
genden Problem vorbeigeht. Würden Sie mir auch 
zustimmen, daß die Personalisierung auf Herrn von 
Brauchitsch und andere insofern falsch ist — — 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was hat das denn 
mit Protektionismus zu tun?) 

— Ich daf mich doch auf den Herrn Wirtschaftsmi-
nister beziehen. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich habe Herrn Stratmann durch meine Bemerkun-
gen dazu herausgefordert. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Stratmann hat 
das Wort. 

Stratmann (GRÜNE): Stimmen Sie mir auch zu, 
daß die Personalisierung auf Herrn Eberhard von 
Brauchitsch und andere insofern völlig in die Irre 
geht, als sie den Blick versperren kann auf die kor-
rumpierende Wirkung der Wirtschaftsmacht auf die 
Politik überhaupt? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die Personalisie

-

rung auf Herrn Reents wäre völlig verfehlt! 
Da haben Sie recht!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Stratmann, wenn Sie sich ebenso wie ich ge-
gen die Personalisierung wenden, bin ich schon 
sehr zufrieden, und wir werden dann beide dieses 
andere Problem durchaus gemeinsam anpacken 
können, weil ich in der Tat glaube — das habe ich j a 
in meinen Ausführungen gesagt —, daß wir vor 
einer Aufgabe stehen, die von uns allen viel Selbst-
verleugnung und Mut verlangt. Wenn wir daran in-
teressiert sind, wir alle, nicht irgendwo jemanden in 
Schwierigkeiten zu bringen — das ist das Stichwort 
Personalisierung —, sondern wenn wir daran inter-
essiert sind, das demokratische System auch in ei-
ner solchen kritischen Situation unbeschädigt zu 
lassen, dann verlangt das von uns manchmal Zu-
rückhaltung. Ich sage das hier ganz offen, weil ich 
glaube, daß das uns allen nützen wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es verlangt auch Mut zum Bekenntnis der eigenen 
Fehler. Ich glaube, daß man das manchmal zu we-
nig erwartet. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Nur die GRÜNEN 
sind vollkommen!) 

— Also ich bin nicht vollkommen; ich kann das hier 
uneingeschränkt zugeben. 

Frau Präsidentin, ich bitte um Verzeihung, daß 
ich die Tagesordnung verlassen habe. Ich kehre zu 
ihr zurück. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich kritisiere das nicht, 
weil Sie ein Bundesminister sind. Sonst würde ich 
das tun. 

(Heiterkeit) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Handel mit hochtechnologischen Gütern und mit 
Dienstleistungen wird auch ein Schwerpunkt der 
GATT-Verhandlungen sein. Denn wir haben die 
Dienstleistungen noch nicht in das GATT-System 
aufgenommen; das sollte man tun. Das ist keines-
wegs eine erschöpfende Aufzählung der Themen, 
sondern nur eine Setzung von Schwerpunkten. 

Wir sind sehr froh, daß das Interesse an dieser 
neuen GATT-Runde wächst, weil ich wirklich glau-
be, daß wir an einem Punkt sind, wo dieses System 
sich entweder in viele bilaterale Vereinbarungen 
aufsplittern wird. Oder wir müssen einen neuen An-
lauf nehmen, um das multilaterale System zu erhal-
ten. Ich sage hier mit Nachdruck, der multilaterale 
Charakter dieses Systems ist ein großer Vorteil. 
Deswegen begrüße ich auch ausdrücklich die posi-
tive Stellungnahme des BDI zu einer neuen GATT-
Runde. 
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In diesem Zusammenhang will ich auch das 

Welttextilabkommen erwähnen, das Mitte 1986 aus-
läuft. Wir werden keine bloße Veränderung dieses 
Abkommens erreichen können, wir werden aber 
wahrscheinlich in einer sehr intensiven Verhand-
lung, die ja die EG führen wird, vernünftige Rege-
lungen bekommen, die uns in diese Freiheit hinein-
führen, die wir alle wollen. 

Der amerikanische Kongreß hat vor wenigen Ta-
gen ein handelspolitisches Paket, den „Tariff and 
Trade Act 1982", verabschiedet. Wir haben mit Ge-
nugtuung festgestellt, daß nicht alle protektionisti-
schen Blütenträume — für uns sind es eigentlich 
mehr Alpträume —, die der Kongreß und vor allem 
natürlich die amerikanische Wirtschaft hatten, im 
Kongreß Wirklichkeit geworden sind. Und ich be-
grüße ganz ausdrücklich — ich sage das hier —, daß 
die amerikanische Regierung sich mit Erfolg für die 
Entschärfung einiger protektionistischer Vorlagen 
eingesetzt hat, das in Zeiten von Wahlkampf. Das 
muß man auch mal mit einer gewissen Hochach-
tung vermerken. Ein Präsident, der sich in Zeiten 
des Wahlkampfes so für die Aufrechterhaltung des 
Welthandels einsetzt wie der jetzige amerikanische 
Präsident, hat unabhängig von der politischen Ein-
schätzung, die unterschiedlich sein mag, unseren 
Respekt verdient. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der „Export Administration Act", mit dem die 
nationalen Exportkontrollvorschriften verschärft 
werden sollten, ist nicht verabschiedet worden. Gott 
sei Dank gab es hier unterschiedliche Versionen 
von Senat und Repräsentantenhaus. Damit gilt zu-
nächst das alte Gesetz weiter. Wir werden auch hier 
die weitere Entwicklung sehr sorgfältig verfolgen 
und gegebenenfalls unsere Vorstellungen zum Aus-
druck bringen. 

Eines sei hier noch einmal mit aller Deutlichkeit 
gesagt — ich habe das schon verschiedentlich ge-
tan —: eine exterritoriale Anwendung von US- 
Recht werden wir nicht zulassen. Es ist nicht, meine 
Damen und Herren, mit Welthandel vereinbar, 
wenn eine, wenn auch sehr große Handelsmacht 
durch eigene Gesetzgebung ihre im Ausland arbei-
tenden Firmen unter eine Jurisdiktion bringen will, 
die nicht mit der Souveränität der anderen Länder 
zu vereinbaren ist. 

Allerdings erwarten wir auch, daß im Verhältnis 
zu Japan etwas geschieht. Dort ist es vielleicht we-
niger eine Frage der Gesetzgebung, sondern mehr 
der Praxis. Wir haben schon zum Ausdruck ge-
bracht, daß die internen japanischen Wettbewerbs-
strukturen, die möglicherweise einen Anstieg von 
Exporten nach Japan behindern, einmal sehr ge-
nau, und zwar im Einvernehmen, unter die Lupe 
genommen werden müssen. 

Wir werden alle diese Auffassungen in der EG 
mit Nachdruck vertreten und wir haben auch schon 
gewisse Erfolge erzielt. Ich glaube, daß wir uns in 
der EG auf eine beschleunigte Durchführung der 
Zollsenkungen aus der letzten GATT-Verhand-
lungsrunde einigen können. Ich hoffe, daß der Wirt-
schaftsgipfel in London und die OECD-Ministerrä-
te, die diesen Schritt massiv unterstützt haben,  

auch ihre Wirkung auf die Partner nicht verfehlen, 
die dem Schritt noch ablehnend gegenüberstehen. 

Gerade die Bundesrepublik Deutschland, die ein 
Drittel ihres Sozialprodukts ausführt, hat ein vita-
les Interesse an einem freien Welthandel. Jeder 
protektionistische Eingriff, wo immer er in der Welt 
geschieht, bedroht auch bei uns Arbeitsplätze. Das 
ist der Grund, meine Damen und Herren, warum 
sich diese Bundesregierung immer für Freihandel 
einsetzen wird. 

Es gibt einen letzten Grund, den ich hier noch 
erwähnen möchte. Freiheit — das klingt manchmal 
etwas pathetisch — ist nicht teilbar. Das heißt, dort, 
wo der Welthandel frei ist, gedeiht das Pflänzchen 
Freiheit auch in einem weiteren Sinne. Anders ist 
es dort, wo sich Länder und Menschen abschließen. 
Das gilt für linke wie für rechte Diktaturen. Für 
mich ist das entscheidende Merkmal einer Dikta-
tur, daß sie Angst hat, sich dem Verkehr mit ande-
ren, freien Ländern auszusetzen. Ob es eine rechte 
oder linke Diktatur ist, wird man immer feststellen: 
Als erstes werden die Grenzen geschlossen; es fin-
det nur noch ein beschränkter Handelsverkehr 
statt; Meinungen werden überhaupt nicht mehr 
ausgetauscht. 

Deswegen sage ich, meine Damen und Herren, 
auch wenn Sie das so nicht akzeptieren können: 
Freier Welthandel und Freiheit sind zwei Dinge, die 
miteinander zusammenhängen. Und weil wir die 
Freiheit wollen, sind wir für den freien Welthan-
del. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, auf der Ehrentribüne hat eine Parlaments-
delegation der Philippinen Platz genommen. Ich be-
grüße Sie sehr herzlich im Deutschen Bundestag 
und wünsche Ihnen einen guten Aufenthalt in unse-
rem Land. 

(Beifall) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Mitzscher-
ling. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die Antwort 
der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Ko-
alitionsfraktion ist ein Plädoyer für den freien Welt-
handel. Damit kein Zweifel aufkommt: Auch wir 
Sozialdemokraten sind für einen freien Handel. 
Hinsichtlich der handelspolitischen Ziele gibt es 
also kaum Meinungsunterschiede. 

Die Bundesregierung räumt ein, daß der freie 
Welthandel — der Herr Bundeswirtschaftsminister 
hat es soeben dargestellt — zur Zeit vielfältig be-
droht ist: durch die Wirtschafts- und Währungspoli-
tik der Vereinigten Staaten, durch eine aggressive 
Exportpolitik Japans und durch zahlreiche Han-
delshemmnisse auch innerhalb der EG selbst. 

Dieser Zustandsbeschreibung und der Auflistung 
der Instrumente, die die Antwort enthält, ist nicht 
zu widersprechen, wenn auch das eine oder andere 
noch fehlt. 
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Was man aber vergebens sucht und auch nicht in 

der Rede des Herrn Bundeswirtschaftsministers 
findet, ist die Antwort der Bundesregierung darauf, 
was sie gegen den grassierenden Protektionismus 
eigentlich tatsächlich unternehmen will. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie will die anderen drängen. Sie will sie mahnen, 
und sie will sich vorbildlich verhalten. Das ergibt 
sich aus all den Teilantworten der Großen Anfra-
ge. 

Aber die Praxis zeigt, daß das offenbar wenig 
nützt. Diese wunderschönen gemeinsamen Freihan-
delsbekenntnisse in den Wirtschaftsgipfelkommu-
niqués sind regelmäßig wieder schnell vergessen. 
Auch das letzte hat uns das gelehrt. Wenn man 
dann zu Hause ist, kommen die alten Probleme wie-
der auf den Tisch. 

Was nützen all diese ganzen Bekenntnisse zum 
Freihandel und die Einsicht in die wohlfahrtsstei-
gernde Wirkung ungehinderter internationaler Ar-
beitsteilung, wenn sich kaum noch einer daran hält? 
Wenn Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister, mei-
nen, es genüge, wie es in der Antwort auf Frage 9 
heißt, „mit gutem Beispiel" voranzugehen, so erlie-
gen Sie einer Illusion. Wir teilen nicht Ihre Hoff-
nungen, daß der unsere Wirtschaft belastende Pro-
tektionismus durch Ihre Politik abgebaut werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir meinen, daß sich die protektionistischen Ten-
denzen weiter verstärken. 

Ihre Hoffnungen, die Sie an die bevorstehende 
GATT-Runde knüpfen, beurteile ich skeptisch. 
Auch beim GATT und bei der UNCTAD wird davon 
ausgegangen, daß der Zerfall des Welthandelssy-
stems anhält, und es ist ausgeschlossen — ich zi-
tiere das „Handelsblatt" vom 17. Oktober —, „daß 
die November-Jahreskonferenz des GATT in Genf 
ein echtes Startzeichen für eine neue Konferenz zur 
Liberalisierung des Welthandels geben wird". Viel-
mehr werde das Welthandelssystem — wieder Zitat 
— „mehr und mehr durch bilaterale Systeme über-
lagert und ausgehöhlt". Das heißt, überall wird ge-
genwärtig handelspolitisch aufgerüstet, in der EG, 
wo sich die Bundesregierung einer Mehrheitsent-
scheidung zur Einführung eines protektionistischen 
Instruments beugen mußte — das ist noch gar nicht 
so lange her —, in Japan und im asiatischen Raum, 
vor allem aber in den USA. 

Was sich in den Vereinigten Staaten unter dem 
Einfluß der rasant gestiegenen Importe, die für uns 
noch Exporterfolge bedeuten, an Protektionismus 
ausbreitet, wird uns noch das Fürchten lehren. Über 
die neuesten Praktiken zur Kontrolle des Technolo-
gieexports wird mein Kollege Vahlberg zur Begrün-
dung unseres Antrages noch einiges sagen. Diese 
variantenreiche Politik der Vereinigten Staaten, die 
Sicherheitsinteressen vorgibt, zielt zunehmend auf 
die Stärkung der Wettbewerbsposition amerikani-
scher Hochtechnologieunternehmen. Und diese 
Einschätzung ist nicht nur die Einschätzung der 
Sozialdemokraten, sondern sie wird vom Präsiden-

ten des DIHT geteilt und auch durch die Umfrage 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie vom 
Oktober bestätigt. Auch Herr Späth — schauen Sie 
in die heutige Ausgabe der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung" — wendet sich gegen die Bedrohung 
des Welthandels und fordert die Bundesregierung 
auf, etwas dagegen zu tun, daß dies so weitergeht, 
gerade was die Kontrolle der Technologieexporte 
anlangt. Wir stimmen ihm zu. 

Zunehmender Protektionismus also auch im Aus-
tausch von Industriegütern, überall, vom Agrar-
markt und von den Dienstleistungen ganz zu 
schweigen. Ich teile diese kritische Einschätzung 
des GATT-Sekretariats über die Zukunft des freien 
Welthandels. Wenn man die wesentlichen Gründe 
für den wachsenden Protektionismus analysiert, 
muß man einfach pessimistisch sein. Und was sind 
das für Gründe? 

Das ist erstens die tendenziell schlechtere Wirt-
schaftsentwicklung. 

Es ist zweitens die Beschleunigung des techni-
schen Fortschritts und der Innovationsmöglichkei-
ten. 

Es sind drittens die damit verbundenen sozialen 
und ökonomischen Widerstände gegen den Struk-
turwandel, die wachsen. 

Es sind viertens die starken Schwankungen der 
Währungsrelationen. 

Und es sind fünftens die daraus resultierenden 
Finanzierungsungleichgewichte und Verschuldun-
gen. 

Schließlich ist das der massive Agrarprotektionis-
mus in der Europäischen Gemeinschaft. 

Im einzelnen: die Wirtschaftsentwicklung. Herr 
Bundeswirtschaftsminister, das Herbstgutachten 
der Institute bestätigt unsere Befürchtungen. Das 
Wachstum von Gesamtwirtschaft und Welthandel 
wird sich 1985 deutlich abschwächen. Die Wirkun-
gen der fiskalpolitischen Restriktionen in Europa 
werden durch die sich abschwächende Konjunktur 
in den USA verstärkt. Unser Exportboom hat sei-
nen Höhepunkt erreicht. Ob er ihn nicht schon 
überschritten hat, wird die nächste Zukunft zeigen. 
Künftig wird es jedenfalls langsamer gehen, mit der 
Konsequenz geringerer Wachstumsmöglichkeiten, 
auch bei uns, in der EG, in Japan und in den Ent-
wicklungsländern. Der langanhaltende weltweite 
konjunkturelle Aufschwung, von dem Sie uns im-
mer als Hoffnung erzählt haben, ist nicht in Sicht. 
Die Arbeitslosigkeit wird wieder zunehmen. Und 
die Folge wird sein: wachsender Druck zu mehr 
Protektionismus, weil jedes Land sich durch den 
Schutz des eigenen Marktes Vorteile verspricht. 

Zweitens. Der zunehmende technische Fort-
schritt und vielfältige Innovationsmöglichkeiten 
werden bei einem härteren internationalen Wettbe-
werb zu mehr Rationalisierung führen. Die Folgen 
sind deutlich: Wegfall von Arbeitsplätzen und mehr 
Protektionismus. 

Drittens. Angesichts dieses Umfeldes tritt die 
ökonomische Einsicht, daß Strukturanpassung un-
erläßlich ist, in den Hintergrund. Die Widerstände 
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werden sie verstärken, und der Ruf nach Abschot-
tung, nach mehr Protektionismus wird lauter wer-
den. 

Viertens. Die starken Schwankungen innerhalb 
des Währungssystems sind nicht ausgestanden. Ir-
gendwann muß der total überbewertete Dollar wie-
der fallen. Wann genau und wie, das ist offen, und 
das schafft Unsicherheit, vor allem auch in der In-
vestitionsplanung der Unternehmen. Trotz der Ge-
winnexplosion in den Exportbereichen z. B. in der 
chemischen Industrie und im Automobilbau wird 
nur mäßig investiert; denn niemand weiß, wo der 
Dollar morgen steht und wie unsere Wettbewerbs-
fähigkeit dann aussieht. Selbst der Bundesbankprä-
sident warnt davor, Exportkapazitäten in der Hoff-
nung auf einen anhaltend hohen US-Dollarkurs 
auszubauen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist eine ver

-

nünftige Warnung!) 

Also müssen wir überall Investitionszurückhal-
tung feststellen, und unzureichende Investitionen 
— auch hier schließt sich wieder die Kette — 
schwächen die Wirtschaftsentwicklung, und dies 
wiederum fördert die Neigung zur Abschottung na-
tionaler Märkte. 

Die Finanzierungsungleichgewichte und die Ver-
schuldung der Entwicklungsländer werden die 
Weltwirtschaft noch auf Jahre belasten; wir haben 
darüber kürzlich diskutiert. Vor allem die Entwick-
lungsländer werden darunter zu leiden haben. An-
gesichts der zunehmend von nationalen Egoismen 
geprägten Politik der Industrieländer kann es für 
die Entwicklungsländer eigentlich nur von Vorteil 
sein, wenn sie sich auf ihre eigene Kraft besinnen 
und eigene regionale Freihandelszonen schaffen, 
um den Güteraustausch untereinander zu intensi-
vieren — zu Lasten Dritter. Also auch hier mehr 
Protektionismus. 

Schließlich die Probleme des gemeinsamen 
Agrarmarktes. Sie sind nach wie vor ungelöst. Der 
EG-Agrarmarkt ist geradezu ein Paradebeispiel für 
einen grandiosen Protektionismus, der bei allen 
Handelspartnern der EG den größten Ärger verur-
sacht und zur Nachahmung des schlechten Bei-
spiels geradezu auffordert. 

Dies, meine Damen und Herren, sind einige der 
Gründe, die mich zu der Einschätzung bringen: Der 
Protektionismus wird zunehmen. Deshalb reicht 
mir die Antwort der Bundesregierung nicht; denn 
es wird nicht sichtbar, was sie zu tun gedenkt, außer 
mit gutem Beispiel voranzugehen. 

Was wollen Sie denn tun angesichts des zuneh-
menden industrial targetin z. B. der Japaner? Wie 
wollen Sie reagieren auf die durch den US-Rü-
stungshaushalt und die NASA forcierte Entwick-
lung modernster Technologien in den Vereinigten 
Staaten? Den französischen Vorschlag, das gemein-
same Industrie- und Forschungspotential beider 
Länder zu vereinigen im Interesse der Entwicklung 
von Schlüsseltechnologien auch bei uns, um den 
japanischen und amerikanischen Herausforderun-
gen begegnen zu können, haben Sie ja leider abge-
lehnt. Sie vertrauen darauf, daß dies den deutschen 

Unternehmen im Alleingang gegen die japanischen 
und amerikanischen Herausforderungen schon ge-
lingen wird. 

Nun, Herr Bundeswirtschaftsminister, ich bin da 
sehr skeptisch, und in Ihren Reihen herrscht j a dar-
über offensichtlich auch keine Einigkeit. Sie, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, setzen die Wirtschafts-
politik Ihres Vorgängers fort unter dem Motto „Der 
freie Markt" — den es zunehmend nicht mehr gibt 
— „wird es schon richten." 

Graf Lambsdorff selbst hat seine alte Linie ge-
stern im „Handelsblatt" noch einmal nachdrücklich 
bestätigt. Er sieht — das darf ich zitieren — mit 
Besorgnis, daß die industriepolitischen Vorstellun-
gen einiger führender CDU/CSU-Politiker sehr ähn-
lich denen der SPD sind, die mehr auf Dirigismus 
und aktive, vorausschauende Strukturpolitik ausge-
richtet seien. So das Zitat Graf Lambsdorff. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Falsch zitiert 
worden!) 

— Es ist ein wörtliches Zitat, Herr Kittelmann. — 
Gemeint sind offenbar die Herren Späth oder 
Strauß, die für eine vorausschauende Strukturpoli-
tik eintreten. Nun, wir fordern das schon seit lan-
gem. Wie wir fordern Herr Späth und Herr Strauß 
mehr staatliche Bemühungen um die Einführung 
moderner Technologien und eine bessere Infra-
struktur für Forschung und Entwicklung. Ein erster 
Schritt in diese Richtung wäre zunächst einmal 
eine Koordinierung der staatlichen Aktivitäten. 

Es macht wenig Sinn, wenn Herr Riesenhuber 
die Mikroelektronik und die modernen Kommuni-
kationstechnologien, Satellitentechnologien fördert 
und sein Kollege Schwarz-Schilling das Land mit 
Kupfer statt mit Glasfaser verkabelt. Das paßt nicht 
zueinander. Vorausschauende Strukturpolitik heißt 
aber auch ein verbessertes Verfahren. Der Staat, 
die Unternehmen und die Gewerkschaften sollten 
sich zusammensetzen und über die von außen und 
von der Technologie auf uns zukommenden Neue-
rungen sprechen. In einem solchen technologiepoli-
tischen Dialog kann dann über die Rollenverteilung 
der Beteiligten gesprochen werden. Es kann geklärt 
werden, was der Staat sinnvollerweise tun soll. Es 
muß mehr getan werden. Ich zitiere den Minister-
präsidenten von Baden-Württemberg. In der „FAZ" 
vom 22. Oktober heißt es: „Wenn die strukturelle 
Arbeitslosigkeit anhält, muß auch mit gezielten 
Maßnahmen die wirtschaftliche Struktur verbes-
sert werden." Wir stimmen Herrn Späth zu, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, wenn er es für nötig 
hält, daß für die 90er Jahre nun ein neues Konzept 
der Wirtschafts- und Steuerpolitik zu entwerfen 
sei, 

(Beifall bei der SPD) 

auch deshalb, damit die Wirtschaft Leitlinien für 
ihre Investitionstätigkeit bekommt. Wir fordern Sie, 
wir fordern die Bundesregierung auf, daß sie ein 
derartiges Konzept entwickelt, daß sie sich an den 
Realitäten und nicht an liberalen Wunschvorstel-
lungen orientiert. Und die Realitäten sind: zuneh-
mender Protektionismus, Verfälschung der Wettbe-
werbsverhältnisse durch staatliche Maßnahmen in 
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allen Ländern. Die nationalen Interessen dominie-
ren, die so dringend nötige Abstimmung auf inter-
nationaler Ebene findet so gut wie nicht statt, ge-
meinsame Bekundungen auf Gipfeltreffen sind zu 
Hause bald vergessen. 

Was berechtigt eigentlich zu der Annahme, daß 
sich das ändert oder daß sich Staaten künftig an 
gemeinsame Spielregeln halten, zumal sich die 
Weltkonjunktur bereits wieder abzuschwächen be-
ginnt? Machen wir uns doch keine Illusionen! In 
Krisenzeiten tritt der freie Welthandel hinter natio-
nale Interessen zurück. Mag dies auch ökonomisch 
noch so unsinnig sein, dies ist die Realität, und an 
dieser Realität muß sich die Bundesregierung 
orientieren. Sie muß dem Protektionismus mit allen 
Mitteln begegnen, notfalls auch mit Gegenmaßnah-
men. 

Eine Konsequenz, Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster, die wir aus der heutigen Protektionismus-Rea-
lität ziehen müssen, ist: Wir dürfen nicht länger 
ausschließlich auf exportorientiertes Wachstum 
setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen den Binnenmarkt stärken. Mit unse-
rem Vorschlag, durch ein „Sondervermögen Arbeit 
und Umwelt" Arbeitsplätze zu schaffen und vor al-
lem umweltpolitische Altlasten zu beseitigen, haben 
wir einen ersten Schritt in diese Richtung vorge-
schlagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber weitere zukunftsbezogene Schritte müssen 
folgen. Wir brauchen eine ökologisch verträgliche 
Umgestaltung unserer Industrieproduktion. 

(Vorsitz : Vizepräsident Wurbs) 

Dies wird eine gewaltige Aufgabe sein, die unseren 
Binnenmarkt stärken wird. Dann, Herr Bundes-
wirtschaftsminister — und damit möchte ich schlie-
ßen —, wird uns der Protektionismus zwar noch im-
mer treffen, aber vielleicht werden wir dann wenig-
stens besser und gesünder leben. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Beantwortung der Großen 
Anfrage der CDU/CSU und FDP durch die Bundes-
regierung macht deutlich, welche Gefahren dem 
Welthandel durch den täglich zunehmenden und 
sich ausweitenden Protektionismus drohen. Die 
CDU/CSU-Fraktion dankt der Bundesregierung für 
ihre eindeutigen Aussagen, die Sie, Herr Minister 
Bangemann, durch Ihre einleitende Begründung so-
eben noch einmal bekräftigt haben. Wir sind auch 
deshalb dankbar, weil aus der Antwort hervorgeht, 
daß Sie der Bekämpfung des Protektionismus eine 
uneingeschränkte Priorität einräumen. Bei der kon-
tinuierlichen Umsetzung dieser Politik sagt die 
CDU/CSU Ihnen ihre volle Unterstützung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sind besorgt, wie 
sich der internationale Handel auf zu vielen Fel-
dern von den liberalen Grundsätzen eines freien 
Handels unter dem Dach von bewährten GATT-
Regeln entfernt. Wir fordern die Bundesregierung 
daher dringend auf, jede politische Möglichkeit zu 
nutzen, um erstens dem zunehmenden Protektio-
nismus in den EG-Gremien noch deutlicher als bis-
her entgegenzutreten, zweitens beispielhaft jede 
Chance zu nutzen, um jede protektionistische Re-
gung in unserem eigenen Verantwortungsbereich 
erfolgreich zu bekämpfen, drittens die dramati-
schen Konsequenzen der zunehmenden Handels-
barrieren zwischen der EG und den USA und Japan 
öffentlich bewußter zu machen, viertens die stär-
kere Einbeziehung der Länder der Dritten Welt in 
den freien Warenaustausch mit den westlichen In-
dustrieländern weiter zu forcieren und fünftens alle 
erdenkliche Mühe darauf zu verwenden, daß die 
Forderung nach einer neuen GATT-Runde durch 
kleinlichen Egoismus nicht schon im Ansatz stek-
kenbleibt. 

Das in dieser Woche veröffentlichte Herbstgut-
achten der fünf wirtschaftswissenschaftlichen For-
schungsinstitute hat, bei aller Einschränkung im 
einzelnen, den richtigen Wirtschaftskurs der Bun-
desregierung bestätigt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der wirtschaftliche Aufschwung von 1984 wird sich 
1985 fortsetzen, und zwar, wie wir, die CDU/CSU, 
meinen, besser, als von den Forschungsinstituten 
vorausgesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir freuen uns über die wirtschaftlichen Erfolge 
in diesem Jahr. Wir haben ein Wirtschaftswachs-
tum von 2,5 %, das ohne den Streik noch größer 
gewesen wäre, und wir sind optimistischer, Herr 
Mitzscherling, als Sie es eben zum Ausdruck ge-
bracht haben. Wir haben eine ausgeglichene Han-
delsbilanz. Wir haben eine Preisstabilität erreicht, 
die es das letzte Mal im September 1968 gegeben 
hat. 1,5 % ist eine Zahl, die mehr als alles andere 
beweist, daß wir wirtschaftspolitisch auf dem richti-
gen Weg sind. 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Wieso Protektio-
nismus, Herr Kittelmann?) 

— Gerade, weil wir über Protektionismus reden, ist 
es wichtig — wenn Sie den Zusammenhang nicht 
sehen, habe ich Ihre ganze Rede vorher nicht ver-
standen —, daß man das eigene Haus in Ordnung 
hält und ordnungspolitisch mit der richtigen Politik 
die Voraussetzungen schafft, daß man sich woan-
ders gegen Protektionismus wehren kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Mitzscher-
ling [SPD]: Tun Sie das doch!) 

Es ist kaum noch anhörbar, wie sich bei Gipfel-
treffen, bei EG-Gremien, bei der OECD, bei den 
Wirtschaftsverbänden und auch bei den Gewerk-
schaften alle in Erklärungen gegen den Protektio-
nismus einig sind und dabei einander überbieten. 
Ich fühle mich dabei daran erinnert, daß in einer 
Nachtkneipe mit bestimmten Personenkreisen je- 
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mand auftritt und dort für die Heiligkeit der Ehe 
eintritt und feststellt, daß er überall begeisterte Zu-
stimmung erntet. Es ist einfach mehr als notwen-
dig, daß wir gegen den Protektionismus nicht nur 
reden, sondern mehr dagegen tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Mitzscher-
ling [SPD]: Tun Sie etwas dagegen!) 

— Ich komme noch darauf. — Wenn man dazu 
sieht, daß die Methoden immer ausgeklügelter wer-
den, müssen wir endlich härter und schonungsloser 
jede Form von Handelsbeschränkungen bekämp-
fen. Wir müssen dabei endlich auch die Phase über-
winden, daß das Ankämpfen gegen den Protektio-
nismus mit dem Kampf gegen einen Drachen ver-
glichen wird, dem jeweils zwei Köpfe nachwachsen, 
wenn man einen abschlägt. 

Unsere nationale Interessenlage ist eindeutig. 
Bei uns hängt jeder dritte Arbeitsplatz mehr oder 
weniger vom Export ab. Wir sind nach den USA der 
Welt zweitgrößter Exporteur mit einem Anteil von 
10 % am Weltexport. Bei den Fertigwaren sind wir 
mit 19 % mit Abstand der größte Exporteur. Etwa 
50 % unserer Exporte entfallen auf Investitionsgü-
ter. Beim Maschinenbau sind es sogar über 60 %. 
Auch wenn unsere Schwerpunktmärkte in den 
westlichen Industrieländern, mit denen wir etwa 
80 % unseres Außenhandels abwickeln, liegen, ge-
winnt der Handel mit der Dritten Welt, vor allen 
Dingen mit Südostasien und Lateinamerika, eine 
größer werdende Bedeutung. Diese Zahlen bewei-
sen, wie sehr unsere Position von einer funktionie-
renden Weltwirtschaft abhängig ist. 

Zur Zeit sieht es so aus, als expandiere der Welt-
handel langfristiger. Dabei darf aber nicht überse-
hen werden, daß es vor allen Dingen die Konjunk-
tur in den USA ist, die diese Entwicklung trägt. Der 
1982 geschehene Einbruch des Welthandels wurde 
1983 ausgeglichen. Wie Herr Minister Bangemann 
eben sagte, haben wir die größte Steigerungsrate 
seit 1976 zu verzeichnen. Im ersten Halbjahr 1984 
lagen wir 9 % über dem Vergleichszeitraum 1983. Es 
ist dem zuzustimmen, was Herr Mitzscherling be-
tonte: daß bedauerlicherweise die übrigen westli-
chen Industrieländer den amerikanischen Auf-
schwung nicht gleichermaßen mitgemacht haben. 

Keiner kann zur Zeit vorhersagen, was passiert, 
wenn der Höhenflug des amerikanischen Dollars 
von einem radikalen Kursverfall abgelöst wird. Ich 
erwähne dies vor allen Dingen deshalb, weil viele 
jede Gelegenheit nutzen — auch Herr Mitzscher-
ling hat es vorhin wieder getan —, die amerikani-
sche Wirtschaftspolitik und ihre Folgen zu kritisie-
ren, ohne dabei zur Kenntnis zu nehmen, daß wir 
auch unmittelbare Nutznießer des Aufschwungs in 
den USA waren — mit all den sich daraus für uns 
ergebenden positiven Fakten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, es gilt als gesichert, 
daß die ständige Zunahme von neuen Handelsbar-
rieren ein wesentlicher Grund für einen gehemm-
ten und verunsicherten Welthandel ist. Es wird im-
mer deutlicher, daß Protektionismus und Subven-
tion nicht nur stark den freien Warenaustausch  

hemmen, sondern ein unermeßlicher Schaden für 
alle Volkswirtschaften sind, vor allen Dingen aber 
auch für die Länder der Dritten Welt. Wir sollten 
den besonders stark verschuldeten Ländern langfri-
stig helfen. Damit sie eine Chance erhalten, daß 
ihre Produkte einen Zugang zu den Märkten haben, 
sollten wir diese Märkte öffnen. Jeder kennt den 
allgemeinen Grundsatz, daß sich Handel und 
Wachstum gegenseitig positiv beeinflussen. Freier 
Handel — dabei bleibt es — ist der beste Wachs-
tumsmotor, und wir alle wissen, daß wir Wachstum 
brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Produktionstätigkeit und Investitionstätig-
keit werden durch den freien Welthandel gestärkt. 
Die Folge ist eine Steigerung der Leistungskraft 
und der Volkswirtschaft. Das gilt alles nicht nur für 
uns, für die Bundesrepublik Deutschland, sondern 
grundsätzlich für alle. Durch das Allgemeine Zoll- 
und Handelsabkommen — GATT  — war in den 50er 
und 60er Jahren eine Liberalisierung des Welthan-
dels möglich, die in den 70er Jahren leider völlig 
zum Erliegen gekommen ist. Die Ursachen dafür 
sind vielseitig. Manche glauben, sie könnten mit 
Protektionismus die Arbeitslosigkeit bekämpfen, 
das wirtschaftliche Wachstum beschleunigen, Be-
sitzstände wahren, die Wettbewerbsverzerrung aus-
gleichen oder gar neue hochtechnologische Indu-
strien fördern. Wir haben soeben in diesem Zusam-
menhang ein Stück Hoffnung von Herrn Mitzscher-
ling vermittelt bekommen. Dabei ist jedem völlig 
klar: Alle im Bereich des Protektionismus Tätigen 
werden über kurz oder lang nicht bestätigt werden, 
sondern ihre erhofften Erfolge werden sich ins Ge-
genteil umkehren. Der Strukturwandel wird sich 
verlangsamen, die Wettbewerbsfähigkeit wird ver-
lorengehen, das internationale Finanzsystem wird 
weiter destabilisiert, die Investitionsentscheidun-
gen werden weiter zurückgestellt. So schlicht ist die 
Wahrheit. 

Doch wie kann man diesem zunehmenden Ver-
hängnis begegnen? Es gibt an sich nur eine eindeu-
tige Antwort, die wir auch seit Jahren geben: mit 
mehr Marktwirtschaft. Die sich abzeichnende und 
zunehmende Erholung auf dem Weltmarkt bietet 
dazu eine Chance. Sie muß, wie auch Herr Minister 
Bangemann soeben schon ausgeführt hat, genutzt 
werden. Die Bundesregierung muß bereit sein, in 
einer Art internationalem Kartell gegen jede Form 
von Protektionismus mitzuhelfen. Es wird schwer, 
in den riesigen Bürokratien eine Begeisterung für 
das unmöglich Erscheinende zu entfachen, nämlich 
diese dahin zu bringen, daß sie mit dem gleichen 
Elan gegen Handelsbeschränkungen eintreten, wie 
sie bisher offen und im verborgenen Schikane und 
Hemmnisse dafür aufgebaut haben. Dabei helfen 
Nüchternheit und kühle Analyse allein nicht weiter, 
sondern dies muß von einem leidenschaftlichen Ap-
pell begleitet werden, den man dazu benutzen muß, 
dem bereits eingeleiteten Prozeß der Verstümme-
lung des freien Welthandels endlich Einhalt zu ge-
bieten. Hierbei kommt den führenden Industrielän-
dern eine besondere, eine verantwortliche Vorrei-
terrolle zu. 
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Der freie Welthandel ist zur Zeit mit einem Schiff 

in Seenot zu vergleichen, das scharfen Gegenwind 
hat, dem ständig neue Lecks geschlagen werden, 
dessen Mast zu brechen droht und das dabei ist, 
seine Manövrierfähigkeit zu verlieren. Wenn jetzt 
nicht gehandelt wird, ist der Schaden für eine lange 
Zeit nicht wiedergutzumachen. Herr Kollege Mitz-
scherling, hier hilft nicht Pessimismus, sondern wir 
sollten in diesem Hause das gemeinsame Ziel ver-
folgen, 

(Zurufe von der SPD) 

alles zu tun, um auch international dem Protektio-
nismus zu begegnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen helfen, eine Stimmung gegen den Pro-
tektionismus zu erzeugen, die auch denjenigen ins 
öffentliche Bewußtsein hineindringt, die sich unso-
lidarisch verhalten. 

Zur Zeit ist es leider noch so, daß sich viele Indu-
strieländer wie Elefanten im Porzellanladen beneh-
men. Das feingegliederte System des GATT wird 
niedergetreten, und das schlechte Gewissen, soweit 
überhaupt vorhanden, wird mit schlechten Argu-
menten übertüncht. Es ist erfreulich, daß sich bei 
uns beinahe alle Verbände und zum Teil auch die 
Gewerkschaften gegen den Protektionismus aus-
sprechen und die Bundesregierung zum Handeln 
auffordern. Die CDU/CSU begrüßt dieses Engage-
ment. Der Außenwirtschaftsbeirat des BDI — es ist 
eben schon erwähnt worden — hat eine klare Stel-
lungnahme zur Liberalisierung des Welthandels ab-
gegeben. Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
ebenso wie andere Verbände sind sich über die 
schädlichen Folgen von neuen protektionistischen 
Schranken einig. Es ist nur zu hoffen, daß diese kla-
ren Stellungnahmen auch von den einzelnen Fach-
verbänden übernommen werden. Denn diese han-
deln häufig leider umgekehrt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich nehme an, daß 
Herr Lattmann anschließend auf Ihre Bemerkung 
in bezug auf eine vorausschauende Strukturpolitik 
eingehen wird. Ich hoffe, daß die SPD irgendwann 
einmal merkt, daß der dauernde Ruf nach mehr 
Staat weniger Freiheit und mehr Einschränkung 
und nicht eine bessere Wirtschaftspolitik bedeutet. 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Ich habe Herrn 
Späth zitiert!) 

— Sie haben Herrn Späth im Zusammenhang mit 
einer Bemerkung, die Sie für richtig halten, neben-
bei zitiert. Diese dialektische Auslese wird von Ih-
nen zwar häufig praktiziert, ist aber nicht immer 
richtig. 

Ich darf im Zusammenhang mit Wirtschaftsver-
bänden an eine Darstellung von Bundeskanzler 
Kohl erinnern. Er hat nach einem Gespräch mit 
Wirtschaftsvertretern berichtet, er sei wegen zuviel 
Bürokratie, zuviel Dirigismus und Protektionismus 
kritisiert worden. Dann sei gesagt worden, im übri-
gen habe man noch folgende Forderungen: 1.. .., 

2...., 3...., 4.... Wenn es nicht die Lobbyisten für 
Subventionen geben würde, wenn es nicht die Lob-

byisten für Protektion geben würde, dann hätten 
wir keine Subventionen und keine Protektion. Das 
heißt, wenn die Wirtschaftsverbände die Kraft, die 
sie für Erklärungen aufwenden, in eigenes Han-
deln, in Einfluß auf ihre Fachverbände umsetzen 
würden, wären wir alle gemeinsam ein erhebliches 
Stück weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Minister Bangemann, Sie werden starken 
Rückenwind verspüren, wenn Sie vor allen Dingen 
in den EG-Gremien endlich für mehr ordnungspoli-
tische Klarheit sorgen. Vor allen Dingen in Brüssel 
darf man starke Energien einsetzen, um den offe-
nen und versteckten Formen von Protektionismus 
— vor allen Dingen bei technischen Handelshemm-
nissen — zu begegnen. Es ist zu bedauern, daß auch 
hier häufig ein Zusammenspiel von Lobbyisten und 
Bürokraten stattfindet, das schwer durchschaubar 
ist und leider immer erst an den Ergebnissen — bei 
uns im Wirtschaftsausschuß z. B. unter 35 Vorlagen 
— irgendwann sichtbar wird, ohne daß man vorher 
in der Lage ist, das zu überschauen. Hier müssen 
wir als Parlamentarier dafür sorgen, daß dieser 
Prozeß in der Zukunft transparenter wird, so daß 
wir Entscheidungen, die wir nicht billigen wollen, 
rechtzeitig erkennen und rechtzeitig unser Votum 
abgeben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Jannsen [GRÜNE]: Die Frage ist 

„Wie?"!) 

Die CDU/CSU möchte die Bundesregierung er-
muntern, besonders in der EG konsequenter und 
härter aufzutreten. Die Bekämpfung des Protektio-
nismus ist für uns von vitalem Interesse. Deshalb 
ist es nicht immer ausreichend, dagegen zu sein, 
sondern die Bundesregierung wird von uns aus-
drücklich ermuntert, bei grundsätzlichen Fragen 
auch den Mut aufzubringen, ein Veto einzulegen. 

Lassen Sie mich dafür ein Beispiel anführen. Der 
EG-Rat hat in seiner Sitzung Mitte September 
förmlich die Verordnung über das neue handelspo-
litische EG-Instrumentarium verabschiedet. Die 
deutsche Delegation hat gemeinsam mit den Nie-
derlanden und Dänemark Bedenken angemeldet. 
Das Bundeskabinett war gegen dieses unnötige 
neue Instrumentarium. Hier handelt es sich um ein 
neues Abwehrinstrument der EG, das unter be-
stimmten Bedingungen auf Eingriffe im internatio-
nalen Handel abzielt. Zu Recht hat die Bundesre-
gierung festgestellt: Es handelt sich um ein falsches 
handelspolitisches Signal. Besonders ist dabei zu 
erwähnen, daß hier erstmals ein unmittelbares An-
tragsrecht für die Wirtschaft eingeräumt wird, und 
zwar mit der Möglichkeit, nationale Regierungen zu 
umgehen. Dadurch wird eine erneute Mißbrauchs-
gefahr geschaffen. Der Bundesrat und auch der 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages 
hatten sich gegen das handelspolitische Instrumen-
tarium ausgesprochen. Warum war es hier nicht 
möglich oder sogar zwingend, daß die Bundesregie-
rung in dieser Frage schlicht sagte: Ohne uns; wir 
legen ein Veto ein; hier machen wir nicht mit!, statt 
sich überstimmen zu lassen und im Prinzip dadurch 
an sich unglaubwürdig in der Hinsicht zu werden, 
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wie ernst es ihr mit dem Anliegen ist, Protektionis-
mus in der EG zu verhindern. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
wird bei ähnlichen Anlässen sehr häufig Gelegen-
heit haben, das zu tun, was Sie, Herr Bangemann, 
eben mit „mehr Mut haben" beschrieben haben. Die 
Glaubwürdigkeit verlangt auch unpopuläres Han-
deln, weil unser vitales Interesse sehr häufig be-
rührt wird. 

Ähnliches gilt für die Zukunft bei den auslaufen-
den Stahlsubventionen und beim Welttextilabkom-
men. 

Lassen Sie mich abschließend auf ein Problem 
eingehen, das hier schon mehrfach angesprochen 
worden ist. Ende November werden in Genf die 
GATT-Vertragsparteien tagen. Es handelt sich hier-
bei um eine Zusammenkunft von hohen Beamten 
der Mitgliedsländer, die die GATT-Runden vorbe-
reiten. Die CDU/CSU erwartet endlich positive Si-
gnale für die Durchführung einer neuen GA TT

-Runde. Schon bei der Prüfung der Beschlüsse, die 
auf der GATT-Ministertagung 1982 gefaßt wurden, 
wird es hier nicht nur eitel Freude geben. Die Dritte 
Welt wird zu Recht die ungünstige Bilanz kritisie-
ren, und dabei wird sich ihr Interesse vor allen Din-
gen auf den Abbau der mengenmäßigen Beschrän-
kungen richten. Die Bundesregierung wird drin-
gend gebeten, alles zu tun, damit dieses Treffen 
nicht von vornherein ein Fehlschlag wird. 

Unsere Erwartungen gehen aber noch sehr viel 
weiter. Wir erwarten endlich den Beginn einer Re-
form der GATT-Schutzklausel, die Sie, Herr Mini-
ster Bangemann, eben auch sehr positiv dargestellt 
haben. Hierbei muß eine Präzisierung der Anwen-
dungskriterien erfolgen. Meine Damen und Herren, 
gerade hier geht es um langfristige Maßnahmen 
gegen die sogenannte Grauzone, z. B. die Export-
selbstbeschränkungen, die bisher durch die bilate-
ralen Möglichkeiten im Rahmen des GATT  nicht 
erfaßt werden und bei denen es bestimmt sehr 
lange dauern wird, einen Erfolg im Sinne eines 
Durchbruchs zu erzielen. 

Leider muß damit gerechnet werden, daß noch 
viel Wasser den Rhein herunterfließt, bis durchgrei-
fende neue Erfolge beim GATT  sichtbar werden. 
Zum Beispiel ist bisher auch der Handel mit Dienst-
leistungen nicht einbezogen. Auch diese Forderung 
sollte durchgesetzt werden. Wenn man sich aber 
konkret ansieht, seit wann dies gefordert wird und 
wie der Verhandlungsstand ist, hört man augen-
blicklich immer: Wir bemühen uns erst einmal, das 
auf die Tagesordnung zu bringen und in irgendei-
ner Form eine Methode, sich diesem Thema anzu-
nähern, zu finden. 

Meine Damen und Herren, auf dem Weltwirt-
schaftsgipfel in London und dem OECD-Ministerrat 
1984 wurde im Prinzip beschlossen, die in der To-
kio-Runde vereinbarten Zollsenkungen beschleu-
nigt durchzuführen. Die EG-Länder sollten den Mut 
aufbringen, die Aktion — wie Sie, Herr Minister 
Bangemann, es eben auch gesagt haben — gegebe-
nenfalls ohne die USA durchzuführen und einen 
Alleingang zu unternehmen, damit wir in der inter-

nationalen Szene endlich einmal ein positives Zei-
chen — vor allen Dingen gegenüber den Ländern 
der Dritten Welt — haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Am wichtigsten erscheint uns der Beginn einer 
neuen GATT-Runde. Auch hier sind viele Länder 
bereit, entsprechende verbale Erklärungen abzuge-
ben. Die bisherigen geringen Fortschritte im Ar-
beitsprogramm des GATT  zeigen die Dringlichkeit. 
Ich begrüße, daß aus Ihren Ausführungen, Herr 
Bangemann, ein Stück Optimismus herauszuhören 
war. Nach den bisher vorliegenden Berichten aus 
den einzelnen Ländern nehme ich den Optimismus 
in dieser Frage freudig zur Kenntnis. Wir sind jetzt 
gefordert — dies zu erreichen ist vor allen Dingen 
Aufgabe der Bundesregierung —, diese Schwierig-
keiten zu überwinden. 

Meine Damen und Herren, der Beantwortung der 
Großen Anfrage kann von der CDU/CSU deshalb 
zugestimmt werden, weil sie offen und ehrlich ist 
und uns allen den Eindruck vermittelt hat, daß es 
für den Welthandel 5 Minuten vor 12 ist. Die An-
frage sollte dazu dienen, das öffentliche Bewußtsein 
für die Gefahren für den freien, liberalen Welthan-
del zu schärfen. Wir wünschen der Bundesregie-
rung Glück und Erfolg bei der Umsetzung ihrer 
richtigen Politik. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Bürgerinnen und Bür-
ger! Sehr geehrter Herr Bangemann, ich möchte 
Ihrer Einladung zum wechselseitigen Zuhören und 
auch zum Versuch der wechselseitigen Überzeu-
gung Folge leisten. 

(Zustimmung des Abg. Sauermilch [GRÜ

-

NE]) 

Ihr Ministerium beginnt die Antwort auf die 
Große Anfrage der Koalitionsfraktionen mit dem 
Dogma vom freien Welthandel. Dieses Dogma bein-
haltet — das ist dort ausgeführt —, daß eine intensi-
vierte internationale Arbeitsteilung und Spezialisie-
rung zu Wohlstandsgewinnen für alle Beteiligten 
führt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir GRÜNEN halten dieses Dogma und diese Be-
hauptung aus zweierlei Gründen für falsch. 

Erstens. Der sogenannte freie Welthandel ist 
nicht frei, sondern ein hochgradiges Zwangssystem. 
Herr Bangemann, ich möchte einem Satz von Ihnen 
ausdrücklich zustimmen. Sie haben gesagt: Freiheit 
ist nicht teilbar. Das meine ich auch, aber ich 
möchte daraus Konsequenzen ziehen und Sie bit-
ten, diese Konsequenzen mitzubedenken. 

Wer ist im gegebenen internationalen Welthandel 
frei? Frei ist lediglich das Kapital, das dorthin zieht, 
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wo es sich die größten Gewinnmöglichkeiten ver-
spricht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein Beispiel unter vielen ist die Strukturkrise in 
der Textilindustrie. Wenn in den Billiglohnländern 
in Südostasien höhere Gewinnmargen zu erreichen 
sind als in den hochindustrialisierten Staaten, wan-
delt das Textilkapital aus und läßt verödete Struk-
turen wie z. B. im westlichen Münsterland zurück. 
Es sammelt sich so lange in den südostasiatischen 
Staaten an, wie dort tatsächlich günstigere Lohnbe-
dingungen vorhanden sind. Vor etlicher Zeit war in 
der Zeitschrift „Capital" schon nachzulesen, daß in-
folge von zunehmender gewerkschaftlicher Organi-
sierung die Lohnvorteile in einigen südostasiati-
schen Staaten wieder schrumpfen und damit eine 
Abwanderung gerade auch mittelständischer Un-
ternehmen im Bereich Textil aus südostasiatischen 
Staaten zu beobachten ist. 

Frei ist lediglich das Kapital, das auf dem Welt-
markt hin- und herschwirrt und sich dort kurzfri-
stig und mittelfristig die Allokationsmöglichkeiten 
sucht, bei denen der Gewinn am größten ist. Unfrei 
sind die in den Unternehmen abhängig Beschäftig-
ten. Unfrei sind die Regionen, die von dem Kapital 
zurückgelassen werden, wenn dort keine Gewinne 
mehr zu realisieren sind. Diese Unfreiheit gilt eben-
falls für die Bundesrepublik. 

Herr Mitzscherling, finde ich, hat eindrucksvoll 
nachgewiesen, daß der zu erwartende und ja auch 
offiziell gepushte technologische Schub auf dem 
Arbeitsmarkt — und nicht nur dort — verheerende 
Wirkungen haben wird. Wenn der Prozeß, der jetzt 
beginnt — technologische Innovation in der EG, in 
Japan, in den USA und in den Schwellenländern —, 

voll greift, werden wir — das ist schon abzusehen — 
nicht nur eine verheerende Arbeitsplatzvernich-
tung in den entsprechenden Unternehmen und Län-
dern haben, sondern wir werden bis Ende der 80er 
Jahre ebenfalls den Aufbau von grandiosen Über-
kapazitäten bei den sogenannten Zukunftstechnolo-
gien zu verzeichnen haben. Diese Überkapazitäten 
bei den sogenannten Zukunftstechnologien sind in 
den USA heute schon absehbar. 

Ein nicht unwesentlicher Mitarbeiter der VEW, 
der sich unter dem Gesichtspunkt technologischer 
Innovationen Silicon Valley angeguckt hat, kommt 
zu dem Ergebnis — das liegt dem Wirtschaftsaus-
schuß vor — , daß eventuell schon Ende der 80er 
Jahre mit unheimlichen Überkapazitäten im Be-
reich der angeblichen Zukunftstechnologien zu 
rechnen ist. Wenn dieser Prozeß weltweit gepusht 
wird, arbeiten Sie heute an der Entstehung der 
Strukturkrise in den Zukunftstechnologien Ende 
der 80er/Anfang der 90er Jahre mit. Unfrei werden 
wieder die davon Betroffenen sein, die den Gang 
der Ereignisse nicht frei mitbestimmen können. 
Das sind die abhängig Beschäftigten, und das sind 
die Bewohner der betroffenen Regionen. 

Unfrei sind ebenfalls diejenigen, die von der Ver-
änderung der Arbeitsbedingungen infolge der Ein-
führung neuer Technologien betroffen sind. Unfrei 
sind die abhängig Beschäftigten in den Unterneh-

men. Vor kurzem ist veröffentlicht worden, welche 
verheerenden Arbeitsbedingungen in Silicon Valley 
bei der Produktion z. B. von Mikrochips anfallen, wo 
hochgiftige Stoffe zum Einsatz kommen und wo, 
weil der Weltmarkt und die internationale Konkur-
renzfähigkeit das erfordern, Arbeiterinnen am Ar-
beitsplatz vergiftet werden. Wenn sie sich vor Ge-
richt dagegen zur Wehr setzen, wird dann noch be-
hauptet, ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem 
Arbeitsplatz sei nicht nachweisbar. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Woher haben Sie 
denn das?) 

Die Weltmarktfixierung und die Fixierung auf in-
ternationale Konkurrenzfähigkeit verhindern eben-
falls, daß hier das Instrument Arbeitsverkürzung 
gegen Arbeitslosigkeit eingesetzt wird. Wir haben 
das in der letzten Tarifrunde bei IG Druck und IG 
Metall erlebt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Beweisen Sie 
doch einmal, was Sie da sagen!) 

Hohe Arbeitslosigkeit wird in Kauf genommen. 
Gleichzeitig wird mit dem Dogma vom freien Welt-
handel gedroht. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Marxistischer 
Blödsinn ist das, was Sie da erzählen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist es gar nicht. Das erlebten Sie Woche für 
Woche in der jüngsten Vergangenheit. 

Der Verweis auf das Dogma vom freien Welt-
markt verhindert, daß schon ab kommendem Jahr 
der Katalysator eingeführt wird, und zwar verbind-
lich. Es erfolgt nur der Verweis auf die internatio-
nale Konkurrenzfähigkeit, und zwar gerade aus Ih-
rer Fraktion, Herr Kittelmann. Die Verschlechte-
rung der Umweltbedingungen — Waldsterben als 
ein Beispiel — ist die Folge dieser Weltmarktfixie-
rung. Herr Bangemann — ich würde gerne einen 
Denkprozeß bei Ihnen in Gang setzen —, Sie kön-
nen doch nicht im Ernst behaupten, daß die durch 
das Waldsterben Beeinträchtigten — das sind u. a. 
auch die Waldbesitzer und ihre Familien — in der 
Einflußnahme auf diesen Prozeß oder auf die Struk-
tur der internationalen Arbeitsteilung frei sind. 

Mit einem Wort: Der Weltmarkt verdient das At-
tribut „frei" überhaupt nicht. Er ist ein Zwangssy-
stem hochgradiger Art. Gerade wenn wir uns dar-
auf einigen können, daß die Freiheit unteilbar ist, 
können wir Strukturen, die die Betroffenen und ab-
hängig Beschäftigten zur Unfreiheit verurteilen, 
nicht für gut halten. 

Ein Zweites. Herr Mitzscherling hat eindrucks-
voll darauf hingewiesen, daß die Zunahme des Pro-
tektionismus unausweichlich ist. Ich brauche die 
Argumente im einzelnen nicht zu wiederholen. Ich 
stimme dem zu. 

Herr Bangemann, Sie preisen den Handelslibera-
lismus als Allheilmittel gegen die Zunahme des 
Protektionismus an. Wenn man die Argumente von 
Herrn Mitzscherling nimmt, kommt man zu dem 
Ergebnis, daß Handelsliberalismus und Protektio-
nismus zusammengehören wie Licht und Schatten. 
Es ist ein Koppelprodukt. Sie können das eine nicht 
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ohne das andere haben. Wenn in der EG, in Japan 
und in den USA Exportstrategien gefahren werden 
— und die vor allem auf Zukunftstechnologien kon-
zentriert werden —, werden Sie zumindest in den 
Konkurrenzländern, die schwächer sind, Auswir-
kungen haben, die sozial so verheerend sind, daß sie 
zu politischen Zusammenbrüchen führen, daß in 
den betroffenen Staaten Protektion die einzige 
Möglichkeit der Gegenwehr ist. Das ist sozusagen 
eine Art ökonomischer Notwehr. 

Ihre Exportstrategien, die Sie aus der Position 
der Stärke vertreten — Sie haben das ja ausdrück-
lich so gesagt — , führen notwendig in den Protek-
tionismus hinein. Der einzige Ausweg aus dieser 
Sackgasse Handelsliberalismus und Protektionis-
mus als Koppelprodukt besteht darin, daß wir die 
internationale Arbeitsteilung grundsätzlich in 
Frage stellen und nach einem Weg suchen — ich 
betone: suchen; wir GRÜNEN haben insoweit keine 
fertigen Antworten —, wie wir die internationale 
Arbeitsteilung grundsätzlich umstrukturieren kön-
nen. Wir haben das in Reden schon öfter ausge-
führt. Wir sagen: Wir brauchen eine Abkehr von der 
Exportorientierung und Weltmarktfixierung, eine 
Hinwendung zur Binnenorientierung. 

Ich freue mich sehr und bin überrascht, Herr 
Mitzscherling, daß Sie — nach meinen Kenntnissen 
als erster Sozialdemokrat — eben auch in dieser 
Richtung gedacht und gesprochen haben: Binnen-
orientierung der Wirtschaft, ökologischer Umbau 
der Industriegesellschaft. Ich persönlich halte 
nichts von dem Ausstieg aus der Industriegesell-
schaft. Ich halte das auch gar nicht für eine anspre-
chende Zukunftsvision. Aber es geht um den Um-
bau der Industriegesellschaft. Herr Mitzscherling, 
ich wäre froh, wenn wir gemeinsam nach einem 
Weg suchen könnten, wie das möglich ist. Aber 
dann, bitte schön, konsequent. 

Wenn ich an die Haltung der SPD-Bundestags-
fraktion im Wirtschaftsausschuß denke, muß ich sa-
gen: Wir werden bei allen Streitfragen im einzelnen 
nachweisen können, daß die SPD in keinem Punkt 
von Exportorientierung und Weltmarktfixierung 
abweicht. Beispiel: als wir vor einem Jahr über die 
Hermes-Versicherung diskutiert haben — soll die 
Versicherung erhöht werden oder soll der Bundes-
haushalt einspringen? —, waren es Kollegen aus Ih-
rer Fraktion, die die Exportfixierung nachdrücklich 
begrüßt haben; noch viel entschiedener als die Kol-
legen der CDU/CSU, was mich sehr gewundert hat. 
Die Exportfixierung war bei Ihnen noch sehr viel 
stärker als bei den anderen. Herr Jens, Sie werden 
gleich sprechen. Ich wäre froh, wenn Sie darauf zu 
sprechen kommen. 

Dabei müssen wir berücksichtigen, daß allein 
über die Hermes-Versicherung in diesem Jahr 1,5 
Milliarden DM Defizite anfallen, die der Haushalt 
für die Versicherung übernehmen muß. Im näch-
sten Jahr sind es 2 Milliarden DM. Diese 2 Milliar-
den DM im Rahmen dieses Instruments wären we-
sentlich besser eingesetzt, wenn sie für eine regio-
nal orientierte Umstrukturierung der Wi rtschaft 
eingesetzt werden. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Mitz-
scherling? 

Stratmann (GRÜNE): Herr Mitzscherling, ich 
möchte gern auf Ihre Frage eingehen, wenn ich für 
die Beantwortung die entsprechende Zeit von Ih-
rem Fraktionsvolumen bekomme. 

Vizepräsident Wurbs: Das ist nicht möglich. 

Stratmann (GRÜNE): Aber, bitte schön, auch so. 
Ich hielte das allerdings für fair; denn ich habe nur 
noch eine Minute Redezeit. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Kollege Stratmann, 
ist Ihnen bewußt, daß sich eine stärkere Orientie-
rung des wirtschaftlichen Wachstums auf die Bin-
nenbedürfnisse allenfalls in einem langfristigen 
Prozeß vollziehen kann, daß man angesichts der be-
stehenden Arbeitsmarktlage, die von hoher Arbeits-
losigkeit gekennzeichnet ist, sehr vorsichtig mit Ad-
hoc-Entscheidungen sein und deshalb auch bei Ent-
scheidungen wie der über die Hermes-Bürgschaften 
die Arbeitsmarktlage in der gegenwärtigen Situa-
tion im Auge behalten muß? 

Stratmann (GRÜNE): Ich stimme Ihnen zu, daß 
man bei der Umstrukturierung an vorderster Stelle 
die Arbeitsmarktlage berücksichtigen muß. Des-
halb kann man Umstrukturierung auch nur mittel- 
und langfristig anlegen. Kurzfristige Erfolge sind 
nicht zu erzielen. 

Hinsichtlich der Arbeitsmarktlage haben wir im-
mer eine radikale Arbeitszeitverkürzung gefordert. 
Wenn Sie es ernst meinen und konsequent sein 

wollen mit bzw. bei dem regional orientierten, öko-
logisch orientierten Umbau der Industriegesell-
schaft — das möchte ich als letztes Beispiel nennen; 
lassen Sie mich den Satz bitte aussprechen —, dann 
gehen Sie bitte an eine so exportabhängige Branche 
wie die Chemieindustrie heran, die gerade im Be-
reich der Agrarchemie — nicht nur, aber auch — 
ihre Wachstumsraten zu verzeichnen hat. Ihre Pro-
dukte führen zu verheerenden Auswirkungen im 
Agrarsektor in der Dritten Welt und bei uns. Sie 
müssen z. B. konsequent für eine Schrumpfung der 
Agrarchemie eintreten. Das geht nur im Dissens 
mit Ihrem Kollegen Rappe; ich weiß das. 
Unsere Aufgabe ist: Schrumpfung von umwelt-

schädlichen, exportfixierten Branchen, gleichzeitig 
Aufbau — mittel- und langfristig bei entsprechen-
der Umlenkung der öffentlichen Mittel — regional 
orientierter ökologischer Wirtschaftszweige, einer 
Recycling-Wirtschaft, einer alternativen Energie-
struktur und radikale Arbeitszeitverkürzung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ich denke, mit diesen beiden Möglichkeiten, näm-
lich der radikalen Arbeitszeitverkürzung — da 
reicht mittel- und langfristig die 35-Stunden-Woche 
lange nicht aus — und dem Aufbau regional orien-
tierter Wirtschaftsstrukturen, bekommen Sie auch 
die Arbeitsmarktprobleme in den Griff. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Dr. 
Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Beitrag von Herrn 
Stratmann hat etwas Licht in die Wirtschaftspolitik 
der GRÜNEN gebracht. 

(Beckmann [FDP]: Aber ein trübes!) 

Ich habe zwei Elemente entnommen, und zwar zum 
einen, den geschlossenen Handelsstaat des 18. Jahr-
hunderts wiedereinzuführen, die sogenannte Bin-
nenorientierung. 

(Stratmann [GRÜNE]: Das ist doch 
Quatsch!) 

Man kann die Bürger nur davor warnen, in einem 
extrem exportorientierten Land eine solche Strate-
gie weiter zu verfolgen. 

(Beifall bei der FDP — Horacek [GRÜNE]: 
Zurück auf die Bäume!) 

Herr Stratmann, in Nordrhein-Westfalen haben wir 
eine stärkere Binnenorientierung auf alte Bran-
chen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Horacek [GRÜ-
NE]) 

Wir haben z. B. in Baden-Württemberg und Bayern 
eine stärkere Exportorientierung, Herr Stratmann. 
Ich glaube, das Ergebnis spricht nicht gegen die 
Bundesländer, die sich für Exporte und die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit öffnen. 

Wir haben zweitens vernommen, daß das Resul-
tat eine radikale Arbeitszeitverkürzung wäre. Ich 
nehme an: bei vollem Lohnausgleich. Das bedeutet 
natürlich eine Freizeitgesellschaft, die sich ir-
gendwo wahrscheinlich selbst finanziert, also ein 
Perpetuum mobile. 

Das ist aus meiner Sicht — Herr Stratmann, wir 
kennen uns aus dem Wirtschaftsausschuß — reich-
lich abstrus. 

Was wir dagegensetzen, ist, daß wir nicht ins 
18. Jahrhundert zurückfallen und bei jungen Men-
schen nicht die Illusion nähren wollen, als hätte die 
junge Generation durch Abschottung vom Welt-
markt und eine radikale Arbeitszeitverkürzung 
eine Chance auf Ausbildungs- und Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir sind keine Insel, sondern wir müssen uns 
wieder anstrengen, um mit anderen leistungsfähi-
gen Ländern wie den USA oder Japan mitzuhalten. 
Das ist unsere Antwort. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb geht es bei dieser Großen Anfrage dar-
um, ob neben der FDP und der CDU sowie Teilen 
der SPD auch die GRÜNEN bereit sind, den Wirt-
schaftsminister darin zu unterstützen, die Märkte 
offenzuhalten und damit einen wesentlichen Bei-
trag zur Sicherung unserer exportabhängigen Ar-
beitsplätze zu leisten, oder ob jetzt — das hat mich 
bei meinem sonst sehr geschätzten Kollegen ein 
bißchen gewundert — die sogenannte Binnenorien-
tierung zunimmt. 

Ich bin mir nicht ganz im klaren darüber, in wel-
chen Branchen wir uns stärker binnenorientieren 
und vom Ausland abkoppeln sollen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Energie, Recycling 
z. B.!) 

Ich komme zu einem weiteren Punkt, nämlich 
dem Schutz der Umwelt. Dafür sind wir auch, aber 
nicht, verehrte Kollegen von der SPD, durch ein 
öffentlich, durch ein auf dem Wege der Verschul-
dung finanziertes Sonderprogramm, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
billiger, als die Arbeitslosigkeit zu bezah

-

len!) 

sondern durch die Weiterentwicklung der Markt-
wirtschaft zu einer ökologisch verpflichteten 
Marktwirtschaft. Umweltpolitik bedeutet nämlich 
gleichzeitig Verteilungspolitik. Man kann nicht zu 
gleicher Zeit mehr Lohn, mehr Freizeit und mehr 
Umweltpolitik haben wollen. Dann muß man den 
Unternehmern und den Arbeitnehmern klar sagen, 
daß mehr Umweltpolitik weniger Löhne an anderer 
Stelle oder mehr Kosten über höhere Strompreise 
oder über höhere Katalysatorpreise bedeutet. Das 
heißt, der Umweltschutz finanziert sich nicht von 
selbst, meine Damen und Herren. Diese Ehrlichkeit 
ist wichtig. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Mitzscherling? 

Dr. Haussmann (FDP): Nein. Ich möchte kürzer 
reden als alle anderen Vorredner und deshalb ganz 
knapp noch folgendes sagen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Herrn 
Mitzscherling noch nicht einmal das Wort 

geben!) 

Für uns ist Protektionismus — oder auf deutsch: 
Beschränkung des freien Welthandels — nichts Ab-
straktes, sondern er hat zwei sehr praktische Vor-
teile. Er hilft zu mehr Beschäftigung einerseits und 
zu sozialem Fortschritt in weniger entwickelten 
Ländern andererseits. Es ist richtig, daß die Be-
schränkung des Welthandels dazu führt, daß die Ar-
beitsteilung keinen Fortschritt macht. Weniger Ar-
beitsteilung aber bedeutet weniger Wohlstand und 
damit auch weniger Möglichkeiten für die Entwick-
lungspolitik, etwas zu tun. Oder umgekehrt, mehr 
Wachstum in Industrieländern, mehr Öffnung un-
serer Märkte für Entwicklungsländer heißt Linde-
rung von Not in Entwicklungsländern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und ich bitte Sie auch in der Fraktion der GRÜ-
NEN, wirklich mal die Position der Bundesrepublik 
auf internationalen Handelskonferenzen zu verfol-
gen. Es gibt leider in anderen Wirtschaftsordnun-
gen wenige Länder, die so leistungsfähig sind, daß 
sie sich eine ständig weitergehende Öffnung ihrer 
Binnenmärkte für Entwicklungsländer leisten kön-
nen. Das ist ja die Kritik der Entwicklungsländer 
an den Staatshandelsländern, daß sie sich selbst 
abschotten. Das ist j a die Attraktivität der Bundes-
republik Deutschland, daß wir bereit sind, uns auch 
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in schwierigen Branchen mit allen Problemen, die 
wir in unseren Wahlkreisen haben — Textil, Porzel-
lan, Holz, Leder —, trotzdem eine immer weiterge-
hende Öffnung zu leisten, mit dem Ergebnis, daß 
die weniger entwickelten Länder mehr einführen 
können, damit mehr Arbeitsplätze haben. Damit lei-
sten wir einen aktiven Beitrag zur Linderung der 
Not. Die Staatshandelsländer sind dazu auf Grund 
ihrer weniger liberalen Wirtschaftsordnung nicht in 
der Lage. Das ist die große Attraktivität unserer 
liberalen Handelspolitik. Und, Herr Stratmann, 
wenn für Sie liberale Handelspolitik eine Sack-
gasse ist, so mag das so sein. Nur hier im Deutschen 
Bundestag muß bei der Beantwortung einer Großen 
Anfrage klar werden, was uns in diesem Punkt un-
terscheidet. 

Dritter Punkt. Da möchte ich mich an die Sozial-
demokraten wenden: Wer freien Welthandel auf-
rechterhalten will, muß seine wirtschaftspolitischen 
Hausaufgaben lösen. Denn das war schon immer so. 
Wer zu Hause nicht dafür sorgt, daß Strukturwan-
del sich fortsetzt, wird sich nach außen durch Han-
delsbeschränkungen wehren. Deshalb fordere ich 
die Sozialdemokraten auf, in der Frage der Ent-
schuldung unserer öffentlichen Haushalte und da-
mit in dem Rückgang unseres Zinsniveaus uns zu 
helfen und nicht umgekehrt Programme aufzustel-
len, die die Verschuldung und damit die Zinskosten 
erhöhen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb fordere ich die Sozialdemokraten auf, in 
der Steuerpolitik endlich zu sagen, ob sie gegen 
Steuersenkung oder für Steuersenkung sind. Denn 
wenn schon eine Stärkung der Binnennachfrage, 
dann nicht über künstliche Staatsprogramme, son-
dern dadurch, daß wir den Bürgern möglichst nicht 
in zwei Steuersenkungsschritten, sondern in einem 
Steuersenkungsschritt zum 1. 1. 1986 Steuern zu-
rückgeben und damit Binnenkaufkraft stärken. Wir 
bei der FDP freuen uns, daß wir hier einen wichti-
gen Punkt haben, wo wir insbesondere mit dem 
bayerischen Ministerpräsidenten auch mal überein-
stimmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist ja in einer Koalition auch mal wichtig, daß 
wir nicht nur Reibepunkte haben, sondern daß wir 
auch Punkte der Übereinstimmung haben. 

Deshalb ist es notwendig, daß der Rat der wissen-
schaftlichen Institute ernst genommen wird, daß 
wir nämlich erkennen, daß die Arbeits- und Sozial-
kosten in der Bundesrepublik Deutschland durch 
ihre Starrheit inzwischen den Strukturwandel be-
hindern. Es gibt nämlich auch einen sogenannten 
Binnenprotektionismus. Das heißt, wenn eine Wirt-
schaft bei den entscheidenden Produktionsfakto-
ren, Arbeits- und Sozialkosten, nicht mehr flexibel 
ist, schließt sie einen bestimmten Teil von Men-
schen aus dem Arbeitsleben aus, die auf Grund 
ihres Alters, gesundheitlicher Handikaps oder 
schlechterer Vorbildung nicht die Chance haben, 
Höchstlöhne sich selbst am Markt zu verdienen. 
Das führt uns dazu, daß wir uns gegenüber anderen 
Ländern abschließen müssen, weil unser Lohn- und 

Sozialkostenniveau so hoch ist, daß wir uns in be-
stimmten Branchen die Öffnung unserer Märkte 
nicht mehr leisten können. Deshalb sage ich den 
Sozialdemokraten: Wenn sie langfristig den Bun-
deswirtschaftsminister darin unterstützen wollen, 
daß die Bundesrepublik ein Land bleibt, das auch 
auf internationalen Konferenzen seine Märkte öff-
net, geht es nur, indem wir national in unserer Wirt-
schaftspolitik unsere Hausaufgaben lösen, im Be-
reich des Zinsniveaus, im Bereich der Steuerpolitik 
und im Bereich der Arbeitskosten. 

Ich sage auch hier sehr offen, daß Wissenschaft-
ler sagen, man müsse einmal grundsätzlich über die 
Flexibilität unserer Lohnpolitik, über die Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifverträgen im Inter-
esse der Nichtarbeitsbesitzer reden. Die Arbeitsbe-
sitzer schließen durch Kartelle die Arbeitslosen aus. 
Das ist die eigentliche soziale Frage, Herr Kollege. 

(Zurufe von der SPD) 

Das hat direkt damit zu tun, daß wir damit mittelfri-
stig auch gegenüber anderen Ländern anfällig wer-
den. 

Ein letztes darf ich noch zu meinem Kollegen von 
der CDU sagen. Herr Kittelmann, wir sind mit Ih-
nen sehr einverstanden, daß uns die CDU sehr aktiv 
unterstützt und den Wirtschaftsminister auffordert, 
sich in Europa für freien Welthandel und gegen 
Protektionismus einzusetzen. Wir tun das von Bonn 
aus. Wir wünschen uns, daß insbesondere Ihre Par-
tei eine Personalpolitik betreibt, die auf europäi-
scher Ebene dazu führt, daß wichtige Kommissare 
in diesem Bereich ihre Zuständigkeit behalten. 
Wenn man in Zukunft Protektionismus auf europäi-
scher Ebene verhindern will, ist es sehr wichtig, 
nicht zuzulassen, daß deutsche Kommissare über-
haupt keine Zuständigkeit mehr in der Industrie-, 
der Wirtschafts- und der Handelspolitik bekommen. 
Ich hoffe, darin stimmen wir überein. 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Das ist von der 
Regierung dilettantisch gemacht!) 

Ich komme zum Schluß und möchte drei Dinge 
wiederholen: 

Erstens. Die Bekämpfung von Protektionismus 
bedeutet, daß wir uns in der Bundesrepublik die 
Chance offenhalten, unsere exportabhängigen Ar-
beitsplätze zu verbessern und neue zu schaffen. 

Zweitens. Ein offener Welthandel hilft weniger 
entwickelten Ländern, Waren und Dienstleistungen 
in entwickelten Ländern abzusetzen. Das ist ein 
praktischer Teil der Entwicklungspolitik. 

Drittens. Wehren wir auch auf europäischer 
Ebene den Anfängen, wenn es darum geht, soge-
nannte Spitzentechnologien vor dem rauhen Wett-
bewerb der Amerikaner und der Japaner zu schüt-
zen! Wer im Bereich der Spitzentechnologie nicht 
bereit ist, sich mit den führenden Industriestaaten 
der Erde zu messen, wird mittelfristig Arbeitslosig-
keit bekommen. 

Ich danke herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, Protektio-
nismus tritt heutzutage in zwei Erscheinungsfor-
men auf. Einmal geht es darum, Importe aus dem 
Ausland zu verhindern, zum anderen darum, den 
Export exzessiv zu fördern. 

Ich meine, in der letzten Zeit ist mit keinem Be-
griff so viel Schindluder getrieben worden wie mit 
dem des Protektionismus. 

Wir stimmen in vielen Fällen mit den Koalitions-
parteien überein; das ist gar keine Frage. Aber Sie 
werden Verständnis dafür haben, daß man in zehn 
Minuten auch einmal die Angriffspunkte darlegt. 
Es muß eben auch gesagt werden, wo es Differen-
zen gibt. 

Zunächst möchte ich in Anspielung auf Herrn 
Stratmann festhalten: Herr Stratmann, ich glaube, 
wir brauchen den Export. Wir haben in diesem 
Land sehr viele Arbeitsplätze dem Export zu ver-
danken. Und ich behaupte immer, den relativ hohen 
Wohlstand, den wir in diesem Land haben, verdan-
ken wir weitgehend auch dem Export. 
Es geht überhaupt nicht an, daß wir kurzfristig 

auf unseren Export etwa verzichten. Das ist völlig 
undenkbar. Sie müßten den Menschen dann gleich-
zeitig sagen, sie müßten bereit sein, auf 20 bis 25 % 
ihres Einkommens zu verzichten. Ich glaube, das 
wollen aber auch Sie nicht. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Strat-
mann? 

Stratmann (GRÜNE): Herr Jens, ich möchte, daß 
wir uns nicht mißverstehen. Erstens sprechen wir 
GRÜNEN — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frage!) 
— Dazu muß ich einen Satz vorausschicken, damit 
meine Frage verständlich ist. — Wir GRÜNEN spre-
chen uns erstens nicht dogmatisch gegen Export 
aus. Zweitens ist eine Umstrukturierung der Wirt-
schaft nicht kurzfristig möglich. Das habe ich ge-
sagt. 

Jetzt meine Frage an Sie: Wenn Sie sich für den 
Export aussprechen, sprechen Sie sich damit dann 
auch für die Exportfixierung, für die Exportorientie-
rung aus, die dazu führt, daß ein Drittel des Brutto-
sozialprodukts der Bundesrepublik in den Export 
geht? Das habe ich attackiert und gesagt, daß wir da 
mittel- und langfristig herauskommen müssen. Ich 
würde Sie bitten, dazu Stellung zu nehmen. 

Dr. Jens (SPD): Herr Stratmann, ich habe eben 
schon von den zwei Erscheinungsformen des Pro-
tektionismus gesprochen. Eine Erscheinungsform 
ist eine exzessive Förderung des Exports. Und ich 
behaupte: Auch wir Deutschen betreiben zur Zeit 
Protektionismus. Indem wir die Abwertung der 
D-Mark in diesem Ausmaß nutzen, fördern wir un-
seren Export über alle Maßen. Das ist eigentlich 
nicht mehr sinnvoll. Wir müssen stärker davon run-

terkommen und eben auch verstärkt binnenwirt-
schaftliche Gegenmaßnahmen ergreifen. Da 
stimme ich völlig mit Ihnen überein. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Unland? 

Dr. Unland (CDU/CSU): Herr Kollege Jens, könn-
ten Sie vielleicht den Kollegen Stratmann darauf 
hinweisen, daß ein traditionell so freihändlerisches 
Land wie die Niederlande einen Exportanteil am 
Sozialprodukt von 50 % hat? 

Dr. Jens (SPD): Herr Kollege Unland, es gibt etli-
che Länder, die einen noch höheren Exportanteil 
als wir haben. Aber ich bin, wie gesagt, der Ansicht: 
Unser Export expandiert zur Zeit zu stark. Das 
hängt mit der Abwertung der D-Mark zusammen. 
Und wir müssen schon darauf achten, daß wir die 
binnenwirtschaftlichen Strukturen mit binnenwirt-
schaftlichen Maßnahmen festigen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich komme kurz auf die zweite Art des Protektio-
nismus zu sprechen. Das sind aus meiner Sicht u. a. 
auch Subventionen — über die wir alle immer so 
vollmundig reden. Es gibt CDU-Politiker, die durch 
das Land laufen und meinen, diese müßten von 
heute auf morgen alle abgeschafft werden. Das ist 
völlig illusionär. Das ist in der Ordnung, in der wir 
leben, überhaupt nicht zu schaffen. Ich meine, wir 
sollten nicht in Heuchelei verfallen. Wir sollten ehr-
lich bekennen: Es wird immer Subventionen geben. 
Aber wir müssen uns darum bemühen, bestimmte 
Subventionen abzubauen und andere, die zukünf-
tige Entwicklungen in Gang setzen, zu fördern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt 
Unternehmen, die, glaube ich, besonders unter dem 
Protektionismus leiden. Da sind im internationalen 
Handel tätige Unternehmen, die jetzt besonders 
über die erratischen Wechselkursschwankungen zu 
klagen haben. Es kommt schon vor, daß sie Ge-
winne erwarten, diese Gewinne aber durch Abwer-
tung der D-Mark, wie sie in der letzten Zeit vorge-
kommen ist, von heute auf morgen kaputtgemacht 
werden. Das ist keine gute Entwicklung. Deshalb 
bin ich schon der Meinung: Es ist nicht richtig, 
wenn die Bundesregierung sagt, der floatende 
Wechselkurs habe den Protektionismus verhindert. 
Ganz im Gegenteil, der floatende Wechselkurs, wie 
wir ihn hatten, hat dazu beigetragen, daß Protektio-
nismus um sich gegriffen hat. Und wir müssen et-
was tun, um langfristig stabilere Wechselkurse in 
diesem Lande hinzubekommen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich darf darauf hinweisen, daß in der Stahlindu-
strie und in der Textilindustrie zur Zeit erhebliche 
Subventionen gezahlt werden, in der Textilindustrie 
allerdings relativ weniger. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht in der 
deutschen!) 

Aber diese Subventionen haben nicht wir zu verant

-

worten; sie sind uns gewissermaßen durch die Prak- 
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tiken im Ausland aufgezwungen worden. Davor 
können wir uns auch nicht so ohne weiteres schüt-
zen. 

Ich meine, meine Damen und Herren, Reden und 
Handeln stehen, wenn wir über Protektionismus 
sprechen, häufig in einem eklatanten Widerspruch. 
Alle Politiker schimpfen gegen Protektionismus, 
aber alle haben schon in irgendeiner Spielart gegen 
diese Maxime verstoßen, indem sie Subventionen 
für ihren Wahlkreis gefordert haben. Hier müssen 
wir uns alle ein wenig an die eigene Brust klopfen. 

Besondere Verantwortung für den Abbau von 
protektionistischen Maßnahmen haben gerade die 
bedeutenden Industrienationen. Dazu gehören die 
Vereinigten Staaten, ganz sicher auch Japan, aber 
dazu gehört sicherlich auch die Bundesrepublik 
Deutschland. Und wir müssen mit gutem Beispiel 
vorangehen, wenn wir den Protektionismus bekla-
gen. 

Aus meiner Sicht gibt es drei Ursachen, die 
hauptverantwortlich für den wuchernden Protektio-
nismus sind: Einmal haben wir nur nationale Ent-
scheidungskompetenzen. Wir Abgeordneten den-
ken alle an unsere Bundesrepublik, an unseren 
Wahlkreis. Aber wir müssen konstatieren: Wir le-
ben überhaupt nicht mehr nur in einer Volkswirt-
schaft, sondern, da unsere Wirtschaft über die na-
tionalen Grenzen hinausgetreten ist, im Grunde in 
einer Weltwirtschaft und brauchten Entscheidungs-
instanzen, die solche Dinge weltweit in den Griff 
bekommen könnten. 

(Dr. Haussmann [FDP]: Sehr richtig!) 

Das GATT, die verschiedenen internationalen Orga-
nisationen sind herrliche Foren, um darüber zu dis-
kutieren, aber Kompetenzen für Entscheidungen 
haben sie leider nicht. 

(Dr. Haussmann [FDP]: Weltorientiert, 
nicht binnenorientiert!) 

Der zweite Punkt: Ich glaube, es ist notwendig, 
Herr Minister Bangemann, daß wir im Sinne von 
Walter Eucken erkennen: Um dem Protektionismus 
zu begegnen, brauchen wir einen starken Staat. Wir 
können uns nur dann gegen die partikularen Inter-
essen einzelner und einzelner Wirtschaftszweige 
wehren, wenn der Staat wirklich stark ist und sich 
gegen diese Interessen durchsetzen kann. Ich muß 
leider feststellen: Aus meiner Sicht ist der Staat in 
den letzten Jahren nicht stärker, sondern auf 
Grund der Politik dieser Regierung schwächer ge-
worden, und das ist zu bedauern. 

Schließlich drittens. Protektionismus ist immer 
ein Kind der Not. Wenn wir wirklich wollen, daß der 
Protektionismus beseitigt wird, dann müssen wir 
die Not beseitigen. Wir müssen zunächst darange-
hen, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, hier in die-
sem Lande und überall in der Welt. Wir müssen 
dafür sorgen, daß der Welthandel wieder stärker 
expandiert, als er zur Zeit expandiert. Wenn wir 
dies hinbekommen, dann ist mir eigentlich nicht 
bange. 

Aber ich darf in diesem Zusammenhang noch ein-
mal darauf aufmerksam machen, daß wir selbstver-

ständlich immer dafür plädiert haben, auch natio-
nal anregende Maßnahmen zu ergreifen, wie z. B. 
das „Programm Arbeit und Umwelt" aufzulegen.Wir 
stehen damit nicht alleine. Auch Herr Späth hat 
jetzt erneut gesagt — ich zitiere aus der „Frankfur-
ter Allgemeinen" — die ihn ja sicherlich richtig 
bringen wird —, der Staat müsse Anstöße geben, 
um die Infrastruktur für Forschung und Entwick-
lung zu verbessern. Und er fährt fort: Wenn aber 
feststehe, daß die strukturelle Arbeitslosigkeit an-
halte, müsse auch mit gezielten Maßnahmen die 
wirtschaftliche und technische Struktur verbessert 
werden. 

Herr Minister Bangemann, ich meine, Sie sollten 
diese Anregungen von Herrn Späth und auch die 
Anregungen, die aus der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion in diese Richtung immer wie-
der kommen, sehr ernst nehmen. Aber, so wie es 
zur Zeit aussieht, ist die Bundesregierung nicht wil-
lens, unsere immer wieder vorgetragenen Warnun-
gen zu hören. Ich befürchte: Die Überheblichkeit 
dieser Regierung wird noch schlimme Folgen ha-
ben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich halte den Hinweis des Bun-
deswirtschaftsministers auf das eigene gute Bei-
spiel für außerordentlich wichtig. Wer glaubhaft ge-
gen Handelshemmnisse Front machen will, muß 
immer wieder prüfen, ob seine eigene Weste hinrei-
chend sauber ist; er sollte vor der eigenen Tür an-
fangen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nun gehören wir sowohl international als auch 
innerhalb der EG zweifellos zu den Ländern, die 
noch am deutlichsten für eine liberale Handelspoli-
tik eintreten. Allerdings gab und gibt es auch bei 
uns immer wieder Bestrebungen — wir haben 
heute morgen dazu schon wieder einige Forderun-
gen gehört —, die vom Pfad der Tugend wegzufüh-
ren geeignet sind. Gestatten Sie deshalb, daß ich 
den Blick in dieser Debatte etwas stärker noch ein-
mal auf die innenpolitische Seite der hier in Rede 
stehenden Medaille lenke; denn der internationale 
Protektionismus hat immer einen nationalen Ur-
sprung. 

Es ist nicht zu bestreiten: Ein sich abschwächen-
des Wirtschaftswachstum in den 70er Jahren bis 
hin zu Minusraten, damit verbunden eine wach-
sende Inflation — dies war in der Bundesrepublik 
noch die Situation des Jahres 1982 — haben bei uns 
die Strukturschwächen deutlich werden lassen. Da 
waren wichtige Bereiche unserer Wirtschaft, die im 
internationalen Wettbewerb stehen, plötzlich einem 
bis dahin nicht gekannten Druck ausgesetzt. Man-
che Betriebe, ja sogar manche Branchen waren die-
sem Druck nicht gewachsen. Die Folgen waren ver-
heerend: Massenpleiten, Massenarbeitslosigkeit 
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und eine Überbeanspruchung des sozialen Netzes 
mit all den bekannten Folgen. 

Nun hätte es nahegelegen, über die Ursachen die-
ser Strukturschwächen nachzudenken, ja eigentlich 
hätte dieses Nachdenken viel früher einsetzen müs-
sen, um vorbeugend auf diese vorhersehbare Situa-
tion zu reagieren. Das jedoch war nicht geschehen, 
und die Folge war die für die Politik leider häufig 
übliche Hektik, verbunden mit Kurzatmigkeit und 
Kurzsichtigkeit. Wo Arbeitsplätze bedroht waren, 
fragte kaum jemand nach den Gründen, sondern 
viele, viel zu viele nach den öffentlichen Händen, 
die nach herrschender Meinung einer damals noch 
herrschenden Partei ohnehin immer und in jedem 
Fall für alles zuständig waren. Erhaltungssubven-
tionen waren also gefragt, und diese gehören nun 
ganz unstrittig zu den wesentlichen Handelshemm-
nissen, über die wir hier heute reden. 

Um nicht mißverstanden zu werden: Ich halte die 
Gründe für solche Verhaltensweisen oft durchaus 
für ehrenwert, aber die Instrumente sind untaug-
lich, nein, schlimmer: Im Ergebnis erreichen sie ge-
nau das Gegenteil von dem, was beabsichtigt wird. 
Lassen Sie mich dies begründen und damit eine 
wichtige Quelle für Protektionismus offenlegen. 

Ich habe von Strukturwandel gesprochen, und 
das heißt doch nichts anderes als eine Veränderung 
technischer, ökonomischer und vielfach auch sozia-
ler Bedingungen, unter denen Wirtschaftsabläufe 
stattfinden, und zwar weltweit, im Wettbewerb. Es 
gibt für die in diesem Prozeß stehenden Wettbewer-
ber die Verpflichtung und die Chance, sich diesem 
Wettbewerb zu stellen, ihn anzunehmen und ihn zu 
ihren Gunsten zu nutzen. 

Wir haben den gewaltigen internationalen Struk-
turwandel jedoch leider zu spät und dann zu lange 
nicht ausreichend angenommen. Zu viele haben 
sich der Herausforderung nicht gestellt, sondern 
lieber auf die bequeme Hilfe der Allgemeinheit ge-
setzt. Sie haben ihre eigenen Probleme der Gesamt-
wirtschaft und der Politik aufgebürdet. Die Politik 
hat dies zugelassen, ja,  sie hat es streckenweise 
sogar überhaupt erst möglich gemacht. Anstatt dem 
unausweichlichen Wandel mit Kreativität, mit 
neuen Ideen, neuen Fertigungsverfahren und 
neuen Produkten entgegenzutreten, wurden immer 
neue staatliche, nichtmarktwirtschaftliche Mecha-
nismen aufgebaut, und diese Rechnung ging nicht 
auf. Sie konnte nicht aufgehen, weil ihre Vorausset-
zungen falsch waren. Denn die Ursache für den 
Wettbewerbsdruck war ja nicht die internationale 
Konkurrenz, sondern waren falsches Management 
oder falsche Organisation oder Fehler in der Pro-
duktion bzw. im Absatz oder zu hohe Lohnkosten 
oder zu niedrige Produktivität oder falsche politi-
sche Rahmenbedingungen oder alles zusammen. 

Unternehmen, die strukturelle Schwächen auf-
weisen und internationaler Konkurrenz ausgesetzt 
sind, können durch protektionistische Maßnahmen 
allenfalls eine kurze Atempause erhalten, die Ursa-
chen ihrer Wettbewerbsschwäche werden dadurch 
nicht beseitigt. Vielmehr wird die notwendige An-
passung hinausgezögert und mit zunehmender 

Dauer dieser Verzögerung nur um so schmerzlicher 
für alle Beteiligten. 

Der Strukturwandel wurde so zumindest verlang-
samt, teilweise über eine längeren Zeitraum sogar 
verhindert. Die durch Subventionen geschützten 
Unternehmen kamen auch dann zurecht, wenn 
nicht alle innerbetrieblichen Möglichkeiten genutzt 
wurden, wie dies im ungeschützten Wettbewerb 
zwingend ist. Die so geschützten Betriebe verhalten 
sich wie Monopolisten: Sie scheuen das Risiko, ver-
krusten zunehmend, lassen damit wichtige volks-
wirtschaftliche Ressourcen brachliegen und tragen 
so zu einer Wachstumsschwäche bei, die Arbeitslo-
sigkeit und vieles mehr begründet. Das sind dann 
aber exakt jene Arbeitsplätze, die durch die protek-
tionistischen Maßnahmen ja gerade geschützt wer-
den sollten. Das wichtige Arbeitsplatzargument, so 
falsch angewandt, wurde damit zu einem reinen 
Totschlagsinstrument im wahrsten Sinne des Wor-
tes. Das gilt für die Bundesrepublik, aber es ist bei-
spielhaft für alle Länder, die sich in Handelshemm-
nisse flüchten. 

Nein, man kann es drehen und wenden, wie man 
will: Protektionismus, insonderheit die besonders 
verbreitete Spielart der Erhaltungssubventionen, 
rechnet sich auf Dauer und per saldo nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Subventionen müssen deshalb — nicht von heute 
auf morgen, aber in einem vertretbaren Zeitraum 
— umfassend abgebaut werden — bei uns und welt-
weit. Das sind die Schularbeiten, die es zu erledigen 
gilt, und zwar von allen, auch von uns. 

Bevor jetzt Beifall aus der falschen Ecke kommt, 
will ich dazu — der Kollege Kittelmann hat darauf 
schon kurz hingewiesen — noch folgendes anmer-
ken: Zu jeder geleisteten Subvention gehört nicht 
nur einer, der sie gewährt, sondern zunächst auch 
einer, der sie fordert. Ich kann mich sehr gut an 
viele Bilder der letzten Zeit erinnern: Bei jedem 
Betrieb, der auf Grund von Unwirtschaftlichkeit ir-
gendwo geschlossen werden mußte, kam prompt die 
Forderung, der Staat möge helfen. Die Fordernden 
sind dann aber oft exakt die gleichen, die an ande-
rer Stelle leidenschaftlich den Abbau von Subven-
tionen fordern. Ich kann deshalb nur alle ermun-
tern, nicht pausenlos einen solchen Abbau zu for-
dern, sondern ganz konkrete Vorschläge dazu vor-
zulegen. 

Des weiteren kann ich nur dazu auffordern, nicht 
ständig an den Ursachen dieser Probleme vorbeizu-
argumentieren. Das tut beispielsweise jeder, Herr 
Kollege Jens, dem zum Thema Arbeitslosigkeit 
nichts anderes einfällt, als immer wieder konjunk-
turelle Beschäftigungsprogramme zu fordern, die 
lediglich ein Strohfeuer auszulösen vermögen, aber, 
was viel schlimmer ist, neue Subventionstatbe-
stände begründen, damit den Protektionismus 
nachhaltig fördern, aber den Kern der Sache nicht 
treffen. Das gilt auch für jene, die beispielsweise 
immer wieder über die unerträgliche Belästigung 
durch sogenannte Billigprodukte oder — so muß 
man wohl richtig sagen — billigere Produkte kla-
gen. Wir haben ja die Fälle vor Augen, wo Betriebe 
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und Betriebsräte in großer Eintracht vor japani-
scher oder fernöstlicher Konkurrenz geschützt wer-
den wollten. Es wäre wesentlich hilfreicher gewe-
sen, nicht so sehr nach staatlicher Abschirmung, 
sondern verstärkt nach den Ursachen des Wettbe-
werbsnachteils zu fragen und diesen nicht als gott-
gegeben hinzunehmen, sondern aktiv an seiner 
Überwindung mitzuwirken. 

Ich bin ganz sicher, meine Damen und Herren: 
Bei solcher Betrachtungsweise wäre manche heiße 
Auseinandersetzung im Frühjahr und Frühsommer 
überflüssig geworden. Nein, wer wie in den genann-
ten Beispielen argumentiert, hat die tiefgreifenden 
strukturellen Probleme — national wie internatio-
nal —, die in dieser Protektionismusdebatte so be-
sonders deutlich wurden, nicht begriffen und wird 
deshalb seinen Beitrag nicht leisten. 

Wir, die CDU/CSU, wollen diesen Beitrag leisten. 
Abbau von Subventionen und Handelshemmnissen 
ist zweifellos in Zeiten wirtschaftlichen Auf-
schwungs leichter möglich. Diesen haben wir welt-
weit. Deshalb muß die Gelegenheit genutzt wer-
den. 

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang nach-
drücklich die Absicht der Bundesregierung, eine 
neue GATT-Verhandlungsrunde anzustreben. Wir 
stimmen der Regierung auch in ihrer Auffassung 
zu, daß die beste Vorbereitung einer solchen Konfe-
renz ein zügiger Abbau von Handelshemmnissen, 
und zwar auch im eigenen Haus, wäre. Wir selbst 
können dazu einen überzeugenden Beitrag leisten, 
indem wir mit der nationalen Subventionspolitik 
und dem Abbau der Subventionen Ernst machen. 
Die CDU/CSU wird dazu in absehbarer Zeit Vor-
schläge machen. 

Lassen Sie mich zum Schluß ganz kurz auf einige 
Bemerkungen eingehen, die besonders Sie, Herr 
Mitzscherling, aber auch Sie, Herr Jens, gemacht 
haben. Sie haben hier einige richtige und wichtige 
Hinweise gegeben, denen man nur zustimmen 
kann. Aber Sie konnten dann der Versuchung nicht 
widerstehen, uns bzw. der amtierenden Bundesre-
gierung Dinge vorzuwerfen, die Sie selber während 
Ihrer Regierungszeit nicht zu lösen vermochten 
oder durch Ihre Politik überhaupt erst herbeige-
führt haben. Dies bringt niemanden weiter .  Was 
uns weiterbringt, ist ein konsequentes Gegensteu-
ern überall da, wo Protektionismus, in welcher 
Form auch immer, auftritt. 

International kann man das überzeugender, 
wenn man selber gute Beispiele gibt. Dazu wollen 
wir alle einen Beitrag leisten, wie ich hoffe. Ich bin 
da auch gar nicht pessimistisch, Herr Kollege Mitz-
scherling. Natürlich, wenn das, was Sie hier heute 
beispielsweise unter dem Stichwort „Strukturpoli-
tik" gefordert haben, umgesetzt würde, gäbe es 
nach meiner Überzeugung in der Tat mehr Staat 
und mehr Protektionismus. Aber zum Glück gibt es 
ja uns, und deshalb wird es eine solche Entwicklung 
nicht geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich kann deshalb zum Schluß die Bundesregie-
rung nur ermuntern, auf dem hier vom Bundeswirt-

schaftsminister gezeigten Weg fortzufahren. Wir 
werden diesen Weg unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wer weise Antworten haben will, muß 
weise Frage stellen. An dieses Sprichwort habe ich 
mich bei einigen Antworten der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Unionsparteien erinnert 
gefühlt, z. B. auf die Frage 12: Welche Probleme 
sieht die Bundesregierung in den Handelsbezie-
hungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und den Vereinigten Staaten? 
Da werden kurz das hohe amerikanische Han-

delsbilanzdefizit und die daraus resultierende Ten-
denz zu zahlreichen Einfuhrschutzanträgen der 
amerikanischen Wirtschaft angesprochen. Die 
Agrarprobleme sind angetippt. Aber zu dem Pro-
blem der immer dichter werdenden Kontrollen bei 
US-Technologietransfer, beim Transfer von höchst-
wertigen Technologien aus den Vereinigten Staaten 
— immerhin ein Problem, das in der letzten Zeit 
von den Medien breit behandelt wurde und z. B. von 
Lothar Späth über Wolff von Amerongen bis zum 
EG-Kommissar Davignon sorgenvoll kommentiert 
wurde —, läßt sich die Anwort der Bundesregierung 
in dürren, nichtssagenden vier Zeilen aus. Bei allem 
Verständnis für den generalistischen Ansatz dieser 
Bundesregierung finde ich, daß die Vermeidung 
konkreter Aussagen dann auf die Spitze getrieben 
wird, wenn man gar nichts mehr sagt. 

Herr Minister, Sie müßten doch hellwach werden, 
wenn Sie hören, daß es etwa bei der Firma AEG-
Kanis bei der Abwicklung eines immerhin zivilen 
Projekts — westeuropäisch-sowjetische Erdgaslei-
tung — Schwierigkeiten bei der Zulieferung ameri-
kanischer Rotorblätter für die Turbinen gibt oder 
die Firma SEL eine Fernsprechanlage im Wert von 
30 Millionen DM nicht an Ungarn verkaufen kann, 
immer mehr Unternehmer darüber klagen, daß sie 
beim Bezug von High-Tech-Produkten aus den Ver-
einigten Staaten umständliche Genehmigungsver-
fahren über sich ergehen lassen müssen, es zu Lie-
ferverzögerungen kommt, die Amerikaner mit 
Reexportklauseln unseren Export behindern wol-
len. 

Dabei geht es der amerikanischen Regierung in-
zwischen — nach allen uns vorliegenden Informa-
tionen — nicht mehr nur darum, die RWG-Staaten 
technologisch auszuhungern, ihnen die Möglichkei-
ten, ihren Rüstungssektor mit höchstwertiger west-
licher Technologie zu versorgen, zu nehmen, nein, 
es geht offensichtlich auch darum, einen technologi-
schen Vorsprung gegenüber westlichen Konkurren-
ten, gegenüber westlichen Wirtschaftskonkurren-
ten mit protektionistischen Mitteln zu behaupten. 
Dieser letzte Aspekt erfüllt uns mit großer Sorge, 
weil wir darin eine schwere Belastung des multila-
teral angelegten Welthandels sehen und weil wir 
sicher sind, daß der Sicherheitsgewinn gegenüber 
der Sowjetunion nur ein scheinbarer ist; denn die 



6874 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Oktober 1984 

Vahlberg 
Restriktionen führen letztlich dazu, daß sich der 
Westen wissenschaftlich und wirtschaftlich nicht 
optimal wird entwickeln können. 

Der neue Technologieprotektionismus der Verei-
nigten Staaten entwickelt sich dabei auf zwei Fel-
dern: den legislativen und administrativen Maßnah-
men der amerikanischen Politik auf der einen Seite 
und zum anderen dem zunehmenden Einfluß des 
„Department of Defense", des „Pentagon", auf die 
Forschungs- und Technologieentwicklung. Zum er-
sten Komplex ist zu sagen, daß inzwischen nicht 
nur High-Tech-Produkte, Minicomputer, Computer 
des Main-frame-Sektors, Industrieroboter, Halblei-
terprodukte aller Art getroffen sind, sondern das 
US-Handelsministerium diskutiert auf Anweisung 
von Präsident Reagan Regelungen über die Frei-
gabe auch nicht geheimer Informationen. Das heißt 
konkret: Forscher sollen in bestimmten Situationen 
für Vorträge, die sie halten wollen, oder für Aufsät-
ze, die sie veröffentlichen wollen, Einzelexportlizen-
zen einholen. Das ist so. Die amerikanischen For-
scher laufen inzwischen dagegen Sturm, weil sie 
befürchten, daß damit ein beträchtlicher Teil der 
Spitzenforschung beeinträchtigt wird, vor allem 
wenn an den Projekten Ausländer beteiligt sind. 
Man muß wissen, an den US-Universitäten gibt es 
einen Anteil von 50 % ausländischen Studenten, und 
es gibt inzwischen Universitäten in den Vereinigten 
Staaten, die Forschungsaufträge abgelehnt haben, 
weil sie mit Auflagen des Pentagon versehen sind 
und weil die multinationalen US-Firmen beträchtli-
che Schwierigkeiten beim Informations- und Perso-
nalaustausch mit ihren ausländischen Tochterun-
ternehmen fürchten. 

Die Tendenz, nicht nur Produkte mit protektio-
nistischen Maßnahmen zu überziehen, sondern 
auch den Informationsfluß, ist schon heute feststell-
bar, etwa von europäischen Kunden bei US-Daten-
banken, die, wenn sie aus US-Sicht sensible Daten 
abfragen, vom Computer hinausgeworfen werden. 
Die On-line-Datensysteme werden weitgehend von 
den Amerikanern kontrolliert, in manchen Berei-
chen bis zu 100%. Europa droht hier in eine bedenk-
liche Abhängigkeit zu geraten. Denn Informationen 
sind für die Wirtschaft heute ein Rohstoff. Die Aus-
stattung einer Volkswirtschaft mit leistungsstarken 
Datenbanken, ob einem das paßt oder nicht, gehört 
inzwischen zur Infrastruktur. 

Die zweite Schiene, über die sich der Protektio-
nismus breitmacht, ist der wachsende Einfluß des 
Verteidigungsministerums auf Wissenschaft und 
Forschung. Inzwischen werden rund 70 % der öf-
fentlichen Forschungsaufwendungen in den Verei-
nigten Staaten durch das Pentagon vergeben. Bei 
dem hypertrophen Sicherheitsbedürfnis der US-Mi-
litärs gegenüber dem „Reich des Bösen" droht die 
Freiheit der Wissenschaft Schaden zu nehmen 

(Zuruf von der FDP: Umgekehrt gilt das 
nicht?) 

— keine Proteste —, vor allem, weil sich die Regle-
mentierungen von der anwendungsspezifischen 
Forschung auf den Grundlagenbereich, die Grund-
lagenforschung hin ausweiten. 

Forschung braucht Freiheit. Die Wissenschaft hat 
sich nicht in tausend Jahren aus der Umklamme-
rung der katholischen Kirche befreit, um sich jetzt 
in die Umklammerung durch die Rüstungspolitiker 
zu begeben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Strat

-

mann [GRÜNE]) 

Um eines klarzustellen: Wir haben uns bisher 
selbstverständlich an die Exportbeschränkungen 
der COCOM-Liste gehalten. Wir sind auch weiter-
hin der Meinung, daß es keinen Sinn machen wür-
de, eindeutig als militärisch zu definierende Pro-
dukte an die RGW-Staaten zu liefern. Aber man soll 
sich auch keine Illusionen über die Wirkungen der 
COCOM-Beschlüsse auf die Entwicklung der sowje-
tischen Wirtschaft machen. Der jährliche Beitrag 
westlicher Technologie zum Wirtschaftswachstum 
der UdSSR liegt zwischen 0 % und 1 %. Anders aus-
gedrückt: Die Wirkung der Technologieimporte aus 
dem Westen ist für die Sowjetunion nach Meinung 
von Ostexperten makroökonomisch kaum nach-
weisbar. Es gibt schlicht keine Anhaltspunkte da-
für, daß die COCOM-Beschlüsse die sowjetische 
Wirtschaft verwundbar machen oder gar die  So-
wjetunion zu politischem Wohlverhalten zwingen 
könnten. Dennoch: Wir stehen zu diesen COCOM-
Listen. Einer Ausweitung auf alle modernen Tech-
nologien einschließlich des entsprechenden Know-
hows müssen wir uns jedoch energisch widerset-
zen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion legt deshalb einen 
Entschließungsantrag vor, von dem wir meinen, daß 
er von allen Fraktionen dieses Hauses getragen 
werden kann. In diesem Entschließungsantrag for-
dern wir einmal, in Abstimmung mit den EG-Part-
nern bei der US-Regierung vorstellig zu werden und 
den Beschränkungen im Bereich des Transfers 
nichtmilitärischer Technologien Einhalt zu gebie-
ten. Darüber hinaus wollen wir, daß die Bundesre-
gierung bis zum 30. Juni kommenden Jahres einen 
Bericht vorlegt, in dem einige Fragen geklärt wer-
den müssen, etwa, welche Technologien inzwischen 
von den Restriktionsmaßnahmen betroffen sind, 
mit welchen Instrumenten die Regierung der USA 
dabei vorgeht, welche Auswirkungen dies auf un-
sere Industrie hat, wie die Rechtsstellung deutscher 
Exporteure und Re-Exporteure aussieht und im Fall 
welcher Exportländer besondere Probleme auftau-
chen. Wir wollen Antworten haben auf die Frage, 
wie sich die Vergabe von Aufträgen des US-Vertei-
digungsministeriums an die US-Universitäten auf 
die Zusammenarbeit mit ausländischen Wissen-
schaftlern auswirkt. Wir möchten auch gerne wis-
sen, wie sich die Bundesregierung eine mögliche 
Zusammenarbeit im Bereich der Raumfahrt vor-
stellt. Sind wir da nur noch Zuschußgeber im fi-
nanziellen Bereich und Unterlieferanten, oder wer-
den wir da gleichberechtigter Partner sein, falls es 
etwa zum Projekt Bemannte Raumstation kommt? 
Denn inzwischen ist es ja wohl — jedenfalls nach 
unseren Informationen — so, daß das US-Handels-
ministerium uns in die Reihe jener Länder — 
Schweiz,  Österreich, Norwegen, Schweden — einge-
reiht hat, die „nicht mehr ganz zuverlässig" sind. 
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Wir möchten eine Antwort darauf haben, inwie-

weit eine europäische Kooperationsoffensive in der 
Forschung betrieben wird, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Steht alles drin!) 

natürlich nicht gegen die Vereinigten Staaten, denn 
selbstverständlich können wir nicht alles entwik-
keln und produzieren. Wir meinen aber, daß zur 
Selbstbehauptung Europas auch eine selbstbewußte 
Verhandlungsführung gegenüber der Regierung 
der Vereinigten Staaten gehört. 

Herr Minister, Sie haben — ich sehe, er ist jetzt 
nicht mehr da —, Herr Bangemann also hat die 
anstehenden GATT-Verhandlungsrunden angespro-
chen und hat dabei dankenswerterweise auch das 
Thema „Technologietransfer" angetippt. Nur stehen 
diese Verhandlungen erst irgendwann in der zwei-
ten Hälfte der 80er Jahre ins Haus. Ich meine, es 
muß jetzt gehandelt werden. Wir müssen unseren 
Einfluß heute geltend machen; denn selbst wenn — 
wie Herr Minister Bangemann sagt — nicht alle 
protektionistischen Blütenträume in den Vereinig-
ten Staaten bisher gereift sind, darf uns das nicht 
einlullen. 

Wenn also von Mut im allgemeinen die Rede ist 
— der Minister Bangemann hat hier darüber breit 
philosophiert —, meinen wir, es gilt Mut im beson-
deren zu zeigen, nämlich in den Verhandlungen mit 
den amerikanischen Partnern; denn sonst ist — das 
muß man auch bedenken — unsere Deutschlandpo-
litik in Gefahr, die ja als ein wichtiges Instrument 
den Ausbau der Handelsbeziehungen kennt. Die 
dürren Zeilen, diese vier Zeilen, die dazu in der Ant-
wort auf die Große Anfrage stehen, lassen die Ver-
mutung zu, daß sich der Minister bisher mit diesem 
Thema nicht ausreichend befaßt hat oder daß er es 
möglicherweise sogar verharmlost. Dabei könnte er 
sich ohne Schwierigkeiten bei seinem Kollegen Rie-
senhuber schlau machen, der nämlich seine Schul-
arbeiten gemacht hat und auf der Basis einer um-
fangreichen Studie, die er in Auftrag gegeben hat, 
zu der Schlußfolgerung kommt: 

Mit großer Sorge betrachte ich daher Tenden-
zen, die im Gefolge militärisch bedingter Ge-
heimhaltungsregeln auf eine immer weiter 
greifende Einbeziehung sogenannter sensibler 
Technologien hinzielen und die in ihrer Konse-
quenz geeignet erscheinen, selbst die wissen-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen befreun-
deten Ländern ernsthaft in Mitleidenschaft zu 
ziehen. Dies gilt besonders dann, wenn diese 
Bestrebungen nach Ziel und Form den Charak-
ter von 

— man höre und staune — 

Embargomaßnahmen annehmen. 

Wenn der Minister in der Kommunikation mit 
seinem Kollegen Riesenhuber Schwierigkeiten hat, 
bin auch ich gern bereit, ihn im Rahmen eines Kaf-
feeplauschs auf den Stand der internationalen Dis-
kussion in dieser Frage zu synchronisieren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das wird ihm sehr helfen!) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/2183. Die Fraktion der SPD hat um Über-
weisung an den Wirtschaftsausschuß gebeten. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Damit ist der Entschließungsantrag überwiesen. 

Ich rufe die Punkte 5 bis 7 der Tagesordnung 
auf: 

5. Beratung der Großen Anfrage des Abgeord-
neten Burgmann und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Umweltfreundliche Energieversorgung der 
Bundesrepublik Deutschland 
hier: Maßnahmen zur Energieeinsparung 
— Drucksachen 10/1380, 10/1773 — 

6. Beratung der Großen Anfrage des Abgeord-
neten Burgmann und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Umweltfreundliche Energieversorgung der 
Bundesrepublik Deutschland 
hier: Allgemeine Fragen 
— Drucksachen 10/1382, 10/1774 — 

7. Beratung der Großen Anfrage des Abgeord-
neten Burgmann und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Umweltfreundliche Energieversorgung der 
Bundesrepublik Deutschland 
hier: Maßnahmen zur Energiegewinnung aus 
Sonne und Umwelt 
— Drucksachen 10/1381, 10/1767 — 

Zu Tagesordnungspunkt 6 liegt Ihnen ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/2189 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Tagesordnungspunkte 5 bis 7 eine gemeinsame 
Beratung mit einer Runde vereinbart worden. Sind 
Sie mit dieser Regelung einverstanden? — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch; dann ist es so be-
schlossen. 

Ich darf zu Beginn der Debatte darauf aufmerk-
sam machen, daß wir diese Debatte sehr wahr-
scheinlich bis zur Mittagspause nicht werden ab-
schließen können. Ich gehe davon aus, daß wir diese 
Debatte unterbrechen müssen. Ich wollte das nur 
schon ankündigen, damit sich die Damen und Her-
ren, die in dieser Debatte reden wollen, darauf 
einstellen können. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Par-
lamentarische Staatssekretär im Bundeswirt-
schaftsministerium. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die den Großen Anfragen 
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zur Energiepolitik zugrunde liegenden Vorstellun-
gen der GRÜNEN weichen grundlegend von der 
Energiepolitik ab, die seit der ersten Ölpreiskrise 
1973 von praktisch allen Industriestaaten gemein-
sam und mit großen Erfolgen verfolgt worden ist. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das kann man wohl 
sagen!) 

In diesen Großen Anfragen wird die Abkehr von 
einer Politik vorgeschlagen, die schnellere und grö-
ßere Erfolge hatte, als selbst Optimisten in diesen 
beiden Ölpreiskrisen es vorauszusagen gewagt hat-
ten. Heute sind die westlichen Industrieländer und 
insbesondere die Bundesrepublik Deutschland in 
einer wesentlich besseren Situation, als irgend je-
mand in den 70er Jahren gedacht hätte, weil eine 
bisher von allen Fraktionen des Deutschen Bundes-
tages mitgetragene Energiepolitik die richtigen An-
stöße zur Verringerung des Energieverbrauchs, zur 
Umstrukturierung von Nachfrage und Angebot ge-
geben hat. 

Der Anteil des Mineralöls an unserer Versorgung 
ist stark gesunken und erreicht fast die 40 %-Marke. 
Der Energieverbrauch — und das ist besonders be-
deutsam — liegt auf dem Niveau des Jahres 1973, 
und das bei einem um 18% real gestiegenen Brutto-
sozialprodukt. Sicher werden die 60er Jahre zu 
Recht als die Dekade der Ölverschwendung be-
zeichnet. Hier ist eine nachdrückliche Wende einge-
treten. Alle Anzeichen sprechen dafür, daß die 80er 
Jahre später einmal als der Beginn einer Periode 
des sparsamen, rationellen und auch umweltgerech-
ten Umgangs mit der Energie bezeichnet werden. 
Der Verbrauch in den Haushalten liegt etwa auf 
dem Niveau von 1973, und das bei einer um 3 Millio-
nen gestiegenen Zahl von Wohnungen, größerem 
Komfort und ganz erheblich gestiegener Wohnflä-
che pro Kopf der Bevölkerung. Unsere Industrie hat 
den niedrigsten spezifischen Energieverbrauch in 
der Europäischen Gemeinschaft. Im Verkehrsbe-
reich liegt der Verbrauch zwar höher als 1973, aber 
der spezifische Verbrauch von Neufahrzeugen ist 
seit 1978 um knapp 17 % zurückgegangen. Bis 1985 
könnten 20 % erreicht werden. 

Das sind eindrucksvolle Erfolge einer Einsparpo-
litik, die in erster Linie auf den Markt gesetzt hat 
und auf die Lenkung über den Preis. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/ 
CSU) 

Selbstverständlich sind wir dort, wo wir es den 
Marktkräften allein nicht überlassen konnten, auch 
vor Eingriffen nicht zurückgeschreckt. Ich nenne 
hier als einen wichtigen Bereich den der Gebäude; 
denn hier stellen die Marktkräfte keinen ausrei-
chenden Anreiz für zusätzliche Einsparinvestitio-
nen sicher. Die Bundesregierung hat deshalb Ver-
ordnungen zur Wärmedämmung, für Heizungsan-
lagen und zur Heizkostenabrechnung erlassen. Sie 
hat über viele Jahre die Wärmedämmung und an

-

dere energiesparende Maßnahmen mit dem soge-
nannten 4,35-Milliarden-Programm gefördert. Sie 
hat damit einen nachhaltigen Anstoß für zusätzli-
che Energieeinsparungen in diesem Bereich gege-
ben. 

Bei dieser Lage war es vertretbar, die zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel auf neue Techno-
logien im Heizungsbereich zu konzentrieren, auf 
die Technologien, die sich heute noch nicht rechnen, 
die wir heute aber brauchen, um künftige Fort-
schritte auf der Energieeinsparungsseite durch ent-
sprechende Technologien wie Solaranlagen, aber 
auch Wärmepumpen sicherzustellen. Im übrigen 
werden nach wie vor die Kraft-Wärme-Kopplung 
und der Fernwärmeausbau mit erheblichen Mitteln 
gefördert, weil auch hier der Markt allein nicht den 
notwendigen Anstoß gibt, den wir für umwelt-
freundliche Zukunftsentwicklungen benötigen. 

Diese Politik hat nachhaltige umweltentlastende 
Effekte mit sich gebracht. Es zeigt sich, daß Ener-
gieeinsparung und Umweltfreundlichkeit und Luft-
entlastung zusammengehören, daß sie untrennbar 
miteinander verbunden sind und daß eine erfolgrei-
che Energieeinsparpolitik gleichzeitig auch eine er-
folgreiche Umweltpolitik ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Aber nicht nur die Zahlen der Vergangenheit, die 

eindrucksvoll sind, sind wichtig. Es kommt viel-
mehr auch auf die Zukunftsperspektiven an. Hier 
bestätigen alle vorliegenden Prognosen unsere Er-
wartung, daß der Trend zum rationellen, sparsamen 
und damit auch umweltgerechten Energiever-
brauch in den nächsten Jahren zügig weitergehen 
wird. Wir sind deshalb mit unserer Energiepolitik 
auf dem richtigen Wege. Es gilt, diese Politik konse-
quent marktwirtschaftlich fortzusetzen. 

Der Einsparpolitik kommt nicht zuletzt unter 
dem Gesichtspunkt der Umwelt- und der Ressour-
censchonung unverminderte Bedeutung zu. Auch 
der Prozeß der rationellen Energieverwendung 
wird langfristig vor allem durch den technologi-
schen Wandel getragen. Aber die Entwicklung die-
ses Wandels muß in Richtung und Intensität durch 
den Markt bestimmt werden. 

Grundlage unserer Energieeinsparpolitik ist dar-
über hinaus die breite und freiwillige Mitarbeit der 
Bevölkerung. Dieser Konsens würde gefährdet, 
wenn wir dem Energieverbraucher durch Zwangs-
maßnahmen Kosten aufzwingen würden, für die er 
in absehbarer Zeit keine entsprechenden Rück-
flüsse durch Einsparen von Energie sieht. Wer Kon-
sumverzicht erzwingen will, ohne daß sich diese 
Einsparinvestitionen in absehbarer Zeit lohnen, 
wird weniger Einsparungen an Energie erreichen 
als derjenige, der wie die Bundesregierung darauf 
setzt, daß möglichst viele lohnende Einsparinvesti-
tionen — vor allem alle, die sich kurzfristig lohnen 
— auch tatsächlich gemacht werden. 

Denn trotz der gegenwärtigen entspannten Situa-
tion auf den Weltölmärkten hat sich an bestimmten 
Risiken für unsere Energieversorgung nichts geän-
dert. Mineralöl ist und bleibt ein langfristig knap-
per und in vielen Bereichen unersetzlicher Roh-
stoff. Auch heute kann noch niemand zuverlässig 
die Bedingungen der künftigen Energieversorgung 
voraussehen. Wir brauchen also ein flexibles Ener-
gieversorgungssystem, das die zurückgehende Ab-
hängigkeit vom OPEC-Öl nicht durch neue Abhän-
gigkeiten ersetzt. Weder Kernenergie noch Gas und 
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auch nicht erneuerbare Energien können und dür-
fen allein Grundlage unserer Energieversorgung 
sein, sondern es ist notwendig, daß alle verfügbaren 
Energieoptionen genutzt werden. 

(Stratmann [GRÜNE]: Warum ist das not-
wendig?) 

Wie soll denn sonst der Energiebedarf einer schnell 
wachsenden Weltbevölkerung gedeckt werden, 
wenn wir nicht alle Möglichkeiten der Energiege-
winnung, die uns heute zur Verfügung stehen, auch 
nutzen oder wenn wir etwa den Weg gingen, unter 
gewaltiger Verschleuderung von Volksvermögen 
einseitig die Politik zu verfolgen, die den Großen 
Anfragen der GRÜNEN zugrunde liegt? 

Allein heute ersetzen die in der Welt betriebenen 
Kernkraftwerke mehr als doppelt so viel 01, wie wir 
in der Bundesrepublik Deutschland an Öl verbrau-
chen. Das macht ja deutlich, wie notwendig diese 
breite Streuung unserer Energieversorgung ist. Wie 
würden sich die Entwicklungsländer in ihrer Nach-
frage nach Öl stellen, wenn die Industrieländer 
nicht ihre Möglichkeiten zur Politik der Einsparung 
von Öl auch durch Nutzung anderer Energiequellen 
wahrnähmen? Nur mit einer Politik, die neben der 
Energieeinsparung auch alle Versorgungsoptionen 
einschließt, können wir am besten die Umweltan-
forderungen bewältigen. 

Nicht Bürokratie und Dirigismus, die überall in 
den Großen Anfragen der GRÜNEN als energiepoli-
tische Rezepte hervortreten, sind die Antwort, son-
dern Markt und Flexibilität. Wirkungsvoll ist vor 
allem die konsequente Durchsetzung des Verursa-
cherprinzips; denn der marktwirtschaftliche Anreiz 
bietet mehr Chancen für den Umweltschutz als jede 
Bürokratie und jeder Dirigismus. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Strat-
mann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Bitte sehr. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Grüner, können Sie 
mir bitte erklären, wie ohne staatliche Eingriffe die 
Einführung und Nutzung der Atomenergie in der 
Bundesrepublik möglich gewesen wäre? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, ich habe deutlich ge-
macht, daß wir da, wo wir staatliche Eingriffe für 
notwendig halten, auch entsprechend handeln. Ich 
habe das am Bereich der Gebäudewärmedämmung 
deutlich gemacht. Es ist ganz selbstverständlich, 
daß wir den enormen Nachholbedarf, den wir nach 
dem Krieg in bezug auf die friedliche Nutzung der 
Kernenergie hatten, nicht hätten befriedigen kön-
nen, wenn wir nicht bereit gewesen wären, diese 
Entwicklung staatlich zu unterstützen, wie wir es 
übrigens auch in anderen wichtigen Bereichen 
neuer Technologien tun. 

Dazu bekennen wir uns, und der Erfolg dieser 
Politik gibt uns recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nach der Umsetzung der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung werden wir über die modernsten und 
umweltfreundlichsten Kohlekraftwerke verfügen. 
Dies sichert auch der deutschen Kohle langfristig 
ihren Platz im deutschen Energiemarkt und nicht 
nur eine Brückenfunktion, wie das von den GRÜ-
NEN in einem Entschließungsantrag im Mai gefor-
dert wurde. 

Wer sich auch generell gegen die Verwendung 
von Strom ausspricht, schadet nicht nur der deut-
schen Kohle, sondern beraubt uns auch vieler Mög-
lichkeiten für eine noch rationellere Energiever-
wendung. 

Neben der Energieeinsparung werden die ver-
stärkte Nutzung von Kernenergie und Gas für eine 
umweltgerechte Struktur der Energieversorgung 
sorgen. Statt dieser Politik wird von den GRÜNEN 
verlangt: Stillegung aller Kernkraftwerke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das hieße nicht nur er-
neut höherer Ölverbauch, höhere Stromkosten und 
eine unvorstellbare Verschwendung von schon ge-
tätigten Investitionen; 

(Stratmann [GRÜNE]: Wer zahlt denn die 
WAA, wenn nicht die Strompreiszahler?) 

es heißt darüber hinaus weitere Nutzung veralteter 
Kohlekraftwerke und hohe zusätzliche Umweltbela-
stungen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Lesen, Herr Grüner!) 

Diese Anträge der GRÜNEN denken nicht an die 
Zukunft, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Die denken über

-

haupt nicht!) 

sondern sie verbreiten Utopien, 

(Krizsan [GRÜNE]: Sie denken an die 
Rendite!) 

und sie setzen sich vor allem nicht damit auseinan-
der, welchen Beitrag die Kernenergie zur Umwelt-
entlastung tatsächlich heute schon leistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stratmann [GRÜNE]: Sagen Sie mal Ihren 
Referenten, sie sollen Ihnen nicht solchen 
Mist in das Manuskript schreiben! — Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Allein die bei uns bereits in Betrieb befindlichen 
Kernkraftwerke vermeiden eine zusätzliche Schwe-
feldioxidemission von fast einer halben Million 
Tonnen 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hickel [GRÜNE]) 

und Stickoxidemissionen von etwa 250 000 t, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

wenn man einmal unterstellt, daß diese Energie 
sonst auf der Basis von Kohle erzeugt worden 
wäre. 
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Dieses Bild unserer Umwelt würde noch wesent-

lich düsterer, wenn man zugleich davon ausginge, 
daß auch in den Nachbarländern die Kernenergie 
nicht genutzt würde. Denn wenn diese Nachbarlän-
der die Kernenergie nicht nutzen würden, würde 
das auf der Basis des Einsatzes von Kohle zusätz-
lich 1,35 Millionen t Schwefeldioxid und zusätzlich 
750 000 t Stickoxide und rund 150 000 t Stäube be-
deuten. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, ich 
meine, mit diesen Zahlen müssen Sie sich ausein-
andersetzen. Ich füge hinzu: Auch dann, wenn wir 
unterstellten, daß alle Kohlekraftwerke heute schon 
mit modernsten Rauchgasentschwefelungsanlagen 
ausgestattet wären, was nicht der Fall ist, wären 
erhebliche Luftbelastungen unvermeidlich. 

Ich meine, wer eine sparsame Energieverwen-
dung propagiert und eine Politik für die Umwelt 
betreibt, ist nicht redlich, wenn er sich mit diesen 
Argumenten nicht auseinandersetzt und gegenüber 
der Bevölkerung eine Verschleierungstaktik be-
treibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Gerstein  [CDU/CSU]: Genau das ist der 

Punkt!) 

Dieser Zusammenhang zwischen Nutzung der 
Kernenergie und Luftentlastung wird auch von an-
deren Regierungen sehr deutlich gesehen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Sie sind der GRÖNAZ, 
der größte Naturschützer aller Zeiten!) 

So hat die französische Regierung im Zusammen-
hang mit unseren Bemühungen, eine gemeinsame 
Umweltpolitik etwa im Bereich der Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung zu erreichen, immer wieder 
betont, daß der große Anteil der Kernenergie an der 
Stromerzeugung Frankreichs auch einen bedeuten-
den Beitrag Frankreichs zur Umweltentlastung dar-
stellt. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Strat-
mann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich möchte meine Zeit einhalten. Ich 
bitte um Verständnis; ich möchte jetzt keine wei-
tere Zusatzfrage zulassen. 

Ich komme zum Ende. Ich halte diese Zusammen-
hänge, die ich hier dargelegt habe, für ungleich be-
deutsamer als jeden Streit über die eine oder an-
dere denkbare Maßnahme, die im Bereich der Ein-
sparpolitik zusätzlich getroffen werden kann. Wir 
sind dazu im übrigen gesprächsbereit. 

Aber, meine Damen und Herren von den GRÜ-
NEN: Wir müssen bei der Energiepolitik auch zur 
Kenntnis nehmen, daß die fossilen Energiereserven 
nach der letzten Schätzung der Weltenergiekonfe-
renz eine Billion Tonnen Steinkohleneinheiten be-
tragen, daß aber diese Energiereserven leider end-

lich sind. Beim gegenwärtigen Energieverbrauch 
entspricht dies einer Reichdauer von 120 Jahren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und dann?) 

Den weitaus größten Anteil nehmen die Kohlere-
serven ein. Deren fast 700 Milliarden Steinkohleein-
heiten könnten bei der gegenwärtigen Förderung 
über 250 Jahre genutzt werden. Wesentlich geringer 
sind die Vorräte an Erdöl und Erdgas, deren Reich-
weiten 33 bzw. 56 Jahre betragen, immer abhängig 
natürlich von den Energiepreisen, die bei diesem 
Vergleich auf dem heutigen Niveau angenommen 
worden sind. 

Meine Damen und Herren, wer diese Zusammen-
hänge sieht, der muß erkennen, wer wirklich in sei-
ner Politik an kommende Generationen denkt. Der 
darf eine Chance nicht vertun, nämlich eine Ener-
giereserve wie Uran zu nutzen, da die fossilen Ener-
gieträger ja tatsächlich, wenn wir über 200 oder 300 
Jahre denken, zu Ende gehen. Und der kann in der 
Energiepolitik nicht so tun, als ob diese Erschöp-
fung fossiler Energieträger gleichgültig wäre, als ob 
es nicht lebensnotwendig wäre, diese Tatsachen in 
die Energiepolitik einzubeziehen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Die größte Energie

-

quelle ist die Energieeinsparung!) 

— Aber die Energieeinsparung hat trotzdem nichts 
daran geändert, daß bei einer wachsenden Weltbe-
völkerung — zwar nicht bei uns, aber weltweit — 
der  Energieverbrauch weiter zunimmt. Deshalb 
heißt Verantwortung gegenüber den kommenden 
Generationen, alle Möglichkeiten von Energiequel-
len zu nutzen und im Auge zu haben, daß fossile 
Energieträger bei der Umwandlung in Energie auch 
in Zukunft Umweltprobleme auslösen werden, daß 
sie aber wegen ihrer Endlichkeit nicht schranken-
los zur Verfügung stehen und daß deshalb die Nut-
zung aller Energieträger, die uns heute zur Verfü-
gung stehen, notwendig ist, einschließlich erneuer-
barer Energien, deren Weiterentwicklung wir j a för-
dern und deren höheren Beitrag zur Energieversor-
gung wir erhoffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stratmann [GRÜNE]: Herr Staatssekretär, 
Sie heißen zwar Grüner, sind aber nicht 

ein GRÜNER!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Burgmann. 

Burgmann (GRÜNE): Herr Staatssekretär Grüner, 
wenn Sie uns gerade Verschleierung vorgeworfen 
haben, dann meine ich, daß Sie genau das getan 
haben, indem Sie hier die angebliche Umwelt-
freundlichkeit der Atomenergie dargestellt haben 
und richtigerweise gesagt haben, daß kein Schwe-
feldioxidausstoß da ist, dabei aber gleichzeitig ver-
schwiegen haben, wie viel Tonnen an Plutonium 
und anderem strahlenden Abfall damit der Nach-
kommenschaft hinterlassen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn wir der Meinung sind, daß wir Verantwor

-

tung auch gegenüber den kommenden Generatio

-

nen haben, dann ist es auf der einen Seite richtig, 
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daß wir ihnen auch fossile Energieträger überlas-
sen, auf der anderen Seite aber auch, daß wir ihnen 
nicht strahlenden Abfall über Jahrtausende hinter-
lassen, von dem sie nicht wissen, was sie damit 
machen sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es war auch gar nicht unsere Frage, daß wir 
Erfolge der vergangenen Bundesregierung in der 
Einsparung von Energie nicht durchaus positiv be-
werten. Wir sind durchaus der Meinung, daß da 
einiges Positive erreicht worden ist. Aber die Frage 
ist, was nebenher läuft, die Frage ist, wohin diese 
Politik weitergeht. Da sagt die Presseerklärung der 
CDU/CSU-Fraktion vom 28. August allerdings et-
was deutlicher als Sie in der Beantwortung der Fra-
gen, wohin der Weg geht. Dort steht nämlich: 
Schluß mit den Hirngespinsten bei der Förderung 
alternativer Energien. Das, was die CDU/CSU-Frak-
tion da fordert, ist zwar diplomatisch verpackt in 
den Antworten auf unsere Anfrage, wird aber dann 
in der Praxis dieser Bundesregierung vollzogen. 
1984 sind nach ihren Angaben für die Forschungs-
förderung regenerativer Energiequellen 234 Millio-
nen DM zur Verfügung gestellt, für die Kernenergie 
aber achtmal soviel, 1,85 Milliarden DM. Die Regie-
rung hat natürlich auch gleich die Entschuldigung 
bei der Hand: „Die Bundesregierung sieht in Ver-
hältniszahlen von Förderbeträgen keinen geeigne-
ten Maßstab zur Beurteilung einer guten Energie- 
und Energieforschungspolitik." Aber da wird doch 
deutlich, daß hier die Schwerpunkte ganz anders 
gesetzt werden, nämlich nicht in Richtung Energie-
einsparung und alternative Energiequellen, son-
dern in Richtung Atomenergie. 

In der Drucksache 10/1774 sagt die Bundesregie-
rung: 

Gerade einige dezentral einsetzbare Energie-
techniken ... sind heute so weit entwickelt, daß 
ihr Markterfolg kaum von weiterer Forschung 
und Entwicklung abhängt. 

Es geht also um die Markteinführung. Aber im Ein-
zelplan 09 des Wirtschaftsministeriums läuft der Ti-
tel zur Förderung der beschleunigten Markteinfüh-
rung energiesparender Technologien und Produkte 
im Jahr 1985 aus und ist noch mit ganzen 1,5 Millio-
nen DM veranschlagt. 

In der Drucksache 10/1773 fängt die Bundesregie-
rung mit dem Satz an: 

Rationelle und sparsame Energieverwendung 
ist eines der zentralen Ziele der Energiepolitik 
der Bundesregierung. 

Im Einzelplan 09 sind für diesen Bereich noch 
ganze 21 Millionen DM angesetzt gegenüber allein 
133 Millionen DM zur Sicherung der Mineralölver-
sorgung. 

Dazu steht dann in derselben Drucksache auf 
Seite 18: 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß im-
mer noch bei vielen vor Inkrafttreten der Wär-
meschutzverordnung errichteten Gebäuden ein 
besserer Wärmeschutz im Interesse weiterer 
Energieeinsparung wünschenswert wäre. Sie 

sieht aus Haushaltsgründen allerdings keine 
Möglichkeit, derartige Maßnahmen weiter fi-
nanziell zu fördern. 

Ich stelle dagegen die extreme Förderung der Erd-
ölversorgung. 

Herr Riesenhuber erläutert in seiner Presseer-
klärung vom 13. Juli 1984: 

Die Bilanz stellt sich wie folgt dar: Wir verfü-
gen heute praktisch über eine lückenlose Beur-
teilungsbasis über die Potentiale zur rationel-
len Energieverwendung und zu erneuerbaren 
Energiequellen. 

In der Drucksache 10/1767 heißt es dann aber: 

Bezüglich des mit Sonnenkollektoren darstell-
baren Potentials ... verfügt die Bundesregie-
rung nicht über eigene Schätzungen. 

Man könnte diese Widersprüchlichkeit in der Be-
antwortung unserer Großen Anfragen und in der 
konkreten Politik der Bundesregierung noch belie-
big fortsetzen. Ich möchte nur noch auf zwei ganz 
zentrale Punkte eingehen. 

Zur Frage der Arbeitsplatzeffekte solcher Mög-
lichkeiten der Förderung von Energieeinsparung 
und alternativen Energiequellen. Diese Frage 
bleibt ebenso unbeantwortet wie die unter dem Um-
weltaspekt zu stellende Frage, wie man durch sol-
che Technologien den Ausstoß von Schwefeldioxid 
und anderen schädlichen Stoffen reduzieren könn-
te. Die Regierung sieht sich bezüglich vieler Frage-
stellungen nicht in der Lage, dazu etwas zu sagen. 

Dabei gibt es zahlreiche Studien, die teilweise 
von der Regierung selber in Auftrag gegeben wur-
den. Eine im Auftrag des Umweltbundesamts er-
stellte Studie des Fraunhofer-Instituts, veröffent-
licht im Frühjahr dieses Jahres, besagt: 

Allein durch verbesserte Wärmedämmung und 
damit Brennstoffeinsparung könnte der Schad-
stoffausstoß der Haushaltsheizungen um rund 
12 % sinken. 

Und weiter: 

Um diese Energiesparquellen auszuschöpfen, 
müßten nach Karlsruher Berechnungen bis 
1995 jährlich 70 000 bis 90 000 Arbeitsplätze neu 
eingerichtet werden. 

Auch hier könnte man noch eine ganze Reihe von 
Zahlen anfügen, die deutlich machen, daß durchaus 
festzustellen und auch in Zahlen zu belegen ist, wie 
auf der einen Seite durch die Energieeinsparmaß-
nahmen und den Einsatz regenerativer Energie-
quellen sinnvolle Arbeitsplätze geschaffen werden 
könnten und auf der anderen Seite gleichzeitig die 
Schadstoffbelastung unserer Umwelt verringert 
werden könnte. 

Wir müssen also feststellen: Die Bundesregierung 
setzt den verhängnisvollen Weg der zentralen und 
großtechnischen Energieversorgung fort. Hierbei 
wird weiter kräftig subventioniert, wobei uns die 
Atomstromproduktion nicht nur hohe Risiken und 
strahlenden Abfall über Jahrtausende beschert, 
sondern auch zu einer Überproduktion von Strom 
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führt, auf der einen Seite mit hohen Strompreisen 
für den Kleinverbraucher und auf der anderen 
Seite mit dem Ergebnis verbunden, daß die regene-
rativen Energiequellen an die Wand gedrückt wer-
den. 

(Krizsan [GRÜNE]: So ist es!) 

Umweltfreundliche Energieversorgung, Herr 
Staatssekretär Grüner, stellt sich für uns nicht als 
eine Summation von Großtechnologien dar. Um-
weltfreundliche Energieversorgung ist ein Mosaik-
bild aus den verschiedensten Möglichkeiten der 
Energieeinsparung, optimaler Energienutzung und 
größtmöglicher Nutzung der erneuerbaren Energie-
quellen. Dieses Mosaikbild zeichnet sich eben da-
durch aus, daß es aus kleinen Steinen zusammenge-
setzt ist, wobei jeder an der richtigen Stelle sitzen 
muß, damit sich ein Bild ergibt, das dann etwas dar-
stellt. Dabei müssen Energieeinsparung und Schad-
stoffreduzierung ebenso eine Rolle spielen wie Ar-
beitsplatzeffekte, wie die Möglichkeit einer geziel-
ten Strukturpolitik, wie die Akzeptanz und letzten 
Endes auch Demokratisierung der Energieversor-
gung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Krizsan 
[GRÜNE]: Ob Herr Grüner das versteht?) 

Betrachten wir in dem Zusammenhang die Mög-
lichkeit der Energieeinsparung: Nach einer Studie 
des Ifo-Institutes, die auch Sie in Ihrer Drucksache 
erwähnt haben, wurden und werden von 1978 bis 
1985 mehr als 50 Millionen t Steinkohleneinheiten 
bei Gebäuden eingespart. Große Einsparpotentiale 
sind aber noch bei der Wärmedämmung, im Ver-
kehr, in Industrie und Haushalt vorhanden. Dabei 
spielt für uns allerdings eine Maßnahme eine zen-
trale Rolle. Wir wollen versuchen, von der Degres-
sion der Stromtarife wegzukommen, die den Mehr-
verbrauch subventioniert. Die Bundesregierung 
sagt dazu: 

Lineare Tarife sind ... mit dem Prinzip der Ko-
stenorientierung nicht vereinbar. 

Und vorn in ihrer Antwort hat sie erklärt, spar-
same Energieverwendung sei das zentrale Ziel der 
Regierung. 

Wir müssen uns entscheiden, ob wir Energie ein-
sparen wollen oder ob es uns um das Prinzip der 
Kostenorientierung geht. 

Über die Kraft-Wärme-Kopplung sind zur Zeit 
ca. 7 Millionen t Steinkohleneinheiten pro Jahr ein-
gespart worden. 70 Millionen t Steinkohleneinhei-
ten fallen aber noch pro Jahr als Abwärme an. Auch 
hier läßt sich also noch eine ganze Menge holen, 
allerdings nicht, wie die Regierung sagt, durch ver-
brauchsnahe Standorte für Großkraftwerke — das 
zeigt wieder dieses Großtechnologiedenken —, son-
dern durch die Umstrukturierung des Kraftwerks

-

parkes, wie sie die GRÜNEN für unbedingt notwen-
dig halten. Wir müssen hinkommen zu kleinen, ver-
brauchsnahen Kraftwerken mit Wirbelschichtfeue-
rung, umweltfreundlichen Technologien. 

(Beifall bei der GRÜNEN) 

Durch Biogas ließen sich theoretisch 6,8 Millio-
nen t Steinkohleneinheiten pro Jahr in der Bundes-

republik erzeugen — allein aus tierischen Abfällen. 
Dazu kommt noch die Möglichkeit, aus pflanzlichen 
Abfällen Energie zu erzeugen. Ferner spart die Ein-
sparung von Kunstdünger Energie. Wenn wir nur 
einen Anteil davon erreichen könnten, wäre damit 
durchaus die Möglichkeit gegeben, den Bauernhof 
und das Bauerndorf wieder zum energiepolitischen 
Selbstversorger werden zu lassen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Was ist denn ein 
„energiepolitischer Selbstversorger"?) 

Aber vielleicht will man gerade das nicht. Man will 
sie an der Strippe halten. Man will sie von den 
Monopolen abhängig halten und von Monat zu Mo-
nat kassieren. Ein Problem ist doch, daß Sonne und 
Wind bisher noch nicht über den Zähler laufen und 
man von daher noch nicht dafür kassieren kann. 

(Sauermilch [GRÜNE]: So ein Ärger! — 
Gerstein  [CDU/CSU]: Jeder Bauernhof ein 

Kraftwerk!) 

Genauso bietet sich die Möglichkeit, die Sonnen-
energie dezentral anzuwenden, nicht im Rahmen 
einer großen Sonnenfarm, sondern über Sonnen-
kollektoren. 

(Gallus [FDP]: Im Winter!) 

Auf diese Weise könnten im Jahre 2000 6 % des 
Energiebedarfs gedeckt werden. 

Hierbei haben wir auch einen anderen positiven 
Effekt, den ich kurz deutlich machen möchte. Son-
nenkollektoren beispielsweise — aber das gilt für 
Biogas und Wärmedämmung in gleicher Weise — 
sind eine relativ einfache Technologie. Jeder Klein-
betrieb kann sie herstellen, jeder Handwerksbe-
trieb kann sie installieren, und jeder Hausbesitzer 
kann sie anwenden. Das wäre eine Mittelstandsför-
derung, meine Damen und Herren von den Regie-
rungsparteien, wie man sie sich besser gar nicht 
denken könnte. Sie könnten all die Verrenkungen 
und auch die rund 800 Millionen DM Subventionen, 
die im Haushalt 1985 angesetzt sind, sparen, wenn 
Sie eine solche Energiepolitik betrieben. 

(Krizsan [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Wir sehen also hier die entscheidenden Möglich-
keiten, die Energieversorgung in Richtung einer 
umweltfreundlichen Energiepolitik umzustruktu-
rieren. Hier liegt auch ein entscheidender Beitrag 
für eine vernünftige Strukturpolitik zur Schaffung 
von sinnvollen Arbeitsplätzen. Hiermit würden De-
visen eingespart, und es würde ein entscheidender 
Beitrag zur Verringerung der Umweltbelastung ge-
leistet. 

Nach INFRATEST ist in einer Mehrthemenunter-
suchung festgestellt worden, daß allein 82 % der Be-
fragten sich für eine stärkere Nutzung von Sonnen- 
und Windenergie ausgesprochen haben. Der Herr 
Zimmermann könnte also bei einer solchen Umstel-
lung der Energiepolitik gleichzeitig auch eine ganze 
Menge sparen beim Aufbau seiner Polizei- und 
Bundesgrenzschutzeinheiten, die er, um die Atom-
energie durchzusetzen, offensichtlich ganz erheb-
lich verstärken muß. 

Ich fasse zusammen. Die Energiepolitik der Re-
gierung setzt uns und die kommenden Generatio- 
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nen auf unabsehbare Zeit den ungeheuren Risiken 
der Atomenergie und der Plutoniumwirtschaft im-
mer stärker aus. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Ihr macht hier wie-
der euer Horrorgemälde!) 

Diese Politik wird durch die Brütertechnologie, 
durch die Wiederaufarbeitungs- und Endlagerungs-
kosten unbezahlbar werden für die Bundesrepublik. 
Schon heute wachsen diese Zahlen ins Astronomi-
sche. Sie läßt die Probleme von Umweltschäden und 
Entsorgung weiter offen, und sie läßt ebenfalls das 
Problem der Arbeitslosigkeit und der Möglichkeit, 
dort durch eine vernünftige Energiepolitik gegenzu-
steuern, außenvor. 

Wir fordern deshalb den Umbau der Energiever-
sorgungsstruktur, und wir fordern, daß die Gelder 
für Einsparung und regenerative Energiequellen 
statt für den weiteren Ausbau der Atomtechnologie 
eingesetzt werden. Ein Schritt in diese Richtung ist 
der Antrag, den wir heute diesem Bundestag vorge-
legt haben. Unser Antrag fordert auch, die Wahn-
sinnsentwicklungen der Wiederaufbereitungsan-
lage zu stoppen, die Plutoniumwirtschaft in Hanau 
zu unterbinden. Hier soll ja nach den Plänen von 
NUKEM und ALKEM hoch angereichertes Uran 
235 und Plutonium 239 in Mengen gelagert und ver-
arbeitet werden, die für etwa 1 000 Sprengköpfe 
ausreichen würden. Die Nähe zur Rüstungspolitik 
dieser Regierung wird allein an diesen Zahlen deut-
lich. 

Hier sind heute klare Entscheidungen notwendig. 
Ich gehe davon aus, daß die Kollegen und Kollegin-
nen der SPD entsprechend dem Beschluß auf ihrem 
Parteitag in Essen, wo sie sich gegen die Wiederauf-
arbeitung und für einen langfristigen Ausstieg aus 
der Kernenergie ausgesprochen haben, unseren 
Antrag unterstützen werden. 

(Stratmann [GRÜNE]: Vielleicht haben die 
das gar nicht so ernst gemeint!) 

Demokratie braucht verantwortbare Entscheidun-
gen. Ich möchte auch die Kollegen der Regierungs-
parteien einmal bitten, darüber nachzudenken. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Plutoniumtechnologie und Wiederaufarbeitung sind 
ebenso wie die gesamte Atomenergie wegen der 
Kosten, aber vor allem wegen der Risiken für die 
Menschen und für die zukünftigen Generationen 
unverantwortbar. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerstein 
[CDU/CSU]: Das wiederum ist falsch!) 

Ich gehe deshalb davon aus, daß wir für unseren 
Antrag auch von Ihnen Unterstützung finden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich habe dem Haus bekanntzugeben, daß um 13 Uhr 
eine Fraktionssitzung der CDU/CSU und ebenfalls 
eine Fraktionssitzung der FDP stattfindet. 

Zweitens gebe ich bekannt, daß der Ältestenrat 
um 14 Uhr tagt. 

Wir treten nun in die Mittagspause ein. Die Sit-
zung wird bis 14 Uhr unterbrochen und dann mit 
der Fragestunde fortgesetzt. 

(Unterbrechung von 12.58 bis 14.30 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die unterbro-
chene Sitzung. 

Wir setzen die Beratungen mit Punkt 1 der Tages-
ordnung fort: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/2163 — 

Der  Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung ist der nächste, der aufgerufen wird. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Würzbach zur Verfügung. 
Ich rufe als erste Frage die Frage 31 des Abgeord-

neten Jäger (Wangen) auf: 
Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung zu, 

daß die UdSSR gegenwärtig der einzige Staat ist, der Rake-
ten-Abwehrwaffen stationiert hat, mit denen von der Erde in 
den Weltraum geschossen werden kann, und daß die UdSSR 
darüber hinaus intensiv an einem System arbeitet, mit dem 
durch energiereiche Partikelstrahlung Raketengefechts

-

köpfe im Weltraum zerstört werden können? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident, Herr Kollege 
Jäger, nach Erkenntnissen der Bundesregierung ist 
es zutreffend, daß die Sowjetunion gegenwärtig als 
einziger Staat in der Welt über eine solche Raketen-
abwehrwaffen-Einrichtung verfügt. Die Sowjet-
union hat diese in einem Gürtel um Moskau herum 
aufgebaut. Darüber hinaus ist sie nach unseren Er-
kenntnissen zur Zeit dabei, diese Waffen technolo-
gisch zu modernisieren, zu verbessern. 

Vorliegende Erkenntnisse lassen auch darauf 
schließen, daß die Sowjetunion an der Entwicklung 
von Waffensystemen auf der Basis energiereicher 
Partikelstrahlung arbeitet. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, könnten Sie mir erläutern, 
was damit gemeint ist, wenn Sie davon reden, daß 
die Sowjetunion dabei sei, den Gürtel um Moskau 
mit diesen Weltraumwaffen zu modernisieren? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
dies auf Ihre Frage mitgeteilt, weil Erkenntnisse 
vorliegen, daß sie über die seit längerem erkannten 
Stellungen hinaus im Augenblick weitere im Bau 
hat. Darüber hinaus deuten Erkenntnisse darauf 
hin, daß — anders als bisher — nicht nur die beste-
henden Flugkörper gegen Raketen für eine be-
stimmte Reichweite dort stationiert werden, son-
dern daß es sich um zweierlei handelt: um solche 
Flugkörper, die ihre Aufträge innerhalb der Erdat-
mosphäre, und um solche, die ihre Aufträge zukünf-
tig außerhalb der Erdatmosphäre erfüllen können. 
Es handelt sich also um eine zweischichtige Rake-
tenabwehr. 
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Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Kollege Würz-
bach, könnten Sie uns das, was Sie zuletzt gesagt 
haben, noch durch ein paar Daten näher veran-
schaulichen, damit man einen besseren Begriff da-
von bekommt, was damit gemeint ist? Ich bin tech-
nischer Laie. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich kann einige 
Daten der Systeme nennen, die jetzt bereits um 
Moskau herum stationiert sind. Nach unseren 
Kenntnissen befinden sich bei dem Raketenab-
wehrsystem Feuerleitgeräte, die eine Reichweite 
von weit mehr als 1 000 km — die Erkenntnisse 
gehen in Richtung von sogar mehr als 1 500 km — 
haben. Die Flugkörper, die wir in der NATO mit 
dem Codenamen „Galosh" bezeichnen, haben nu-
kleare Sprengköpfe und eine Reichweite von mehr 
als 500 km in der Horizontalen und einen Höhen-
wirkungsbereich von bis zu 230 km. Wir wissen 
auch etwas über die Geschwindigkeit: Wir gehen 
von der zehnfachen Mach-Geschwindigkeit aus. 
Über die neuen Systeme haben wir keine detail-

lierten Erkenntnisse, die über das soeben Genannte 
hinausgehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen von einem Gürtel um Moskau herum und 
brachten dies in Verbindung mit Weltraumwaffen. 
Kann ich das, wenn Sie das so erklären, so verste-
hen, daß es einen stationären Gürtel gibt, der sich 
im Weltraum befindet, oder meinen Sie nicht die 
bisher schon bekannten Flugabwehrringe um die 
Stadt Moskau herum? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe sicher-
lich für jeden, der aufmerksam hat zuhören wollen, 
Herr Kollege, gesagt, daß es um Moskau herum — 
das ist der einzige Ort in der Welt — einen Raketen-
abwehrgürtel gibt, der im Augenblick über eine be-
stimmte Rakete verfügt und der in Zukunft auf 
zwei verschiedene Raketensysteme erweitert wird, 
von denen das eine nach vorliegenden Erkenntnis-
sen auch außerhalb der Erdatmosphäre wirken 
kann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, liegen 
Erkenntnisse dahin gehend vor, daß die Sowjet-
union etwa versuchen könnte, sich die elektroni-
schen Mittel zu verschaffen, um den gegenwärtig 
auf die Region Moskau/Gorki konzentrierten Ab-
wehrgürtel flächendeckend über ihr gesamtes Ter-
ritorium ausdehnen zu können? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Es liegen Er-
kenntnisse vor, daß an solchen Systemen gearbeitet 
wird. Es liegen keine detaillierten Erkenntnisse be-
züglich zukünftiger regionaler Stationierung und 
Schwerpunktsetzung vor. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, muß 
ich aus Ihrer Antwort folgern, daß die Sowjetunion 
für die jetzt beginnende Militarisierung des Welt-
raums die Hauptverantwortung trägt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: In diesem Punkt, 
über den wir hier reden, Herr Kollege, was die Ra-
ketenabwehrsysteme angeht, ist die Sowjetunion 
der einzige Staat, der hier überhaupt in der Form 
tätig geworden ist. Die Amerikaner haben — das ist 
ja bekannt — ein ähnliches System mal entwickelt. 
Seit 1976 wird daran nicht gearbeitet. Insofern wird 
hier in der Tat ein Wettlauf durch diese präjudizie-
renden, in Zukunft noch ausgebauten, in der Wir-
kung verstärkten Systeme eingeleitet. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zu der 
Frage 32 des Abgeordneten von Schmude: 

In welchem Umfang kann bei der Einberufung zum Grund-
wehrdienst auf die schulische und berufliche Situation der 
Wehrpflichtigen Rücksicht genommen werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
die Antwort auf diese Frage wird ein wenig länger 
als die vorherige Antwort sein; ich bitte um Ver-
ständnis. 

Herr Kollege von Schmude, wir führen bereits in 
sehr großem Umfang bei der Einberufung der jun-
gen Männer zum Wehrdienst nicht nur theoretisch, 
sondern wirklich in täglich geübter Praxis ein Ent-
gegenkommen und eine Rücksichtnahme auf die 
persönliche Situation durch, soweit dies irgend 
möglich ist. Das heißt konkret, daß unsere Kreis-
wehrersatzämter angewiesen sind und bei einer 
persönlichen Tagung durch den Minister noch ein-
mal darauf hingewiesen wurden, sich intensiv ge-
genüber den persönlichen Wünschen der Antrag-
steller, d. h. schulischen Dingen, beruflichen Din-
gen, persönlichen und familiären Dingen aufge-
schlossen zu zeigen. In der Praxis stellen wir also 
auf Antrag junge Männer für einen Zeitraum, den 
sie haben möchten, zurück, oder wir ziehen sie, 
wenn sie es möchten, vor, obwohl der Jahrgang 
noch nicht dran ist. Eine Grenze habe ich allerdings 
deutlich hier beim Namen zu nennen. Es ist, wenn 
jemand in die Nähe des 28. Lebensjahrs kommt. Wir 
berufen, wie Ihnen bekannt, nur bis zum 28. Le-
bensjahr ein. Es darf nicht sein, daß wir gutmütig, 
großzügig, einfühlend verschieben, verschieben, 
verschieben und er zum Schluß sagen kann: Nun 
bin ich alt genug; nun kannst du mich nicht mehr 
holen. Auf diese Grenze haben wir zu achten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage? — Keine. 
Aber Sie haben eine weitere Frage, Herr Abge-

ordneter von Schmude. Es ist die Frage 33, die ich 
hiermit aufrufe: 

Besteht die Möglichkeit, bevorzugt arbeitslose Jugendli-
che zum Grundwehrdienst und zu Wehrübungen einzuberu-
fen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
auch hier antworte ich mit Ja. Diese Möglichkeit 
besteht, nämlich bevorzugt arbeitslose Jugendliche 
einzuberufen. Auch hier verfahren wir in der Praxis 
so. Wenn ein junger Mann, dem Kreiswehrersatz-
amt meldet, er sei im Augenblick arbeitslos, und bit-
tet, ihn jetzt einzuberufen, um diese Zeit zu über-
brücken und für den Wehrdienst zu nutzen, dann 
werden wir ihn einberufen. Wir haben hierüber 
keine statistischen Erfassungen gemacht. Wir wis-
sen aber aus einer Rundfrage, daß diese Zahlen 
gewaltig hoch sind und teilweise zu nicht unerhebli-
chen Belastungen der Truppe dadurch führen, daß 
wir teilweise 70 % Abiturienten und als Rest Ar-
beitslose haben, wo wir nicht gezielt die Berufe neh-
men können, die wir in der Truppe brauchen. Aber 
auch hier ist die Bundeswehr gegenüber diesen ar-
beitslosen Jugendlichen offen, soweit es irgend 
geht, um sie in dieser Zeit einzuberufen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage? — Keine Zu-
satzfrage.  
Wir kommen zur Frage 34 des Abgeordneten 

Gansel: 
In welcher Form beabsichtigt die Bundesregierung bei Ko-

operationsprojekten mit NATO-Staaten oder bei deutschen 
Zulieferungen zur Kriegswaffenproduktion in NATO-Staaten 
den Grundsatz einer restriktiven Waffenexportpolitik zu ver-
folgen, wenn die in den NATO-Staaten produzierten Waffen 
an Drittländer weiterexportiert werden sollen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Maßgebend, Herr 
Kollege Gansel, für das Verhalten der Bundesregie-
rung sind die politischen Grundsätze der Bundesre-
gierung für den Export von Kriegswaffen und son-
stigen Rüstungsgütern vom 28. April 1982. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Gansel. 

Gansel (SPD): Das ist keine Antwort, Herr Präsi-
dent. Ich habe eine Frage gestellt. Das ist keine 
Antwort. Ich lasse mich nicht für dumm verkaufen 
durch die Art, wie die Regierung hier — — 

Vizepräsident Westphal: Augenblick, Herr Abge-
ordneter! Die Bundesregierung ist frei, wie sie ant-
worten will. Ob Sie damit zufrieden sind oder nicht, 
ist natürlich Ihre Sache. 

(Gansel [SPD]: Bekommt man einen Ord-
nungsruf, wenn man in diesem Zusammen-
hang nach Parteispenden fragt? — Berger 

[CDU/CSU]: Was soll denn das?) 
Herr Abgeordneter Gansel, ich schlage vor, daß 

Sie Ihre Zusatzfrage stellen. 
(Berger [CDU/CSU]: Das war nicht mal 

kollegial!) 

Gansel (SPD): Da die Bundesregierung bei Anfra-
gen von Abgeordneten oft Uniformiertheit vor-
täuscht, frage ich die Bundesregierung, ob sie bereit 
ist, sich darüber zu informieren, daß der spanische 
Santa-Barbara-Konzern einen Panzertyp aus Ele-
menten des deutschen Kampfpanzers Leo und des 
französischen Kampfpanzers AMX produzieren  

will, um ihn nach Ägypten zu exportieren, und wie 
die Bundesregierung, wenn sie die Richtlinien vom 
28. April 1982 als bindend empfindet, diesen Vor-
gang beurteilt. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu-
nächst verwundert mich Ihre Reaktion auf meine 
Antwort heftig. Die hätte Sie eigentlich erfreuen 
sollen; denn ich habe darauf hingewiesen, daß diese 
Bundesregierung wie die davor als Fundament für 
die Frage, die Sie stellten, die Grundsätze nimmt, 
die am 28. April 1982 — Kontinuität — verabschie-
det wurden. Ich bin über Ihre Reaktion sehr ver-
wundert. Das zu dem Punkt. 
Zum zweiten sage ich Ihnen: Die Bundesregie-

rung ist bereit, sich darüber zu informieren. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Aus welchen Gründen hat die Bun-
desregierung im Widerspruch zu den Richtlinen 
vom 28. April 1982 bei dem Kooperationsprojekt 
Tornado, den Großbritannien an Saudi-Arabien ver-
kauft, gegenüber Großbritannien das vertraglich 
vereinbarte Vetorecht zurückgezogen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Es gibt kein ver-
traglich vereinbartes Vetorecht, und damit hat die 
Bundesregierung nicht gegen Grundsätze versto-
ßen, wie ich sie soeben zitierte. Die Bundesregie-
rung hat vertragsgemäß den Grundsätzen gemäß 
ihr Konsultationsrecht auch in dem speziellen Fall, 
den Sie soeben ansprechen, genutzt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Warum hat die Bundesregierung 
die mit der Beschaffung des Tornados befaßten 
Bundestagsausschüsse nie mit der Änderung des 
Kooperationsvertrages befaßt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen jetzt aus dem Ärmel keine Antwort 
geben, wann welcher Ausschuß durch wen darüber 
informiert worden ist. Es ist nur klar, daß dies eine 
Abmachung zwischen der Bundesregierung und in 
diesem Fall der Regierung von Großbritannien ist, 
die nicht im Kämmerlein gemacht wurde, sondern 
deren Ergebnisse auch dem Parlament gegenüber 
offengelegt sind, so daß ich davon ausgehen darf, 
daß jeder kompetente Ausschuß und dort tätige Ab-
geordnete informiert wurde. 
Ich darf noch hinzufügen, daß es in keiner Abma-

chung gegenüber irgendeinem Staat ein Vetorecht 
gibt, daß es ein sehr weites, frühzeitig einsetzendes 
Konsultationsrecht — ich stimmte Ihnen zu, wenn 
Sie dies in bestimmten Situationen sogar zu einer 
Konsultationspflicht erheben — gibt, das die Bun-
desregierung immer, ab dem Jahre 1972 bis in diese 
Tage hinein, fußend auf den angesprochenen 
Grundsätzen, ausgenutzt hat. Nur ergibt sich dar-
aus kein Vetorecht, d. h. keine Möglichkeit und 
auch keine Absicht, eine verbündete Regierung zu 
einem bestimmten Verhalten zu zwingen. Würde 
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dies versucht, müßte die Überschrift „Kooperation" 
gestrichen werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 35 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kübler auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Belastung der Um-
welt, insbesondere der Luft, durch die militärischen Flug-
übungen auf dem relativ kleinen und dichtbesiedelten Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland, und lassen sich nicht, ins-
besondere die Flugübungen der Verbündeten, stärker auf de-
ren Heimatländer verlegen? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die in den Luft-
fahrzeugen der Streitkräfte verwendeten Kraft-
stoffe enthalten in den Verbrennungsrückständen, 
insbesondere bei den Turbinentriebwerken — 
sprich: bei den Düsenflugzeugen — nur sehr ge-
ringe Anteile von Schadstoffen. Der Anteil des mili-
tärischen Flugbetriebes an Schadstoffemissionen 
über dem Gebiet der Bundesrepublik beträgt ledig-
lich 0,25%, also ein Viertel eines Prozentes. Die 
Werte in den zurückbleibenden Rückständen sind 
nahezu zu vernachlässigen. 
Zum zweiten Teil, Herr Kollege, Ihrer Frage, ist 

darauf hinzuweisen, daß im Interesse unserer Si-
cherheit die auch bei uns in der Bundesrepublik 
stationierten alliierten Luftwaffen hier bei uns Flie-
gen üben müssen, um mit der hiesigen Topogra-
phie, aber auch mit den klimatischen Verhältnissen 
vertraut zu werden. Um dennoch die berechtigten 
Interessen der Bevölkerung, des Umweltschutzes 
weitestgehend zu berücksichtigen, ist die Gesamt-
zahl auch dieser Übungsflüge, soweit es irgend 
geht, in Richtung auf ein Minimum begrenzt. Dar-
über hinaus führen wir viele Flüge über der Ostsee, 
über der Nordsee und, wie ich hier schon häufiger 
gesagt habe, zu insgesamt 34 % im befreundeten 
Ausland durch. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
aus Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie regel-
mäßig konkrete Untersuchungen über die Umwelt-
belastung durch Flugübungen in technisch ein-
wandfreier Form durchführen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies ist richtig, 
Herr Kollege. Ich möchte gern die Gelegenheit 
wahrnehmen, Sie zu bitten, zur Vertiefung dieses 
Themas auf die Antwort der Bundesregierung auf 
eine Anfrage hier aus dem Haus zu Emissionen aus 
Düsenflugzeugen zurückzugreifen, die wir Ihnen 
am 6. Juni 1984 detailliert vorgelegt haben — 
Drucksache 10/1560 — und in der technisch wissen-
schaftlich sehr gründlich hierzu Angaben gemacht 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herzlichen Dank dafür. — Ich 
habe eine organisatorische Frage. Ist in Ihrem 
Hause eine entsprechende Stelle ständiger Art da, 
die sich mit Umweltbelastungen auf Grund militäri-

scher Übungen befaßt, und gibt es eine entspre-
chende Zusammenarbeit mit den zuständigen ande-
ren Ressorts? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Beides, Herr Kol-
lege, ist der Fall, in vernünftiger Organisation im 
Haus und in einer engen Verzahnung zu den zu-
ständigen anderen Bundesressorts. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen an, daß die Verbündeten hier unbedingt 
üben müssen. Wie ist der Stand der Verhandlungen, 
beispielsweise, daß Tiefflug auch in Holland mög-
lich sein könnte, insbesondere wenn man davon 
ausgeht, daß die Tiefflugstrecken 250 Fuß nur von 
Holland in das Westmünsterland hereinführen und 
aus diesem Tieffluggebiet wieder hinaus, während 
in Holland selbst nur 1 500 Fuß geflogen werden 
darf? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hoffe, daß gerade Sie als Mitglied des Verteidi-
gungsausschusses die Kräfteaufteilungen inner-
halb der NATO in unserem Interesse über unserem 
Gebiet kennen und sie so unterstützen und unter-
streichen, wie ich das hier formuliert habe. Unab-
hängig davon bestätige ich, daß wir ganz besonders 
mit den Holländern im Augenblick auf der dafür 
vorgeschriebenen nicht niedrigen Ebene im Ge-
spräch sind, um weitere Entzerrungen, Entlastun-
gen, Verbesserungen zu erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Würzbach, nachdem die 
Schmerzgrenze bei Tief- und Tiefstflügen langsam 
erreicht ist, möchte ich gerne von Ihnen wissen: Wie 
tief dürfen Flugzeuge der Air Force Großbritan-
niens in ihrem Land fliegen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir haben in dem 
einen oder anderen Fall noch Unterschiede zwi-
schen den Tiefen bei Alliierten und den Tiefen in 
bestimmten Gebieten bei uns in der Bundesrepu-
blik. Auch hierüber werden Gespräche geführt. Nur 
lenkt auch dies, Herr Kollege — sagen wir ruhig: 
leider —, nicht ein bißchen von der Notwendigkeit 
ab, daß die Luftwaffe der NATO, alliierte Piloten 
wie die unseren, über unserem Gebiet fliegt, über 
unserem Gebiet übt und im Tiefflug wie auch im 
Tiefstflug ihre Einsätze probt, um den Auftrag, den 
sie hat, zu erfüllen, nämlich abzuschrecken, damit 
es zu keiner Auseinandersetzung kommt. Sie wis-
sen — wir haben uns darüber häufiger, auch hier, 
unterhalten —, daß wir gerade den Tiefstflug nicht 
im Bundesgebiet durchführen, sondern z. B. in Ka-
nada und an anderen Stellen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Nun kommen wir zur 
Frage 36 des Abgeordneten Wilz: 
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Beabsichtigt die Bundesregierung eine vorzeitliche freiwil-

lige Zurruhesetzung allein bei den Offizieren des Truppen-
dienstes zur Lösung des Verwendungsstaus, und wenn ja, 
welche Lösungsmöglichkeiten sind für die Strukturprobleme 
im Bereich der Offiziere des militärfachlichen Dienstes und 
der Berufsunteroffiziere vorgesehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wilz, im Gegensatz zu der Vorgängerregierung be-
urteilt die Bundesregierung die mit dem Verwen-
dungsstau und der damit verbundenen Überalte-
rung des Führerkorps in unserer Bundeswehr ent-
standenen Auswirkungen als sehr gravierend. Aus 
diesem Grunde hat sie unmittelbar nach dem Re-
gierungswechsel die erforderlichen Maßnahmen 
zur Behebung des Verwendungsstaus und zum Ab-
bau der eingetretenen Überalterung für alle drei 
Laufbahngruppen, d. h. für die Unteroffiziere, die 
Offiziere des militärfachlichen Dienstes wie für die 
Truppenoffiziere, eingeleitet. Leider konnte hierbei 
auf Vorarbeiten der Vorgängerregierung nicht zu-
rückgegriffen werden. 

In den Jahren 1983 und 1984 wurden bereits erste 
Schritte durchgeführt, die mit den zusätzlichen 
Maßnahmen im kommenden Jahr insgesamt 850 
neue Planstellen ergeben. Dies bedeutet eine Ver-
änderung und Beförderung von rund 3 500 Soldaten 
aller Dienstgradgruppen. Wegen der unterschiedli-
chen Personalstruktur in den drei Laufbahngrup-
pen sind auch unterschiedliche Lösungen erforder-
lich, um den Stau abzubauen. Es werden deshalb 
über das oben Genannte hinaus, beginnend im Jahr 
1985 — in wenigen Wochen also —, in mehreren 
Jahresschritten durch Umwandlung insgesamt 171 
zusätzliche A-11-Hauptmannstellen für die Offiziere 
des militärfachlichen Dienstes geschaffen. Diese 
Maßnahme schafft die Voraussetzung dafür, daß 
alle geeigneten Offiziere dieser Laufbahngruppe ihr 
Ziel, nämlich den Dienstgrad „Hauptmann", errei-
chen können. So wird bereits jetzt der vorhandene 
Stau abgebaut, und ab 1987 wird dann eine völlig 
normale Personalstruktur dieser Laufbahngruppe 
erreicht werden. 

Ebenfalls im Jahre 1985 wird für die Laufbahn-
gruppe der Unteroffiziere durch entsprechende Um-
wandlung und durch Neueinrichtung ein Zugewinn 
von rund 1 000 Planstellen erreicht. Auch in dieser 
Laufbahngruppe wird damit der Stau abgebaut, um 
dann Ende 1987 in eine geordnete Personalstruktur 
überzugehen. Dies bedeutet, daß jeder besonders 
gut qualifizierte Unteroffizier den Dienstgrad 
„Stabsfeldwebel" und „Oberstabsfeldwebel" früher 
— und damit der Hauptfeldwebel seinen Spitzen-
dienstgrad in geringerem Alter — erreichen kann. 

Herr Präsident, eine letzte Bemerkung zur drit-
ten Laufbahngruppe, denn es ist leider nicht kürzer 
zu machen, wenn die Antwort ordentlich gegeben 
werden soll: Ganz anders die Situation bei den 
Truppenoffizieren. Dort gibt es als einzige Lösungs-
möglichkeit das in unserem Konzept vorgesehene 
freiwillige vorzeitige Ausscheiden, um zu erreichen, 
daß die Zugführer, die Chefs und die Bataillons-
kommandeure in jüngerem Alter mit den entspre-

chenden Belastungen und Anforderungen konfron-
tiert werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Wilz. 

Wilz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie sieht 
bei der Beseitigung des Verwendungsstaus für die 
Truppenoffiziere — in groben Zügen, nicht bis ins 
letzte Detail — die vorgesehene Lösung aus, bei der 
Sie bisher ja nur die Elemente „Freiwilligkeit" und 
„Vorzeitigkeit" angesprochen haben? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen, daß wir im Verteidigungsministerium mit 
dem Konzept nahezu — da fehlen, so sage ich ein-
mal, noch die letzten Millimeter — fertig sind und 
daß wir dies dann, wie es sich gehört, wenn die Bun-
desregierung eine Gesetzesvorlage macht, dem Ka-
binett zuleiten. Jedermann ist bekannt, daß sich der 
Bundeskanzler persönlich, aber auch im Rahmen 
des Kabinetts zunächst am 1. Februar dieses Jahres 
— und quergeschaltet auch der Finanzminister — 
hierzu bereits hat vortragen lassen. 
Ich darf einige Eckdaten aus dem Konzept nen-

nen: Erstens die freiwillige Basis. Das heißt, wir 
werden keinem Offizier, der die Bundeswehr mit 
aufgebaut hat, sagen: Jetzt hast du deine Schuldig-
keit getan und gehst nach Hause. Vielmehr kann 
sich der Offizier freiwillig melden und sagen: Ich 
möchte von eurem Konzept Gebrauch machen. 
Zweiter Eckpunkt: Wir beschränken dies auf die 

Jahrgänge in dem Stau, um den es geht. Es gilt 
nicht für alle. Das bedeutet, daß wir dies denjenigen 
anbieten, die zwischen 1935 und 1944 geboren sind. 

Dritter Eckpunkt: Wir begrenzen dies auf eine 
Zahl von maximal 1 500 Mann. Ich möchte hier gern 
hinzufügen: Dies macht deutlich, daß das nicht den 
Arbeitsmarkt durcheinanderbringen wird. 
Vierter Punkt: Dies werden wir auf etwa fünf 

Jahre verteilen. Das macht meine Aussage von 
eben noch deutlicher. Es werden 200 oder 250 pro 
Jahr sein, und es wird sich auf diesen Zeitraum 
beschränken. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Wilz. 

Wilz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, liegen Ih-
nen Erkenntnisse darüber vor, wie die von Ihnen 
jetzt in einem groben Abriß dargestellte Lösung bei 
den Truppenoffizieren der Bundeswehr ankommt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen aus engem Kontakt zur Truppe und durch 
Verfolgen der Diskussion, daß eine ausgesprochen 
große Erwartungshaltung der Bundeswehr — nicht 
nur der betroffenen Offiziere — in Richtung Bun-
deswehrführung bzw. Bundesregierung vorhanden 
ist, wenn es darum geht, diesen Stau endlich abzu-
bauen. Begleitend zum Erarbeiten des Konzepts ha-
ben wir bei den Offizieren im Stau — und das sind 
über 4 000 von etwa 10 000 in diesen Jahrgängen, 
also fast die Hälfte — durch persönliche Gespräche, 
aber auch durch Befragungen und Diskussionen ab- 
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getastet, wie die mögliche Akzeptanz eines solchen 
Konzepts wäre. Die Ergebnisse ermutigen uns sehr, 
dieses Konzept so der Bundesregierung und dem 
Parlament vorzulegen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Hanz. 

Hanz (Dahlen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
trifft es zu, daß sich die Regierung Schmidt schon 
im Weißbuch 1979 betroffen über die unorganische 
Altersstruktur der Bundeswehr und den dadurch 
bedingten Verwendungsstau geäußert und diese Be-
sorgnis in ihrer Regierungserklärung im November 
1980 noch einmal unterstrichen, das Problem also 
erkannt und umschrieben hat? Wenn ja, teilen Sie 
meine Feststellung, daß ihre Konsequenz daraus 
Nichtstun gewesen ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, lei-
der ist dies zutreffend. Verbales Sich-Bekümmert-
Zeigen und Mit-Worten-Ausdrücken, daß der Zu-
stand schlecht ist und sich auf die Motivation und 
die Moral und auf die Einsatzfähigkeit der Streit-
kräfte auswirkt und dringend etwas getan werden 
muß: immer wieder wurden solche Reden gehal-
ten. 

(Bindig [SPD]: Sie machen jetzt dasselbe!) 

In der Praxis will ich Ihnen ein amtliches Doku-
ment noch nennen, aus dem deutlich wird, daß Ihre 
Beschreibung leider zutrifft. Das ist der Fünf-Jah-
res-Plan, in dem die Bundeswehrplanung festgelegt 
ist, was man organisatorisch will, was man durch 
gesetzgeberische Initiativen will und was man 
selbst im eigenen Plan auch finanztechnisch abge-
sichert hat. Das Fünf-Jahres-Programm von 1982 
hätte Gültigkeit gehabt bis 1987. Es sagt in keiner 
Zeile, sagt mit keinem Wort irgend etwas darüber 
aus, daß man den Verwendungsstau parlamenta-
risch hätte angehen wollen, um ihn, wie immer 
auch, zu lösen. Ihre Beschreibung ist leider zutref-
fend. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Hauser (Esslingen). 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir zustimmen, daß die frühere 
Bundesregierung durch die Heraufsetzung der be-
sonderen Altersgrenzen in den 70er Jahren das Pro-
blem des Verwendungsstaus zusätzlich erschwert 
hat? 

(Zurufe des Abg. Krizsan [GRÜNE] und 
des Abg. Bindig [SPD]) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das ist korrekt, 
Herr Kollege. Dadurch ist dies in der Breite der 
Jahrgänge für alle angesprochenen Laufbahngrup-
pen noch einmal zahlenmäßig verschärft worden. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 37 
des Abgeordneten Wilz: 

Wie hoch ist der jeweilige Überhang in den überbesetzten 
Jahrgängen bei den Offizieren des Truppendienstes, bei den 
Offizieren des militärfachlichen Dienstes und bei den Berufs-
unteroffizieren, und mit welchem Verlauf ist bei den Zurru-
hesetzungen von 1985 bis 1992 zu rechnen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wilz, der Überhang in den überbesetzten Jahrgän-
gen beträgt bei den Offizieren des Truppendienstes 
4 961, wie eben erwähnt, von 10 200, bei den Offizie-
ren des militärfachlichen Dienstes 1720, bei den 
Unteroffizieren 5 524. Dies also sind alle die, die 
überaltert zu lange in diesen Funktionen stehen. 
Bei den Zurruhesetzungen ohne eingreifende, wie 
eben besprochen, Maßnahmen wäre mit folgendem 
Verlauf zu rechnen, nach dem Sie fragen: bei Offi-
zieren des Truppendienstes nimmt die Anzahl der 
Zurruhesetzungen seit Anfang der 80er Jahre stän-
dig ab, auch im Augenblick, erreicht 1986 mit 122 
dann ein Minimum und überstiege erstmals wieder 
1992, d. h. erst in acht Jahren, mit ungefähr 570 das 
Soll von 484. Bei den Offizieren des militärfachli-
chen Dienstes nehmen die Zurruhesetzungen be-
reits jetzt wieder zu. Es ist dort also eine Entlastung 
zu spüren. Sie erreichen schon 1987 das Soll von 529 
und 1991 das Maximum von dann rund jeweils 
1 000. 

Bei den Unteroffizieren schließlich ist der Verlauf 
ähnlich. Das Soll von 1 166 wird bereits 1988 mit 
rund 1 200 überschritten. 1992 werden 1 800 Zurru-
hesetzungen erreicht. Die wegen der oben genann-
ten Zahlen und Zusammenhänge vorgesehenen un-
terschiedlichen Lösungswege in allen drei Lauf-
bahngruppen werden jedoch die eben genannten 
Auswirkungen ausgleichen helfen bzw. voll behe-
ben können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Wilz. 

Wilz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie be-
reit, meinen und unseren Dank anzunehmen 

(Lachen bei der SPD) 
für die hervorragende Vorarbeit, die im Verteidi-
gungsministerium geleistet worden ist 

(Bindig [SPD]: Fragestunde!) 

seit der Übernahme unserer Regierung, und sind 
Sie mit uns der Auffassung, daß wir dies auch öf-
fentlich sehr deutlich machen müssen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
zweite nehme ich hier sehr zustimmend an, daß wir 
das öffentlich beim Namen nennen sollen. Zum er-
sten möchte ich nicht nur der Vornehmheit halber 
nein sagen, sondern aufrufen, daß wir dieses Ver-
schieben, bis sich die Maßnahmen über die parla-
mentarischen Gremien in der Praxis auswirken. 
Daran liegt uns. 

(Bindig [SPD]: Peinliche Lobhudelei!) 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Wilz. Sie hätten noch eine 
gehabt. 

Dann habe ich Herrn Kalisch als nächsten. 
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Kalisch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind im 
gegenwärtigen Haushaltsplan und in dem jetzt in 
der Beratung befindlichen Haushaltsplan 1985 zu 
diesem Zweck Stellen eingestellt worden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, 
eine ganze Reihe, um die vorhin bei den verschie-
denen Fragen deutlich gemachten Voraussetzungen 
zu schaffen, um in den Jahren 1983, 1984 und 1985 
auf die Zahl von 3 500 Veränderungen, sprich: Be-
förderungen zu kommen. Es sind Schritte, die 1983 
leider erst von Null aus begannen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie meiner Auffassung zu, daß es sich bei dem 
Verwendungsstau um ein spezifisches Struktur-
problem der Bundeswehr handelt, weil die vorhan-
dene Überalterung der Führer und Unterführer die 
Einsatzbereitschaft der Streitkräfte gefährden 
könnte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist der Fall. Bei Aufbau der Bundeswehr haben wir 
aus den Jahrgängen vor 1935 zu wenige Bewerber 
gehabt und deshalb aus den genannten Jahrgängen 
1935 bis 1944 in manchen Bereichen doppelt so viele 
eingestellt. Das hat zu diesem Problem geführt. 

Ich möchte einmal eine sehr anschauliche Be-
schreibung des Problems geben. Im „ppl wehr-re-
port" — ein Pressedienst, den in Bonn jeder kennt 
— steht: 

Der Personalkegel, allgemein als sinnvollster 
Aufbau des Personals angesehen, hat einen 
Bauch. Woran liegt es? In den sogenannten wei-
ßen Jahrgängen 

— 1926 bis 1935 — 
fehlten der Bundeswehr viele Offiziere. Mit den 
folgenden geburtenstarken Jahrgängen bis 
1944 wurde dieses Manko ausgeglichen. 

Da man daran zehn Jahre lang leider nichts geän-
dert hat, ist der Bauch dieses Kegels so lange vor 
uns hergeschoben worden, daß er jetzt so kräftig 
drückt, daß es nicht nur die in dem Stau stehenden 
Männer an ihrem Dienstgrad spüren, sondern die 
Einsatzfähigkeit der Bundeswehr, der Kampftruppe 
in der Bundeswehr, der Vorgesetzten als Führer 
von jungen Wehrpflichtigen im Gelände Schaden 
nehmen muß. Das muß dringend repariert werden. 
Das ist ein bundeswehreigentümliches Personal-
strukturproblem. Es ist kein soziales Problem, son-
dern ein ernstes Problem hinsichtlich der Belast-
barkeit der Führer. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Würzbach, stimmen Sie 
mit mir überein, daß es auch irgendwo ein kleines 
Fehlerehen geben müßte, nachdem wir nun aus Ih-
rem Munde nur Positives über die hochgelobte Bun-
deswehr hören? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn Sie richtig hätten zuhören wollen — sage ich, 
Herr Krizsan, weil ich Sie gut kenne —, hätten Sie 
festgestellt, daß ich leider über einen sehr negati-
ven, ganz schlechten, der Bundeswehr weh tuenden 
Zustand geredet habe, der dringend geändert wer-
den muß. Ich habe mich nicht so lange der Zu-
standsbeschreibung gewidmet, sondern mehr der 
Skizzierung dessen, was wir zu tun beabsichtigen, 
was im Konzept fertig ist und möglichst zum 1. Ja-
nuar 1986 greifen soll, damit diese großen Fehler 
ausgemerzt werden. Ich hoffe, Herr Kollege, daß 
auch Sie ein Interesse daran haben, daß das geän-
dert wird, d. h. die jungen Vorgesetzten unserer Sol-
daten, der jungen Wehrpflichtigen, ihre Aufgabe in 
der Bundeswehr als Führer, als Ausbilder, als Erzie-
her entsprechend ihrer Qualifikation in einem be-
stimmten Alter wahrnehmen können. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann ich 
Ihre verschiedenen Antworten zu diesen Fragen 
und Zusatzfragen dahin gehend zusammenfassen, 
daß die Bundesregierung alles tun wird, um dieses 
übernommene Problem im gegenwärtigen Haus-
haltsplan und im nächsten Haushaltsplan so zu re-
geln — die verschiedensten Dienstgradgruppen be-
treffend und so weit es die Offiziere des Truppen-
dienstes angeht —, daß es spätestens ab 1986 als 
gelöst angesehen werden kann? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ab 1986 nicht voll 
gelöst, aber bei den Unteroffizieren und den Fach-
dienstoffizieren in den Haushalten 1983, 1984, 1985 
erheblich gemildert, um dann ab 1987, 1988 durch 
die weiter laufenden Schritte gelöst zu sein. Bei den 
Truppenoffizieren wird das Problem durch haus-
haltswirksame Maßnahmen — neue Stellen — in 
den Jahren 1983, 1984, 1985 in ersten Schritten an-
gegangen — in ersten, Herr Kollege, nicht in ausrei-
chenden —, und dann werden wir in großen Schrit-
ten, beginnend im Frühjahr 1986, dafür Sorge tra-
gen, daß dieses Problem wenige Jahre später gelöst 
ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, wenn durch 
den Verwendungsstau die Verteidigungsbereit-
schaft der Bundeswehr so gefährdet ist, daß man 
nach Ihren Worten fast den Eindruck haben muß, 
die Russen nutzten das aus und kämen morgen, 
wenn Sie auf intensivste Art und Weise Tag und 
Nacht beschäftigt sind, dem Wohl der einzelnen be-
troffenen Soldaten gerecht zu werden, und wenn 
Sie zwei Jahre gebraucht haben, um jetzt Ihre bril-
lanten Lösungsmöglichkeiten vorsichtig skizzieren 
zu können: Wozu war es dann eigentlich nötig, daß 
der Bundeswehrverband in jedem Wahlkreis, bei 
jedem einzelnen Abgeordneten Lobby machen 
mußte, um die CDU/CSU und die FDP auf diesen 
Weg zu bringen? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, die Antwort ist sehr einfach: Der Bundes-
wehrverband kennt die Truppe ebenso wie Ihre 
Kollegen im Verteidigungsausschuß, die Ihnen die 
Antwort genauso geben könnten, wie ich es jetzt 
versuche. Ich verstehe den Bundeswehrverband, 
daß er bei Ihnen, bei uns, bei der Bundesregierung 
und in der Öffentlichkeit anmahnt, endlich mit 
vollen Konsequenzen etwas zu tun, nachdem er, 
Herr Kollege Gansel, leider erleben mußte, daß der 
Minister Apel und die Vorgängerregierung — ich 
habe vorhin über das Planungsdokument, den Fünf

-

jahresplan bis 1987, gesprochen — Nullkommanull 
getan haben. Ich will nicht verhehlen, daß ich er-
staunt bin, daß der Bundeswehrverband in der jetzi-
gen Phase, da er sieht, daß erstmals mit Nachdruck 
und trotz der Sparmaßnahmen im Haushalt die 
Bundesregierung — nicht nur der Verteidigungsmi-
nister — alles tut, um den Stau, den wir gleicherma-
ßen beurteilen, abzubauen, Zweifel anmeldet, ob wir 
dies auch wirklich tun. 

Die ersten drei Schritte sind getan. Die Schritte 
für das Haushaltsjahr 1985 haben wir alle miteinan-
der in diesen Tagen in den Fachausschüssen bera-
ten. Die Bundesregierung ist sich einig. Das große, 
den letzten leeren Raum lösende Konzept bei den 
Truppenoffizieren wird im nächsten Jahr den Gre-
mien zugeleitet, damit ab 1986 die zitierte Lösung 
erreicht werden kann. 

Zehn Jahre Nichtstun, Herr Kollege Gansel, ha-
ben dieses Problem verschärft und die Verunsiche-
rung der Truppe und bei den Fachleuten, die sich 
für die Truppe verantwortlich fühlen, so groß wer-
den lassen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Löffler. 

Löffler (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, 
den Widerspruch aufzuklären, der darin liegt, daß 
Sie einerseits betonen und bejaht haben, daß der 
Verwendungsstau ein spezifisches Problem der 
Bundeswehr ist, d. h. also in der Organisations-
struktur der Bundeswehr liegt, daß Sie hier ande-
rerseits mehrfach behauptet haben, daß dieser Ver-
wendungsstau auf Versäumnisse der früheren Re-
gierung zurückzuführen ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie 
Sie auf Grund Ihrer Sachkenntnisse und der Funk-
tionen auch im Parlament sehr wohl wissen, gibt es 
dort überhaupt keinen Widerspruch. Sie werden 
meiner Meinung sein. Ich will dies mit einem 
kurzen Satz erläutern. 

Die Personalstruktur ist damals unter der Regie-
rung Adenauer und der Verantwortung von Unions-
politikern wie Strauß, Schröder und anderen ge-
schaffen worden. Daran konnte keiner etwas än-
dern. Der von Ihnen angesprochene Widerspruch 
ist deshalb keiner, weil Ihre Kollegen, obwohl sie 
um den Bauch in dem Kegel wußten, zehn Jahre 
lang da gehockt und nichts getan haben. Das ist das 
Schlimme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier gibt es einen Widerspruch zwischen Reden 
und Handeln der Vorgängerregierung, Herr Kol-
lege. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, nachdem Sie zwar davon reden, daß es keinen 
Widerspruch gibt, aber andererseits ständig beto-
nen, daß an allem, was schiefgegangen ist, die vor-
herige Bundesregierung schuld gewesen sei, 
möchte ich Sie bitten, die Frage zu beantworten, 
wie teuer das Ganze, was Sie hier in einer Art 
Jubelveranstaltung haben vorlegen dürfen oder sol-
len, werden wird. Treffen Informationen zu, daß es 
um die 700 Millionen DM ausmachen wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hoffe, daß wir alle, die wir hier sind, darin überein-
stimmen — wenn ich das Plenum richtig einschät-
ze, stimmen alle, die hier ihre Fraktionen vertreten, 
darin überein —, daß wir dieses Problem jetzt end-
lich lösen müssen. Weil wir zehn Jahre gepennt und 
nichts getan haben, sondern das Problem aufwach-
sen ließen, ist es leider völlig logisch, daß es jetzt 
teurer ist, als wenn wir früher angefangen hätten. 
Wir müssen hier trotz der Sparpolitik, zu der wir 
uns verpflichtet fühlen, im Interesse der Einsatzfä-
higkeit und der Erfüllung des politischen wie des 
militärischen Auftrags, den wir der Bundeswehr ge-
geben haben, leider eine Menge Geld investieren. 

(Gansel [SPD]: Pennbruder!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind damit am Ende des Geschäftsbereichs 
des Bundesministers der Verteidigung. Ich danke 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Würzbach 
für die Beantwortung der Fragen. 
Der Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 

des Bundeskanzleramts braucht nicht aufgerufen 
zu werden, weil die beiden Fragen des Abgeordne-
ten Dr. Schöfberger zurückgezogen worden sind. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers des Auswärtigen. Zur Beantwortung steht 
Herr Staatsminister Möllemann zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Welche Begründung hat der Bundesaußenminister durch 
den polnischen Außenminister während seines Gespräches 
auf der UN-Vollversammlung dafür erhalten, daß die Aus-
reise der Deutschen aus Ostdeutschland jenseits von Oder 
und Neiße in den letzten Monaten nahezu ganz zum Erliegen 
gekommen ist? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Dr. Hupka, der polnische Außenmini-
ster hat im Januar 1984 dem Bundesminister des 
Auswärtigen gegenüber die Weitergeltung des Aus-
reiseprotokolls vom 9. Oktober 1975 mit seiner Of-
fenhalteklausel bestätigt. Dies bedeutet die Weiter-
geltung der die maßgeblichen Ausreisekriterien 
enthaltenden Information der polnischen Regierung 
vom 7. Dezember 1970. Trotzdem blieb die Ausrei-
sepraxis restriktiv. Es sank die Zahl der Personen, 
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Staatsminister Möllemann 
denen die Ausreise im Wege der Aussiedlung und 
Familienzusammenführung genehmigt wurde, von 
964 im Monatsdurchschnitt des Jahres 1983 auf 70 
im September 1984. 

Diese besorgniserregende Entwicklung führte zu 
Gesprächen auf verschiedenen Ebenen. Da die pol-
nische Seite unter anderem meinte, daß das Reser-
voir der Ausreisebewerber unbestreitbar deutscher 
Volkszugehörigkeit erschöpft sei, wurde ihr nach-
drücklich erklärt, daß dieses zentrale Problem beim 
Besuch des Bundesministers des Auswärtigen in 
Warschau eine wichtige Rolle spielen werde. Die 
Gespräche des Bundesministers des Auswärtigen 
mit Amtskollegen am Rande der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen in New York galten 
vornehmlich der Verbesserung des Ost-West-Ver-
hältnisses. Gleichwohl wies Bundesminister Gen-
scher Außenminister Olschewski am 26. September 
auf die drastisch zurückgegangenen Ausreisezah-
len hin. Er verband dies mit der Bitte, sich zur 
Rückkehr zu dem zu entscheiden, was gemeinsam 
formuliert wurde. 
Die Bundesregierung hofft, daß die polnische Re-

gierung anläßlich des Besuchs des Bundesministers 
des Auswärtigen von Warschau im November die-
ses Jahres hierzu Stellung nehmen wird. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, hat 
die Bundesregierung und insbesondere der Bundes-
außenminister die Gelegenheit seines Gespräches 
benutzt, als Gegenargument auf die Zahlen hinzu-
weisen, die dem Deutschen Roten Kreuz über die 
Ausreisewilligen bekannt sind? Die liegen ja zwi-
schen 150 000 und 200 000, so daß die Angabe der 
polnischen Seite nicht stimmen kann. 

Möllemann, Staatsminister: Daß die Angabe, es 
gebe etwa nur so wenige Ausreisewillige, wie der-
zeit mit Genehmigung ausreisen dürfen, nicht zu-
treffen kann, kann man schon aus der Tatsache ent-
nehmen, daß die Zahl derer, die ohne eine entspre-
chende Genehmigung ausreisen, drastisch höher 
ist. Wir haben auf diesen Sachverhalt selbstver-
ständlich hingewiesen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Hat die Bundesregierung 
Anhaltspunkte dafür, warum, wie Sie auch erwähnt 
haben, Herr Staatsminister, in den letzten Monaten 
kaum Aussiedler aus Ostdeutschland jenseits von 
Oder und Neiße zu uns gekommen sind? Die Zah-
len, die in Friedland registriert werden, gehen da-
hin, daß über 95 % Besucher und Touristen und un-
ter 5 % Aussiedler sind. 

Möllemann, Staatsminister: Die Zahl, die Sie ge-
rade vorgetragen haben, trifft für den letzten Mo-
nat, für den Monat September zu und ist der Bun-
desregierung bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 7 
des Abgeordneten Dr. Hupka: 

War die seit Jahren von den sowjetischen Behörden prakti-
zierte restriktive Behandlung der Ausreiseanträge von So-
wjetbürgern deutscher Volkszugehörigkeit Gegenstand der 
Unterredung des Außenministers mit dem sowjetischen Au-
ßenminister, und bejahendenfalls, welches Ergebnis konnte 
erzielt werden? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Hup-
ka, die Fragen der Familienzusammenführung, der 
Ausreise aus der Sowjetunion im weiteren Rahmen 
sowie der Ausreisemöglichkeiten für Sowjetbürger 
deutscher Nationalität sind ständiger Gesprächsge-
genstand mit der Sowjetunion auf allen politischen 
Ebenen, so ausführlich im Gespräch des Bundesmi-
nisters des Auswärtigen mit dem Generalsekretär 
Tschernenko und Außenminister Gromyko wäh-
rend seines Besuchs am 21. Mai in Moskau und 
auch mit Außenminister Gromyko in New York. Wir 
werden uns auch weiterhin mit allen geeigneten 
Mitteln für die Verbesserung der Ausreisemöglich-
keiten einsetzen. 
Die sowjetische Haltung in dieser Frage ist im-

mer von der internationalen Lage mitbestimmt 
worden. Die Bundesregierung bemüht sich um eine 
Verbesserung der internationalen Lage auch durch 
Dialog und Zusammenarbeit mit der Sowjetunion. 
Das Gespräch des Bundesministers des Auswärti-
gen mit Außenminister Gromyko in New York 
diente auch in diesem Sinne einer Verbesserung 
der Voraussetzungen für die Behandlung humanitä-
rer Fragen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Ist der Bundesregierung 
bekannt, daß soeben erst der amerikanische Außen-
minister George Shultz für die Ausreisewünsche 
der Juden eingetreten ist und gleichfalls darauf hin-
weisen mußte, daß in diesem Jahr weniger als 1 000 
Juden die Erlaubnis zur Ausreise erhalten werden? 
Und das Schicksal der Deutschen gleicht dem der 
Juden. 

Möllemann, Staatsminister: Es scheint jedenfalls 
so zu sein, daß diese stark reduzierten Ausreise-
möglichkeiten in der Tat, wie Sie es annehmen, mit 
dem insgesamt angespannten Klima zwischen Ost 
und West zu tun haben. Wenn Sie sich die Entwick-
lung der Zahlen anschauen, Herr Kollege Dr. Hup-
ka, werden Sie sehen, daß in Phasen, in denen das 
Klima besser war, die Ausreisezahlen höher waren. 
Deswegen setzen wir uns dafür ein, durch Fortset-
zung des Ost-West-Dialogs hier wieder bessere Vor-
aussetzungen zu schaffen. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Kann die Bundesregierung 
aus den Gesprächen, die sie mit Gromyko geführt 
hat, schließen, daß nun doch mehr Deutschen in der 
Sowjetunion die Erlaubnis zur Ausreise erteilt 
wird? Wenn es nicht so wäre, würden wir in diesem 
Jahr zu einer schlechten Zahl kommen, die nur 
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Dr. Hupka 
noch mit der Zahl von vor 14 Jahren — 1970 — ver-
gleichbar ist. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Hupka, 
ich kann eine derartige positive Erwartung im Mo-
ment weder bestätigen noch dementieren. Zur Zeit 
müssen wir noch abwarten. Wir versuchen, alles in 
unseren Kräften Stehende zu tun, damit eine solche 
Entwicklung nicht eintritt. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordnete Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wird die Bundesregierung das vom Kollegen Hupka 
in seiner letzten Frage angesprochene Problem 
zum Gegenstand einer gründlichen Vorbereitung 
der Menschenrechtsexpertenkonferenz von Ottawa 
machen, die im nächsten Jahr stattfinden wird, und 
bei der es sicher auch um das Problem der Ausreise 
gehen wird? 

Möllemann, Staatsminister: Zweifellos wird das 
dabei auch mit angezogen werden. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zu Frage 8 
des Abgeordneten Grunenberg: 

Ist es richtig, daß US-Präsident Ronald Reagan zu Beginn 
der Woche vom 15. Oktober bis 20. Oktober 1984 einen Brief 
an den Bundeskanzler gerichtet hat mit der Aufforderung, 
das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen nicht 
zu zeichnen? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Verehrter Herr Kol-
lege Grunenberg, es ist zutreffend, daß Präsident 
Reagan an Bundeskanzler Kohl einen Brief gerich-
tet hat. In diesem Schreiben wird der uns bekannte 
amerikanische Standpunkt wiederholt und bekräf-
tigt, mit der Aufforderung, ebenfalls von einer 
Zeichnung Abstand zu nehmen. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatsminister, ist es 
möglich, den Text dieses Briefes zu erfahren? 

Möllemann, Staatsminister: Es ist nicht üblich, sol-
che persönlichen Briefe im Wortlaut zu veröffentli-
chen. Ich glaube, das sollte man auch so beibehal-
ten. Soweit ich mich entsinne, sind Briefwechsel 
dieser Art auch zwischen dem Vorgänger des Bun-
deskanzlers und des jetzigen amerikanischen Prä-
sidenten nicht im Wortlaut veröffentlicht worden. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatsminister, ist der 
Brief in einem ähnlich schroffen Ton gehalten wie 
der Brief des US-Präsidenten vom Herbst 1983 be-
züglich der Boxenlösung in der Deutschen Bucht, 
der dazu geführt hat, daß der Kabinettsbeschluß 
zugunsten der Boxenlösung sang- und klanglos in 
den Papierkorb gewandert ist? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Grunen-
berg, ich will mich zu der in Ihrer Frage enthalte-
nen Feststellung bezüglich der Boxenlösung erst in 
der Beantwortung Ihrer nächsten Frage äußern; Sie 
haben dazu ja eine Frage gestellt. Aber ich finde 
nicht, daß die Briefe des amerikanischen Präsiden-
ten in einem schroffen Ton gehalten sind. Es ist, wie 
es unter guten Freunden j a am leichtesten möglich 
ist, deutlich umschrieben worden, was gemeint 
war. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage des 
Abgeordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatsminister, hat der Brief 
die Bundesregierung in ihrer Haltung inhaltlich ir-
gendwie beeinflußt, oder hätte sie ohne diesen Brief 
genauso gehandelt, wie sie jetzt handelt? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat ihre Entscheidung in der Frage noch nicht ge-
troffen. Selbstverständlich wird die Bundesregie-
rung die Meinungen ihrer Partner — nicht nur ei-
nes Partners, sondern z. B. auch der EG-Mitglied-
staaten — bei der endgültigen Entscheidung be-
rücksichtigen, die vor dem Stichtag 9. Dezember ge-
troffen werden muß. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, Sie ha-
ben soeben gesagt, der Präsident habe die Bundes-
regierung aufgefordert — ich lege Wert auf den Ter-
minus „aufgefordert" —, das Seerechtsabkommen 
nicht zu zeichnen. Dann haben Sie eine besondere 
Freundschaft zwischen den beiden Ländern ange-
sprochen. Halten Sie es für der Freundschaft zwi-
schen zwei selbständigen Partnern angemessen, ei-
nen Freund aufzufordern? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kenne aus diesem 
Haus an die Adresse der amerikanischen Regie-
rung sehr viele Aufforderungen. Ich habe aber nie 
das Gefühl gehabt, daß diejenigen, die in diesem 
Haus Aufforderungen an die amerikanische Regie-
rung gerichtet haben — jedenfalls ganz überwie-
gend —, damit der Freundschaft mit den Amerika-
nern schaden wollten, sondern sie wollten eben nur 
deutlich ihre Meinung sagen. Das gilt also auch 
andersherum. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Werner. 

Werner (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist nicht 
auch dieses Schreiben des amerikanischen Präsi-
denten im Zusammenhang mit den laufenden, 
schon über Jahre hinweg andauernden wechselsei-
tigen Konsultationen zu sehen, und ist ein derart 
ähnliches Verfahren nicht etwa auch in Verbindung 
und in Zusammenhang mit dem Meinungsaus-
tausch mit unseren anderen verbündeten Freun-
den, z. B. in Europa, zu bringen? 

Möllemann, Staatsminister: Sicher. Ich finde das 
auch vollkommen normal. Wenn Sie sich die Doku- 
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Staatsminister Möllemann 
mentation des Briefwechsels zwischen deutschen 
Regierungschefs und amerikanischen ansähen, 
würden Sie sehen, daß zu vielen Themen eben re-
gelmäßig ein solcher Meinungsaustausch erfolgt ist. 
Ich glaube, es gibt nichts her, wenn man die qualifi-
ziert, je nach dem, ob sie gerade eine gültige deut-
sche Meinung bestätigen oder kritisieren. Unter de-
mokratisch strukturierten Staaten müssen auch die 
Meinungsverschiedenheiten vernünftig ausgetra-
gen werden können, wenn es denn solche gibt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, ist es nicht 
üblich im Umgang zwischen befreundeten Staaten, 
daß Meinungsverschiedenheiten auf diplomati-
schem Weg geklärt werden, um zu einer gemeinsa-
men Haltung zu kommen, und ist es nicht absolut 
unüblich, daß der Regierungschef eines befreunde-
ten Staates ein Aufforderungsschreiben erhält, und 
ist es nicht insbesondere unüblich, daß dies unter 
Überspielung des Auswärtigen Amtes, das an sich 
zuständig wäre, an den Bundeskanzler geht? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, das ist alles voll-
kommen üblich. 

(Gansel [SPD]: Bei Ihnen!) 

— Das kann ich bestätigen. Und ich lade Sie ein, 
sich gelegentlich mit dem Vorgänger des jetzigen 
Bundeskanzlers darüber zu unterhalten. Der wird 
Ihnen gerne bestätigen, daß auch er Briefe von 
amerikanischen Präsidenten mit manchmal durch-
aus einem Inhalt bekommen hat, der sich nicht mit 
seiner Meinung deckte. 

(Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 

Das schließt ja überhaupt nicht aus, daß man im 
übrigen in aller Regel Sachstandsklärungen auf 
dem diplomatischen Weg vornimmt. Also, ich finde 
daran überhaupt nichts Besonderes und Störendes. 
Ich glaube, wenn hier etwas konstruiert werden 
soll, nach dem Motto: Die bösen Amerikaner for-
dern uns — sozusagen — auf, etwas gegen unseren 
Willen zu tun, ist das nicht sehr zweckmäßig. Es 
trifft auch den Sachverhalt nicht. 

(Bindig [SPD]: Antizipatorisch unterwor-
fen!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben so-
eben gesagt, daß sich die Bundesregierung ihre 
Meinung bilden werde. Ist es richtig, daß es unter-
schiedliche Auffassungen zwischen den einzelnen 
Ressorts der Bundesregierung gibt, und ist es rich-
tig, daß das Ressort, das Sie vertreten, für Zeich-
nung des Seerechtsabkommens ist? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Brück, 
ich handle jetzt genauso, wie Sie in der Phase ge-
handelt haben, als Sie hier gestanden haben: Ich 
teile Ihnen nämlich mit, daß die Bundesregierung  

ihre Meinung noch nicht gebildet hat und daß sie 
sie, sobald sie sie gebildet hat, hier mitteilen wird. 

(Zuruf von der SPD: Sehr schön! — Heiter-
keit) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 9 des 
Abgeordneten Grunenberg auf: 

Wird die Bundesregierung betreffend Zeichnung des See-
rechtsübereinkommens der Vereinten Nationen eine Ent-
scheidung treffen, die der Forderung des US-Präsidenten 
Reagan entspricht, wie auch in der Frage der Boxenlösung in 
der Deutschen Bucht im Oktober 1983 und wie auch bei dem 
Abkommen betreffend „Vorläufige Absprache über Fragen 
des Tiefseebodens" vom 3. August 1984? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Sehr verehrter Herr 
Kollege Grunenberg, in der Frage werden drei The-
menbereiche angesprochen. Es wird unterstellt, daß 
die Bundesregierung zu allen drei Bereichen be-
reits entschieden habe. 
Zur Boxenlösung hat die Bundesregierung noch 

keine abschließende Entscheidung getroffen. Aus 
diesem Grund ist die Vermutung, sie habe eine Ent-
scheidung getroffen, die amerikanischen Wünschen 
entspräche, unzutreffend. 
Die vorläufige Absprache zu Fragen des Tiefsee-

bodens ist am 3. August 1984 in Genf zwischen acht 
Staaten abgeschlossen worden. Zu den Vertrags-
partnern gehören drei Staaten, die das Seerechts-
übereinkommen gezeichnet haben, nämlich Frank-
reich, Japan und die Niederlande, ein Staat, der die 
Zeichnung endgültig ausgeschlossen hat, nämlich 
die USA, und vier Staaten, die noch keine Entschei-
dung über die Zeichnung getroffen haben, nämlich 
Belgien, Italien, Großbritannien und wir. 
Zur Zeichnung des Seerechtsübereinkommens 

wird, wie ich schon gerade sagte, eine Entscheidung 
vorbereitet. Die Zeichnungsfrist läuft am 9. Dezem-
ber 1984 ab. Die Bundesregierung hat sowohl über 
die Zeichnung durch die Bundesrepublik Deutsch-
land wie über ihre Haltung zu einer Zeichnung 
durch die EG zu entscheiden. Bei diesen Entschei-
dungen läßt sich die Bundesregierung von der In-
teressenlage der Bundesrepublik Deutschland und 
der Europäischen Gemeinschaft leiten. Es ist selbst-
verständlich und üblich, daß sie zu derartigen Fra-
gen einen Meinungsaustausch mit anderen Regie-
rungen pflegt, insbesondere den Mitgliedern der 
OECD und den Teilnehmern des Weltwirtschafts-
gipfels, letzteres um so mehr, als das Thema See-
rechtsübereinkommen auf unsere Initiative beim 
Weltwirtschaftsgipfel im Juni 1980 in Venedig erör-
tert worden ist. In diesem Zusammenhang ist also 
auch der Brief des amerikanischen Präsidenten an 
den Bundeskanzler zu sehen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatsminister, wür-
den Sie die Bildungslücke entschuldigen und bei 
Ihrer Beantwortung der nächsten Zusatzfrage ei-
nem so unwissenden Menschen wie mir und viel-
leicht auch den Kollegen erklären, was „Boxenlö-
sung" ist? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Westphal 
Jetzt ist Herr Grunenberg mit seiner Zusatzfrage 

dran. Herr Grunenberg, bitte. 

Grunenberg (SPD): Zu Frage 9, in diesem Zusam-
menhang, Herr Staatsminister, ausgehend vom 
Brief des Staatsministers Dr. Jenninger aus dem 
Bundeskanzleramt vom Februar 1983 an mich, in 
dem er schreibt: „Es muß unser Ziel sein, in engster 
Abstimmung mit unseren wichtigsten Partnern 
eine Entscheidung zu fällen", und den Briefen des 
Wirtschaftsministers Bangemann vom 7. August 
1984 und 3. Oktober 1984, in denen er schreibt, daß 
weitere Konsultationen vor allem mit den Nicht

-

zeichnerstaaten Großbritannien und USA erforder-
lich sind beziehungsweise die Haltung unserer 
Partner in der EG, aber auch der USA zu berück-
sichtigen sind, meine Frage: Ist es richtig, daß diese 
Konsultationen stattgefunden haben und es dabei 
nicht gelungen ist, der US-Regierung die deutsche 
Interessenlage klarzumachen, und diese erfolglosen 
Bemühungen zu dem Reagan-Brief geführt haben, 
und ist es vorstellbar, daß im Licht der guten Bezie-
hungen zwischen Washington und Bonn die US-
Regierung verlangen kann, daß das in Aussicht ge-
stellte 5. First-Family-Feld für die AMR und der 
internationale Seerechtsgerichtshof für die Bundes-
republik und Hamburg damit verlorengeht? 

Möllemann, Staatsminister: Also, Herr Kollege 
Grunenberg, ich sagte bereits, die Entscheidung in 
allen diesen Bereichen, auch über die von dem Kol-
legen Grunenberg in seiner Frage und nicht von 
mir in meiner Antwort eingeführte „Boxenlösung" 
— auf die ich vielleicht noch komme — ist noch 
nicht getroffen, sondern sie wird erst noch getrof-
fen. Sie haben sich zu möglichen Auswirkungen ge-
äußert, die eintreten, wenn eine negative Entschei-
dung getroffen würde. Sie können mit aller Sicher-
heit davon ausgehen, daß sowohl die angestrebten 
positiven Effekte wie auch mögliche negative Aus-
wirkungen bei unserer endgültigen Entscheidung 
berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus entnehmen Sie in der Tat zu 

Recht aus dem, was ich gesagt habe, daß es uns bis-
lang nicht gelungen ist, die Vereinigten Staaten von 
Amerika von unserem Standpunkt zu überzeugen. 
Das muß man wohl so interpretieren, wenn der 
amerikanische Präsident so nachhaltig zu seiner 
Meinung steht und uns darauf hinweist. 
Das gilt möglicherweise auch für die Frage, ob 

wir den Hoheitsbereich der Bundesrepublik 
Deutschland im Bereich der Nordsee in Form einer 
Box, also eines bestimmten Raumes vor dem Kü-
stengelände, ausweiten oder nicht, Herr Vizepräsi-
dent. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatsminister, ich bin 
hartnäckig. Deswegen frage ich noch einmal. Ist der 
Bundesregierung bekannt, ob es seitens der Indu-
strie oder aus dem politischen, vielleicht auch parla-
mentarischen Bereich Erörterungen mit US-Stellen 
bezüglich der Konventionszeichnung gegeben hat, 
die zu der Anordnung des US-Präsidenten geführt  

haben, die Konvention unsererseits nicht zu zeich-
nen? 

Möllemann, Staatsminister: Eine „Anordnung", 
Herr Kollege, die nicht zu zeichnen, gibt es nun 
wirklich nicht, sondern es gibt eine Darlegung der 
Auffassung der amerikanischen Regierung, sie 
würde es gerne sehen, wenn wir nicht zeichnen. Wir 
haben dann demnächst unsere Entscheidungen zu 
treffen. 
Ich kann nicht sagen, ob es Gespräche aus dem 

parlamentarisch-politischen Raum oder der Wirt-
schaft gegeben hat, die die amerikanische Regie-
rung zu dieser Richtung überhaupt ermuntern muß-
ten. Den Eindruck hatten wir eigentlich nicht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, würden 
Sie mir zustimmen, daß bei Zeichnung des See-
rechtsabkommens durch die Bundesrepublik die 
einmalige Chance besteht, eine internationale Be-
hörde, und zwar diese, die mit dem Abkommen zu-
sammenhängt, nach Hamburg zu bekommen, und 
welchen Stellenwert hat dieser Umstand bei Ihrer 
Reaktion auf die Aufforderung des Präsidenten? 

Möllemann, Staatsminister: Ganz sicher hat das 
eine erhebliche Bedeutung, wie überhaupt die ver-
schiedenen Elemente des Abkommens bei seiner 
Betrachtung gelegentlich in den Hintergrund ge-
drängt werden. Wir konzentrieren uns manchmal 
sehr punktuell auf den einen oder anderen Schwer-
punkt dieses Abkommens. Ich glaube, daß von allen 
Fraktionen hier im Hause unbestritten das Abkom-
men beispielsweise im Verkehrs- und Umweltbe-
reich ausgesprochen positive Inhalte hat. Die 
Schwierigkeiten liegen eben im Bereich des Tief-
seebergbaus und den daraus möglichen Ableitun-
gen für eine künftige Weltwirtschaftsordnung. Dar-
über muß die Bundesregierung entscheiden. Das 
von Ihnen angesprochene Element wird dabei eine 
Rolle spielen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, sind Informa-
tionen zutreffend, daß der ungewöhnliche Brief des 
amerikanischen Präsidenten an den Bundeskanzler 
betreffend das Seerecht durch Presseberichte aus-
gelöst wurde, daß sich im Bundeskanzleramt ein 
Bermuda-Dreieck befinde, das vom Staatssekretär 
Schreckensberger verwaltet werde, und wäre es 
nicht eine Interessenkollision, wenn dieser Staats-
sekretär an Stelle des Bundeskanzlers mit der Be-
antwortung des Schreibens beauftragt wäre? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Gansel, 
ich denke, daß Sie wissen, daß der Staatssekretär 
im Kanzleramt Schreckenberger heißt. 
Darüber hinaus wird Ihnen klar sein, daß dieser 

Bundeskanzler Briefe seiner Amtskollegen aus an-
deren Ländern persönlich beantworten wird. 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
teilen Sie die Auffassung, daß die Bundesregierung 
hinsichtlich der Überlegungen, die sie vor einer 
endgültigen Entscheidung über die hier genannte 
Frage anstellen wird, auch zu prüfen haben wird, 
welche Auswirkungen es für die deutsche Wirt-
schaft haben wird, wenn eine große, entscheidende 
Weltmacht wie die USA ein solches Abkommen 
endgültig nicht unterzeichnet und damit an die Be-
stimmungen des Abkommens auch nicht gebunden 
ist, und ob sich unter Umständen schwerwiegende 
Konflikte und Streitfragen ergeben könnten, wenn 
die Bundesrepublik Deutschland Mitglied würde? 

Möllemann, Staatsminister: Das ist auch ein wich-
tiger Aspekt, der natürlich mit einbezogen wird, zu 
dem es unterschiedliche Interpretationen gibt. 
Aber, wie gesagt, das ist ein wichtiger Aspekt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Staatsminister, da die Bun-
desregierung schon zwei Jahre prüft, wir heute den 
25. Oktober haben und der Dezember in unserem 
Land immer so plötzlich kommt, hätte ich gern ge-
wußt, wann, zu welchem Zeitpunkt die Bundesregie-
rung ihre Entscheidung endlich treffen wird. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, der De-
zember kommt in unserem Land nicht nur manch-
mal sehr plötzlich, sondern auch immer zur 
gleichen Zeit. Deswegen ist es bei feststehendem 
Datum, 9. Dezember, relativ einfach, zu wissen, daß 
die Entscheidung bis dahin getroffen werden muß. 
Es gibt aber keine besondere Verpflichtung, es etwa 
ausgerechnet am 11. 11. zu tun. 

Vizepräsident Westphal: Die Frage 10 der Abge-
ordneten Frau Fuchs (Köln) wird auf Wunsch der 
Fragestellerin schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

(Krizsan [GRÜNE]: Das ist aber schade, 
sehr schade, daß sie schriftlich beantwortet 

wird!) 
Ich rufe nunmehr die Frage 11 des Abgeordneten 

Löffler auf: 
Wie viele Kurse für Germanisten aus anderen Ländern 

werden ähnlich wie in der DDR in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich durchgeführt, und wie viele Personen 
nehmen daran teil? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Löffler, 
die meisten deutschen Universitäten veranstalten 
Ferienkurse für ausländische Germanisten und 
Sprachstudenten. Das Goethe-Institut hat ebenfalls 
Feriensprachkurse für Ausländer an seinen In-
landsinstituten eingerichtet. 
Für beide Programme vergibt der DAAD, der 

Deutsche Akademische Austauschdienst, Stipen-
dien. 1983 fanden an 20 deutschen Hochschulen 
Hochschulferienkurse für Germanisten und 
Sprachstudenten mit rund 2 770 Teilnehmern statt. 

Der DAAD vergab für diese Hochschulferienkurse 
1983 325 Stipendien an Germanisten und Studenten 
aus 27 Ländern. 1984 wurden 440, 1985 werden 458 
Stipendien angeboten. 
Für die Fernsprachkurse des Goethe-Instituts 

vergab der DAAD 1983 276 Stipendien an Teilneh-
mer aus 16 Ländern. 1984 wurden 327 Stipendien, 
1985 werden 307 Stipendien angeboten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Möllemann, ich habe die 
Frage: Können Sie entsprechende Zahlen für die 
DDR angeben, und nach welchen Kriterien werden 
die Stipendiaten ausgesucht? 

Möllemann, Staatsminister: Sie meinen Zahlen 
von Teilnehmern aus der DDR an diesen Veranstal-
tungen? 

Krizsan (GRÜNE): Ja, darauf läuft die Frage u. a. 
ja hinaus: auf einen Vergleich der Bundesrepublik 
mit der DDR in dieser Frage. 

Möllemann, Staatsminister: Die Zahlen betreffend 
die DDR sind mir nicht bekannt. Da müßte ich 
nachschauen lassen 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers des 
Auswärtigen. Ich danke dem Herrn Staatsminister 
für die Beantwortung. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Staatssekre-
tär Chory zur Verfügung. 
Erst kommt eine ganze Reihe von Fragen, die 

schriftlich beantwortet werden sollen. Das trifft auf 
die Fragen 38 und 39 des Abgeordneten Braun und 
die Frage 40 des Abgeordneten Kroll-Schlüter zu. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen zu der Frage 41 der Frau Abgeord-

neten Weyel: 
Welches Ergebnis hat die von der Bundesregierung 

angekündigte Entscheidung der EG über die Zulassung des 
neuen önologischen Doppelsalzentsäuerungsverfahrens am 
22. Oktober 1984 gebracht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär im Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Abgeordne-
te, die deutsche Delegation hat in der Sitzung des 
Ministerrates am 22. und 23. Oktober 1984 in Lu-
xemburg mit großem Nachdruck die Verabschie-
dung des Kommissionsvorschlags gefordert, der die 
Zulassung des Entsäuerungsverfahrens unter Zu-
satz von Weinsäure vorsieht. Sie hat hierbei jedoch 
mit Ausnahme von Luxemburg keine Unterstüt-
zung gefunden und daher eine positive Entschei-
dung des Rates nicht erreichen können. 
Grund hierfür war, daß in den Verhandlungen 

über das von der Kommission Vorgelegte Gesamt-
paket zur Reform der Weinmarktordnung keine 
Fortschritte erzielt werden konnten. Hierbei wurde 
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Staatssekretär Chory 
die ablehnende Haltung der deutschen Delegation 
in der Frage des von der Kommission vorgeschlage-
nen Verbots der Saccharose als Anreicherungsmit-
tel kritisiert. 

Die Bundesregierung wird ihre Forderung auf 
Zulassung des Verfahrens auf allen Ebenen der Ge-
meinschaft beharrlich und mit aller Intensität wei-
terverfolgen. 

Den Winzern stehen damit in der gegenwärtigen 
Situation — was sehr zu bedauern ist — nicht das 
beantragte, jedoch folgende bereits zulässige Ent-
säuerungsverfahren zur Verfügung: erstens das 
Verfahren mit neutralem Kaliumtartrat, zweitens 
das Verfahren mit Kaliumbikarbonat und drittens 
das Verfahren mit Kalziumkarbonat, gegebenen-
falls mit geringen Mengen von Doppelkalziumsalz 
der L ( + ) Weinsäure und L ( – ) Apfelsäure; letzte-
res ist das herkömmliche Doppelsalzverfahren. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach 
dem derzeitigen Stand der Beratung zu erwarten, 
daß vor dem Ende der Beitrittsverhandlungen mit 
Spanien und Portugal überhaupt ein Ergebnis zu 
erzielen ist, und ist danach die Wahrscheinlichkeit 
nicht noch geringer, daß Maßnahmen zugunsten 
der deutschen Winzer getroffen werden, sei es 
durch Anerkennung des neuen önologischen Ver-
fahrens oder durch Verlängerung der Naßverbesse-
rung? 

Chory, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich 
kann Ihnen bei der derzeitigen Situation keinen 
Termin für eine mögliche Verabschiedung nennen. 
Ich kann nur wiederholen, was ich gesagt habe: Wir 
werden mit allen Mitteln versuchen und uns mit 
allen Mitteln anstrengen, eine Durchsetzung dieser 
Forderung zu erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ich hatte 
nicht erwartet, daß Sie mir einen bestimmten Ter-
min nennen können, sondern ich hatte mit Bezug 
auf einen Sachbereich gefragt. Aber ich frage noch 
einmal: Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
den Anliegen der deutschen Weinanbauer über-
haupt noch Geltung verschafft werden kann, und 
meint die Bundesregierung, daß unter den Bedin-
gungen der diesjährigen Ernte die Hilfe auf Werbe-
maßnahmen konzentriert werden kann? 

Chory, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich bin 
nicht defätistisch. Wir halten an den Forderungen 
fest, und wir haben nach wie vor die Erwartung und 
die Hoffnung, daß wir diese Forderung durchsetzen, 
zumal wir keine überzeugenden Gründe dagegen 
sehen. Deshalb werden wir sie, wie ich schon sagte, 
weiter verfolgen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Toete-
meyer zu einer Zusatzfrage. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir als schlichtem Abgeordneten bitte erklären, 
was ein önologisches Naßentsäuerungsverfahren 
ist? Ich unterstelle bei Ihnen den entsprechenden 
Sachverstand. 

(Zuruf des Abg. Broll [CDU/CSU]) 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ein 
önologisches Entsäuerungsverfahren ist eines, das 
Wein betrifft. Es besteht darin, daß dem Wein durch 
Zusatz der Stoffe, die ich eben genannt habe, oder 
anderer Stoffe Säure entzogen wird. Das neue Ver-
fahren, um das es jetzt in Brüssel ging und geht, ist 
eines, bei dem durch Zusatz von Weinsäure ein an-
gemessenes Verhältnis von Apfelsäure und Wein-
säure, also eines, das etwa bei der Entsäuerung ver-
lorengegangen ist, wiederhergestellt wird. 

Vizepräsident Westphal: Man soll den Bildungs-
wert der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
nicht unterschätzen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die teuerste 
Volkshochschule der Welt! Das ist eindeu

-

tig!) 

Wir sind am Ende dieses Geschäftsbereichs. 

Die Frage 42 des Abgeordneten Schlaga wird auf 
Grund der Richtlinien schriftlich beantwortet. Bei 
der Frage 43 des Abgeordneten Stiegler ist um 
schriftliche Beantwortung gebeten worden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die Beant-
wortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr. Zur Beantwortung steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Schulte 
zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 44 des Abgeordneten Löffler 

auf: 
Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um 

den Eisenbahnverkehr nach Berlin zu verbessern, und worin 
sieht die Bundesregierung den Haupthinderungsgrund für 
die Aufnahme des Intercity-Verkehrs nach Berlin? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege Löffler, die Bun-
desregierung und die Deutsche Bundesbahn sind 
ständig bemüht, den Schienenverkehr von und 
nach Berlin (West) zu verbessern. 
Ziel dieser Bemühungen ist es, die Qualität des 

Personenverkehrs auf ein dem Intercity-Verkehr 
entsprechendes Niveau anzuheben. Zu diesem 
Zwecke werden derzeit verschiedene Möglichkeiten 
untersucht, wie dieses Ziel — gegebenenfalls 
schrittweise — wirtschaftlich vertretbar erreicht 
werden kann. 

Da der Eisenbahnverkehr nach und in Berlin von 
der Deutschen Reichsbahn durchgeführt wird, sind 
den Einwirkungsmöglichkeiten der Bundesregie-
rung bzw. der Deutschen Bundesbahn Grenzen ge-
setzt. Hierin und in technischen Problemen liegen 
die Schwierigkeiten für die Aufnahme des Interci-
ty-Verkehrs nach Berlin begründet. 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Löffler. 

Löffler (SPD): Herr Staatssekretär, wann in etwa 
kann man etwas über die ersten Ergebnisse des 
ständigen und langwierigen Bemühens der Bundes-
regierung aussagen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Löffler, Sie wissen, daß dies nicht nur an einer Seite 
hängt. Sollte es aber eine Veränderung des Ver-
handlungsstandes geben, bin ich gern bereit, Sie 
intern darüber zu informieren. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Löffler. 

Löffler (SPD): Herr Staatssekretär, welches Ziel 
strebt die Bundesregierung bei ihrem ständigen Be-
mühen um Verbesserung des Eisenbahnverkehrs 
von und nach Berlin an? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Wir wollen die 
Qualität des Personenverkehrs auf ein Niveau an-
heben, das dem unseres Intercity-Verkehrs ver-
gleichbar ist. Ich glaube, es ist nicht unbedingt nö-
tig, daß dies exakt dasselbe sein muß. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wer-
den in dem Bereich auch andere technische Lösun-
gen als die herkömmliche schienengebundene Ver-
kehrsanbindung mit überlegt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Darüber wurde 
in der Öffentlichkeit philosophiert. Aber andere Lö-
sungen als der klassische Schienenverkehr sind 
nicht so naheliegend, daß es sich lohnen würde, in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages dar-
über zu sprechen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 45 des 
Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung bei der Prü-
fung des Projekts einer Eisenbahnfährverbindung zwischen 
Klaipeda und Kiel gelangt, und welchen Stellenwert haben 
dabei vom Bundesministerium der Verteidigung erhobene 
sicherheitspolitische Bedenken? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, die Einrichtung einer Fährverbindung zwi-
schen einem Hafen in Schleswig-Holstein und dem 
Hafen Klaipeda (Memel) hat die Sowjetunion im 
Jahre 1981 in die Diskussion bilateraler schiffahrts

-

politischer Fragen eingebracht. Die UdSSR hat bis-
her unserem Wunsch, ihren Vorschlag hinsichtlich 
der technischen und betrieblichen Durchführung 
näher zu spezifizieren, nicht Rechnung getragen. 

Die mit der Durchführung verbundenen seever-
kehrswirtschaftlichen, ordnungspolitischen und si-
cherheitspolitischen Aspekte sind Gegenstand von 
Beratungen, die noch nicht abgeschlossen sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung, nachdem sie sich nunmehr seit drei 
Jahren intern berät, in der Lage sein, innerhalb der 
nächsten drei Monate eine Entscheidung zu treffen, 
weil davon erhebliche finanzielle Dispositionen der 
Stadt Kiel und nicht zuletzt eine Verbesserung der 
Beschäftigungssituation abhängig sind? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich nehme gern 
dieses lokale Interesse zur Kenntnis, Herr Kollege 
Gansel. Allerdings habe ich in meiner ersten Ant-
wort auf Ihre Frage ausgeführt, daß wir der Sowjet-
union den Wunsch übermittelt haben, über die tech-
nische und betriebliche Durchführung Näheres zu 
berichten, und dem ist die Sowjetunion bisher nicht 
nachgekommen. Ich kann jetzt nicht auf Grund ei-
nes lokalen Wunsches, den ich sehr respektiere, von 
dieser Forderung oder diesem Wunsch an die So-
wjetunion abgehen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Auf welchem Wege, bei welcher 
Gelegenheit und zu welchen Zeitpunkten hat die 
Bundesregierung die Konkretisierung der sowjeti-
schen Vorschläge betrieben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, ich bin gern bereit, Ihnen dies schriftlich 
mitzuteilen. Hier hat es mehrere Kontakte gege-
ben. 

(Gansel [SPD]: Da die Beantwortung beim 
letztenmal ein Vierteljahr gedauert hat: 
Kann das innerhalb einer Woche erfol

-

gen?) 

— Sehr gern. 

(Gansel [SPD]: Danke sehr!) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 46 und 47 des 
Abgeordneten Hansen (Hamburg) sollen schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 48 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Klejdzinski auf: 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß Park-
and-Ride-Möglichkeiten die Auslastung des Personennahver-
kehrs der Deutschen Bundesbahn — insbesondere in der 
Fläche — verbessern und damit auch die Attraktivität der 
Nah- und Berufsverkehrsverbindungen erhöhen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung teilt Ihre Auffassung. Sie sieht in 
Park-and-Ride-Anlagen eine Möglichkeit, die Be-
nutzung des Pkw als Zubringer mit dem öffentli-
chen Personennahverkehr zu verknüpfen. Günstige 
Park- und Umsteigemöglichkeiten erhöhen die At-
traktivität des öffentlichen Personennahverkehrs. 

Der Bund fördert deshalb nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz den „Bau und Ausbau 
von Parkeinrichtungen an Haltestellen des öffentli-
chen Personennahverkehrs, soweit sie dazu be-
stimmt und geeignet sind, dem Parken beim Über-
gang vom Kraftfahrzeug zum öffentlichen Nahver-
kehrsmittel zu dienen". So steht das in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes. 
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Vizepräsident Westphal: Keine Zusatzfrage. — Ich 
rufe die Frage 49 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Klejdzinski auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Freiflächen an 
Bahnhöfen, die im Besitz der Deutschen Bundesbahn (DB) 
sind, geeignet sind, von Berufspendlern für das Park-and-
Ride-System genutzt zu werden, und wenn ja, wie stellt sich 
die Bundesregierung dann zu der von der DB vertretenen 
Auffassung, daß die Anlage im wesentlichen dem Nah/Be-
rufsverkehr dient und dieser Bereich der DB stark defizitär 
sei; von daher aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus für 
derartige Vorhaben keine Unterstützung möglich sei, auch 
nicht in Form einer unentgeltlichen Übereignung bundes-
bahneigener Grundstücke? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Für die Erleich-
terung des Verkehrs in den Städten und zur Verbes-
serung des Nahverkehrs sind die Städte grundsätz-
lich selbst zuständig. Soweit die Deutsche Bundes-
bahn über geeignete Grundstücke verfügt, die sie 
für kommerzielle Zwecke nicht benötigt, stellt sie 
diese auch für die Errichtung von Park-and-Ride-
Anlagen zur Verfügung. Dauernd entbehrliche 
Grundstücke bringt sie im allgemeinen unentgelt-
lich als Beitrag zum Park-and-Ride-System ein. Die 
notwendigen Investitionen sowie die Folgekosten 
für die Park-and-Ride-Anlagen müssen jedoch von 
der jeweiligen Kommune übernommen werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, es ist 
sicherlich richtig, daß die Ausgestaltung solcher 
Plätze von den Kommunen übernommen wird. Es 
ist sicherlich auch richtig und völlig unstrittig, daß 
auch der Unterhalt von den Kommunen geleistet 
werden wird und in der Regel auch geleistet werden 
sollte. Ich lese aber beispielsweise in einer Mittei-
lung der Bundesbahndirektion Essen — dieses 
hatte ich in meiner Frage unterzubringen ver-
sucht —: 

Die Bundesbahndirektion Essen begründet 
dies damit, daß die Anlage im wesentlichen 
dem Nahverkehr und Berufsverkehr dient und 
dieser im Bereich der Bundesbahn stark defizi-
tär sei. Von daher seien wirtschaftliche Erwä-
gungen bestimmend, für derartige Vorhaben 
keine Unterstützung zu geben, auch nicht in 
Form einer unentgeltlichen Übereignung bun-
desbahneigener Grundstücke. 

Dies bedeutet, wenn das so ist, daß man nicht bereit 
ist, ungenutzte Grundstücke zur Verfügung zu stel-
len. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn Sie mir diese Meldung der Bundesbahndirek-
tion gleich übermittelt hätten, hätte ich Ihnen kon-
kret dazu Antwort geben können. Ich weiß, daß die 
Deutsche Bundesbahn in aller Regel Grundstücke 
unentgeltlich zur Verfügung stellt, die sie für ent-
behrlich hält. Ich habe das in meiner Antwort auch 
gesagt. Ich bin gerne bereit, diesem konkreten Fall 
nachzugehen. Ich kann allerdings kaum glauben, 
daß die Bundesbahn in einem konkreten Fall und 
ohne weiteren Grund von ihrer üblichen Praxis ab-
weicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie damit einverstanden, daß ich Ihnen den Schrift-
verkehr der Stadt Dülmen mit der Bundesbahndi-
rektion Essen diesbezüglich zur Verfügung stelle? 
Ich kann ja davon ausgehen, daß Sie sich in dem 
Sinne, wie Sie sich hier geäußert haben, dann für 
die Einrichtung dieses Parkplatzes verwenden. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
die konkreten Grundsätze der Deutschen Bundes-
bahn genannt. Ich sehe im Augenblick keinen 
Grund, warum die Deutsche Bundesbahn davon ab-
weichen sollte, Ich bin froh, daß Sie Ihre Frage jetzt 
spezifizieren und immerhin schon zwei Städte ge-
nannt haben, Essen und Dülmen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
aus Ihrer Antwort schließen, daß Sie im Grundsatz 
der Auffassung sind, daß überall da, wo bundes-
bahneigene Grundstücke vorhanden sind, diese den 
Kommunen kostenlos zur Verfügung gestellt wer-
den sollten? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich habe, Herr 
Kollege, vorher die Bedingungen genannt, z. B. die, 
daß die Bundesbahn diese Grundstücke aus kom-
merziellen Gründen nicht benötigt. In solchen Fäl-
len stellt sie in aller Regel diese Grundstücke ko-
stenlos zur Verfügung, wenn Park-and-Ride-Anla-
gen gebaut werden sollen. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 50 und 51 des 
Herrn Abgeordneten Ehrbar werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ich rufe Frage 52 des Herrn Abgeordneten Pauli 

auf: 
Wem gehören die Flächen, die sich in den Jahren von 1849 

bis 1905 durch Anlandungen an Privat-Moselufer-Grundstük-
ken gebildet haben und mit geringen Abweichungen heute 
noch erhalten sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Pauli, das Eigentum an Anlandungsflächen richtet 
sich nach den jeweils geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen insbesondere des Wasserrechts. 
Da in der Vergangenheit erfahrungsgemäß An-

landungen häufig mit Abschwemmungen, Abgra-
bungen und Anschüttungen abgewechselt haben, 
lassen sich für eine bestimmte Uferstelle die Eigen-
tumsverhältnisse nur bei genauer Kenntnis der ört-
lichen historischen Entwicklung angeben. 
In einem speziellen Einzelfall ist zur Zeit ein 

Rechtsstreit beim Bundesgerichtshof anhängig. Der 
Ausgang dieses Verfahrens bleibt abzuwarten. Zu-
ständig für Einzelauskünfte sind die Landesbehör-
den. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Pauli. 
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Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, was mich noch 
interessieren würde, ist die Frage, ob Sie hinsicht-
lich der rechtlichen Bedeutung einen Unterschied 
zwischen den Anlandungen an privaten Ufergrund-
stücken und den Anlandungen an privaten Insel-
ufergrundstücke in der Mosel sehen. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Pauli, ich glaube, eine Antwort wäre jetzt wirklich 
nicht zu verantworten. Das müßte geprüft werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Prüfen Sie 
doch!) 

Was ich im Augenblick dazu meine, ist wahrschein-
lich völlig belanglos. Ich müßte erst den Bundesmi-
nister der Justiz befragen und mich möglicherweise 
sogar bei Landesbehörden erkundigen, denn ich 
habe vorhin gesagt, daß hier das Landesrecht eine 
große Rolle spielt. 

Vizepräsident Westphal: Keine weiteren Zusatz-
fragen? — Dann sind wir am Ende des Geschäftsbe-
reichs des Bundesministers für Verkehr. Ich danke 
dem Herrn Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie. Zur Be-
antwortung der Fragen steht der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Dr. Probst zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 53 des Abgeordneten Kohn auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
Triäthylblei als Hauptverursacher des Waldsterbens angese-
hen werden muß, und, wenn ja, was gedenkt die Bundesre-
gierung dagegen zu unternehmen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Kohn, Ihre Frage beantworte ich wie folgt. 

Von mehreren Forschergruppen wurde bereits 
vor längerer Zeit nachgewiesen, daß Triäthylblei-
salze, kurz „Triäthylblei" genannt, in tierischen Zel-
len als starkes Zellgift wirken. In einer vom Bun-
desminister für Forschung und Technologie geför-
derten Arbeit wird zur Zeit untersucht, ob diese 
Giftwirkung auch in pflanzlichen Zellen beobachtet 
werden kann. Erste Ergebnisse im Labor geben 
Hinweise darauf. Allerdings werden erst weitere 
Versuche, insbesondere im Freiland, zeigen müs-
sen, ob angesichts extrem niedriger Konzentratio-
nen an organischem Blei in der Atmosphäre die im 
Labor als noch toxisch identifizierten Konzentratio-
nen an Triäthylbleisalzen unter realen Umweltbe-
dingungen in Pflanzen bzw. Bäumen auch tatsäch-
lich erreicht werden. 

Die bisher vorliegenden Erkenntnisse erlauben 
es noch nicht, den Triäthylbleisalzen und damit 
dem Benzinzusatz Tetraäthylblei als vermutlicher 
Hauptquelle hierfür die ausschlaggebende Rolle bei 
den Waldschäden zuzuordnen. Die Bundesregie-
rung wird jedoch die weiteren Untersuchungen mit 
großer Aufmerksamkeit verfolgen. 

(Burgmann [GRÜNE]: Bravo!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Staatssekretär, sind der Bun-
desregierung die Ergebnisse der Untersuchungen 
am Max-Planck-Institut für Medizinische For-
schung in Heidelberg unter Professor Heinz Faul-
stich bekannt, der in der „Naturwissenschaftlichen 
Rundschau" 10/84 festgestellt hat, daß hier eine 
mögliche Kausalkette abgeleitet werden konnte, die 
das Triäthylblei nun in den begründeten Verdacht 
bringt, einer der verursachenden Faktoren unserer 
Waldschäden, vielleicht sogar der gefährlichste von 
allen, zu sein? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ja, der Bundesre-
gierung sind diese Untersuchungen und diese Auf-
fassung bekannt. Die Bundesregierung meint aber, 
daß, um diese Aussage wirklich positiv werten zu 
können, noch weitere Untersuchungen notwendig 
sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kohn. 

Kohn (FDP): Bis wann wird nach Ansicht der 
Bundesregierung die Bewertung der Ergebnisse so 
weit fortgeschritten sein, daß praktische Konse-
quenzen gezogen werden können? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Es geht letztend-
lich um die Beobachtung der Toxizität im Freiland, 
da die Giftwirkung bei einer Konzentration von 
10 – 6  molar beobachtet wird, die Luftkonzentratio-
nen aber nur mit 10 –12 gemessen wurden. Das 
bedeutet, daß wir eine 10 – 6 fach höhere Konzentra-
tion bisher als toxisch erkennen. Dies im Freiland

-

versuch zu erhärten, ist die Aufgabe. Ich kann Ih-
nen heute keinen Termin sagen, wann das abge-
schlossen ist. Jedenfalls bemühen wir uns, so 
schnell wie möglich Klarheit zu bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist ein 
ursächlicher Zusammenhang zwischen Waldschä-
den und organischen Bleivergiftungen in der Atmo-
sphäre nicht schon deshalb relativ unwahrschein-
lich, weil die Waldschäden in letzter Zeit stark zuge-
nommen haben, aber die Bleikonzentration in der 
Luft durch das Benzinbleigesetz und seine Folgen 
abgenommen hat? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bo-
roffka, es gibt so viele Meinungsäußerungen, was 
die wirklichen Ursachen des Waldsterbens sind, daß 
es außerordentlich schwer ist, die wirklichen Ursa-
chen zu nennen. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß die hohe Umweltbelastung durch Abgase 
in jedem Fall eine Schadstoffquelle ist, die mit 
Nachdruck bekämpft werden muß, und da die Bun-
desregierung hier aktiv ist, wird sich diese Frage im 
Zusammenhang mit den Maßnahmen gleicherma-
ßen erledigen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jannsen. 



6898 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Oktober 1984 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind 
von der Bundesregierung Untersuchungen vorgese-
hen oder sind ihr eventuell Untersuchungen dar-
über bekannt, wie sich diese Bleianteile über lange 
Zeit auf die Entwicklung der Böden auswirken? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung sind solche Wirkungen aus dem bisher ge-
nannten Schrifttum, das sich in der Regel nicht auf 
praktische Untersuchungen, sondern auf logische 
Folgerungen aus Ursache-Wirkung-Ketten bezieht, 
sehr wohl bekannt. Die Bundesregierung richtet 
derzeit einen Schwerpunkt dieser Wirkungsfor-
schung in München in der Großforschungseinrich-
tung der Gesellschaft für Strahlen- und Umweltfor-
schung in Neuherberg ein, um diesen Langzeitwir-
kungen nachzugehen, und zwar im Zusammenwir-
ken mit Universitäten und Forschungseinrichtun-
gen aller Art. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 54 
des Abgeordneten Dr. Jobst: 

Welche Argumente sprechen nach der Auffassung der 
Bundesregierung für den Bau und Betrieb einer Wiederauf-
arbeitungsanlage in der Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, ich beantworte die Frage 54 wie folgt. 

Das Atomgesetz begründet in § 9 a Abs. 1 den 
Vorrang der schadlosen Verwertung vor einer ge-
ordneten Beseitigung radioaktiver Stoffe. Die Wie-
deraufarbeitung und die Rückführung der dabei ge-
wonnenen Kernbrennstoffe ist eine solche Verwer-
tung. Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennele-
mente aus Leichtwasserreaktoren ist nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik möglich und 
wirtschaftlich vertretbar. Demnach wäre eine di-
rekte Endlagerung solcher Brennelemente mit dem 
geltenden Recht nicht vereinbar. Diese Auffassung 
hat auch der Fachausschuß „Recht" des Bund-Län-
der-Ausschusses für Atomkernenergie bestätigt. 

Die Wiederaufarbeitung der abgebrannten 
Brennelemente aus den Leichtwasserreaktoren ist 
somit nicht nur machbar, sondern geboten. Sie 
stellt überdies den derzeit einzigen belastbaren 
Nachweis einer sicheren Entsorgung dar. Auf 
Dauer würde eine ausschließlich im Ausland erfol-
gende Wiederaufarbeitung dem Ziel einer sicheren 
Entsorgung zuwiderlaufen, da sich die Bundesrepu-
blik Deutschland damit hinsichtlich dieses wichti-
gen Entsorgungsschrittes in eine vollständige Ab-
hängigkeit vom Ausland begeben würde. 

Neben diesem Stellenwert einer deutschen Wie-
deraufarbeitungsanlage für die Entsorgung spre-
chen weitere wichtige Gründe für die deutsche Wie-
deraufarbeitungsanlage, und zwar insbesondere 
Technologieerhalt und -weiterentwicklung auch im 
Hinblick auf fortgeschrittene Reaktorkonzepte und 
die Beschäftigungswirkungen im Inland. Die zügige 
Realisierung einer deutschen Wiederaufarbeitungs-
anlage ist deshalb von den Regierungschefs des 
Bundes und der Länder bereits 1979 gefordert wor-
den. Daran hat sich bis heute nichts geändert. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie die Meinungen, die jüngst wieder in 
einem Magazin geäußert wurden, daß der Betrieb 
einer Wiederaufarbeitungsanlage die Stromver-
braucher mehr koste, als dies der Fall wäre, wenn 
keine Wiederaufarbeitung von Brennstäben, son-
dern eine sofortige Endlagerung erfolgte? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die im Rahmen 
unserer Projektstudie „Andere Entsorgungssyste-
me" durchgeführten Kostenuntersuchungen erge-
ben unter den dort getroffenen Annahmen für die 
direkte Endlagerung etwa 30 % geringere Kosten. 
Andere Schätzungen ergeben zum Teil geringere 
Unterschiede. 

Herr Kollege, da es sich bei den Entsorgungsko-
sten, umgerechnet auf 1 kWh, um Pfennigbeträge 
handelt — in der Größenordnung von etwa 1 Pfen-
nig —, wenn eine Kostensteigerung oder eine Ko-
stenminderung um 30 % eintritt, ist dieser Unter-
schied so gering, daß der Stromverbraucher de facto 
nicht belastet oder zumindest nur in zumutbarer 
Weise belastet wird, d. h. in einem außerordentlich 
geringen Maße. Das wird der Preis für die Wieder-
aufarbeitung als die bessere Entsorgungsmethode 
sein. 

Vizepräsident Westphal: Eine letzte Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihre Antwort so verstehen, daß das Sicherheits-
bedürfnis den Bau einer Wiederaufarbeitungsan-
lage gebietet, um nämlich den Brennstoffkreislauf 
zu schließen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Das dürfen Sie 
schließen; denn unser Atomrecht läßt im Grunde 
nur die Wiederaufarbeitung zu, d. h. die Wiederver-
wendung, die Wiederverwertung dieses Kernbrenn-
stoffes. 

Vizepräsident Westphal: Aus Zeitgründen muß ich 
die Fragestunde abbrechen.*) Die Fragestunde ist 
beendet. 

Ich übergebe den Vorsitz. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich habe Ihnen eine amtliche 
Mitteilung zu machen. 

Nachdem mich der Herr Bundestagspräsident, 
Herr Dr. Barzel, heute morgen gebeten hat, ihn in 
seinen Amtsgeschäften zu vertreten, hat er mir als 
amtierender Präsidentin um 13.30 Uhr mitteilen las- 

*) Bis auf die Fragen 60 des Abgeordneten Vogelsang, 61 des 
Abgeordneten Weisskirchen (Wiesloch), 62 der Abgeordneten 
Frau Odendahl und 63 des Abgeordneten Kuhlwein, die von 
den Fragestellern zurückgezogen wurden, werden die nicht 
mündlich beantworteten Fragen schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
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sen, daß er sein Amt als Präsident des Deutschen 
Bundestages zur Verfügung stellt. 

(Horacek [GRÜNE]: Und was sollen wir da-
mit anfangen?) 

— Damit ist die amtliche Mitteilung beendet. 

Wir fahren in der Beratung der Punkte 5 bis 7 der 
Tagesordnung, also der Großen Anfragen der Frak-
tion DIE GRÜNEN betr. Maßnahmen zur Energie-
einsparung und zur Energiegewinnung, fort. Das 
Wort hat der Abgeordnete Engelsberger. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Engelsberger (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die heute zur Debatte stehen-
den Großen Anfragen der GRÜNEN stehen unter 
dem anspruchsvollen Generalmotto: umweltfreund-
liche Energieversorgung der Bundesrepublik 
Deutschland. Nun sollte man meinen, daß sich jeder 
Abgeordnete dieses Hauses selbstverständlich für 
eine umweltfreundliche Energieversorgung unseres 
Landes einsetzt. Dennoch scheinen es die GRÜNEN 
mit der von ihnen beantragten namentlichen Ab-
stimmung darauf angelegt zu haben, in der Öffent-
lichkeit den Eindruck zu erwecken, als ob sich alle 
diejenigen, die gegen die von ihnen offerierten 
energiepolitischen Rezepte stimmen, damit gleich-
zeitig gegen eine umweltfreundliche Energieversor-
gung in der Bundesrepublik Deutschland ausspre-
chen. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Einen Augenblick, bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Meine Damen und Herren, ich darf bitten, Platz 
zu nehmen. 

Bitte fahren Sie fort. 

Engelsberger (CDU/CSU): Ich möchte mich des-
halb gleich zu Anfang mit allem Nachdruck gegen 
eine solche abwegige Interpretation unseres Ab-
stimmungsverhaltens verwahren; denn angesichts 
der ideologischen Verengung und der dogmatischen 
Einseitigkeit, durch die sich die Anfragen und An-
träge der GRÜNEN durchgängig auszeichnen, halte 
ich das von ihnen herausgestellte Motto der Um-
weltfreundlichkeit ihrer Energiepolitik sogar für ir-
reführend, ja für eine Anmaßung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nach der Lektüre der nahezu 140 Einzelfragen der 
GRÜNEN, in denen reihenweise mit ideologischen 
Unterstellungen und unbewiesenen Tatsachenbe-
hauptungen gearbeitet wird, steht für mich nur eine 
einzige Antwort mit Sicherheit fest: daß wir bei Ver-
wirklichung dieser Politik als Staat und Gesell-
schaft in jeder Hinsicht Schiffbruch erleiden wer-
den, wirtschaftspolitisch wie finanzpolitisch, sozial-
politisch wie arbeitsmarktpolitisch und ganz be-
stimmt auch umweltpolitisch. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ-
NE]) 

Auch für unsere Bürger ließe sich das Ergebnis die-
ser Politik bereits heute mit den Stichworten um-

reißen: knappe, unsichere Energie zu teuren Prei-
sen unter bürokratischen Zuteilungsbedingungen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist ja 
sehr „glaubwürdig"!) 

Die GRÜNEN sollten endlich aufhören, den unter 
dem Gesichtspunkt der Sicherheit wie der Wirt-
schaftlichkeit in gleicher Weise törichten Eindruck 
zu vermitteln, als ließe sich unsere künftige Ener-
gieversorgung allein schon durch beliebig manipu-
lierbare Maßnahmen zur Energieeinsparung si-
cherstellen: denn diese Rechnung der GRÜNEN 
wird nicht aufgehen, 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

weil auch bei Energiesparmaßnahmen Aufwand 
und Ertrag grundsätzlich in einem angemessenen 
Verhältnis zueinander stehen müssen und weil jede 
noch so intensive Fastenkur irgendwann auf ihre 
physischen Grenzen stößt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat in seiner 
Antwort zu Recht auf die eindrucksvollen Erfolge 
seiner energiepolitischen Sparbemühungen hinge-
wiesen. 1983 war der Primärenergieverbrauch bei 
uns nicht höher als 1973, obwohl das Bruttosozial-
produkt im gleichen Zeitraum um real 17 % gestie-
gen ist. Dank der konsequenten marktwirtschaftli-
chen Einsparungspolitik der Bundesregierung wird 
der relative Energieverbrauch auch in Zukunft bei 
steigenden Energiepreisen tendenziell zurückge-
hen. 

Die Bundesregierung kann aber nicht nur auf 
nachhaltige Erfolge ihrer Energiesparpolitik ver-
weisen. Gemäß dem Erfordernis des Energiewirt-
schaftsgesetzes, sichere Energie jederzeit in ausrei-
chender Menge zu bezahlbaren Preisen zur Verfü-
gung zu stellen, ist es zunehmend gelungen, die 
Struktur unserer Energieversorgung den veränder-
ten weltwirtschaftlichen Bedingungen anzupassen 
und dabei insbesondere die Abhängigkeit von Ölim-
porten allein seit 1979 um mehr als ein Viertel zu 
verringern. 

Wir hätten also allen Anlaß, unsere Energiever-
sorgung unter den Kriterien Preis, Menge, Verfüg-
barkeit und Sicherheit als gewährleistet anzusehen. 
Auch die in letzter Zeit verstärkt ins Bewußtsein 
getretenen energiepolitischen Umweltprobleme 
sind nicht nur grundsätzlich lösbar, sondern sie 
sind durch die jüngsten Entscheidungen der Bun-
desregierung einer Lösung auch schon wesentlich 
näher gebracht worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich darf hierbei verweisen auf die TA Luft, auf die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung, auf das um-
weltfreundliche Auto, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

auf die Umweltforschung, für die 2 Milliarden DM 
ausgegeben worden sind, auf das Darlehenspro-
gramm für kleine und mittlere Unternehmen zur 
Umweltverbesserung. In Kürze wird ein Programm 
zum Schutze des Bodens gegen Schadstoffe und 
eine Gefahrstoffverordnung gegen Giftstoffe von 
der Bundesregierung erlassen werden. Es ist des-
halb ganz und gar abwegig, wenn die GRÜNEN die 
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Erfolge dieser Politik aus, wie sie es nennen, Grün-
den mangelnder Sozialverträglichkeit und Umwelt-
freundlichkeit glauben ablehnen zu müssen. 

Ihre Unterstellung, daß die Mehrheit der Bevöl-
kerung der Nutzung kleiner, dezentraler, regenera-
tiver Energiesysteme den Vorzug gibt, wird von der 
Bundesregierung deshalb zu Recht als unzutreffend 
zurückgewiesen. Denn wenn es wirklich zuträfe, 
daß sich die Menschen, wie es die GRÜNEN aus-
drücken — ich zitiere — in ihrer Gesundheit, in 
ihrem Lebensgefühl, in ihren soziokulturellen Be-
ziehungen durch die großen und zentralistischen 
Energieversorgungsunternehmen beeinträchtigt 
fühlten, dann müßten die GRÜNEN eigentlich in 
der unmittelbaren Umgebung von Kernkraftwer-
ken ihre besten Wahlergebnisse erzielen; 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

aber genau das ist nicht der Fall. Vielleicht darf ich 
den Herrn Bundeskanzler, der hier anwesend ist, 
zitieren; er hat sich einmal hier dahin ausgedrückt, 
daß er sich in der Umgebung von Biblis an seinem 
Wohnsitz pudelwohl fühlen würde. — Er nickt zu-
stimmend; danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Horacek [GRÜNE]: Der wird noch lange 
strahlen in Zukunft! — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Wäre er doch da geblieben!) 

Es ist die allgemeine Lebenserfahrung, daß die 
GRÜNEN mit ihren Verängstigungen und Verunsi-
cherungskampagnen überall da an ihre Grenzen 
stoßen, wo die Bürger durch Wissen und Erfahrung 
gegen solche Kampagnen gefeit sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die GRÜNEN fordern auch heute wieder unter 
Hinweis auf die großen Abwärmeverluste bei der 
Stromerzeugung den größtmöglichen Ausbau der 
Wärme-Kraft-Kopplung und der Abwärmenutzung 
zur Versorgung von Nah- und Fernwärmenetzen. 
Strom und Wärme sollen in kleinen dezentralen An-
lagen mit kurzen Wegen zum Verbraucher erzeugt 
werden. Die Bundesregierung hat dazu ihre Auffas-
sung mitgeteilt, daß die Nutzung der Wärme-Kraft-
Kopplung und der Ausbau der Fernwärme aus 
energie- und aus umweltpolitischen Erwägungen 
grundsätzlich sinnvoll ist. Der Ausbau der Fern-
wärme ist deshalb von Bund und Ländern auch mit 
erheblichen finanziellen Mitteln gefördert worden. 
Die Bundesregierung teilt allerdings nicht die Auf-
fassung der GRÜNEN, daß jede technisch mögliche 
Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung unabhängig 
von ihrer Wirtschaftlichkeit verwirklicht werden 
sollte, weil dies im Zweifelsfall nur eine Dauersub-
vention durch die Steuerzahler zur Folge hätte. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wolf-
ram? — Bitte Herr Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Verehrter Herr 
Kollege Engelsberger, wenn Sie im Prinzip so für 
die Fernwärme eintreten, warum waren Sie und 
Ihre Kollegen dann gestern im Wirtschaftsaus-

schuß nicht bereit, mit uns gemeinsam eine Verlän-
gerung und eine Aufstockung der Fernwärmeaus-
bauprogramme zu beschließen? 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Kollege Wolfram, 
die Bundesregierung hat bereits ganz erhebliche 
Mittel für die Fernwärmeprogramme bereitgestellt. 
Aber die Fernwärmeprogramme haben nur dort ei-
nen Sinn, wo eine entsprechende Abnahmedichte 
vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb ist es notwendig, zunächst sicherzustellen, 
daß diese Abnahmedichte gewährleistet ist. Dann 
kann man auch diese Programme durchsetzen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine zweite Zwischenfrage? 

Engelsberger (CDU/CSU): Nein, Herr Kollege 
Wolfram, ich komme sonst mit meiner Zeit nicht 
durch. 
Die Bundesregierung teilt allerdings nicht die 

Auffassung der GRÜNEN, meine Damen und Her-
ren, daß jede technische Möglichkeit durchgesetzt 
werden sollte, eine derartige dezentrale Kraft-Wär-
me-Kopplung in die Praxis umzusetzen, wo sie wirt-
schaftlich nicht vertretbar ist. Die dogmatische Be-
schränkung der GRÜNEN auf kleine dezentrale An-
lagen vernachlässigt die Kostenvorteile von Groß-
kraftwerken nicht nur für die Stromerzeugung, son-
dern auch für die Fernwärmeversorgung. Sie über-
sieht, daß in der Regel die infolge der Wärme-Kraft-
Kopplung günstigeren Wärmeerzeugungskosten, 
bei steigenden Umweltauflagen schnell ins Gegen-
teil umschlagen können, durch die höheren Trans-
port- und Verteilungskosten der Fernwärme kom-
pensiert und häufig genug übertroffen werden kön-
nen. Sie werden mir zugeben müssen, daß bei klei-
neren Anlagen die Entsorgung wesentlich teurer ist 
als bei Großanlagen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wir geben 
Ihnen gar nichts zu!) 

Schließlich würde der von den GRÜNEN zur Ver-
sorgung der Nahwärmenetze immer wieder gefor-
derte Einsatz von Blockheizkraftwerken die bisher 
erreichte Reduzierung des Öl- und Gaseinsatzes bei 
der Stromerzeugung teilweise wieder rückgängig 
machen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland ist als arbeitsteiliger, rohstoffarmer 
Industriestaat dringend auf jederzeit verfügbare 
ausreichende Mengen sicherer Energie zu bezahl-
baren Preisen angewiesen. Diesem Erfordernis ver-
mögen die GRÜNEN weder durch ihre exzessive 
Energiesparpolitik noch durch ihr Konzept der ex-
tremen Kraft-Wärme-Kopplung noch durch ihre 
quantitativ kaum ins Gewicht fallenden Vorschläge 
zur verstärkten Verwendung alternativer Energie-
quellen auch nur annähernd gerecht zu werden. Sie 
wissen, daß die Anwendung der alternativen Ener-
giequellen, die Sie jeweils verstärkt durchzusetzen 
fordern — der Kollege Burgmann hat das heute 
vormittag noch getan —, heute für 1,5 % des gesam-

I  ten  Primärenergiepotentials möglich ist. Von diesen 
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1,5% entfallen 1,4 % auf den bereits bekannten Ein-
satz der Wasserkräfte. Also nur 0,1 % können derzeit 
von den alternativen regenerativen Energiequellen 
beigetragen werden. Jetzt möchte ich an Sie die 
Frage richten, wenn Sie aus der Kernenergie aus-
steigen wollen, die derzeit im Jahr 66 Milliarden 
Kilowattstunden erzeugt, wie Sie mit diesen 0,1 % 
oder bei höchsten Anstrengungen im Jahre 2000 
etwa 4 % diesen massiven Einsatz von Kernenergie 
ersetzen wollen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Burg-
mann? 

Burgmann (GRÜNE): Herr Kollege, sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß ich gesagt habe, daß 
bis zum Jahr 2000 6% durch Sonnenenergie darge-
stellt werden könnten und daß ich darüber hinaus 
Biogas genannt habe? Darüber hinaus habe ich 
mögliche Einsparpotentiale bei der Kraft-Wärme-
Koppelung genannt und deutlich gemacht, daß das 
hier zu einem Gesamtkonzept gehört und daß wir 
nicht eines herausnehmen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frage!) 

Engelsberger (CDU/CSU): Sie haben natürlich bei-
nahe ein Korreferat gehalten. Ich bräuchte eine 
entsprechende Zeit, um Ihnen zu antworten. Ich 
möchte nur kurz sagen: Bei den 6% im Jahr 2000 
sind etwa 2 % Wasserkraft eingerechnet. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Die Wasserkraft ist ja nicht eine neue, regenerative 
Energiequelle, sondern sie ist bereits bekannt. Ich 
würde Ihnen wünschen, daß Sie sich stärker für den 
weiteren Ausbau der Wasserkraftnutzung einset-
zen. Dort haben wir noch ein Energiepotential von 
etwa 10 Milliarden kWh. Aber auch hier sind Sie in 
Ihren Aussagen sehr vorsichtig, oder Sie treffen 
keine Aussagen dazu; aber ich will nicht vorgrei-
fen. 

In bezug auf die Wärme-Kraft-Koppelung haben 
Sie heute vormittag gesagt, ein Einsparpotential 
von 7 Millionen t Steinkohleeinheiten sei möglich. 
Das ist richtig. Deshalb treten wir auch dort, wo es 
möglich ist, verstärkt für die Wärme-Kraft-Koppe-
lung ein. Das ist nichts Neues. Das ist keine Erfin-
dung von Ihnen. Das haben wir bereits getan, bevor 
Sie im Bundestag präsent waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die GRÜNEN haben sich durch ihre dogmatische 
Ablehnung der friedlichen Nutzung der Kernener-
gie national wie international von jeder ernst zu 
nehmenden Energiediskussion ausgeschlossen. 

Ende 1983 waren einschließlich des Ostblocks in 
der Welt 301 Kernkraftwerksblöcke mit rund 
203 000 MW in 25 Ländern in Betrieb, während sich 
zusätzlich 211 Kernkraftwerksblöcke mit über 
212 000 MW in insgesamt 29 Ländern im Bau befin-
den. 

Wer in dieser Situation kompromißlos den Aus-
stieg aus der Kernenergie fordert, kann beim be-

sten Willen politisch nicht mehr ernst genommen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben hier wiederum einen Zwischenruf ge-
macht. Ich habe leider nicht die Zeit, dazu im einzel-
nen Ausführungen zu machen. Aber ich muß sagen, 
daß allein in einem Jahr weltweit durch Kernener-
gie die Ölmenge, die Saudi-Arabien fördert, nämlich 
250 Millionen t, kompensiert werden konnte. Über-
legen Sie sich das einmal, bevor Sie sprechen. 

Die Kernenergie gehört heute zu den kostengün-
stigsten Stromerzeugungsarten, die wir kennen. 
Ihre Wirtschaftlichkeit und ihr Sicherheitsstandard 
entsprechen gerade in der Bundesrepublik 
Deutschland den höchsten internationalen Ansprü-
chen. Auch die Entsorgungsfrage ist grundsätzlich 
gelöst. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Wenn ich noch Zeit habe, werde ich noch auf 
Ihren Antrag eingehen. Aber ich muß immer beden-
ken, wieviel ich von meiner Redezeit schon ver-
braucht habe. 

Wer wie die GRÜNEN in dieser Situation mit 
dem Waldsterben stets aufs neue politische Emotio-
nen schürt, muß sich den schweren Vorwurf gefal-
len lassen, daß er selbst mit der Kernenergie ausge-
rechnet jenen Energieträger ausschalten will, der 
den Wald wie keine andere Energiequelle schont. 

(Oh-Rufe von den GRÜNEN) 

Kernenergie und Wasserkraft, meine Damen und 
Herren, sind die umweltfreundlichsten Energieträ-
ger von Rang, die wir kennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die von den GRÜNEN in ihren Anfragen bei je- 
der Gelegenheit geforderte Verringerung des 
Schadstoffausstoßes von SO2 , CO, NOX  und Schwer-
metallen ist hier in jeder Hinsicht bereits zu 100% 
erfüllt. 

Die GRÜNEN müssen sich darüber hinaus aber 
auch vorhalten lassen, daß die Ausschaltung der 
Kernenergie heute zu einer eklatanten Energiever-
knappung und damit zwangsläufig zu einer weite-
ren katastrophalen Ölpreiserhöhung führen müßte, 
wodurch vor allem die Entwicklungsländer energie-
politisch noch mehr ins Abseits gedrängt würden. 
Schon heute tragen die hohen Ölpreise dazu bei, 
daß in vielen Entwicklungsländern mangels Devi-
sen auf den einzigen greifbaren Energieträger Holz 
zurückgegriffen wird, wodurch in vielen Regionen 
der Erde 

(Unruhe bei den GRÜNEN und der SPD) 

— hören Sie bitte wenigstens bei diesem Satz 
zu ... 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. 

Engelsberger (CDU/CSU): ... ein geradezu unvor-
stellbares und häufig auch irreparables Waldster-
ben eingeleitet worden ist. 
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Wir sollten es deshalb auch nicht länger unwider-
sprochen durchgehen lassen, wenn sich die GRÜ-
NEN bei jeder sich bietenden Gelegenheit — wie 
auch in der heutigen Debatte und in der Abstim-
mung — schamlos als Anwälte der umweltfreundli-
chen Energieversorgung aufzustellen suchen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. 

Engelsberger (CDU/CSU): Ich komme zum 
Schluß. 

Meine Damen und Herren, aber vermutlich ent-
spricht das ja gerade dem strategischen Ziel aller 
von den GRÜNEN vorgelegten politischen Initiati-
ven, die Gesellschaft nach marxistischen Grundsät-
zen... 

Vizepräsident Wurbs: Sie müssen jetzt aufhören, 
bitte. 

Engelsberger (CDU/CSU): ... zu verändern. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wolfram (Recklinghausen). 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die SPD-
Bundestagsfraktion begrüßt die Möglichkeit, erneut 
ihre Vorstellungen zu wichtigen Teilgebieten des 
Energiemarktes und der Energiewirtschaft darle-
gen zu können. 

Einmal mehr können wir unterstreichen, daß un-
sere Energiepolitik ein Höchstmaß an Umwelt-
schutz und Umweltverträglichkeit anstrebt, daß sie 
zu beachtlichen Energieeinsparungen geführt hat, 
daß wir die Importabhängigkeit verringert haben 
und daß wir als einzige Fraktion in diesem Hause 
konsequent, ehrlich und überzeugend die Kohlevor-
rangpolitik vertreten. 

(Beifall bei der SPD — Gerstein [CDU/ 
CSU]: Das ist aber übertrieben!) 

— Herr Gerstein, ich kann das nachweisen. Sie hät-
ten gestern im Wirtschaftsausschuß zusammen mit 
anderen Ruhrgebietsabgeordneten und Abgeordne-
ten aus dem Aachener Revier für die Kohle eintre-
ten können. Da haben Sie und andere durch Abwe-
senheit geglänzt, und der Vertreter des Saarlandes 
in Ihrer Fraktion hat dauernd gegen die Kohle und 
unsere Anträge für die Kohle gestimmt. Das ist die 
Wirklichkeit. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wenn ich von Kohlevorrangpolitik rede, will ich 
das konkretisieren: Wenn wir Kohlevorrangpolitik 
sagen, meinen wir, daß die heimische Kohle so um-
weltschonend wie möglich zu fördern, zu verarbei-
ten und als Produkt anzubieten ist. Ganz klar: Die 
Umweltverträglichkeit steht an der Spitze. 

Wäre der Herr Bundeskanzler noch hier, hätte 
ich mich bei ihm für seine gestrige Aussage zur hei-
mischen Kohle und zum Revier bedankt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäuble [CDU/CSU]) 

— Ja, ich habe Verständnis dafür. Aber ich hätte es 
gern persönlich getan. Denn wenn man oft kriti-
siert, darf man auch ein Wort des Dankes, Herr 
Schäuble, an den Bundeskanzler richten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das können Sie ihm 
schreiben!) 

— Ich werde morgen Gelegenheit haben, ihn zu 
sprechen. Dann werde ich es ihm persönlich sagen. 

Wir haben mit Interesse zur Kenntnis genom-
men, was der Herr Bundeskanzler gesagt hat. Ich 
habe nur den Eindruck: Diese Einstellung scheint 
sich bis in die Reihen Ihrer Fraktion noch nicht 
herumgesprochen zu haben; denn sonst hätten sich 
Ihre Kollegen gestern im Wirtschaftsausschuß bei 
der Behandlung der energiepolitischen Anträge der 
SPD zu Einzelplan 09 anders verhalten müssen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Sie sollten sich 
mehr um Ihre eigene Fraktion kümmern! 

,Da sind ungeheure Probleme!) 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grüner, 
ich möchte durch Sie den Minister Bangemann wis-
sen lassen, daß wir sehr aufmerksam verfolgen, was 
er jüngst zur Energiepolitik und zur Kohlepolitik 
gesagt hat. Wir hoffen sehr, daß er bereit ist, einen 
Dialog mit uns darüber aufzunehmen. Er hat sich 
bei seiner Grubenfahrt im Kreis Recklinghausen in 
einer Art und Weise geäußert, die uns hoffen läßt, 
daß wir mit ihm dazu einen konstruktiven Dialog 
führen können. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Dann können Sie 
doch ganz zufrieden sein!) 

Es wäre nur wichtig, daß die Bürokratie in Ihrem 
Hause dann auch die Konsequenzen aus solchen 
Ankündigungen zöge und nicht wie gestern den 
Versuch machte, auf diese Art und Weise über 
Fraktionsgrenzen hinweg konsensfähige Be-
schlüsse des Ausschusses wieder einzufangen und 
zurückzuholen. 

Herr Staatssekretär Grüner, Sie haben vorhin 
grob vereinfacht, als Sie die Kernenergie in einer 
Art und Weise hochgejubelt haben — und der Kol-
lege Engelsberger ist Ihnen gefolgt —, daß man 
wirklich erschrocken sein muß. Wie können Sie das 
Thema Kernenergie im Vergleich zu den Umwelt-
problemen anderer Primärenergien in dieser Form 
bagatellisieren und vereinfachen? Wie können Sie 
über die Kernenergie reden, ohne auch nur ein 
Wort über die nach wie vor bestehende Entsor-
gungsproblematik zu sagen? 

(Beifall bei der SPD) 

Das kann man doch gar nicht verantworten. Ihre 
Glaubwürdigkeit leidet darunter, wenn Sie so tun, 
als gäbe es mit der Akzeptanz der Kernenergie mit 
dem Betrieb kerntechnischer Anlagen, mit der Ent-
sorgung in diesem Lande überhaupt keine Proble-
me. Da braucht man nicht in der Umgebung von 
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Biblis zu leben und glücklich zu sein, um das zu 
erkennen und zu begreifen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Da lebt der 
doch gar nicht!) 

Also, meine Bitte an Sie, Herr Staatssekretär, ist: 
Legen auch Sie Ihre dogmatische und ideologische 
Verklemmung ab; denn in der Energiepolitik tut es 
der Markt eben nicht allein. Das wissen auch Sie. 

Meine Bitte an die Kolleginnen und Kollegen der 
GRÜNEN ist, ihrerseits ebenfalls ideologische Bril-
len abzulegen, denn mit einer grünen Ausstiegs-
mentalität oder Ausstiegsstrategie bei der Braun-
kohle und mit einer „Überbrückungsfunktion" der 
Steinkohle ist es auch nicht getan, 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

wenn Sie glaubwürdig bleiben und in Zukunft mit 
uns die Energieversorgung sichern wollen. 

Ich bitte deshalb alle Seiten dieses Hauses: Las-
sen Sie uns doch über die kritischen und ernst zu 
nehmenden Fragen der GRÜNEN, über das, was 
Sie vorbringen, und über das, was alle Fraktionen 
vertreten, in den Fachausschüssen sachlich reden! 
Lassen Sie uns doch Frage für Frage auf ihren 
sachlichen Wert und Inhalt abklopfen, und lassen 
Sie uns schlüssige und glaubwürdige Antworten su-
chen! Mit der Art, Herr Kollege Engelsberger, wie 
Sie einen Teil dieses Hauses hier eben abqualifi-
ziert haben, kann man die Diskussion nicht ver-
sachlichen; und daran muß uns doch gemeinsam 
gelegen sein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich möchte noch eine Vorbemerkung machen. 
Der Energiemarkt ist zur Zeit gekennzeichnet 
durch ein Überangebot an Energie. Weltweit ist es 
ähnlich. In die OPEC ist Bewegung geraten. Aber 
niemand soll sich täuschen; das kann sich sehr 
schnell wieder ändern. Deshalb möchte ich einmal 
mehr appellieren an alle Verantwortlichen in der 
Energiewirtschaft, in der Politik, an Energieerzeu-
ger und Energieverbraucher, sich der möglichen Ri-
siken stets bewußt zu bleiben und die Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus den zwei Ölkrisen der 70er 
Jahre nicht zu vergessen. Ich habe den Eindruck, 
daß viele meinen, nun wären wieder alle Energie-
probleme gelöst, es würde schon alles gut laufen. 

Herr Staatssekretär Grüner versteigt sich sogar 
zu der Behauptung: Das alles haben wir den Kräf-
ten des Marktes zu verdanken. 

(Beckmann [FDP]: Recht hat er!) 

Warten Sie ab, was noch auf uns zukommen kann! 
Es ist sinnvoller und richtiger, daß wir für die zu-
künftige Sicherung der Energieversorgung, für ein 
umweltverträgliches und umweltfreundliches Ange-
bot an Energie Vorsorge treffen. 

Wir Sozialdemokraten in diesem Hause gehen da-
von aus, daß alle an dem Ziel, mit Energie sparsam, 
rationell und intelligent umzugehen, festhalten und 
daß dies ein gemeinsames Ziel aller verantwor-
tungsbewußten Kräfte ist. Wir sollten uns nicht ge-
genseitig unterstellen, daß jemand weniger Energie  

einsparen möchte als der andere. Über Mittel und 
Methoden gehen die Meinungen auseinander. 

Wir stellen mit Genugtuung fest, daß entgegen 
früheren Schätzungen der Experten eine deutliche 
Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Ener-
gieverbrauch eingetreten ist. Wir können feststel-
len, daß wir heute praktisch einen Primärenergie-
verbrauch haben, der nicht höher ist als 1973, ob-
wohl das Bruttosozialprodukt fast real um 20 % ge-
stiegen ist. Trotzdem wissen wir: Es gibt noch be-
achtliche Energieeinsparpotentiale. Mit Blick auf 
die knappen Ressourcen, mit Blick auf den notwen-
digen sparsamen Umgang mit Reserven, mit Blick 
auf den notwendigen Umweltschutz tun wir gut dar-
an, der Energieeinsparung auch in Zukunft einen 
hohen Stellenwert beizumessen und die vorhande-
nen Einsparpotentiale auszuschöpfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt eine Menge technischer Möglichkeiten, 
von der Verbesserung des Nutzungsgrades beim 
Primärenergieeinsatz, einer Absenkung des spezifi-
schen Nutzenergieverbrauches bis hin zur verstärk-
ten Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung, die es er-
möglicht, Abwärme wirtschaftlich zu nutzen. Die 
gleichzeitige Erzeugung von Strom und Wärme ist 
sinnvoll. Deshalb verstehe ich die Kolleginnen und 
Kollegen von der Regierungskoalition nicht, daß sie 
nicht bereit sind, mit uns darüber gemeinsam nach-
zudenken, wie man Anschlußprogramme sichern 
kann. 

Verehrter Herr Kollege Engelsberger, wenn Sie 
mir die Zwischenfrage gestattet hätten, hätte ich 
Ihnen in Frageform zum Ausdruck gebracht, daß 
ich nicht der Illusion nachhänge, daß riesige Fern-
wärmeschienen neugebaut werden müssen, son-
dern daß es uns ausschließlich darum geht, dort, wo 
Fernwärme vorhanden ist, in den Ballungsgebieten, 
in den Großstadtregionen, dort, wo ein Fernwärme-
netz schon erfolgreich und kostengünstig und um-
weltfreundlich arbeitet, dieses zu erweitern und zu 
verdichten. Wenn wir uns auf diese Grundsätze ver-
ständigen könnten, müßte es doch auch möglich 
sein, nicht nur, wie wir im Wirtschaftsausschuß be-
schlossen haben, das Programm auf das Jahr 1986 
auszudehnen, sondern auch weitere Mittel bereitzu-
stellen, notfalls dann auch nur für die Länder, die 
ein solches Angebot bereit sind anzunehmen, wenn 
andere sich noch versagen. 

Für uns ist die Fernwärme von besonderer ener-
giepolitischer Bedeutung, weil sie der heimischen 
Kohle Chancen gibt, weil sie mit Sicherheit umwelt-
freundlich und kostengünstiger ist als 01 und Gas. 
Der Heizwert der heimischen Steinkohle ist niedri-
ger als der von 01 und Gas. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja unbe

-

stritten!) 

Das wissen viele nicht. 

Meine Damen und Herren, ich möchte die Bun-
desregierung heute schon auffordern, daß sie den 
Zeitraum für die Gewährung finanzieller Zuschüsse 
zu Mehrkosten bei Investitionen für Kohleheiz-
kraftwerke gegenüber den nur Strom erzeugenden 
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Kohlekraftwerken nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz über 1985 hinaus verlängert. 

Uns stört, daß die Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung den älteren und kleineren Kohlekraftwerken 
eine Restnutzungsdauer bis zur Stillegung späte-
stens 1993 einräumt, ohne daß Ersatz durch den 
Neubau moderner und umweltfreundlicher Kohle-
heizkraftwerke sichergestellt ist. 

Auch hier muß eine Zuschußregelung nach dem 
Dritten Verstromungsgesetz getroffen und deren 
Verlängerung gesichert werden, um eine weniger 
rationelle Nutzung der Energie, eine fortschrei-
tende Zentralisierung der Stromerzeugung und 
eine Gefährdung des Kohleverstromungsvertrages 
zu vermeiden. 

Meine Damen und Herren, was das Heizöl und 
das Erdgas betrifft, so wenden wir uns dagegen, daß 
beide Energien wieder verstärkt in Kraftwerken 
eingesetzt werden sollen. 

Das gilt auch für die kommunale und industrielle 
Stromerzeugung. Die Genehmigungsvorbehalte des 
Dritten Verstromungsgesetzes müssen unseres Er-
achtens deshalb weiter streng ausgelegt und ange-
wandt werden. Wir werden auch nicht tatenlos zu-
sehen, wenn die Kernenergie den Versuch unter-
nehmen sollte, die heimische Kohle aus den Kraft-
werken zu verdrängen. 

Ich hätte gern noch ein Wort zu dem Antrag der 
GRÜNEN gesagt, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Dann tun Sie es ein

-

mal!) 

bestimmte Steinkohlenkraftwerke stillzulegen. Ich 
habe gehört, daß sie den Antrag zurückgezogen ha-
ben; wir werden darauf zurückkommen. 

(Zuruf des Abg. Gerstein [CDU/CSU]) 

— Lieber Herr Gerstein, Sie brauchen mich hier 
doch nicht aufzufordern. Setzen Sie sich für die 
Kohle genauso ein wie ich; dann wäre vieles bes-
ser. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin dafür, daß bestimmte unsinnige Forderun-
gen abgelehnt werden. Lassen Sie uns hier mitein-
ander wetteifern. — Im übrigen können wir ja in 
den Ausschüssen auf diesen Punkt jederzeit zu-
rückkommen. Es muß ja auch im Interesse der 
GRÜNEN liegen, in einer Zeit, in der Überkapazitä-
ten bestenfalls bei Öl- und Gaskraftwerken, nicht 
aber bei Kohlekraftwerken vorhanden sind, zu ver-
hindern, daß die Kernenergie profitiert. Die Konse-
quenz Ihres Antrages, Kohlekraftwerke stillzule-
gen, wäre eine verstärkte Nutzung von 01- und Gas-
kraftwerken. Das kann ja wohl nicht Ihr Ziel sein, 
wenn ich Ihre Intentionen richtig verstehe. Aber 
darüber wird zu reden sein. Auf die negativen be-
schäftigungspolitischen Auswirkungen will ich hier 
gar nicht näher eingehen; die lassen die GRÜNEN 
völlig außer acht. 

Meine Damen und Herren, nach den Erklärungen 
der Elektrizitätswirtschaft werden in den nächsten 
Jahren auf Grund der Großfeuerungsanlagen-Ver-
ordnung etwa 80% der Kohlekraftwerke mit 

Rauchgasentschwefelungsanlagen 	nachgerüstet. 
Die Umrüstung sollte unseres Erachtens so schnell 
wie möglich erfolgen. 

Wir appellieren einmal an die Energie-, an die 
Stromproduzenten, alle Möglichkeiten zu nutzen, 
um diese Umrüstung so schnell wie möglich vorzu-
nehmen. Das ist unser gemeinsames Interesse. 

Ich persönlich greife noch einmal den von uns 
wiederholt vorgebrachten Vorschlag auf: Die Elek-
trizitätswirtschaft wäre gut beraten, erneut zu prü-
fen, ob sie nicht auf die Restnutzung der restlichen 
20 % Kraftwerkskapazität verzichtet und sich sehr 
schnell entschließt, neue umweltfreundliche, um-
weltverträgliche Kohlekraftwerksblöcke als Ersatz 
zu bauen. Nur so würden wir erreichen, daß solche 
Kraftwerke nicht bis 1993 am Netz bleiben. Dann 
würden wir dort, wo zugegebenermaßen die größten 
Emissionen sind, am schnellsten zu einer Entla-
stung kommen. 

Wer es mit der Kohlevorrangpolitik ehrlich 
meint, würde dadurch auch sicherstellen, daß diese 
Kapazitäten in der Mitte der 90er Jahre der Kohle 
erhalten bleiben und nicht automatisch an die 
Kernenergie gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine letzte Bemerkung noch: Wir Sozialdemokra-
ten werden alles daran setzen, das Ziel einer um-
weltverträglichen, einer umweltfreundlichen Ener-
gieversorgung zu verwirklichen. Wir stehen zu un-
serer Politik der 70er Jahre, die erst eine vernünf-
tige Energiepolitik eingeleitet hat. 

Wir Sozialdemokraten sind dafür, daß alle Chan-
cen genutzt werden, regenerierbare, erneuerbare 
Energien zu fördern. Ich würde mir wünschen, daß 
sie einen höheren Versorgungsbeitrag leisten könn-
ten. Im Gegensatz zu den GRÜNEN sind wir reali-
stisch genug, um zu wissen, daß sie die traditionelle 
Energieversorgung nicht ersetzen kann. Aber sie 
sollte einen höheren Beitrag leisten. 

Wir würden es begrüßen, wenn sich die Regie-
rungskoalition und die Bundesregierung ohne 
Wenn und Aber für eine umweltfreundliche Kohle-
vorrangpolitik aussprechen und der Kohle auch 
Chancen auf dem Wärmemarkt einräumen würde. 

Was den Antrag der Fraktion der GRÜNEN auf 
Drucksache 10/2189 betrifft, beantragen wir eine 
Überweisung an die Fachausschüsse, und zwar zur 
federführenden Beratung an den Innenausschuß 
und zur Mitberatung an die Ausschüsse für Wirt-
schaft und für Forschung und Technologie. Wir sind 
der Meinung, über so wichtige und ins Detail ge-
hende Fragen sollte man nicht ad hoc entscheiden, 
sondern gründlich beraten. Ihre Glaubwürdigkeit, 
meine Damen und Herren der GRÜNEN, und Ihre 
Konsensfähigkeit könnten Sie dadurch beweisen, 
daß Sie einer solchen Überweisung, die ich hiermit 
beantragt habe, zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Beckmann. 
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Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die vorangegange-
nen Debattenbeiträge haben, glaube ich, gezeigt, 
wie wichtig es ist, daß wir endlich den Gegensatz 
aufzuheben versuchen, den viele immer noch zwi-
schen Energiepolitik und Umweltpolitik vermuten. 
Ich glaube auch, daß die überzogenen Forderungen 
der GRÜNEN nicht unbedingt dazu beitragen, fest-
gefressenen Ideologieverdacht zu entkräften. Eine 
vernünftige Energiepolitik dient nach meiner Auf-
fassung der Sicherung unserer Lebensgrundlagen 
ebenso wie umsichtige Ökologie und umgekehrt. 
Deshalb müssen Umweltpolitiker und Energiepoli-
tiker anerkennen, daß sie beide der Sicherung unse-
rer Zukunft dienen wollen. Dafür müssen sie einen 
gemeinsamen Weg finden. 

Natürlich gibt es Gegensätze und unterschiedli-
che Interessen. Aber Energieversorgung und Um-
weltschutz sind unverzichtbar aufeinander ange-
wiesen. Nichts geht mehr in Zukunft ohne ihre Zu-
sammenarbeit. 

Deswegen muß auch die Energiepolitik über ih-
ren Ressortzaun schauen und in ihre Überlegungen 
einbeziehen, was umweltpolitisch geboten er-
scheint. 

Energieversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland wird wie in der Vergangenheit auch in 
der Zukunft nur dann sinnvoll und möglich bleiben, 
wenn die Gesundheit des Menschen geschützt 
bleibt und seine natürliche Lebensgrundlagen er-
halten bleiben. 

Wenig hilfreich sind in diesem Zusammenhang 
allerdings die Großen Anfragen der GRÜNEN. In 
den dort gestellten Fragen werden immer wieder 
die Versuche, und zwar sehr durchsichtige Versu-
che, unternommen, künstliche Gegensätze in unse-
rer Energieversorgungsstruktur zu unterstellen. In 
ihren Antworten macht die Bundesregierung zu 
Recht deutlich, daß sie bei ihren energiepolitischen 
Entscheidungen die verschiedenen Anliegen, z. B. 
Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit, So-
zialverträglichkeit und Wirtschaftlichkeit, stets ge-
geneinander abgewogen hat, um etwaige Risiken so 
weit wie möglich zu begrenzen oder gar abzubauen. 
In ihrer energiepolitischen Strategie hat sich die 
Bundesregierung stets von der Maxime leiten las-
sen, daß nicht allein der Umweltschutz, sondern 
auch die Energieversorgung zur Sicherung der Le-
bensgrundlagen unserer Gesellschaft dient. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat diese Linie stets un-
terstützt, wohl wissend um die Schwierigkeit dieses 
Abwägungsprozesses. 

(Beifall bei der FDP) 

Gut zehn Jahre nach der ersten Ölkrise sind wir 
in der Energiepolitik in einer günstigen Ausgangs-
lage. Die Politik kann auf die unzweifelhaften Er-
folge dieses Zeitraums bauen. Die Energieversor-
gung hat sich in dieser Dekade relativ reibungslos 
und zügig an die veränderten Weltmarktbedingun-
gen angepaßt. Am deutlichsten wird dieser Struk-
turwandel durch den Rückgang des Mineralöls am 
gesamten Primärenergieverbrauch von 55,2 % im 
Jahr 1973 auf 43,1 % im Jahr 1983. Insgesamt lagen 
wir 1983 um 4 % unter dem Primärenergiever-

brauch des Jahres 1973. Dieses Ergebnis bekommt 
noch mehr Gewicht, wenn man sich vor Augen hält, 
daß wir 10 Jahre nach der Ölkrise mit der gleichen 
Energiemenge ein um gut 17 % höheres Bruttoso-
zialprodukt erwirtschaftet haben, mit rund 25 Mil-
lionen Personenkraftwagen etwa 8 Millionen mehr 
Autos als 1973 fahren und mit 25 Millionen Woh-
nungen etwa 3 Millionen mehr Wohnungen heizen 
als 1973. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß die 
Autos im Durchschnitt hubraumstärker und die 
Wohnungen im Mittel größer und komfortabler ge-
worden sind. 

Diese Zahlen belegen einmal mehr, daß die Ener-
gie heute sparsamer und rationeller denn je einge-
setzt wird. Dies dient nicht nur der Sicherheit unse-
rer Versorgung, dies bedeutet auch zugleich einen 
wichtigen Beitrag der Energiepolitik zum Umwelt-
schutz. Wie nachhaltig der Prozeß der sparsamen 
und rationellen Energieverwendung geführt wird, 
wird nicht zuletzt durch die Entscheidung einiger 
erdölproduzierender Länder deutlich, die auf Grund 
der schwachen Nachfrage nach Rohöl ihre Ver-
kaufspreise entsprechend der Marktlage nach un-
ten korrigieren mußten. Zudem zeigen alle neuen 
Energieprognosen, daß der Trend zum rationellen 
Umgang mit Energie international wie national 
auch in den kommenden Jahren anhalten wird. 

Diese Bilanz, meine Damen und Herren, macht 
zugleich deutlich, was eine konsequent und konti-
nuierlich an marktwirtschaftlichen Prinzipien aus-
gerichtete Politik zu leisten vermag. Dabei hat un-
ser Energieversorgungssystem zugleich ein hohes 
Maß an Flexibilität bewiesen. Diese Flexibilität hin-
sichtlich aller verfügbaren Energieträger wird auch 
in Zukunft notwendig sein, um den gewandelten 
wirtschaftlichen Anforderungen sowie den neuen 
Umweltanforderungen gerecht zu werden. Diese 
Flexibilität gilt es auch im Hinblick auf die nicht 
vorhersehbaren Bedingungen der künftigen Ener-
gieversorgung zu erhalten. 

Deshalb muß ich an dieser Stelle den Vorstellun-
gen der GRÜNEN, aber leider auch Teilen der SPD 
eine deutliche Absage erteilen, die immer noch 
glauben, mit staatlichen Interventionen, wie Steue-
rung der Energiepreise, hohen und unwirtschaftli-
chen Wärmestandards, Ge- und Verboten zu Erfol-
gen im Bereich der Energieeinsparung zu kommen. 
Nach allen Erfahrungen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren von der SPD und von den GRÜ-
NEN, lassen sich mit Interventionen die gewünsch-
ten Ziele nicht erreichen. Ein Blick auf die Plan-
wirtschaft betreibenden Länder in Ost und West 
sollte ausreichen, diese Aussagen zu bestätigen. 
Aber auch weiterhin sind Umstrukturierungen in 
der Energieversorgung notwendig, und wir werden 
wie bisher nach dem Prinzip verfahren, daß dies 
allein von der Industrie und so weit wie möglich 
ohne staatliche Subventionen vorgenommen wer-
den muß. 

Mit den schwierigen Anpassungsaufgaben hat 
die Mineralölwirtschaft in allen Stufen zu ringen. 
Obwohl bereits Raffineriekapazitäten in erhebli-
chem Maße abgebaut worden sind, müssen auch 
künftig noch weitere Kapazitäten stillgelegt wer- 
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den. Gleichzeitig sind, entsprechend der unter-
schiedlichen Verbrauchsentwicklung bei den einzel-
nen Produkten, mit erheblichen Investitionen Kon-
versionsanlagen zu errichten. Meine Fraktion wird 
darauf achten, daß trotz dieses scharfen Struktur-
wandels eine ausgewogene Anbieterstruktur der 
Mineralölwirtschaft erhalten bleibt, eine Struktur, 
in der sowohl eine leistungsfähige Mineralölverar-
beitung als auch eine Vielzahl mittelständischer 
Handelsunternehmen Platz haben. Auch die mit 
nicht unerheblichen Kosten verbundene Einfüh-
rung bleifreien Benzins, die wir nach wie vor mit 
allem Nachdruck fordern, darf nicht zu strukturel-
len Verschiebungen führen. 

Meine Damen und Herren, wir haben unsere 
letzte größere Energiedebatte im Mai dieses Jahres 
durchgeführt. Damals hat die Fraktion der GRÜ-
NEN einen Entschließungsantrag mit dem Titel 
„Verdrängung einheimischer Steinkohle durch 
Kernenergie" eingebracht. Danach hat sie ihre drei 
großen Anfragen zum Thema „umweltfreundliche 
Energieversorgung" gestellt, deren Antworten wir 
heute debattieren. Im Sommer des Jahres hat die 
Fraktion der GRÜNEN schließlich einen Gesetzent-
wurf zur Stillegung von Atomanlagen eingebracht. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Folgerichtig und 
tüchtig sind wir!) 

Sie fordern heute, verehrte Kollegen von den GRÜ-
NEN, die Einstellung der Forschung zur Wiederauf-
bereitung abgebrannter Kernbrennstäbe. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir sehen wie auch die Enquete-Kommission des 
Bundestages in der Wiederaufarbeitung eine um-
weltfreundliche Möglichkeit sinnvoller Ressourcen-
nutzung und letztlich auch der konditionierten End-
lagerung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Sie reden 
10 Jahre zu spät! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen, daß bei uns wenig 
Sympathie für Ihren Antrag besteht. Wir werden 
allerdings dem Überweisungsantrag der SPD zu-
stimmen, damit in den Ausschüssen vertieft dar-
über beraten werden kann, ob man nicht in dieser 
Sache zu vernünftigen Ergebnissen kommen kann. 

Meine Damen und Herren, die innerhalb nur ei-
nes Vierteljahres aufgestellten Forderungen der 
GRÜNEN lassen deutlich erkennen, wie wider-
spruchsvoll Sie in Ihren Forderungen sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir nicht!) 

Eine Realisierung der Stillegung aller Kernkraft-
werke z. B. führt wegen der unvermeidlichen höhe-
ren Nutzung fossiler Brennstoffe zu höheren Um-
weltbelastungen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Da gibt es Alter

-

nativen!) 

Ebenso findet man Ihre Anhänger immer wieder in 
vorderster Front, wenn es darum geht, neue kohle

-

befeuerte Kraftwerke zu verhindern. Sie verhin-
dern damit letztendlich einen verstärkten Umwelt

-

schutz, da ältere und stärker emittierende Kraft-
werke nicht stillgelegt werden können. 

Meine Damen und Herren, die FDP sieht keinen 
generellen Zielkonflikt zwischen Umwelt- und 
Energiepolitik. Wir haben uns immer für harte Um-
weltauflagen ausgesprochen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das haben wir ge

-

merkt! — Verheyen [Bielefeld] [GRÜNE]: 
Als Lippenbekenntnis!) 

Im gleichen Atemzug haben wir aber auch immer 
deutlich gemacht, daß damit Kosten- und Preiserhö-
hungen verbunden sind. Ebenso unerläßlich ist es 
auch, daß die für die Investitionen maßgeblichen 
Umweltdaten für die Investoren klar und verläßlich 
sind. 

Wir wenden uns gegen die zahlreichen Vor-
schläge der Opposition, umfangreiche staatliche 
Aufgabenprogramme mit der Erhebung von Ener-
giepfennigen zu finanzieren. Denn dies führt letzt-
lich zu nichts anderem, als das marktwirtschaftli-
che Verursacherprinzip außer Kraft zu setzen. Zu-
dem werden dann gerade diejenigen zusätzlich be-
lastet, die investieren sollen. 

Wir können feststellen, daß die Industrie bereit 
ist, intensiv am Umweltschutz mitzuarbeiten. Die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung ist akzeptiert 
und wird zügig umgesetzt. Dort, wo es möglich ist, 
werden einzelne Versorgungsunternehmen die ge-
setzten Fristen verkürzen. Wir begrüßen das. Nicht 
neue Programme sind das Gebot der Stunde, meine 
Damen und Herren, sondern die konsequente Fort-
führung der auf Einsparung, Diversifizierung und 
Umweltentlastung gerichteten Politik. 

Auch in der Dritten Fortschreibung ihres Ener-
gieprogramms hat die Bundesregierung die Not-
wendigkeit unterstrichen, daß Umweltschutz und 
Energieversorgung der Sicherung unserer Lebens-
grundlagen gleichermaßen dienen. Deshalb fordert 
meine Fraktion die Bundesregierung auf, in ihren 
Anstrengungen nicht nachzulassen, damit die Ener-
giepolitik ihren Beitrag zur Entlastung der Umwelt 
weiterhin leistet und verstärkt. 

Dabei erwartet meine Fraktion von der Bundes-
regierung, daß sie die Rahmenbedingungen so 
setzt, daß die marktwirtschaftlichen Kräfte zur Er-
reichung optimaler Ergebnisse nachhaltig freige-
setzt werden. Dabei gilt es Investitionshemmnisse 
abzubauen und auch die Entbürokratisierung zur 
Erreichung der Ziele rationeller und damit umwelt-
freundlicher Energieversorgung einzusetzen und 
entsprechende Innovationen anzuregen. 

Aber nicht nur der Bund ist hier gefordert. Auch 
die Länder haben ihren Beitrag dazu zu leisten, daß 
die energiewirtschaftlichen und energierechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten zur Durchsetzung dieser 
Politik auch im konkreten Einzelfall in der Praxis 
wirklich genutzt werden. Hierbei ist es notwendig, 
Wirtschaft und Verbraucher einzubeziehen. Sie 
können ihren Beitrag zur Lösung der anstehenden 
Probleme nur erbringen, wenn ihnen die Eckdaten 
für eigene Entscheidungen bewußt sind. 
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Daher fordert meine Fraktion die Bundesregie-

rung auf, der breiten und dauerhaften Verbrau-
cherinformation, wie z. B. Produktinformation, 
Energieberatung und Modellprojekten, unverändert 
Priorität einzuräumen. Gleichzeitig erwarten wir, 
daß gemeinsam mit Energiewirtschaft und Indu-
strie geprüft wird, ob die vereinbarten kooperativen 
Lösungen die erwünschten Ergebnisse bringen 
oder ob weitere Schritte erforderlich sind. Wir er-
warten, daß bei der Aufstellung von Energieversor-
gungskonzepten die Beteiligten die inzwischen fer-
tiggestellten Parameterstudien nutzen und in die-
sem Rahmen die Planungsziele der Gebietskörper-
schaften zur Luftreinhaltung einbezogen werden 
und von der Möglichkeit der Kraft-Wärme-Koppe-
lung, der Abwärmenutzung sowie der Nutzung 
neuer Technologien auch im Interesse des Umwelt-
schutzes weitgehend und verstärkt Gebrauch ge-
macht wird. Hier sind auch die zuständigen Ge-
bietskörperschaften dringend aufgefordert, im Rah-
men des geltenden Planungs-, Raumordnungs- und 
Baurechts die Ziele einer umweltfreundlichen 
Energieversorgung in den Entscheidungsprozeß 
einzubeziehen. 

Wir appellieren deswegen insbesondere an alle 
öffentlichen Hände, die in ihrem Bereich vorhande-
nen Einsparpotentiale auszuschöpfen, um ein Bei-
spiel für die Anwendung modernster Technik ratio-
neller Energienutzung zu setzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in ei-
ner modernen Volkswirtschaft wie der der Bundes-
republik Deutschland müssen sich die unterschied-
lichen Energieversorgungssysteme gegenseitig er-
gänzen. Für die Wirtschaft und damit für die Ar-
beitsplätze ist eine sichere und kostengünstige 
Energieversorgung zu wichtig, als daß sie zum 
Spielball ideologisch befrachteter Auseinanderset-
zungen gemacht werden dürfte. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/ 
2189. Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 
GRÜNEN verlangt gemäß § 52 unserer Geschäfts-
ordnung namentliche Abstimmung. Von der Frak-
tion der SPD ist Ausschußüberweisung beantragt 
worden. Die Fraktion DIE GRÜNEN als Antragstel-
ler hat der Ausschußüberweisung widersprochen. 
Die Fraktionen von SPD, CDU/CSU und der FDP 
verlangen Verschiebung der Abstimmung auf den 
nächsten Tag. Gemäß § 88 Abs. 2 unserer Geschäfts-
ordnung findet deshalb die Abstimmung morgen, 
Freitag, den 26. Oktober 1984 statt. Ich darf be-
kanntgeben, daß die Abstimmung im Anschluß an 
die Aktuelle Stunde gegen 9 Uhr erfolgen soll. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun die 
Punkte 8 und 9 der Tagesordnung sowie den Zusatz-
punkt 2 auf: 

8. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Notprogramm gegen das Waldsterben 
— Drucksachen 10/35, 10/2165 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Blens 
Baum 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 

9. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
Programm gegen Luftbelastung und Wald-
sterben 
— Drucksachen 10/67, 10/2166 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Blens 
Baum 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 

Zusatzpunkt 2: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Waldschäden und Luftverunreinigungen 
Sondergutachten März 1983 des Rates von 
Sachverständigen für Umweltfragen 
— Drucksachen 10/113, 10/2168 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 
Dr. Blens 
Baum 

Die ursprünglich vorgesehene Verbindung der 
Beratung dieser Punkte mit der Beratung von 
Punkt 10 der Tagesordnung entfällt. 

Zu Zusatzpunkt 2 liegt Ihnen ein Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/2192 vor. 

Meine Damen und Herren, es sind eine gemein-
same Beratung der Tagesordnungspunkte 8 und 9 
sowie des Zusatzpunktes 2 und ein Beitrag bis zu 10 
Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. Sind 
Sie mit dieser Regelung einverstanden? — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch; dann ist so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr. Ehmke (Ettlingen). 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Freundinnen und 
Freunde! Unsere heutige Debatte beschäftigt sich 
mit einigen Vorlagen zum Thema „Waldster-
ben",u. a. mit unserem Waldrettungsprogramm vom 
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Mai 1983. Dies gibt mir Gelegenheit, zunächst auf 
einen wichtigen Punkt hinzuweisen, der in der ver-
schärften umweltpolitischen Diskussion der letzten 
Monate etwas unterzugehen drohte. Ich meine die 
Vielfalt der Maßnahmen, die nötig sind, um den 
Wald noch eine gewisse Chance des Überlebens zu 
verschaffen. 

Es geht uns nicht allein um das Tempolimit oder 
um die schnelle Einführung des Katalysatorautos. 
Es wird oft so getan, als ob man entweder für das 
eine oder für das andere sein müßte. Nein, wir soll-
ten vielmehr alle Maßnahmen gleichzeitig ergrei-
fen, die die Luftbelastung schnell und drastisch sen-
ken können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dazu gehört nun einmal neben dem Tempolimit 
und dem abgasarmen Auto auch eine ganze Palette 
von Maßnahmen, die wir in unserem Waldrettungs-
programm aufgelistet haben. Jede dieser Maßnah-
men, für sich genommen, mag nur einen kleinen 
Beitrag zur Entgiftung der Umwelt leisten; alles zu-
sammengenommen sorgt aber für eine enorme 
Minderung der Emissionen und gäbe uns, wenn es 
verwirklicht würde, Hoffnung auf ein Überleben 
des Waldes. Deshalb ist ein Waldrettungsprogramm 
als Gesamtheit zu betrachten. 

Nun ist damals eingewandt worden, unsere For-
derungen, insbesondere einige Grenzwerte, seien 
unrealistisch und technisch nicht machbar. Meine 
Damen und Herren, die harte Realität des Wald-
sterbens hat unsere realistischen Forderungen so-
gar noch überholt. Im Angesicht der galoppieren-
den Schwindsucht in unseren Wäldern wird das 
Waldrettungsprogramm eher noch verschärft wer-
den müssen. Doch Sie sind j a noch nicht einmal 
bereit, den Waldnotstand auszurufen und minimale 
Notmaßnahmen einzuleiten. Ich bin mir sicher, 
meine Damen und Herren, wenn das Waldsterben 
so weitergeht, ist der Streit um das Tempolimit bald 
Schnee von gestern. Dann werden wir uns bald 
über autofreie Sonntage und auch Wochentage und 
ähnliche einschneidende Maßnahmen unterhalten 
müssen, die uns alle bedeutend mehr schmerzen 
werden als die von uns jetzt geforderten Notmaß-
nahmen. 

Noch zwei Beispiele für die technische Machbar-
keit unserer Vorschläge. Wir haben erstens schon 
im Mai 1983 gefordert, daß so schnell wie möglich 
bleifreies Benzin und der Abgaskatalysator für 
Neufahrzeuge eingeführt werden. Wer von Ihnen 
weiß denn noch, meine Damen und Herren, wie 
erbittert damals dieses Konzept von der Koalition 
bekämpft wurde, wie gesagt wurde, man dürfe der 
Industrie nicht vorschreiben, auf welchem Weg und 
bis wann sie die US-Grenzwerte einhalten müsse, 
ob mit Katalysator oder mit irgendeiner anderen 
imaginären Vorrichtung? Wer von Ihnen kann sich 
noch erinnern, wie Innenminister Zimmermann 
uns bei der ersten Debatte des Waldrettungspro-
gramms Weltfremdheit vorwarf und sich darüber 
lustig machte, daß die Italientouristen dann wohl 
ihr Katalysatorauto am Brenner stehen lassen und 
zu Fuß weiterlaufen müßten, weil es in Italien kein 
bleifreies Benzin gebe? Doch der sogenannte grüne 

Utopismus wurde zwei Monate später — man höre 
und staune — in die Beschlußlage des Kabinetts 
Kohl umgewandelt, die allerdings jetzt nach dem 
bekannten Zickzackkurs — man müßte jetzt wohl 
besser sagen: Flickflackkurs — 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

mit tiefer Verbeugung vor EG und Autoindustrie 
wieder verlassen worden ist. Ganz so unrealistisch 
können also die grünen Vorschläge dann doch wohl 
nicht gewesen sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das zweite Beispiel ist unsere damalige Grenz-
wertforderung für den Stickoxidausstoß von Groß-
feuerungsanlagen in Höhe von 200 Milligramm pro 
Kubikmeter. Auch diese Forderung wurde zunächst 
als absurd abgetan, aber scheibchenweise, erst von 
Lothar Späth, dann von den CDU-Umweltministern, 
dann von allen Umweltministern übernommen, na-
türlich ohne die grüne Urheberschaft zu nennen. 
Aber das ist unwesentlich, ich stehe da gern zurück, 
Hauptsache, es tut sich etwas in der Sache, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jedenfalls zeigen die beiden Beispiele, daß unsere 
Vorschläge im Waldrettungsprogramm technisch 
machbar und auch wirtschaftlich vertretbar sind, 
wenn man die hohen Schäden zusammenzählt, die 
durch Luftschadstoffe entstehen. Was einzig und al-
lein fehlt, ist der politische Wille der jetzigen Bun-
desregierung zu drastischen Notmaßnahmen. Das 
ist auch kein Wunder, wenn man hier tagtäglich 
mitbekommt, von wem Sie sich beeinflussen lassen. 
Die Wirksamkeit der noch gültigen Grenzwerte und 
Umweltmaßnahmen orientiert sich nicht etwa am 
ökologischen Risiko, wie das eigentlich sein sollte, 
sondern ganz allein daran, was Industrie und Groß-
kapital zu tolerieren bereit sind. Insofern halte ich 
es für zulässig und auch berechtigt, den Bogen vom 
Waldsterben über Ihre Untätigkeit bis hin zur Flick

-

Affäre zu schlagen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ach du liebe Zeit!) 

Dort, in dem Sumpf aus Energielobby, Autoindu-
strie und Wirtschaftsverbänden, dort sitzen die 
wahren Verursacher des Waldsterbens und der Um-
weltvergiftung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Ein Cato sind Sie deshalb 

noch lange nicht!) 

Ich muß auch eines ganz deutlich sagen: Sie lassen 
sich zu deren Lakaien machen, offensichtlich auch 
mit harten Argumenten in D-Mark, wenn man den 
Zeitungen glauben kann. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Sie enttäuschen mich 
aber!) 

— Herr Rumpf, warten Sie mal ab, zu Ihnen komme 
ich gleich. 

Jeder Bürger in unserem Lande, der sich noch 
wundert, warum Sie trotz der sich ausbreitenden 
Waldschäden so untätig sind, sollte sich dies vor 
Augen führen. 
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Da muß man dann auch zu obskuren Hilfskon-

struktionen greifen und zu Entschuldigungen, um 
sich vor den erbosten Bürgern rechtfertigen zu kön-
nen. So etwa der Kollege Rumpf in der Debatte im 
Juni dieses Jahres. Lobenswerterweise, Herr 
Rumpf, haben Sie damals davon gesprochen, daß 
man das Übel jetzt an der Wurzel, nämlich an den 
Schadstoffquellen, anpacken müsse. Aber dann hat 
auch Sie der Mut verlassen. Neuerdings ergehen 
Sie sich in dumpfen Andeutungen von Klima-
schwankungen, die das Waldsterben auslösen sol-
len. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Stimmt ja auch!) 

Dabei hätte ich gerade von Ihnen als Forstmann 
etwas mehr analytischen Sachverstand und mehr 
Engagement für unseren Wald zugetraut. Aber Sie 
können wahrscheinlich auch nicht über den Schat-
ten von Lambsdorff und Bangemann und über den 
Schatten der Wirtschaftslobby springen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ein anderes Ablen-
kungsmanöver ist die Behauptung, daß noch keine 
Beweise für die Zusammenhänge zwischen Luftver-
schmutzung und Waldsterben vorlägen und daß 
wahrscheinlich Trockenheit oder noch unbekannte 
Schädlinge die Hauptverursacher seien. Sie warten 
noch auf die Entdeckung des Käfers X oder des 
Virus Y. Leider gibt es dabei auch einige Naturwis-
senschaftler, wie etwa den Präsidenten der Biologi-
schen Bundesanstalt, die Ihre Entlastungsangriffe 
in einer Weise unterstützen, die ich nur als beschä-
mend und unverantwortlich bezeichnen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Um so erfreulicher ist es, daß der Sachverständi-
genrat für Umweltfragen in seinem Sondergutach-
ten „Waldschäden und Luftverunreinigungen" auf 
die dominierende Rolle der Luftschadstoffe hinge-
wiesen hat. Es ist auch verdienstvoll, daß jetzt auch 
eine staatliche Behörde mit der angeblichen Be-
weisnot beim Waldsterben aufräumt. In einer Ar-
beit, die auf den intensiven Waldschadenserhebun-
gen 1983 fußt, legt die Forstliche Versuchs- und 
Forschungsanstalt in Baden-Württemberg — in der 
Arbeit von Schöpfer und Hradetzky im Forstwirt-
schaftlichen Centralblatt — eine Beweisführung da-
für vor, daß die Luftverschmutzung der maßgeliche 
Verursacher der Walderkrankungen ist. Mit Hilfe 
mehrerer, sich gegenseitig deckender und ergän-
zender Indizien wird der schlüssige Nachweis dafür 
erbracht. Eindeutig wird dort festgestellt, daß Bor-
kenkäfer, Pilze, Trockenheit, Nährstoffmangel und 
andere Faktoren erst nach der Baumerkrankung 
als Sekundärfaktoren oder unabhängig von einer 
vorausgegangenen Schädigung durch Luftver-
schmutzung den Bäumen den Garaus machen. 

Daraus wird doch klar ersichtlich, meine Damen 
und Herren, daß wir angesichts des Waldnotstands 
alle Kräfte unverzüglich auf die drastische Reduzie-
rung der Luftverschmutzung konzentrieren müßten 
und daß sich niemand mit irgendwelchen billigen 
Argumenten aus der Verantwortung stehlen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Doch alle zaghaften Versuche wirksamer Maß-
nahmen, die auch in der CDU, z. B. in Baden-Würt-
temberg, aufkeimen, werden von oben aus den ge-
nannten Gründen runtergebügelt. Was ist denn mit 
den zum Teil brauchbaren Vorschlägen der CDU 
von Südbaden, z. B. zum Tempolimit, geschehen? 
Sie sind von Lothar Späth auf dem Altar der Wirt-
schaftslobby geopfert worden. Wie kommen Sie sich 
eigentlich vor, wenn Sie in Ihren Kreisverbänden 
jetzt vor Ihre Waldbauern und Landwirte treten? 
Lothar Späth, der sich gerne als großer Umwelt-
schützer feiern läßt, tritt immer mehr in die Fuß-
stapfen von Innenminister Zimmermann: Flick-
Flack in Bonn, Zickzack in Stuttgart. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Als das Bundeskabinett den Katalysatortermin von 
1986 auf 1989 verschieben wollte, tönte Späth: Dann 
brauchen wir ein Tempolimit. Davon ist jetzt nichts 
mehr zu hören. Späth ist zweimal umgefallen, beim 
Tempolimit und beim Katalysatorauto. Doch dies 
ist kein Wunder, wenn er seinen Urlaub mit einem 
Manager von Daimler-Benz verbringt. So sieht die 
schwäbische Version der Bonner Filzokratie aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, angesichts des Wald-
sterbens darf man nicht nur klagen, sondern muß 
auch endlich handeln. Uns als Opposition ist das 
Handeln verwehrt. In unserem Antrag „Programm 
gegen Luftbelastung und Waldsterben" sowie in den 
weiteren Anträgen finden Sie alle Maßnahmen, die 
zeigen, wie wir schnell und wirksam handeln wür-
den, wenn wir könnten. 

Wir bitten Sie im Interesse unseres Waldes und 
unser aller Zukunft um Zustimmung zu unserem 
Antrag. 

Wir haben außerdem noch einen Änderungsan-
trag eingebracht; denn die Bundesregierung sieht 
sich nicht einmal in der Lage, dem Bundestags-
beschluß vom 9. Februar 1984 nachzukommen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch! Schon am 
1. Juli!) 

wonach ein konkretes Konzept zur Abgasentgiftung 
hätte vorgelegt werden müssen. Zum wiederholten 
Male entpuppt sich damit Ihr Gerede von unserer 
Verantwortung für die Umwelt als Phrasendresche-
rei. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Mehr noch: Diese Nichtbeachtung und Verdrehung 
von Parlamentsbeschlüssen, wie auch im Fall 
Buschhaus, untergräbt auch das Ansehen des Bun-
destages, das durch die sich ausweitende Flick-Af-
färe ohnehin bald auf dem Nullpunkt angelangt 
sein wird. 

Setzen Sie deshalb ein Zeichen für die Umwelt. 
Stimmen Sie unserem Entschließungsantrag zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von den 
GRÜNEN: Das waren klare Worte! — Ge

-

genruf von der CDU/CSU: Schlagworte wa

-

ren das!) 
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Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Ehmke, ich bin Besseres von Ihnen gewohnt. Sie 
waren ja immer bereit, sachlich mit uns zu diskutie-
ren. Was Sie heute geboten haben, war letztendlich 
das Unsachlichste, was man hier in diesem Hause 
zu dieser Sache sagen kann. Vor allen Dingen Ihre 
Verquickungen und diese hohlen Späßchen, die Sie 
machen, haben mit dem Ernst der Situation und mit 
dem Ernst der Lage sicher nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir diskutieren heute Anträge der Opposition aus 
dem Jahre 1983. Aus tagespolitischer Aktualität 
heraus wollte man damals mit sogenannten Not-
programmen den Wald retten. Heute, nach einem 
Jahr, wird deutlich, daß wir bereits Hilfsprogramme 
für die Notprogramme nötig hätten, wären wir den 
damaligen Notprogrammen gefolgt. 

Die Opposition bestreitet die Diskussion jeweils 
nur mit aktuellen Einzelmaßnahmen. Sie hat bis 
heute versäumt, ein geschlossenes Konzept vorzu-
weisen. In der Art und Weise, wie Sie sich mit kurz-
fristigen Maßnahmen wechselseitig überholen, 
wäre, um in Ihrer Sprache zu bleiben, Herr Ehmke, 
ein Tempolimit ohne weitere Untersuchungen an-
gebracht. 

Sie setzen sich nur mit den von uns bereits ergrif-
fenen Maßnahmen auseinander und mäkeln daran 
herum, nach dem Motto: Wenn wir „1986" sagen, 
dann sagen Sie: „sofort"; wenn wir 200 Milligramm 
sagen, dann sagen Sie: 100 Milligramm. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Vorsitzender Brandt sagte dieser Tage vor der 
Presse, man müsse Vorsorge gegen weitere Um-
weltschäden treffen. Im Prinzip völlig richtig. Man 
kann ihm aber nur empfehlen, die vorliegenden 
SPD-Anträge für Notprogramme zu lesen und An-
spruch und Wirklichkeit miteinander zu ver-
gleichen. Wo bleibt eigentlich Ihre konstruktive 
Mitarbeit im Rahmen unserer Gesamtkonzeption? 
Nicht nur die Auseinandersetzung, das Herummä-
keln an Einzelpunkten ist gefragt, sondern eine 
konstruktive Zusammenarbeit in allen Fragen. 

Selbst der Vorsitzende der Jusos ist ja auf diese 
neuen Zielvorstellungen eingegangen und hat die 
SPD-Konzeption als halbherzig, die Umsetzung als 
unklar und das Finanzierungsmodell als schlecht 
bezeichnet. Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

Und nun zu Ihnen, Herr Ehmke, und zu den GRÜ-
NEN. Ich will Ihr Gedächtnis auffrischen, nachdem 
Sie vorher so freiweg die Dinge dargelegt haben. 
Eine reine Fundgrube für die hektische Strategie 
der GRÜNEN in Sachen Umweltschutz ist deren 
Antrag vom 17. Mai 1983, Programm gegen Luftbe-
lastung und Waldsterben. Sie fordern dort in einem 
Stufenplan, die Abgasreinigung von Kraftfahr-
zeugen vorzunehmen und folgende Abgasgrenz-
werte ab Januar 1985 vorzusehen: Stickoxide 1,2 
Gramm pro Kilometer, Kohlenmonoxid 9,3 Gramm 
pro Kilometer, Kohlenwasserstoff 0,9 Gramm pro 
Kilometer. 

Nachdem sich die Bundesregierung und die Ko-
alitionsfraktionen auf neue Abgaswerte festgelegt 
haben, die bis zum Vierfachen, Herr Ehmke, schär-
fer gefaßt sind als Ihre Forderungen im Notpro-
gramm, haben Sie schnell Ihr Notprogramm geän-
dert und sind auf unsere Werte umgestiegen. So 
schnell geht das bei Ihnen, so schnell veralten Ihre 
Anträge. Sie drehen sich einfach um 180 Grad und 
setzen sich, Ihrer Meinung nach, an die Spitze der 
Umweltbewegung. 

(Eigen [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ehm-
ke? 

Schmidbauer (CDU/CSU): Ich habe leider nur 
zehn Minuten. 

Dieses ständige Überholen führt mit Sicherheit 
zur Rotation. 

Die gleiche Strategie verfolgen Sie mit Ihrem An-
trag vom 14. November 1983. Hier wollen Sie be-
stimmte Kohlekraftwerke — deklariert als Notmaß-
nahme — sofort stillegen. Abgesehen davon, daß 
zwei dieser Kraftwerke nur noch mit einer geringen 
Restnutzungsdauer betrieben werden. daß andere 
Kraftwerke bereits mit einer Rauchgasentschwefe-
lungsanlage umgerüstet werden und daß alle Blök-
ke, die Sie nennen, im Zuge mit Rauchgasentschwe-
felungsanlagen umgesetzt und ausgestattet werden, 
sind diese Ergebnisse auf Grund unserer Großfeu-
erungsanlagen-Verordnung heute vorhanden. 

Ein weiteres Beispiel zur Verdeutlichung der grü-
nen Taktik: In Ihrem Antrag vom 17. Mai fordern 
Sie, daß atomtechnische Anlagen unverzüglich still-
zulegen sind. Am 14. November der von mir zitierte 
Antrag, bestimmte Kohlekraftwerke stillzulegen. 
Nachdem Sie entdecken, daß Sie in diesem Zusam-
menhang keiner mehr ernst nimmt, rücken Sie ein 
Jahr später von der sofortigen Stillegung ab und 
führen, wie im Ausschußbericht vom 3. Oktober 
1984  nachzulesen, einen Stufenplan zur Stillegung 
von Kernkraftwerken in die Debatte ein, nach dem 
Motto: Raus aus den Kartoffeln, rein in die Kartof-
feln. Hauptsache, Sie sind in den Medien und blei-
ben im Gespräch. Verantwortung müssen und wol-
len Sie ja überhaupt nicht übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Duve [SPD]: Kartoffeln sind besser als Me

-

dien!) 

— Da haben Sie völlig recht. 

Ihr utopisches Energiekonzept ist eben nicht rea-
lisierbar. Das hat Ihnen heute bereits in der vergan-
genen Debatte der Herr Staatssekretär deutlich zu 
verstehen gegeben. Demgegenüber stellt sich die 
klare Zielvorgabe von Bundesregierung und Koali-
tionsfraktionen als ein in sich geschlossenes Kon-
zept dar. Viele von uns getroffene Maßnahmen grei-
fen 

(Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

und eilen den von Ihnen gestellten Forderungen 
weit voraus. 
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Schmidbauer 
Aus aktuellem Anlaß möchte ich dem Innenmini-

ster, Herrn Zimmermann, für seine erfolgreichen 
Gespräche in London, Paris und Rom in den ver-
gangenen Tagen danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]) 

Diese Gespräche haben sicher mit dazu beigetra-
gen, das schadstoffarme Auto in Europa ein gutes 
Stück weiterzubringen — nicht Ihre Anträge aus 
der Hüfte, wohl aber zähe Verhandlungen in dieser 
EG. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 
Hüfte ist noch besser als Kartoffeln!) 

Darüber hinaus ist es uns durch eine internatio-
nale Zusammenarbeit gelungen, auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes neue Maßstäbe zu setzen. Ei-
nige Beispiele: Am 1. März 1984 wurde vom Um-
weltministerrat der EG die Richtlinie zur Bekämp-
fung der Luftverunreinigung durch Industrieanla-
gen beschlossen. Am 21. März 1984 haben sich auf 
der Ottawa-Konferenz zehn westliche Vertragsstaa-
ten verpflichtet, spätestens bis 1993 ihre jährliche 
Gesamtemission im Bereich des Schwefeldioxids 
um mindestens 30 % zu vermindern. Zu erwähnen 
ist die multilaterale Umweltkonferenz im Juli in 
München. In Erweiterung der Ottawa-Gruppe er-
klärten 18 Staaten einschließlich UdSSR und DDR, 
eine Verminderung ihrer jährlichen Gesamtschwe-
felemissionen um 30 % vorzunehmen. 

Der Richtlinienentwurf der Europäischen Ge-
meinschaft zur Begrenzung von Schadstoffemissio-
nen in Großfeuerungsanlagen ist in Arbeit. Ähnlich 
der deutschen Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
werden für alle mit fossilen Brennstoffen betriebe-
nen Anlagen Emissionsgrenzwerte vorgeschrieben. 
In bilateralen Gesprächen mit der DDR — — 

( Zuruf von der SPD: Vergessen Sie Busch-
hausen nicht!) 

— Das heißt Buschhaus, wenn sich das noch nicht 
herumgesprochen hat. Es wäre vielleicht sinnvoll, 
auch einmal nach Borken in Hessen zu schauen. 
Dann haben Sie in der Tat die Dreckschleuder der 
Nation. 

In bilateralen Gesprächen mit der DDR wird auf 
Expertenebene über Rauchgasentschwefelung bei 
Kohlekraftwerken verhandelt. Mit der CSSR wur-
den in den vergangenen Monaten ebenfalls Gesprä-
che geführt im Zusammenhang mit der Ermittlung 
von Ursache und Wirkung der Luftverunreinigun-
gen. Mit der Schweiz wird in einer gemeinsamen 
Expertenkommission über die Harmonisierung von 
Luftreinhaltevorschriften gearbeitet. 

Vergleichen Sie bitte einmal Ihre Forderung vom 
letzten Jahr mit den Ergebnissen, die wir bis heute 
erzielt haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im nationalen Bereich zeigen unsere Maßnahmen 
deutlich, daß wir auf dem richtigen Wege sind. Be-
zogen auf den jährlichen Schadstoffausstoß in der 
Bundesrepublik Deutschland wird durch den Voll-
zug der Großfeuerungsanlagen-Verordnung in den 
nächsten Jahren fortlaufend eine Verminderung 

von Schwefeldioxid um 50 % und von Stickoxiden 
um 23 % erreicht. Diese Zahlenangaben werden 
auch nach neueren Erkenntnissen, die nach Ablauf 
der Erklärungsfrist gemäß Großfeuerungsanlagen-
Verordnung gewonnen wurden, erhärtet. 

Die Novellierung der Technischen Anleitung Luft, 
Teil III, und die Novellierung des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes sind in Vorbereitung. Die dritte 
Novelle des Abfallbeseitigungsgesetzes wird heute 
verabschiedet. Die vierte Novelle des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes ist in Vorbereitung; es liegt ein Kabi-
nettsbeschluß vor. All diese Maßnahmen haben 
zum Ziel, die Schadstoffbelastung in der Luft mit 
Priorität zu reduzieren. Meine Damen und Herren, 
das macht insgesamt einen Sinn und führt zum 
Erfolg. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Schmidbauer, Ihr 
Versuch, nachzuweisen, was Sie alles Tolles ge-
macht hätten und daß Sie ein geschlossenes Kon-
zept hätten, kann nicht gelingen. Zumindest müß-
ten Sie aus diesem Positivkatalog Ihren eigenen 
Antrag „Unsere Verantwortung für die Umwelt" 
vom 9. Februar 1984 ausklammern. 

(Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Dort steht zum Beispiel — hören Sie gut zu! —, daß 
„sicherzustellen" sei, daß ab 1. Januar 1986 nur noch 
Kraftfahrzeuge neu zugelassen werden, die zu 90 % 
abgasentgiftet sind. Was wird denn daraus? Nichts 
wird daraus! 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das geht viel 
schneller, Frau Hartenstein, ab Juli 1985!) 

Herr Schmidbauer, ich meine, Sie müssen Ihren 
eigenen Antrag schlicht umbenennen. Statt „Unsere 
Verantwortung für die Umwelt" muß es heißen: 
„Unsere Versäumnisse für die Umwelt". 

(Beifall bei der SPD — Fellner [CDU/CSU]: 
Eure Versäumnisse!) 

Das kommt der Wahrheit näher. 

Es besteht kein Zweifel darüber, daß das, was bis 
jetzt geschehen ist, nicht reicht. Als wir im Früh-
jahr 1983 unser Notprogramm gegen das Waldster-
ben vorlegten, waren 8 % der Waldfläche krank. 
Heute sind es bundesweit 50%. Im Schwarzwald 
sind zwei von drei Bäumen geschädigt. Wer an der 
Hornisgrinde oder an anderen stark exponierten 
Kammlagen spazierengeht, der kann die nackten 
Baumgerippe flächenweit in den Himmel ragen se-
hen. Meine Damen und Herren, wenn es noch eines 
Beweises für die Dringlichkeit unseres Notpro-
gramms bedurft hätte, dann hat ihn die Entwick-
lung erbracht — leider. 
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Frau Dr. Hartenstein 
Aber die Regierung glaubt immer noch, vor der 

schrecklichen Realität die Augen verschließen zu 
können. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Das ist nicht nur bedauerlich, sondern nahezu un-
begreiflich. Sie zieht mit dem Motto durch die Lan-
de: Vor Panikmache wird gewarnt! So die Bundes-
minister Kiechle und Zimmermann, neuerdings 
auch der bayerische Ministerpräsident. 

(Eigen [CDU/CSU]: Die tun aber doch et-
was für den Wald! Sie haben nichts getan, 

als Sie an der Regierung waren!) 

66 % Schadfläche in Baden-Württemberg, 57 % in 
Bayern, 42% in Nordrhein-Westfalen, Hessen und 
Rheinland-Pfalz! Ist denn das noch nicht genug? 

Zitat aus Ihrem Regierungsbericht: 

Besonders stark geschädigt sind beispielsweise 
die ostbayerischen Grenzgebirge, das Alpen-
land, der Schwarzwald, das Weserbergland, der 
Harz, aber auch das Neckarland, die Rhein-
Main-Ebene, der niedersächsische Küsten-
raum, die westfälische Bucht und das Nieder-
rheingebiet. 

Ich frage: Was bleibt denn da noch übrig? 

Nein, es braucht nicht der Panikmache. Die Not-
lage ist da. Sehen Sie das doch ein! Es nützt nichts, 
die Dinge schöner machen zu wollen, als sie sind. 
Nehmen Sie die nüchterne Wahrheit zur Kenntnis! 
Hören Sie auf zu verharmlosen! Hören Sie auf, un-
begründeten Optimismus zu verbreiten! 

Es klingt beinahe wie Hohn, wenn Minister 
Kiechle treuherzig versichert, man werde garan-
tiert wieder aufforsten, man werde in 30 bis 40 Jah-
ren wieder einen Wald haben, zwar einen jüngeren, 
aber man werde wieder Wald haben. Sind Sie denn 
sicher, ob die Böden mitmachen, die um so schwe-
rer betroffen werden, je länger die Schadstoffbela-
stung fortdauert? Forstleute sagen uns, daß heute 
bereits die Jungpflanzen nicht mehr hochkommen. 

Es führt übrigens ebenfalls nicht weiter, immer 
darüber zu hadern, was gewesen ist und was nicht 
gewesen ist. Von diesem Platz aus wurde mehrfach 
von Vertretern meiner Fraktion deutlich gesagt, 
daß in den 70er Jahren zwar viel, aber nicht genug 
geschehen ist und daß kein Grund zur Selbstge-
rechtigkeit bestehe. 

Aber ich frage auch Sie: Gab es einen einzigen 
Antrag der damaligen Opposition, der strengere 
Auflagen zur Luftreinhaltung gefordert hätte? Es 
gab ihn nicht. Wenn heute Unionsministerpräsiden-
ten wie Herr Späth stolz darauf verweisen, daß die 
SO2 -Belastung zwischen 1974 und 1982 um 600 000 t 
zurückgegangen sei, dann kam dies ja nicht von 
ungefähr. Es kam u. a. deshalb, weil die soziallibe-
rale Regierung per Verordnung den Schwefelgehalt 
im leichten Heizöl und Dieselkraftstoff auf die 
Hälfte reduziert hat und weil wir eine konsequente 
Energiesparpolitik betrieben haben — was Sie 
nicht tun. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ein drittes ist in der heutigen Situation nicht zu-
lässig, nämlich das ständige Lavieren und Verzö-
gern, das schon ein Markenzeichen Ihrer Regierung 
geworden ist, nach der Art der Echternacher 
Springprozession: Zwei Schritte vor und einer zu-
rück. Manchmal geht es auch zwei Schritte zurück. 
Beispiel: Buschhaus. Sie lassen Buschhaus in Be-
trieb gehen und haben sich damit gegen den Wald 
entschieden. Sie sind von dem Termin 1. Januar 
1986 für das Katalysatorauto abgerückt und haben 
damit gegen den Wald entschieden. Sie sind nicht 
bereit, ein Tempolimit einzuführen, und entschei-
den damit wiederum gegen den Wald. 
Nun werden Sie sagen: Aber wir wollen doch — 

vielleicht! — ein Tempolimit irgendwann im näch-
sten Jahr einführen. Dem ist erstens entgegenzu-
halten: Jeder Tag, an dem die hohe Luftbelastung 
fortdauert, bedroht weitere Millionen Bäume. Zwei-
tens wäre ein Tempolimit das einzige Mittel, das 
a) sofort wirksam ist und b) nichts kostet. Im Au-
genblick heißt die Überschrift zu diesem Spiel ein-
fach „Chaos". 

(Zurufe von der CDU/CSU — Cronenberg 
[Arnsberg] [FDP]: Fahren Sie doch 100 

km!) 

— Das tue ich auch, Herr Cronenberg. 

Herr Biedenkopf sagt: Ja, es muß sein. Herr 
Strauß hat genug von dem „Gesabbel" über Tempo-
beschränkungen. Herr Bangemann sagt: Nein, mit 
der FDP nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Spranger sagt: Bestenfalls als flankierende 
Maßnahme. Der Verkehrsminister sagt nein. Herr 
Staatssekretär Gallus sagt ja. Was ist nun richtig? 
Ergebnis: Totale Verunsicherung bei den Bürgern 

und den Autokäufern. Und der Wald bleibt in Atem-
not. 

Vizepräsident Wurbs: Frau Abgeordnete, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Gallus? 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Nein, aus Zeitgründen 
nicht. Es tut mir leid. 

Vizepräsident Wurbs: Gilt das generell, Frau Abge-
ordnete? 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Generell, ja. 
Nur Geradlinigkeit, meine Damen und Herren, 

Konsequenz und klare Entscheidungen können hel-
fen, nicht allein dem Wald, sondern auch der Wirt-
schaft, weil sie dann weiß, woran sie ist. Wir brau-
chen das abgasentgiftete Auto, wir brauchen die be-
schleunigte Sanierung der Altanlagen. Wir brau-
chen die Senkung der zulässigen Immissionsgrenz-
werte. Wenn wir verheerende Folgen für unsere 
ökologischen Lebensgrundlagen — Wasserhaus-
halt, Klima, Tierwelt — und auch für den ökonomi-
schen Bereich — Fremdenverkehr, Holz- und Forst-
wirtschaft — noch verhindern wollen, muß die Ma-
xime lauten: Handeln und nochmals Handeln! Ich 
glaube, darin wenigstens sind wir uns einig. 

(Gallus [FDP]: Freiwillig!) 
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Frau Dr. Hartenstein 
Nicht spekulieren, nicht Ausflüchte suchen, auch 
nicht eine Sonderbriefmarke erfinden; solche sym-
bolischen Handlungen retten den Wald nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Innenminister hat vor einem Jahr gesagt: 
„Der Patient Wald ist krank." In seinem Manuskript 
stand: „todkrank". „Forschen kann Handeln nicht 
ersetzen." Einverstanden, aber was wir jetzt nach 
einem Jahr in der Hand haben, ist nur eine Latte 
ungehaltener Versprechen. 

Im übrigen funktioniert auch die Methode Späth 
nicht mehr, meine Damen und Herren. Herr Späth 
hat in seiner bebenden Art eine neue Variante ge-
funden, um den noch nicht vernarbten Einbruch 
beim Katalysatorauto zu überdecken. Jetzt sollen 
Altautos umgerüstet werden. Er rechnet mit 7 Mil-
lionen bis 1987. Dabei soll exakt die Menge an Stick-
oxiden eingespart werden, wie sie auch durch ein 
Tempolimit vermieden würde. Also: Abgasrückfüh-
rung statt Tempolimit? — Nein, beides! Der neue 
Späth-Einfall ist keine Alternative zum Tempolimit. 
Jeder Vorschlag zu einer zusätzlichen Verringerung 
der Luftverschmutzung ist willkommen, sofern er 
ernstgemeint ist, sofern er praktikabel ist und nicht 
nur auf den nächsten Wahltag zielt. 

Meine Damen und Herren, was wir wirklich brau-
chen, sind nicht mehr oder weniger aus dem Hut 
gezauberte Einzelideen, sondern ist ein schlüssiges 
Gesamtkonzept, ein Rettungsplan für den Wald. 
Das läßt sich erreichen — aber nur dann, wenn alle 
zu einer gemeinsamen nationalen Anstrengung be-
reit sind. 

Der Vorsitzende meiner Fraktion hat daher be-
reits im August in einem Brief an den Herrn Bun-
deskanzler vorgeschlagen, interfraktionelle Gesprä-
che mit dem Ziel zu führen, zu einem einvernehm-
lich zu beschließenden Maßnahmenpaket zu kom-
men, um dem rapiden Waldsterben Einhalt zu ge-
bieten. Für dieses Maßnahmepaket bietet unser 
Notprogramm eine gute Grundlage, ebenso übri-
gens, Herr Schmidbauer, wie Ihr Antrag vom 9. Fe-
bruar 1984, wenn Sie ihn ernstnehmen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Immer!) 

Mehr als 75 % der Bürger sind dafür, daß alles 
getan wird, um unsere Wälder zu erhalten. Und sie 
sind auch bereit, dafür Opfer zu bringen. Jetzt muß 
das Parlament die Dinge selber in die Hand neh-
men. Außergewöhnliche Notlagen erfordern außer-
gewöhnliche Schritte. Ich bin überzeugt, meine Da-
men und Herren: Es gibt auch in diesem Hause eine 
Mehrheit, die die Rettung des Waldes will. Deshalb 
ist meine Aufforderung: Bilden wir eine Wald-in-
Not-Koalition! 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD — Schmidbauer 
[CDU/CSU]: Gut für die Presse, aber nicht 

für den Wald!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Aktuellen Stunde vorige Woche  

habe ich versucht, die Diskussion zur Waldscha-
densproblematik etwas zu versachlichen. Dies ist 
leider offentlichtlich nur teilweise oder überhaupt 
nicht gelungen, Herr Ehmke. 

(Dr. Blens [CDU/CSU]: Bei der SPD gelingt 
Ihnen das nie!) 

Ich habe ausdrücklich einen Unterschied zwischen 
Primärschäden — auf Grund von Trockenheit und 
Luftschadstoffen — und Sekundärschäden — auf 
Grund von Pilzen und Borkenkäfern — gemacht. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Was soll denn 
diese Unterscheidung bringen?) 

Sie haben das heute wieder alles durcheinanderge-
worfen. 

Es ist immer dasselbe: Wenn man das Volk mit 
Zahlen und Horrorvisionen aufschrecken will, ha-
ben fachliche und wissenschaftliche Argumente 
überhaupt keinen Platz mehr. 

(Beifall bei der FDP) 

Es bleibt aber dabei, daß der Wald in großem 
Umfange unter Streßfaktoren leidet — ich wieder-
hole es — und daß Nadelhölzer auf Grund ihrer 
Morphologie, auf Grund ihres Aufbaues, nicht in 
dem Maße regenerationsfähig sind wie Laubbäume. 
Da wir die großen klimatischen Schwankungen 
nicht ändern können, müssen wir allmählich die 
Quellen der Faktoren verstopfen, die gemeinsam 
und für sich allein den Bäumen Schaden zufügen 
und den Boden versauern. Zur Eindämmung und 
Abwehr dieser Schadstoffverfrachtungen hat die 
Bundesregierung eine ganze Reihe von Maßnah-
men getroffen und gesetzliche Bestimmungen er-
lassen. 

Es wurde hier darauf hingewiesen: Noch nie hat 
eine Bundesregierung in verhältnismäßig so kurzer 
Zeit so viele Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umwelt eingeleitet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Im Gegensatz zur Opposition muß die Regierung 
aber auch alle Folgen solcher Maßnahmen abwä-
gen. Daß dies auch in der SPD so gesehen wird, 
kann man an den eklatanten Widersprüchen zwi-
schen den Forderungen in den vorliegenden Anträ-
gen und der Wirklichkeit in Nordrhein-Westfalen 
erkennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der größte Bremser gegen wirkungsvolle Maßnah-
men im Bereich der SO2 -Emissionen — Schwefel-
dioxid — sitzt in Düsseldorf und heißt Johannes 
Rau. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Ihm haben wir es zu verdanken, Herr Duve, daß von 
den größten Verschmutzern, nämlich von den 
Kraftwerken und Industrieanlagen, kaum noch die 
Rede war, sondern daß nur noch der deutsche Auto-
fahrer herhalten muß. 

(Duve [SPD]: Das ist doch nicht die Mög

-

lichkeit! Wer hat denn dem Bundeskanzler 
einen Brief geschrieben?) 
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Welche Gesetze und Verordnungen im einzelnen 

erlassen wurden und wie sie greifen, wurde hier 
mehrfach betont. Herr Staatssekretär Spranger 
wird darauf noch eingehen und auch auf Sie noch 
weiter antworten. Bis 1988 wird bereits eine Halbie-
rung des Gesamtausstoßes von SO 2  und NOX erwar-
tet. 

(Duve [SPD]: Eine Halbierung der CDU- 
Regierung, das wäre in Ordnung!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wol-
fram? 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Wolfram, bitte. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Kollege, 
wollen Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß das 
Land Nordrhein-Westfalen als erstes am weitestge-
henden und am umfangreichsten für saubere Kraft-
werke gesorgt hat? 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Wolfram, darauf will ich 
Ihnen einmal etwas sagen. In der sozialliberalen 
Koalition haben wir für saubere Luft in Nordrhein-
Westfalen gesorgt; Anfang der 70er Jahre durch die 
erste TA Luft. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Den 
blauen Himmel haben Sie erfunden?) 

— Nein, nein, ich glaube, es ist egal, wer es war. 
Jedenfalls war das ein Erfolg. 
Aber jetzt will ich Ihnen einmal etwas dazu sa-

gen. Dadurch, da wir diese Filteranlagen eingebaut 
und den Ruß und die Schwerstoffe abgefiltert ha-
ben, haben wir alle positiv geladenen Bestandteile 
abgefiltert, an denen auch negativ geladene angela-
gert waren; seit der Zeit sind nur noch die negativ 
geladenen hinausgestoßen worden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das hat 
mit Rau nichts zu tun!) 

Herr Wolfram, damit will ich genau sagen — Sie 
unterstützen mich —, daß jede Maßnahme auf ihre 
endgültigen Folgen geprüft werden muß. Das kann 
man mit den Vorlagen, die Sie hier gemacht haben, 
eben nicht tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Wolfram? 

Dr. Rumpf (FDP): Ich hätte gerne gewußt, ob Herr 
Wolfram in seiner Stadt Recklinghausen dafür ge-
sorgt hat, daß er von den RWE keine Aktienein-
künfte mehr bekommt und statt dessen das Geld 
für seinen Wald ausgibt. 

(Beifall bei der FDP) 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Kollege, 
wollen Sie dann bitte zur Kenntnis nehmen, daß die 
Stadt Recklinghausen weitestgehend mit der um-
weltfreundlichen Fernwärme versorgt ist, daß die 

Stadt Recklinghausen seit zwölf Jahren einen Um-
weltschutzausschuß hat, daß sie aktiv Waldschäden 
in Stadtforsten bekämpft hat. Aber meine Frage an 
Sie war: Ist das, was Sie jetzt als Folge der Entstau-
bungstechnologie kritisieren, nicht etwas, was wir 
seinerzeit alle von Experten zur Kenntnis genom-
men und übernommen haben, und haben wir nicht 
erst später erkannt, daß sich diese Sekundäreffekte, 
die Sie ansprechen, ergeben? Das können Sie doch 
nicht dem Ministerpräsidenten Rau unterstellen! 

Dr. Rumpf (FDP): Nein, ich habe doch nur auf Ihre 
Frage geantwortet und wollte damit sagen, daß Ihre 
Vorlagen, die Sie gemacht haben, genausowenig das 
Ende absehen können wie wir es leider damals ge-
sehen haben. Wir haben es doch alle gut gemeint. 

(Duve [SPD]: Das einzige, was man abse

-

hen kann, ist das Ende der FDP!) 

Die FDP begrüßt auch, daß man sich im Kabinett 
jetzt für jährliche Abgaskontrollen beim Kfz ent-
schieden hat. Leider sind da nicht alle Fraktionen 
der gleichen Meinung. Auch dies führt zu wesent-
lich verbesserten Werten. Dabei wurde nicht ein 
neues TÜV-Monopol geschaffen. 

Meines Wissens, Frau Hartenstein, gibt es übri-
gens auch keinen Antrag der Opposition, das abgas-
arme Auto nicht erst am 1. Januar 1986, sondern 
schon ab 1. Juli 1985 einzuführen. Dies ist aber die 
Vorlage, die von der Bundesregierung beschlossen 
wurde; denn die Verbraucher, die bis zum 1. Juli 
1985 einen abgasarmen Wagen fahren, bekommen 
dafür bis zu 3 000 DM Steuerersparnis. 

(Duve [SPD]: Das ist die Einführung, ja?) 

— Das kann doch dann durch marktwirtschaftliche 
Maßnahmen ganz schnell geschehen. — Unser 
Staatssekretär Gallus fährt heute schon freiwillig 
100 und läßt sich von jedem Lastwagen überholen. 

(Beifall bei der FDP) 

Besonders großen Wert legen wir auf die Bemü-
hungen von Bundesinnenminister Zimmermann 
und Bundeswirtschaftsminister Bangemann, für 
unsere fortschrittlichen Vorstellungen auch bei den 
Nachbarn zu werben. Meine Damen und Herren, 
dies bereitet — das sehen Sie doch — die größten 
Schwierigkeiten. Aber man kann auch hier in eini-
gen Gremien schon einen Umwandlungs-, einen 
Umdenkungs-, einen Sensibilisierungsprozeß fest-
stellen; das läßt hoffen. 

Was die Abschaltung alter Kraftwerke in Frank-
reich, hauptsächlich in Lothringen, anlangt — si-
cher eine der bedeutendsten Schadstoffquellen für 
den Schwarzwald —, so signalisieren uns die Fran-
zosen heute schon, daß die alten Dinger bis 1988 alle 
stillgelegt werden. Strom aus Frankreich ist dann 
Strom aus Kernenergie. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört! Das ist sehr inter

-

essant! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Grüner und auch andere bei uns haben deut-
lich darauf hingewiesen. 

Die Koalition hat sich inzwischen auf eine Novel-
lierung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes geei- 
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nigt, insbesondere im Hinblick auf eine Abschwä-
chung des Bestandsschutzes. 

Und dann hätte ich noch ein Wort zu den GRÜ-
NEN zu sagen: Ich will Ihnen einmal einen guten 
Rat geben: Gehen Sie doch einmal mit gutem Bei-
spiel voran! Das Zusammenkarren von Demon-
stranten an Wochenenden für alle möglichen De-
monstrationen verpestet die Luft und schädigt den 
Wald mindestens genauso wie der Verzicht auf ein 
Tempolimit. Bleiben Sie doch sonntags zu Hause, 
fahren Sie doch gar nicht! Das ist doch viel besser, 
als wenn Sie langsam fahren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die FDP wird in dieser 
Koalition und in dieser Regierung konsequent und 
zielstrebig weiter daran arbeiten 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— also, Herr Duve, Ihre Zwischenrufe habe ich mir 
im Protokoll einmal angesehen; die waren alle sehr 
primitiv, sehr primitiv —, 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr richtig, so wie er! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

daß durch eine Vielzahl von aufeinander abge-
stimmten Maßnahmen Umweltschutz mit Augen-
maß betrieben wird und daß unser ökologisches Ak-
tionsprogramm für die 80er Jahre bis zum Ende die-
ses Jahrzehnts weitgehend umgesetzt ist, und das 
nützt auch dem Wald. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Parlamen-
tarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der „Frankfurter Rundschau" vom 5. Ok-
tober hat Herr Ehmke, ich zitiere, gesagt, „daß wir 
in der Tat wenige Leute in der Fraktion haben, die 
sich im Umweltbereich auskennen und für den Um-
weltschutz engagieren". Herr Ehmke, nach Ihrer 
Rede wird diese Zahl nahe Null anzusiedeln sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Wenn Sie heute herkommen und Gutachten zitie-
ren, aus denen sich als neue Erkenntnis für Sie 
ergibt, daß die Luftverschmutzung eine wichtige 
Ursache für die Waldschäden sei, dann ist das nicht 
nur ein alter Hut, sondern auch eine Sache, hin-
sichtlich der die Bundesregierung seit zwei Jahren, 
seit sie im Amt ist, mit allen technischen und orga-
nisatorischen Möglichkeiten etwas tut. Es ist na-
hezu nicht zu begreifen, wie Sie meinen, heute mit 
diesen Analysen etwas Neues bieten zu können. 

(Beifall des Abg. Carstensen [Nordstrand] 
[CDU/CSU]) 

Liebe Frau Kollegin Hartenstein, Sie haben mich 
mit dem Thema Tempolimit direkt angesprochen. 
Man kann darüber diskutieren, und der Großver-

such, der feststellen soll, was da an Möglichkeiten 
im Bereich des Umweltschutzes herauszuholen ist, 
ist in Auftrag gegeben. Was mich in der jetzigen 
Diskussion allerdings stört, ist das unheimliche 
Maß an Heuchelei, mit der die Befürworter des 
Tempolimits auftreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Ehmke? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Nein. 

Vizepräsident Wurbs: Gilt das generell, Herr 
Staatssekretär? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Das gilt generell. 

Da gibt es einen Ministerpräsidenten Börner, der 
seinen Landeskindern vorschreiben will, daß sie 
nur noch 100 km/h fahren sollen. Und dieser Mini-
sterpräsident wird dann von Zeitungsreportern bei 
170 oder 190 km/h auf der Autobahn erwischt. Was 
müssen sich dann die Leute denken, denen man ein 
Tempolimit zumutet? 

Im übrigen: Auf 96 % aller deutschen Straßen be-
steht Tempolimit. Daran können sich alle halten, 
freiwillig ohne ein zusätzliches Gesetz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, auf den restlichen 4 % 
ist niemand gezwungen mehr als 100 km/h zu fah-
ren. Da gibt es keine Auflage, kein Gebot. 

(Abg. Frau Dr. Hartenstein [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich mache eine Ausnahme für die Frau Kollegin 
Hartenstein. Bitte sehr. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß sich auf den restlichen 4 % 
Straßen, von denen Sie gerade sprechen, auf denen 
kein Tempolimit besteht, 26 % des Fahrverkehrs ab-
wickeln und 45 % der Stickoxide ausgestoßen wer-
den? 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Hirsch [FDP]) 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Frau Kollegin Hartenstein, Sie wis-
sen genau — nicht nur auf Grund des Hearings des 
Innenausschusses, sondern auch auf Grund des 
Hearings der CDU-Fraktion im baden-württember-
gischen Landtag —, daß diese Zahlen von vielen Ex-
perten nach oben oder nach unten korrigiert wer-
den. Die Aufgabe dieses Großversuchs, den wir ma-
chen, ist es j a gerade, die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse zu gewinnen, wie es tatsächlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Verheyen 
[Bielefeld] [GRÜNE]: Sie nehmen immer 
die Experten, von deren Gutachten Sie sich 

ein günstiges Ergebnis erhoffen!) 
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Deswegen kann ich Sie nur bitten, uns bei der 
Durchführung dieses Versuchs mit vernünftigen 
Vorschlägen zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie, Frau Kollegin Hartenstein, zum Ab-
schluß Ihrer Rede fordern, man müßte eine Wald-
in-Not-Koalition gründen, so ist das eine schöne 
Formel und klingt prima. Nur, die Situation, die 
schwere Notlage, die Sie beschrieben haben, hätten 
wir nicht, wenn die frühere Bundesregierung recht-
zeitig gehandelt hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es hat nun gar keinen Sinn, der Bundesregierung 
ständig vorzuhalten, sie habe nichts getan, obwohl 
Sie genau wissen, daß sie unendlich mehr als die 
frühere Bundesregierung gemacht hat und daß wir 
alles, was wissenschaftlich greifbar ist, umgesetzt 
haben. 

Ich bin davon ausgegangen, daß das j a allgemein 
bekannt ist. Aber der Kollege Rumpf hat mich gebe-
ten — und ich greife das gerne auf —, noch einmal 
kurz zu bilanzieren, was in diesen zwei Jahren na-
tional und international geschehen ist, und auch zu 
zeigen, was erreicht worden ist oder erreicht wird. 

Die GroßfeuerungsanlagenVerordnung wird 
dazu führen, daß nach neuesten Berechnungen die 
SO2-Emissionen von 2,1 Millionen t bis 1988 um 
1 Million t reduziert, also fast halbiert werden. Au-
ßerdem kommt es zu einer drastischen Verringe-
rung auch der NOX-Emissionen von bisher 1 Mil-
lion t auf 300 000 t. 

Die neuen Emissionsvorschriften im Bereich der 
TA Luft erfassen die gesamte Industrie. Die Emis-
sionswerte dieser Feuerungsanlagen werden hal-
biert, die Schwermetallwerte zum Teil auf ein Hun-
dertstel herabgesetzt. Diese Novellierung bringt 
eine erhebliche Verschärfung dieser Emissionswer-
te. Der Referentenentwurf dieser TA Luft liegt ja 
bereits vor, wie Sie wissen. Er wird mit den beteilig-
ten Kreisen intensiv erörtert. Wir gehen davon aus, 
daß nach der TA Luft Teil 2 die TA Luft Teil 3 im 
Frühjahr 1985 in Kraft tritt. 

Vor kurzem hat die Bundesregierung zur Verrin-
gerung der SO2 -Emissionen aus privaten Haushal-
ten die Halbierung des Schwefelgehalts im leichten 
Heizöl von 0,3 Gewichtsprozent auf 0,15 Gewichts-
prozent im Kabinett verabschiedet. Die SO 2 -Emis-
sionen werden dabei um 140 000 t verringert wer-
den. Wir haben uns auch bemüht, das entspre-
chende Verfahren in den EG-Richtlinien umzuset-
zen. 

Im Februar 1984 hat der Innenminister zur Ver-
besserung der Vollzugsinstrumente bei der Durch-
setzung der Emissionsschutzanforderungen den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes -
Immissionsschutzgesetzes vorgelegt. Das hat sich 
mit einer Initiative im Bundesrat überschnitten, der 
im Mai zwei Gesetzentwürfe vorgelegt hat. Die 
Bundesregierung hat, gerade um zur Beschleuni-
gung dieses Verfahrens beizutragen, ihre eigene In-
itiative in die Bundesratsinitiative und die entspre-
chenden Beratungen eingebracht. 

Nun zum Kraftfahrzeug ein kurzes Wort. Auch 
hierzu sind Ihnen im Grunde die Beschlüsse be-
kannt. Es ist Tatsache, daß es Beschlüsse sind, die 
uns in Europa weit an der Spitze sehen. Sie haben 
die Gespräche und die Stellungnahmen der ande-
ren Länder ja mitverfolgen können. Ich sage noch 
einmal: Das Datum 1. Januar 1986 ist sogar vorgezo-
gen worden. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich bitte, das endlich mal zur Kenntnis zu nehmen. 
Ab dem 1. Juli 1985 besteht die Möglichkeit, bei 
enormen finanziellen Kaufanreizen dieses Auto zu 
kaufen. Ich kann allen, die sich so engagiert für den 
1. Januar 1986 einsetzen, nur die Anregung geben, 
bereits ab 1. Juli 1985 die großen finanziellen Chan-
cen zu nutzen, die ihnen die Bundesregierung beim 
Kauf eines umweltfreundlichen Autos angeboten 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und längst, schon seit Monaten, ist das Thema 
„Nachrüstung von Altfahrzeugen" für uns nicht nur 
ein wichtiges Thema, sondern wir haben die techni-
schen Vorbereitungen getroffen. Es ist eine ganz 
zentrale Aufgabe, hier die Möglichkeiten zu suchen, 
möglichst schnell möglichst viel vom Altbestand der 
Kraftfahrzeuge technisch machbar und wirtschaft-
lich vernünftig umzurüsten. 

Wir haben uns bemüht, das auch international 
voranzubringen: bei der Münchener Umweltkonfe-
renz, in Ottawa, bei der ECE in Genf, in Brüssel. 
Das ist von dem Kollegen Rumpf und dem Kollegen 
Schmidbauer schon angeschnitten worden. In die-
ser Woche hat der Innenminister die drei Haupt-
städte in Frankreich, Italien, Großbritannien be-
sucht, und wer ein bißchen Ahnung hat, weiß, wie 
schwierig die Gespräche bei der ganz anderen Auf-
fassung dieser Regierungen sind. Diese Gespräche 
haben im wesentlichen ergeben, daß Frankreich 
entsprechend dem Bedarf bereits vor 1989 einige 
hundert bleifreie Tankstellen für den grenzüber-
schreitenden Verkehr anbieten will. Ich betone: ent-
sprechend dem Bedarf. Es liegt also sehr daran, wie 
diese Tankstellen in Anspruch genommen werden, 
insbesondere an den Hauptverkehrsstrecken und in 
den Ferienorten. Für Autos über 2 Liter Hubraum 
akzeptiert Frankreich nun den Drei-Wege-Kataly-
sator mit seinen drastischen Schadstoffreduzierun-
gen ab 1989. Frankreich unterstützt auch den deut-
schen Vorstoß in der EG zur Halbierung des Schwe-
felgehalts bei leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff. 
Großbritannien teilt mit, daß die britische Mineral-
ölindustrie ebenfalls vor 1989 bleifreies Benzin an-
bieten wird. Italien sagt dies ebenfalls zu, späte-
stens für 1987. 

Das heißt also, der Kraftfahrzeugverkehr in Eu-
ropa kommt nicht zum Stillstand, wie viele befürch-
tet haben. Er wird auch unter Berücksichtigung der 
weit vorangestellten Termine der Bundesregierung 
zukünftig in Europa mit bleifreiem Benzin fahren 
können. Das sind wichtige Schritte, die hier in den 
Verhandlungen erreicht werden und die hoffentlich 
dann auch bei dem EG-Umweltrat am 6. Dezember 
zu weiteren Ergebnissen führen. 
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Meine Damen und Herren, ich nannte einige So-

fortmaßnahmen. Das Thema Tempolimit kann be-
reits heute von jedem einzelnen entschieden wer-
den. Aber alle Maßnahmen können natürlich nicht 
über Nacht wirken. Was jahrelang versäumt wor-
den ist, kann nicht kurzfristig beseitigt werden. Wir 
können deshalb auch realistischerweise in der Zu-
kunft eine Zunahme von Waldschäden nicht aus-
schließen, obwohl wir jetzt bereits, beispielsweise in 
Bayern, im Fichtelgebirge, feststellen können, daß 
es schon Verbesserungen gegeben hat, daß sich 
Tausende von Hektar bereits wieder revitalisiert 
haben, daß also bereits ein gewisser Umkehrungs-
prozeß stattgefunden hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das muß man auch einmal zur Kenntnis nehmen. 

Bei der Situation, die wir heute haben, und bei 
den Entscheidungen, die die Bundesregierung ge-
troffen hat, besteht keinerlei Anlaß, irgendwelche 
Katastrophenstimmung zu verbreiten oder daraus 
abzuleiten. Wer das tut, zeigt, daß er zur Problembe-
wältigung entweder nicht fähig oder nicht willig ist. 
Es mag für bestimmte politische Grüppchen inter-
essant sein, Angst und Panik hier anzukochen, der 
Umwelt und dem Wald dient dies jedenfalls mit 
Sicherheit nicht. Es führen auch keine Vorschläge 
weiter, wie sie heute, insbesondere aus dem Bereich 
der GRÜNEN, unterbreitet wurden. 

Wir haben die uns möglichen Maßnahmen zur 
Verringerung der Luftverunreinigung eingeleitet. 
Beim SO2 , beim NOX wird dies zu einer Reduzierung 
der jährlichen Schadstoffemissionen von deutlich 
mehr als 50 % führen, und das wird die Lebensbe-
dingungen für unseren Wald bereits in den näch-
sten Jahren nachhaltig verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Ehmke (Ettlin-
gen) das Wort zu einer Erklärung nach § 30 unserer 
Geschäftsordnung. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin soeben direkt 
von dem Kollegen Schmidbauer angesprochen wor-
den. Herr Schmidbauer hat vorgetragen, daß die 
GRÜNEN in ihrem Antrag Kfz-Abgasgrenzwerte 
vorgetragen hätten, die um das Vierfache höher als 
das lägen, was die Regierung oder die Koalition vor-
geschlagen hätten. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das ist ein Irr-
tum!) 

Ich möchte hier nur zur Richtigstellung folgendes 
erklären und auf folgendes hinweisen. In dem Be-
richt des Innenausschusses, der Ihnen vorliegt, sind 
die Grenzwerte auf Seite 3 so dargestellt, wie wir 
sie im letzten Stand vorschlagen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das ist doch 
falsch!) 

Das sind Abgasgrenzwerte nach den USA-Grenz-
werten: Stickoxyde 0,62 Gramm pro Kilometer, 

Kohlenwasserstoffe 0,25 Gramm pro Kilometer und 
Kohlenmonoxid 2,1 Gramm pro Kilometer. Ich sage 
das nur, damit es ein für allemal deutlich ist, daß 
wir mit unseren Grenzwerten jetzt bedeutend tiefer 
als das liegen, was wir im ersten Antrag dargestellt 
haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Schmid

-

bauer [CDU/CSU] meldet sich zu Wort) 

Vizepräsident Wurbs: Wollen Sie eine Erklärung 
abgeben? 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Ja!) 

Die Aussprache ist geschlossen. Wenn Sie das Wort 
haben wollen, müssen Sie eine Erklärung abgeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So eine persönli

-

che Erklärung wie Dr. Ehmke!) 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident, es geht 
nur um eine Richtigstellung. Eine solche wurde j a 
auch eben vorgenommen. In der gleichen Weise 
möchte ich jetzt die Dinge korrigieren, um die 
Sache richtigzustellen. 

Die GRÜNEN hatten einen Antrag eingebracht 
und hatten Richtlinien für Abgasgrenzwerte aufge-
stellt, die schwächer waren als die Richtlinien der 
Bundesregierung. Das entnehmen Sie bitte der 
Bundestagsdrucksache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
wir kommen zur Abstimmung über den Punkt 8 der 
Tagesordnung. Wer der Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses auf Drucksache 10/2165 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen! — Enthaltungen? — Das 
erste war die Mehrheit. Die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses ist angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über den Punkt 9 der Ta-
gesordnung ab. Wer der Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses auf Drucksache 10/2166 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Zusatz-
punkt 2 zur Abstimmung auf. Ich lasse zuerst über 
den Änderungsantrag auf Drucksache 10/2192 ab-
stimmen. Die Fraktion der GRÜNEN hat zu ihrem 
Änderungsantrag Teilung der Frage beantragt. 

Ich rufe deshalb die Ziffer I und von der Ziffer II 
die Absätze 1 und 2 zur Abstimmung auf. Wer die-
sen Änderungen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen! — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr von der Ziffer II des gleichen 
Antrags die Absätze 3, 4 und 5 zur Abstimmung auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenstimmen! — Enthaltungen? 
— Die Änderungen sind abgelehnt. 
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Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-

lung des Ausschusses insgesamt ab. Wer der Be-
schlußempfehlung des Innenausschusses auf 
Drucksache 10/2168 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen! — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe die Punkte 11 
und 12 der Tagesordnung auf. 

11. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Schoppe, Dr. Ehmke (Ettlingen) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Kranke Umwelt — kranke Kinder 
Gesundheitsgefährdung durch Umwelt-, spe-
ziell Luftverschmutzung 
— Drucksachen 10/971, 10/2107 — 

12. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Müller (Düsseldorf), Dr. Hauff, Frau Fuchs 
(Köln), Duve, Frau Dr. Hartenstein, Jaunich, 
Urbaniak, Egert, Frau Schmidt (Nürnberg), 
Frau Dr. Lepsius, Schäfer (Offenburg), Ibrüg-
ger und der Fraktion der SPD 

Saubere Luft und Gesundheitsvorsorge 
— Drucksache 10/2128 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit (federführend) 
Innanausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Zum Punkt 11 der Tagesordnung liegen Ihnen 
zwei Entschließungsanträge der Abgeordneten 
Frau Schoppe, Dr. Ehmke (Ettlingen) und der Frak-
tion der GRÜNEN auf den Drucksachen 10/2134 
und 10/2135 vor. 

Es ist gemeinsame Beratung der Punkte 11 und 
12 der Tagesordnung mit einer Runde vereinbart 
worden. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die allge-
meine Aussprache. 

Das Wort hat Herr Dr. Ehmke (Ettlingen). 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Freundinnen und 
Freunde! Es trifft sich gut, daß wir gleich nach dem 
Waldprogramm und in dieser Zeit, da uns alle der 
schlimme Fortgang des Waldsterbens so besorgt 
macht, unsere Große Anfrage „Kranke Umwelt — 
kranke Kinder" und die Antwort der Bundesregie-
rung darauf debattieren, gibt es doch einige er-
staunliche Parallelen zwischen den Schadflächen-
anteilen in den Wäldern und bestimmten Bron-
chialerkrankungen. So ist zum Beispiel von der 
Uniklinik in Münster festgestellt worden, daß die 
Häufigkeit schwerer Hustenerkrankungen am 
größten in Nordrhein-Westfalen, Baden-Württem-
berg und Bayern ist, in den Ländern mit den größ-

ten Waldschäden, während Schleswig-Holstein und 
das Saarland sowohl bei Husten als auch beim 
Waldsterben am wenigsten betroffen sind. 

Ähnliche Zusammenhänge kann man feststellen, 
wenn man die Schwefeldioxid-Empfindlichkeit von 
Nadelbäumen — — 

(Unruhe)  

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, darf ich Sie kurz unterbrechen. — Meine 
Damen und Herren, ich darf doch darum bitten, 
Platz zu nehmen oder die Gespräche draußen fort-
zusetzen. 

Bitte schön, fahren Sie fort. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Wenn man also 
die Empfindlichkeit von Nadelbäumen, wie sie etwa 
die Internationale Forstforschungsorganisation ge-
messen hat, mit den Schwefeldioxid-Richtwerten 
für die menschliche Gesundheit vergleicht, die von 
Toxikologen, von Medizinern und von der Weltge-
sundheitsorganisation empfohlen werden, kommt 
man zu ähnlichen Feststellungen. Namentlich die 
Fichte und die Tanne haben ähnliche Empfindlich-
keiten gegen Luftschadstoffe wie die Risikogrup-
pen in unserer Gesellschaft. Man kann deshalb mit 
Fug und Recht den Wald als Frühwarnsystem für 
die Schädigung der menschlichen Gesundheit 
durch Luftschadstoffe ansehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Schicksal des jetzt 
absterbenden Waldes ist ein Warnzeichen für die 
uns allen drohenden Gesundheitsschäden. 

Wir haben deshalb schon im April 1983 in unse-
rem Waldrettungsprogramm, das wir eben disku-
tiert haben, zahlreiche Maßnahmen vorgeschlagen, 
die nicht nur dem Wald, sondern auch der Gesund-
heitsvorsorge zugute kommen würden, so z. B. die 
Einführung von Schadstoff- und Wirkungskata-
stern, die nicht nur die Schädigungen von Pflanzen 
und Tieren erfassen müßten, sondern auch epide-
miologische Daueruntersuchungen, Statistiken für 
bestimmte Krankheiten und Messungen z. B. auf 
Blutblei und Blutcadmium, so auch die Senkung der 
TA Luft-Grenzwerte, die Senkung der Kfz-Abgas-
werte, die Einführung einer Schadstoffabgabe und 
vieles andere mehr. Doch unsere Anträge fanden in 
den Ausschüssen keine Unterstützung, weder von 
der Koalition noch von den Oppositionskollegen. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Einige Worte zu den Risikogruppen: Die meisten 
Grenzwerte und Berechnungen in der Umwelttoxi-
kologie richten sich am gesunden Durchschnitts-
menschen mit 70 kg Körpergewicht aus. Wenn nun 
von seiten der Umweltbewegung, der Elterninitiati-
ven usw. das berechtigte Argument kommt, man 
solle die Grenzwerte nicht an diesem kraftstrotzen-
den Durchschnittsmenschen orientieren, der mit 
den Umweltbelastungen noch am besten fertig 
wird, sondern an den Risikogruppen, d. h. an den 
Gliedern der Gesellschaft, die von der wachsenden 
Vergiftung unserer Umwelt am meisten bedroht 
werden, dann hört man oft das Gegenargument: 
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Wie viele sind das denn schon, diese Risikogrup-
pen? Gleich danach kommt dann meistens das be-
kannte Argument, das man ohne Nachdenken von 
den Atomideologen übernommen hat: Müssen wir 
in unserer hochtechnisierten Gesellschaft nicht mit 
einem Restrisiko leben, müssen wir für unseren auf 
Technik gegründeten Wohlstand nicht die Existenz 
von einigen Umweltkranken, Verkehrstoten und 
dergleichen in Kauf nehmen? 

Meine Damen und Herren, aus zwei Gründen 
halte ich dieses Argument für zutiefst unethisch: 
zum ersten deshalb, weil wir tatsächlich die techni-
schen und finanziellen Möglichkeiten hätten oder 
in einer rationalen Umwelt- und Gesundheitsvor-
sorgepolitik entwickeln könnten, die Zahl der Um-
weltkranken und Verkehrstoten, wenn nicht auf 
Null zu bringen, so doch massiv zu senken. Einige 
Vorschläge dazu werde ich nachher nennen. Was 
uns — mit „uns" meine ich die Gemeinschaft unse-
res Volkes — derzeit allein fehlt, ist der mehrheitli-
che politische Wille, begründete Maßnahmen für 
eine Vorsorgepolitik zu ergreifen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Aber das wird sich, so hoffe ich, ändern können und 
wird sich auch ändern müssen. 

Zum zweiten ist der Anteil der Risikogruppen an 
unserer Bevölkerung weit größer als gemeinhin an-
genommen. Dazu einige Zahlen: Erstens. Wir haben 
jährlich 500 000 bis 600 000 Schwangere und Säug-
linge. Zweitens. Wir haben 3,7 Millionen Kinder un-
ter 6 Jahren. Drittens haben wir 6,4 Millionen Er-
wachsene über 70 Jahren. Das heißt, wenn man nur 
diese drei Gruppen betrachtet, gehören schon ca. 
17 % unserer Bevölkerung zu den Risikogruppen. 

Hinzu kommen noch die Kranken. Nach der 
AOK-Statistik 1978 sind jährlich ca. 230 000 Pflicht-
mitglieder wegen typischer Atemwegserkrankun-
gen wie Bronchitis, Emphysem oder Asthma ar-
beitsunfähig. Das ergibt jährlich 3,7 Millionen Tage 
Arbeitsunfähigkeit. 

Nach derselben Statistik gab es 1978 fast 25 000 
Sterbefälle wegen Atemwegserkrankungen und 
fast 150 000 Sterbefälle infolge von Herzerkrankun-
gen, die auch mit Luftverschmutzung zusammen-
hängen. 

Meine Damen und Herren, wie kann man da von 
einem kleinen Restrisiko reden? Allein diese Zah-
len sollten ausreichen, um eine strenge Gesund-
heits- und Umweltvorsorgepolitik zu fordern und 
auch mehrheitsfähig machen zu helfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aus diesem Grunde haben wir einen Entschlie-
ßungsantrag eingebracht, der die Bundesregierung 
auffordert, umgehend die Immissionsgrenzwerte 
für die wichtigsten Luftschadstoffe so zu verschär-
fen, daß eine Gesundheitsgefährdung auch für Risi-
kogruppen ausgeschlossen ist. Diesen Antrag wer-
ten wir und mit uns die zahlreichen Elterninitiati-
ven zugleich als einen Prüfstein für die Handlungs-
bereitschaft des Parlaments in Sachen Atemwegs-
erkrankungen. 

Nun wird von manchen, die es eigentlich besser 
wissen müßten, behauptet, es gebe keinen Zusam-
menhang zwischen Luftverschmutzung und Atem-
wegserkrankungen wie Bronchitis, Asthma, Pseu-
do-Krupp usw. Wenn wir die Antwort der Bundesre-
gierung auf unsere Große Anfrage zur Hand neh-
men, müssen wir ohne Erstaunen feststellen, daß 
auch die Bundesregierung in diesen Chor einfällt. 
Wenn das nicht zu einer für uns alle schädlichen 
Verzögerung bei der Ergreifung notwendiger Maß-
nahmen führte, wäre das nicht weiter ernst zu neh-
men. Es läuft auf denselben sogenannten Experten-
streit hinaus wie beim Tempolimit, wobei es sich im 
Prinzip um einen Streit zwischen Experten auf der 
einen Seite und Interessenverbänden sowie Groß-
kapital mit den von ihnen beeinflußten Politikern 
auf der anderen Seite handelt. 

(Breuer [CDU/CSU]: Das ist doch Demago

-

gie!) 

Fast jeder Mediziner und Toxikologe, der sich 
zielgerichtet und sachgerecht mit umfangreichen 
Immissionsstatistiken und epidemiologischen Da-
ten beschäftigt hat — und wir haben leider noch 
viel zuwenig davon, aber genug, um jetzt zu han-
deln —, stellt einen Zusammenhang zwischen Luft-
verschmutzung und Gesundheit her. Ich erwähne 
nur die Arbeiten von Beckenkamp in Saarbrücken, 
Wemmer in Darmstadt, Haupt in Duisburg, Schlip-
köter in Düsseldorf und viele andere. Hinzu kom-
men die Statistiken des Sozialministeriums in Ba-
den-Württemberg über den Anstieg von Krebs und 
Hautallergien, aus der Schweiz, aus den USA, neu-
erdings auch aus der DDR und aus Polen, die diese 
Zusammenhänge deutlich belegen. Doch dies alles 
reicht Ihnen nicht. Die Koalition und die Bundesre-
gierung verhalten sich ähnlich wie beim Waldster-
ben. Sie wollen warten mit drastischen Maßnah-
men, bis der letzte Beweis gefunden ist. Dies ist für-
wahr keine Vorsorgepolitik. „Vorbeugen ist besser 
als Heilen", das wissen doch auch Sie. 

Meine Damen und Herren, ich würde Ihnen ra-
ten, sich einmal anzuhören, was die CDU in Baden-
Württemberg jetzt kurz vor der Kommunalwahl for-
dert. Ob und wie sie das hinterher halten wird, das 
steht auf einem anderen Blatt. Ich bin jedenfalls 
auf die entsprechenden Bundesratsinitiativen von 
Baden-Württemberg gespannt. Ich zitiere aus einer 
Meldung in den „Badischen Neuesten Nachrichten" 
vom 4. August 1984. Hier steht: 

Ein planmäßiges System zur laufenden Beob-
achtung, Überwachung und Auswertung von 
Umweltbelastungen auf die Gesundheit hat die 
baden-württembergische CDU-Landtagsfrak-
tion gefordert. Ohne ein solches wirkungsvolles 
Frühwarnsystem bleiben alle Anstrengungen 
zu einer verantwortungsbewußten vorsorgen-
den Umweltpolitik Makulatur. 

So der Fraktionsvorsitzende Erwin Teufel. 

Und jetzt halten Sie sich fest, meine Damen und 
Herren von der Koalition: 

Erkrankungen der Atemwege, Pseudo-Krupp 
und Allergien seien nur einige Beispiele für die 
in jüngster Zeit festzustellende Häufung von 
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Erkrankungen, die mit Umweltbelastung in Zu-
sammenhang gebracht würden. 

Das hebt sich — zumindest verbal — positiv ab von 
der Antwort, die Sie von der Bundesregierung uns 
gegeben haben. Doch es wäre j a nicht das erstemal, 
daß manche Länder Sie links und rechts in der 
Umweltpolitik überholen, während Sie in der Mitte 
mit beiden Beinen in den Fettnäpfen stehen. Im 
übrigen ersetzen Schadstoffkataster keine emis-
sionsmindernden Maßnahmen. Ich habe in meiner 
vorigen Rede zum Waldsterben schon meine Zwei-
fel geäußert, ob die baden-württembergische Lan-
desregierung auch nach der Wahl zu Konsequenzen 
bereit ist. 

Es bleibt aber festzuhalten, meine Damen und 
Herren: Nach Meinung meiner Fraktion und zahl-
reicher Mediziner im In- und Ausland ist zwar der 
genaue Anteil der Luftverschmutzung an der Ge-
sundheitsgefährdung mangels versäumter Wir-
kungserhebungen noch nicht sicher abzuschätzen, 
es kommen noch andere Schadfaktoren wie Rau-
chen, Gifte in der Nahrung, Innenraumbelastung 
hinzu. Es reichen aber wie beim Wald alle Indizien 
für die Annahme eines ursächlichen Zusammen-
hangs zwischen Luftverschmutzung und Atem-
wegserkrankungen sowie bestimmten Krebser-
krankungen aus, um eine sofortige Wende hin zu 
einer Umwelt- und Gesundheitsvorsorgepolitik zu 
begründen, die diesen Namen wirklich verdient. 

Welche Maßnahmen sind dafür vordringlich? 
Man darf sich hierbei nicht auf isolierte Einzelmaß-
nahmen beschränken, sondern wir benötigen ein 
durchdachtes umfassendes Gesamtkonzept, wel-
ches meine Fraktion gerade entwickelt. Als Schwer-
punkte muß das Konzept enthalten: 

Erstens. Verschärfung der Grenzwerte und Vor-
schriften im Zuschnitt auf die Gefährdung von Risi-
kogruppen, wie ich das eben schon erwähnte, also 
Verschärfung der TA Luft, der Großfeuerungsanla-
gen-Verordnung, Smog-Alarm-Verordnung usw. 

Zweitens. Abbau des Vollzugsdefizits bei den Um-
welt- und Gesundheitsbehörden. 

Drittens. Verstärkung der Wirkungserhebungen 
im epidemiologischen und ökologischen Bereich, 
z. B. durch einen Ausbau und durch Verschärfung 
der Luftreinhaltepläne. 

Viertens. Voller öffentlicher Zugang zu allen Meß-
werten und Erhebungen, Veröffentlichung von Im-
missionsmessungen. Wir fordern auch lufthygieni-
sche Vorhersagen in den Medien, in den Zeitungen, 
wie das z. B. in den USA gang und gäbe ist. 

Fünftens. Stärkung der Rechte der Betroffenen 
durch Erweiterung der Klagemöglichkeiten, An-
spruch auf Entschädigung, Beweislastumkehr und 
auch durch Komplexhaftung möglicher Verursa-
cher. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
ganz kurz auf die japanischen Erfahrungen verwei-
sen. Gewiß kann man das japanische System nicht 
unbesehen auf Deutschland übertragen. Aber im-
merhin können wir von Japan lernen, daß man 
nicht so tun sollte — wie es die Bundesregierung  

macht —, als ob wirksamere und schnellere Maß-
nahmen als die von ihr beschlossenen gar nicht 
möglich seien oder die Wirtschaft total ruinieren 
würden. Japan ist das augenfällige Gegenbeispiel. 
Dort hat man die Luftverschmutzung in fünf Jah-
ren um sage und schreibe 75% gesenkt. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Trotzdem — vielleicht sollte ich sagen: deshalb — 
floriert die japanische Wirtschaft und erobert sich 
sogar noch zusätzliche Exportmärkte für umwelt-
freundliche Technologien. 

(Werner [CDU/CSU]: An diese Monokau

-

salität glauben nur Sie!) 

Zu diesem letzten Punkt möchte ich noch anmer-
ken, wie deutlich gerade bei diesem Thema die 
Mängel des traditionellen individualbezogenen 
Umweltschadensrechtes und die Nachteile des bis-
herigen, eher anlagen- und wirtschaftsbezogenen 
Immissionsschutzrechtes sichtbar werden. Unser 
Körper, unsere Gesundheit sind ein Stück Natur 
wie unser Wald. Das Recht aber ist reines Men-
schenwerk. Wenn es das bisherige Recht zuläßt, daß 
es unserer Gesundheit, daß es der Natur an den 
Kragen geht, dann müssen wir eben auch unser 
Recht ändern. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist schon wichtig zu erkennen, 
daß wir die Debatte über möglicherweise umweltbe-
einflußte Krankheiten auf dem Hintergrund von 
Stimmungen führen, die existieren oder gemacht 
werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— Ich will mich zunächst mit dem Ernstzunehmen-
den beschäftigen, und ernst zu nehmen ist, was die 
Grundlage der heutigen Debatte angeht, zunächst 
einmal der Antrag der SPD. 

In dem Antrag der SPD zum Thema saubere Luft 
und Gesundheitsvorsorge heißt es im ersten Satz: 

In der Bundesrepublik Deutschland werden zu-
nehmend mehr Erkrankungen registriert, die 
auf Umweltbelastungen zurückzuführen sind. 

In dem Antrag wird dann weiter davon gesprochen, 
daß es eine steigende Zahl von Krebserkrankungen 
gebe. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Es wird von Pseudokrupp, von erstickungsartigen 
Hustenanfällen bei Kleinstkindern — mit steigen-
der Tendenz — und vom plötzlichen Kindstod ge-
sprochen. Die SPD führt aus, es seien zwar noch 
Lücken in der Ursachenforschung vorhanden, aber 
die Entwicklung dürfe nicht verharmlost werden. 

(Zuruf von der SPD: Lesen Sie doch mal 
alles vor!) 
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Nicht nur der Wald sterbe, sondern auch die 
menschliche Gesundheit sei zunehmend geschä-
digt. 

Ich stimme zu, wenn gefordert wird, daß man 
eine Verharmlosung von Umweltproblemen nicht 
betreiben sollte. Ihr rede ich auch nicht das Wort. 
Schon gar nicht darf es darum gehen, Krankheiten, 
die möglicherweise auf Umwelteinflüsse zurückzu-
führen sind, herunterzuspielen. Aber man muß na-
türlich danach fragen, ob die Voraussetzungen, ob 
die Grundlagen richtig sind, die man heranzieht, 
um beispielsweise Anträge, Maßnahmen zu begrün-
den. 

In diesem Zusammenhang will ich das Beispiel 
Pseudokrupp herausgreifen. Zu Pseudokrupp heißt 
es in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN: 

Nach Informationen aus Kinderkliniken gibt es 
keine Anhaltspunkte dafür, daß Pseudokrupp 
in den letzten zehn Jahren in der Bundesrepu-
blik Deutschland zugenommen hat. 

Die Bundesregierung beruft sich auf eine Umfrage, 
die der Bundesverband der niedergelassenen Kin-
derärzte bei seinen Mitgliedern und in Kliniken 
durchgeführt hat. Ich darf aus der Veröffentlichung 
der Umfrage bei Kinderärzten zitieren. Da heißt 
es: 

Das ist eine gute Nachricht für die Eltern aller 
Kinder bis zu sechs Jahren. Die gefürchtete 
Kinderkrankheit dieses Alters, der sogenannte 
Pseudokrupp, ist offenbar nicht im Ansteigen 
begriffen. Entgegen der in der Öffentlichkeit 
geäußerten Befürchtungen haben zwei Umfra-
gen des Berufsverbandes der Kinderärzte 
Deutschlands in Kinderkliniken und in den 
Praxen kein Ansteigen der Pseudokrupper-
krankungen unter den Kindern in der Bundes-
republik erkennen lassen. 

Meine Damen und Herren, wenn sich der Bun-
desverband der Kinderärzte, denen j a sicher am 
meisten daran gelegen ist, sich mit Krankheiten 
von Kindern zu beschäftigen und sie zu bekämpfen, 
das so ausführt, dann ist es nicht zulässig, hier wei-
terhin vor das Mikrofon zu treten, Herr Kollege 
Ehmke von den GRÜNEN, und so zu tun, als ob die 
Krankheit weiter im Steigen begriffen wäre und die 
Gefahr bestünde, daß die Welt untergeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Paßt nicht ins 

Weltbild!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Ehmke? 

Breuer (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Kollege, 
können Sie mir zugestehen, daß ich soeben bei dem 
Anstieg nicht von Pseudokrupp gesprochen habe, 
sondern von Bronchitis, Asthma und anderen Er-
krankungen und daß es von zahlreichen Ärzten in 
der Welt belegt wird, daß bei diesen Krankheiten  

ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Luftver-
schmutzung und der Krankheit besteht? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist etwas 
anderes, als was Sie sagten!) 

Breuer (CDU/CSU): Sie haben sowohl von Pseu-
dokrupp als auch von Bronchitis usw. gesprochen. 

(Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich werde im Laufe meiner Ausführungen noch auf 
Ihre Fragestellung eingehen. 

Meine Damen und Herren, ich will mich mit der 
Frage, wie denn nach dem Urteil der Ärzte die Ent-
wicklung tatsächlich ist, noch einen Moment be-
schäftigen. In dieser Umfrage sagen 78,3 % der be-
fragten Ärzte, es gebe keine Veränderung hinsicht-
lich der Häufigkeit. 15,3 % sagen, die Zahl nehme ab, 
und 6,4 % sagen, es gebe eine Zunahme. Das ist 
ziemlich eindeutig. — Ich wiederhole: Ich möchte 
hier gar nichts verharmlosen, ich möchte Realität 
schildern. 

Bezüglich der in Kliniken wegen Pseudokrupps 
behandelten Kinder ist das Ergebnis ebenfalls sehr 
eindeutig. Da haben sich die durchschnittlichen 
Prozentzahlen der behandelten Kinder in den letz-
ten zehn Jahren kaum verändert. Es hat ein Auf 
und Ab gegeben. Da gibt es auch Dinge, die man 
nicht ganz erklären kann, wie beispielsweise alle 
zwei Jahre ein Höhepunkt in Prozentzahlen, aber 
da haben wir keine Veränderung. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will mich da mit Kollegen von der SPD be-
schäftigen. Da hat beispielsweise der Kollege Mül-
ler in einer Pressekonferenz des vergangenen Som-
mers — ich beziehe mich hier auf eine Veröffentli-
chung der „Osnabrücker Zeitung" vom 20. Februar 
— gesagt, es gebe in diesem Jahr schon 16 000 Er-
krankungsfälle bei Kindern, weitere 10 000 würden 
dazukommen. So steht es hier in der „Osnabrücker 
Zeitung". Dann malt er ein Szenario, das nicht mit 
den Erkenntnissen der Kinderärzte übereinstimmt. 
Ich muß sagen: es gilt sowohl für den Antrag der 
SPD als auch noch viel mehr für den der GRÜNEN, 
daß die Grundlagen ihrer Beschlußvorschläge ein-
fach falsch sind. 

In einer Überschrift der dem grün-alternativen 
Politspektrum zugehörigen „TAZ" heißt es: Pseu-
dokrupp in Bayern — hören Sie, Herr Kollege 
Ehmke —: Nach den Wäldern sterben die Kinder. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr! 
— Weitere Zurufe von der SPD und den 

GRÜNEN) 

— Sie nicken hier, das bestätigt, daß Ihre Zwischen-
frage eben nicht ernst gemeint war. 

(Erneute Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das ist doch die Stimmungslage, die Sie verbreiten 
wollen: nach den Wäldern sterben die Kinder. Ich 
bin bereit, über jede Maßnahme nachzudenken, die 
geeignet ist, Umweltverschmutzung für Wald und 
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für Menschen zu begrenzen; aber diese Panikma-
che, die hier betrieben wird, ist nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Ettlingen] 

[GRÜNE]) 

Der von Ihnen oft zitierte Leiter des Kinderkran-
kenhauses der Städtischen Kliniken in Duisburg 
Professor Haupt, der bei der Anhörung des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit unse-
res Hauses anwesend war, hat schon erkannt, wel-
che Geister da agieren. Er sagt — und ich beziehe 
mich hier auf eine Veröffentlichung der „Rheini-
schen Post" vom 8. August 1984 —, der Angst der 
Mütter und Väter von an Pseudokrupp erkrankten 
Kindern müsse mit Nachdruck entgegengetreten 
werden, ohne das Problem herunterzuspielen. Die 
Eltern müßten wissen, was bei einem Krupp-Anfall 
zu tun sei. Panik könne nicht helfen. — Was Sie 
machen, ist eine Verbreitung von Panik. Sie helfen 
den Eltern überhaupt nicht, im Gegenteil. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich mit 
einigen Beispielen, die in den Fragen der GRÜNEN 
zur Großen Anfrage und in der dazugehörigen Ant-
wort der Bundesregierung enthalten sind, beschäf-
tigen. An diesen Beispielen wird deutlich, wie ober-
flächlich die Fraktion der GRÜNEN gearbeitet hat. 

Ich beziehe mich hier zunächst einmal auf die 
Frage 1.6. Da heißt es: 

Spätestens seit 1973 ist bekannt, daß bei nicht 
berufsbedingt belasteten Personen sowohl der 
Staubgehalt in den Lungen als auch der Schwe-
regrad der chronischen Bronchitis Betroffener 
zunimmt. 

Sie beziehen sich da auf J. Rosenstock, eine Disser-
tation an der Universität Düsseldorf 1973. Schaut 
man sich jetzt die angesprochene Literatur an, 
schaut da nach, was denn der Herr Rosenstock in 
seiner Dissertation ausgeführt hat, dann ist man 
sehr erstaunt. Da stellt man fest, daß in der Disser-
tation davon gesprochen wird, daß keine umweltbe-
dingte Verschlechterung der angesprochenen Lun-
genveränderungen festgestellt werden konnte. In 
der Antwort der Bundesregierung wird die Seite 31 
der Dissertation von Herrn Rosenstock zitiert. Dort 
wird im Gegenteil ausdrücklich hervorgehoben — 
ich zitiere nun aus der Antwort der Bundesregie-
rung —, „daß ... die vorliegenden Untersuchungen 
... keine gesicherten Aussagen über die Bedeutung, 
die möglicherweise ... einer Luftverunreinigung .. . 
an Entstehung, Fortentwicklung und Verschlimme-
rung der chronischen Bronchitis zukommt, erlau-
ben." Das zeigt sehr deutlich, welche Praxis hier 
von den GRÜNEN geübt wird. Da wird eine Be-
hauptung in die Welt gesetzt, wobei man sich auf 
einen Wissenschaftler beruft, und dann macht man 
andere glauben, dies sei glaubwürdig. Und schaut 
man dann in die wissenschaftlichen Arbeiten hin-
ein, dann stellt man fest, daß dort das ganze Gegen-
teil steht. Diesen Vorwurf müssen Sie sich gefallen 
lassen. 

Ein zweites Beispiel aus der Frage 2.2: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die zitierte 
Recherche des Arbeitskreises Verkehr des 
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umwelt-
schutz, 

— hier wird auf einen Herrn Dost verwiesen — 

daß die Mittelwerte von Blei und/oder Cad-
mium bei totgeborenen Kindern etwa fünf- bis 
zehnmal über den Werten der normalgebore-
nen liegen, und welche Konsequenzen zieht sie 
daraus? 
(Duve [SPD]: Was heißt: „einen Herrn 
Dost"? — Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Den 

muß man kennen!) 
— Ja, ich beschäftige mich gleich mit der Frage 
Dost. Beschäftigt man sich jetzt mit dem, was Herr 
Dost schreibt, dann stellt man fest, er bezieht sich 
tatsächlich auf eine Recherche des Arbeitskreises 
Verkehr des Bundesverbandes Bürgerinitiativen 
Umweltschutz in der Literatur. Woher allerdings 
die Recherche stammt, wo die literarische Fund-
stelle dieser Recherche ist, das schreibt Herr Dost 
nirgendwo. Wenn man sich jetzt weiter fragt — und 
das wirklich mit dem Anspruch, wie sauber gearbei-
tet werden muß —, welche wissenschaftlich gesi-
cherten Untersuchungen vorliegen, 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Schreiben Sie 
an Herrn Dost!) 

dann stellt man fest, daß es eine Untersuchung gibt. 
Darauf wird in der Antwort der Bundesregierung 
verwiesen. 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Dr. Hickel 
[GRÜNE]) 

— Ich beschäftige mich gleich mit Herrn Dost. 

Ich will zunächst noch etwas zu den tatsächlich 
gesicherten Untersuchungen sagen. Da gibt es die 
Felduntersuchungen des Bundesgesundheitsamtes 
1975/76. Da sind unter anderem im Hüttennahbe-
reich in Nordenham/Unterweser 400 Plazenta- und 
Nabelschnurblutproben bei Totgeburten und bei Le-
bendgeburten in der Kontrolle miterfaßt und analy-
siert. Untersuchungen in dieser Region haben erge-
ben, daß es keinen Anhalt für eine systematische 
Tendenz zu überhöhter Gewebsakkumulation bei-
der Stoffe gibt. Im Vergleich der Proben von Pla-
zenta und Nabelschnur bei Totgeburten und Le-
bendgeburten ist dies eindeutig festzustellen. 

Da frage ich: Was ist denn mit dem Herrn Dost? 
Das scheint mir Methode zu sein: Wenn man zu Dis-
kussionsveranstaltungen geht, wo Kollegen der 
GRÜNEN oder andere aus kommunalen Parlamen-
ten auftreten, wird immer wieder aus irgendwel-
cher wissenschaftlichen Literatur zitiert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sogenannter 
wissenschaftlicher!) 

um eigene Thesen zu rechtfertigen. Im Brustton der 
Überzeugung werden dann solche Dosts als Zeugen 
herangezogen. Dabei geht man natürlich davon aus, 
daß jeder gebildete Deutsche diesen Dost kennt. 

Der Inhalt, meine Damen und Herren, ist ent-
scheidend. Sie offenbaren mit dieser Oberflächlich-
keit und Unwissenschaftlichkeit etwas über Ihre ei- 
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gentliche Arbeit in der Frage der Gesundheitspoli-
tik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da Ihre Annahmen falsch und oberflächlich sind, 
sind natürlich logischerweise auch die Folgerungen 
und Forderungen falsch. Das gilt speziell für die 
GRÜNEN, und das gilt leider — es tut mir leid, das 
zu sagen — auch für die SPD. Sie gehen von fal-
schen Voraussetzungen aus. Die Zahl der Pseudo-
krupp-Erkrankungen steigt nicht. Die Zahl der von 
Ihnen angesprochenen Krebserkrankungen steigt 
nicht. Ich könnte das belegen. Die Zeit geht mir aus. 
Ich kann darauf nicht eingehen. Deswegen sind 
Ihre Folgerungen verkehrt, meine Damen und Her-
ren der SPD. 

Ich kann verstehen, daß Sie als Opposition die 
Aufgabe haben, der Regierung Feuer zu machen. 
Sie wären sonst noch schlechter. Aber Sie sollten 
das bitte nicht tun — das sage ich an beide Opposi-
tionsfraktionen gerichtet — mit der Angst unserer 
Mitbürger. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich will im Laufe mei-
nes Debattenbeitrages auf den entscheidenden poli-
tischen Punkt kommen. Vorweg will ich nur eine 
Bemerkung zu Ihnen machen, Herr Breuer, obwohl 
ich mich im Anschluß mit Ihnen auseinandersetzen 
werde. 

Es geht in unserem Papier nicht ausschließlich 
um Pseudokrupp. Wenn Sie mit wissenschaftlicher 
Redlichkeit die Sie vorgeben, vorgetragen hätten, 
hätten Sie eigentlich auf die Argumentation einge-
hen müssen, daß wir Umweltbelastungen als eine 
wesentliche Ursache für den Anstieg von Krank-
heiten insgesamt ansehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Man kann auch nicht so unsolide argumentieren, 
daß man sich einen Bereich herausnimmt — zu 
dem ich Ihnen auch etwas sagen werde und bei dem 
ich Ihnen auch in ein paar Punkten zustimme — 
und  das andere alles unter den Tisch kehren. Das 
ist dann unredlich; das geht nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun zu den Punkten. Ich glaube, es ist sehr gut, 
daß wir hier heute eine Debatte anfangen, die in 
ihrem ganz entscheidenden Kern in der Umweltdis-
kussion bislang zu kurz gekommen ist — nämlich 
eine Debatte über die Situation des Menschen, die 
Veränderung seiner Gesundheit und über viele an-
dere Auswirkungen die der Umweltbelastung —, 
und daß wir diese Faktoren stärker ins öffentliche 
Blickfeld rücken. Ich halte das für eine sehr wich-
tige Sache; denn wir hören seit geraumer Zeit ernst 
zu nehmende Hinweise, ernst zu nehmende Ver-
dachtsmomente, daß es einen eindeutigen Zusam-
menhang gibt. Es gibt inzwischen sehr viele Medizi-

ner, die sagen, Umweltbelastungen seien zu einem 
sehr entscheidenden Träger für Erkrankungen 
überhaupt geworden. Das müssen wir zur Kenntnis 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, es gibt eine Vielzahl von Beispielen, 
die man da nennen kann. Der Anstieg von Atem-
wegserkrankungen ist eindeutig. Er kann nicht 
wegdiskutiert werden. Der Anstieg von Allergien ist 
ebenso eindeutig. Auch er kann nicht wegdiskutiert 
werden. Genauso müssen wir die vielen Untersu-
chungen und Schädigungen ernst nehmen, die dar-
auf hinweisen, daß es einen Zusammenhang zwi-
schen Luftbelastung und Herz-Kreislauf-Schädi-
gungen gibt. Ich will nur diese drei Beispiele her-
ausgreifen. 

Da wird eigentlich deutlich, daß selbst dieser 
schlimme Begriff Waldsterben vielleicht — ich sage 
bewußt: „vielleicht" und nicht mehr — noch zu ver-
niedlichend ist für den Prozeß, den wir tatsächlich 
erleben. Es geht nicht nur um Waldsterben, sondern 
das biologische System insgesamt — und damit 
auch der Mensch — ist in einem ganz entscheiden-
den Maße von dieser Entwicklung betroffen. Wir 
müssen deshalb zu einer ganz anderen politischen 
Verantwortungsethik kommen, als sie bisher vor-
handen ist. Das ist eigentlich unser Punkt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung sagt in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage: „Jeder Mensch hat das Recht 
auf Gesundheit und eine lebenswerte Umwelt." Das 
können wir voll unterstreichen. Sie sagt das völlig 
klar, in einem noch sehr viel eindeutigeren Satz: 
Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
das gesundheitliche Risiko mit sinkender Schad-
stoffbelastung der Luft natürlich abnimmt. Auch 
das können wir unterstreichen. 

Aber stimmt es denn nicht, daß zu diesem Satz in 
einem krassen Widerspruch erstens Ihre praktische 
Politik steht, 

(Duve [SPD]: Und die Rede von eben!) 

und stimmt es nicht auch, daß in einem krassen 
Widerspruch dazu die Tendenz der Verharmlosung 
der Verdachtsmomente, der Hinweise auf den Zu-
sammenhang zwischen Umweltbelastungen und 
Gesundheitsgefährdung steht? Hier klaffen doch 
Lücken zwischen Aussagen und praktischer Poli-
tik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr!) 

Ich will das am Beispiel einer Antwort aus dieser 
Anfrage deutlich machen, wo gesagt wird, man sehe 
in dem hohen Anteil von Stickoxiden eine beson-
dere Gefahr und man bedauere, daß er nicht ge-
senkt werde. Da ich mich frage: Wie steht das im 
Zusammenhang mit dem Verhalten der Bundesre-
gierung und der Koalitionsfraktionen im Bereich 
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Tempolimit, im Bereich Abgaskatalysator? Da 
stimmt doch irgendwo etwas nicht! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Da stimmt 

das meiste nicht!) 

Dies ist doch nicht redlich. 

Bei allen zugegebenen Lücken in der Ursachen-
forschung, bei allen Problemen, die wir noch in der 
Erforschung des Zusammenhangs zwischen Um-
weltgefahren und gesundheitlichen Risiken haben, 
müssen wir doch sehen, daß es eine Vielzahl von 
Studienuntersuchungen gibt, die wir ernst zu neh-
men haben. Ich nenne hier nur einige Beispiele. Die 
Weltgesundheitsbehörde geht davon aus, daß etwa 
90 % der Atemwegserkrankungen auf Luftschad-
stoffe zurückzuführen sind. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Das hat 
er natürlich nicht zitiert!) 

Zweites Beispiel. Die Wissenschaftler des Insti-
tuts für Umwelthygiene und Silikoseforschung der 
Universität Düsseldorf sagen, daß etwa 10 % der Be-
völkerung als Risikogruppe für gesundheitliche 
Schädigungen durch Luftbelastungen gelten. 

Ein drittes Beispiel. Die vielleicht detaillierteste 
Untersuchung in der Bundesrepublik an 40 000 
Menschen, die im Auftrag des Landesarbeits- und 
Sozialministeriums Nordrhein-Westfalen durchge-
führt wurde, kommt zu dem klaren Ergebnis, daß in 
Belastungsgebieten die chronische Bronchitis ein-
deutig höher liegt, daß das Blutbild sehr viel 
schlechter ist, daß der allgemeine körperliche Ge-
sundheitszustand und eine Reihe weiterer Faktoren 
sehr viel schlechter sind. Auch das ist eindeutig. 

(Duve [SPD]: Ihre Rede wird Ihnen noch 
mal leid tun, Herr Breuer!) 

Als weiteres Beispiel nenne ich die Untersuchung 
der Universität Stuttgart über den Zusammenhang 
zwischen Belastungstagen, also Tagen mit sehr un-
günstiger Wetterlage, hoher Luftschadstoffbela-
stung, und Herz-Kreislauf-Schädigungen. Auch das 
ist bekannt. 

(Werner [CDU/CSU]: Da hätten Sie ja 13 
Jahre handeln können!) 

— Ich komme auf den Punkt zurück. Warten Sie da 
ab. Machen wir da keine Sandkastenspiele. 

Ein weiteres Beispiel: die Untersuchung von Jan 
Palamidis in Berlin, die einzig in der Bundesrepu-
blik sorgfältig erarbeitete statistisch-epidemiologi-
sche Untersuchung, die nachweist, daß die Sterb-
lichkeit und Morbidität der Menschen an Bela-
stungstagen eindeutig höher ist, in Berlin an sol-
chen Tagen um rund 16 %. 

(Breuer [CDU/CSU]: Wann kommen Sie 
auf die 13 Jahre zurück?) 

Wir nehmen ein weiteres Beispiel: Es liegen Un-
tersuchungen vor, daß auf Grund der Schadstoffein-
tragung über die Luft in den Boden durch die Anrei-
cherung in der Lebensmittelkette Nierenfunktionen 
vorhanden sind. 

Ich will noch zwei letzte Beispiele anführen: die 
Untersuchung der Universität Zürich über den An-
stieg von Lungenkrebs auf Grund der Luftbelastun-
gen durch die Autoabgase und die Otta-Studie, über 
die wir uns sehr wohl sehr kritisch unterhalten kön-
nen, die sagt: 50 000 Tote — rein statistisch, modell-
haft errechnet — durch sauren Regen in den Verei-
nigten Staaten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erklären Sie 
doch einmal die Otta-Studie!) 

Ich will Ihnen sehr wohl zugeben, daß man an die-
ser Studie sehr viel Kritik üben kann. Ich habe gar 
keine Schwierigkeiten, das zu sagen. Nur muß man 
natürlich hinzufügen, daß diese Studie, in ihrer 
Theorie auf die Bundesrepublik übertragen, eigent-
lich von schlechteren Ausgangsbedingungen auszu-
gehen hat. Hier sind der Altersdurchschnitt höher, 
die Bevölkerungsdichte anders und die Industrie-
struktur schlechter. Man kann nicht sagen, diese 
Studie sei nicht übertragbar; man hätte vielmehr, 
wenn man sie überträgt, von schlechteren Annah-
men als in den Vereinigten Staaten auszugehen. 

(Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Da soll man ein bißchen redlicher und fairer argu-
mentieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was sagt denn 
die Studie?) 

— Wissen Sie, wenn Sie da nicht informiert sind, 
empfehle ich Ihnen, sie sich zu besorgen. Das ist 
gar keine Schwierigkeit. Ich finde, daß sich mit 
einer so bedeutenden Frage jeder Abgeordnete ein 
bißchen mehr beschäftigen sollte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Duve [SPD]: Nachhilfeunterricht muß man 

in der Fraktion geben!) 

Ich gebe Ihnen zu, daß wir viele Lücken in der 
Ursachenforschung haben. Das gebe ich ohne wei-
teres zu. Aber dies kann doch nicht als Begründung 
dafür herhalten, daß wir nichts tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil: Dadurch wird die Schwäche unserer 
bisherigen Umweltpolitik deutlich. Das ist doch das 
Problem. 

Wenn ich die Erkenntnisse aus den letzten Mona-
ten, die wir eigentlich alle haben müßten, aufgreife, 
dann möchte ich sagen: Wir müssen in der Umwelt-
politik von zwei zentralen Faktoren ausgehen: 

Erstens. Es gibt in der Natur und Umwelt 
komplexe Abläufe. Es handelt sich um ein Regelsy-
stem. Unsere bisherige Umweltpolitik, die die 
Schadstoffe weitgehend isoliert betrachtet, hilft da 
nicht weiter. 

Zweitens. Es gibt offensichtlich einen Kumula-
tionspunkt, bis zu dem die Natur und der Mensch 
Schadstoffe aufnehmen können. Danach verläuft 
aber die Schadensentwicklung um so schneller, um 
so rapider und um so dramatischer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt erzählen 
Sie einmal etwas über die 13 Jahre! Das ist 

viel interessanter!) 
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Das sind die Erfahrungen aus dem Waldsterben. 
Das ist auch unser zentraler Vorwurf an die Bun-
desregierung. 

(Breuer [CDU/CSU]: Darauf wollten Sie 
doch zurückkommen!) 

— Herr Breuer, wir werfen der Bundesregierung 
nicht vor — genauso wie es auch unsinnig wäre, 
wenn wir jetzt über die Vergangenheit diskutie-
ren — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein, es ist unsinnig, weil viele Erkenntnisse 
wirklich Erkenntnisse der letzten Jahre sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Die politische Verantwortung zeigt sich nur darin, 
ob wir diese Erkenntnisse umsetzen, und nicht dar-
in, wie wir Vergangenheitsbewältigung betreiben. 

(Zurufe von der SPD) 

Unser zentraler Vorwurf an die Bundesregierung 
ist, daß sie aus den Erfahrungen des Waldsterbens 
scheinbar nicht zu lernen in der Lage ist. Gerade 
wenn es Mängel und Lücken in der Ursachenfor-
schung gibt, haben wir eine besondere ethische und 
moralische Verantwortung, eben um so mehr zu 
tun. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Gerade weil wir nicht alles wissen, kann nur das die 
Schlußfolgerung daraus sein. 

Das bedeutet, daß es jetzt nicht einen Streit dar-
über geben kann, ob die einzelne Untersuchung völ-
lig richtig ist oder ob wir weitere Untersuchungen 
abwarten müssen. Da sind wir alle völlig offen; dar-
über können wir diskutieren. Wir müssen aber sa-
gen: Es gibt eine Vielzahl von Anhaltspunkten und 
von ernst zu nehmenden Argumenten, die zeigen, 
daß wir mehr tun müssen, als wir bisher tun — im 
Interesse der Menschen und im Interesse der Zu-
kunftssicherung. Daß das nicht geschieht, ist unser 
Vorwurf. 

(Breuer [CDU/CSU]: Wir wissen zwar 
nicht, was wir wollen, aber wir tun es kräf-

tig!) 

Wir sind der Auffassung, daß die Bundesregierung 
da ihrer moralischen und ethischen Verantwortung 
nicht gerecht wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben einen An-
trag eingebracht, der eine Reihe von Forderungen 
enthält, der aber drei zentrale Bereiche vorsieht. 
Der erste ist: Wir wollen die humanmedizinischen 
Wirkungskataster ausweiten, das heißt die epide-
miologische Forschung und Ursachenuntersuchung 
verstärken. Wir wollen zweitens generell Luftrein-
haltepläne aufstellen. Wir halten das für wichtig, 
denn die Erfahrungen auch in Nordrhein-Westfalen 
zeigen, daß wir dadurch eine Vielzahl von wichtigen 
Hinweisen für eine konsequente Umweltpolitik be-
kommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Ettlingen] 
[GRÜNE]) 

Wir wollen drittens — das ist auch völlig iden-
tisch mit dem, was Herr Dr. Ehmke vorhin gesagt 
hat — — 

(Werner  [CDU/CSU]: Das habe ich mir 
gleich gedacht!) 

— Auch wenn es die GRÜNEN sagen, braucht es 
nicht falsch zu sein. Ich finde, wir sollten von dieser 
Arroganz herunterkommen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. 
Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]) 

Drittens wollen wir, daß wir bei den Grenzwert-
philosophien von der bisherigen Praxis wegkom-
men und mehr Risikogruppen in den Mittelpunkt 
stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]) 

Das heißt, wir können nicht mehr von Durch-
schnittswerten ausgehen, sondern wir müssen von 
den Schadensmomenten für besonders gefährdete 
Personengruppen ausgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jede Woche ei

-

nen „Schadstoff der Woche"!) 

All das sind für uns Ansatzpunkte, die wir in unse-
rem Antrag haben und von denen wir wollen, daß 
sie verstärkt in den Mittelpunkt kommen. 

Meine Damen und Herren! Ich teile Ihre Auffas-
sung, Herr Breuer, daß es falsch wäre, jetzt zu sa-
gen, wir hätten in den nächsten Jahren nur ein 
Inferno zu erwarten. Das ist völlig richtig. Das wäre 
meines Erachtens auch kontraproduktiv für eine 
konsequente Umweltpolitik. Aber genauso falsch ist 
es, ständig abzuwarten, zu verharmlosen oder ernst 
zu nehmende Studien als nicht wissenschaftlich zu 
bezeichnen. 

Wir haben in der Anhörung über die gesundheitli-
chen Schädigungen durch die Luftverunreinigung 
von den Herren aus den Universitäten und wissen-
schaftlichen Zentren gehört, daß alles, was die 
Fachleute uns über Grenzwerte sagen, nicht etwas 
ist, was absolut untermauert und gerechtfertigt sein 
muß. Genau das haben sie gesagt. Sie haben gesagt, 
daß sie für ihre Werte keine Garantie geben kön-
nen. Das heißt aber doch umgekehrt: Wenn wir 
keine wirklich bis zuletzt abgesicherten Werte ha-
ben — das gilt besonders auf dem Hintergrund des 
Waldsterbens —, müssen wir als Politiker sagen: 
Wir müssen von höheren Vorsorgewerten ausge-
hen, um unserer Verantwortung gerecht zu wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dazu fordere ich, unabhängig von Parteigrenzen, 
alle hier in diesem Hause auf. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepäsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 
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Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sagen Sie etwas 
über die 13 Jahre! Das hat er vergessen!) 

An sich eignet sich dieses Thema nicht 

(Duve [SPD]: Für Herrn Geißler!) 

für eine Auseinandersetzung dieser Art zwischen 
den politischen Parteien. Die Ausführungen des 
Herrn Müller veranlassen mich anfangs aber doch 
zu einigen Vorbemerkungen. 

Ich möchte zunächst feststellen: Das Waldsterben 
ist nicht das Ergebnis des Jahres zwei der Regie-
rung Helmut Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man kann es nicht oft genug sagen: erstens, weil 
Sie es offenbar nicht hören können, und zweitens, 
weil es die reine Wahrheit ist. 

(Zuruf von der SPD: Und das aus Ihrem 
Munde! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Es ist hier gesagt worden, weniger Schadstoffbe-
lastung bedeute natürlich auch weniger Umweltge-
fährdung. Das ist völlig richtig. Dies hat die Bun-
desregierung in der Beantwortung der Großen An-
frage genauso gesagt. Aber das, was die Bundesre-
gierung hier gesagt hat, steht eben nicht im Wider-
spruch zu ihrer praktischen Politik. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Doch!) 

— Ich mache Sie jetzt schon darauf aufmerksam, 
daß Sie wieder ausreichend Gelegenheit haben wer-
den, gegen das zu protestieren, was ich hier jetzt 
sage. — 

Wir haben, als wir die Regierung vor knapp zwei 
Jahren übernommen haben, auf dem Gebiete des 
Umweltschutzes — das gilt auch für mein Ministe-
rium — so gut wie nichts vorgefunden. Wir haben 
beim Punkte Null begonnen. 

(Müller [Düsseldorf] [SPD]: Herr Baum! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich habe von meinem Ministerium geredet. — 
Das  möchte ich Ihnen ganz gern nachweisen: Wir 
machen jetzt eine Schadstoffverordnung auf einem 
anderen Gebiet. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
hätten dies ja längst tun können. — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 
Wie sind Sie denn mit dem Chemikalienge-

setz umgegangen?) 

Ich wiederhole das — ich muß es einfach wiederho-
len —, was wir in der Haushaltsdebatte gesagt ha-
ben: Im Jahre 1972 haben die Amerikaner das ab-
gasarme Auto eingeführt, die Japaner im Jahre 
1976. Wer um alles in der Welt hat Sie damals gehin-
dert, selbiges genauso zu tun? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Frage müssen Sie beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schäfer? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Bitte schön. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Minister, könn-
ten Sie dem Hohen Hause eine Initiative entweder 
der CDU/CSU-Fraktion oder eines CDU- bzw. CSU

-

regierten Bundeslandes aus den Jahren 1969 bis 
1982 nennen, die Umweltschutzforderungen enthal-
ten hat, die über die Forderungen der Regierung 
hinausgingen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ich will Ihnen aus meiner eigenen 
Erfahrung einmal folgendes sagen: Das Land 
Rheinland-Pfalz z. B. — ich bin zehn Jahre der zu-
ständige Minister für den Bereich der Gewerbeauf-
sicht, für die Luftreinhaltung usw. gewesen — hat 
damals — zusammen mit Baden-Württemberg — 
mit  den Emissionskatastern angefangen; andere 
Länder sind dem gefolgt. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Beantworten Sie 
doch einmal die Frage!) 

Dies nur als ein Beispiel aus der praktischen Poli-
tik. Sie sollten sich doch nicht mit Anfragen an die 
damalige Opposition herausreden, wenn danach ge-
fragt wird, was Sie getan haben bzw. nicht getan 
haben, als Sie an der Regierung waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, hier 
werden noch Wünsche geäußert. Gestatten Sie noch 
Zwischenfragen? Herr Schäfer hätte gern noch ein-
mal gefragt, und dann stehen da noch zwei Damen. 
Was halten Sie davon? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Frau Präsidentin, ich schiele mit 
einem Auge auf meine Parlamentarische Ge-
schäftsführerin und weiß nicht so recht, ob ich den 
Zeitplan jetzt möglicherweise durcheinanderbringe, 
wenn ich all die vielen Anfragen hier beantworte. 

(Fellner [CDU/CSU]: Herr Schäfer soll den 
Damen den Vortritt lassen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Schäfer noch ein-
mal? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Bitte schön, noch eine Zwischen-
frage. Aber dann bitte ich Sie wirklich um Ver-
ständnis dafür, daß ich zunächst einmal weiterma-
chen muß. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Da Sie meine Frage 
nicht beantwortet haben — — 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Natürlich habe ich sie beantwor-
tet. 
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Schäfer (Offenburg) (SPD): Da Sie meine Frage 
nicht beantwortet haben, will ich sie konkretisie-
rend wiederholen. Können Sie mir eine einzige par-
lamentarische Initiative über den Bundesrat oder 
hier im Bundestag der damaligen Opposition, der 
CDU- bzw. CSU-geführten Länder nennen, die den 
Kampf gegen das Waldsterben zum Inhalt gehabt 
hätte? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ich will Ihnen dazu folgendes sa-
gen. Das Waldsterben: Ich habe vor ungefähr zwei-
einhalb Jahren in einem längeren Artikel in UiD zu 
diesem Thema Stellung genommen. Es ist wahr: 
Das Thema Waldsterben ist in den 70er Jahren 
nicht in der Aktualität und in der Bedeutung uns 
allen miteinander 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

bekannt und bewußt gewesen, 

(Duve [SPD]: Hören Sie doch auf!) 

wie es heute der Fall ist. Das ist völlig richtig. Das 
will ich überhaupt nicht bestreiten. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Zustimmung!) 

Das ist völlig in Ordnung und völlig richtig. 

Sie haben nach Initiativen gegen das Waldster-
ben gefragt. Wo gegen ich mich wehre, ist aus-
schließlich und allein folgendes: daß Sie mit Ihrer 
Politik so tun, als ob die Ursachen für das Waldster-
ben in der Verantwortung der Bundesregierung lä-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist der Punkt, um den es geht. Dies hilft dem 
Wald überhaupt nicht. Wir wollen nichts anderes, 
als daß wir, nachdem die Erkenntnisse vorhanden 
sind, die Maßnahmen ergreifen, die jetzt ergriffen 
werden müssen und auch ergriffen werden können. 
Der Parlamentarische Staatssekretär Spranger hat 
ja nun im einzelnen dargelegt, was wir zur Schad-
stoffminimierung in den letzten zwei Jahren vorge-
schlagen und beschlossen haben. Es reicht von der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung über die TA 
Luft bis hin zu den Entscheidungen zum abgasar-
men Auto. Wir im Ministerium legen die Schadstoff-
verordnung vor — die betrifft nicht unbedingt die 
Luftverschmutzung, aber die Umweltverschmut-
zung —; die Trinkwasserverordnung und vieles an-
dere mehr. Ich sage dies, um Ihnen darzutun, daß 
wir handeln, und zwar schon in den ersten zwei 
Jahren unserer Regierungsverantwortung. 

Ich finde, es ist einfach nicht richtig, daß diejeni-
gen, die 13 Jahre lang nichts getan haben, hier die 
größten Töne spucken. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Objektiv die 
Unwahrheit!) 

Das ist meine Meinung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Of-
fenburg] [SPD]: Objektiv die Unwahrheit!) 

Wir wollen einen umfassenden Umweltbericht 
vorlegen. 

(Schäfer [Offenburg[ [SPD]: Geißler bleibt 
Geißler!) 

Dazu gehören: 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Geißler bleibt 
Geißler!) 

Schutz des Menschen vor Umweltrisiken wie Infek-
tion, Allergien, Intoxikationen und Schadstoffen, 
insbesondere aber Schutz des ungeborenen Lebens 
sowie der Säuglinge und der Kleinkinder vor Um-
weltrisiken. 

Es ist gar keine Frage: Hier hat der Kollege 
Ehmke recht, daß wir eine ganze Reihe von Grup-
pen und Personen in der Bevölkerung haben, die 
eine besondere Risikofähigkeit aufweisen. Das ist 
gar keine Frage. Dies wird ganz sicher bei dem 
Umweltbericht berücksichtigt werden müssen. 

Ich möchte noch etwas zu den wissenschaftlichen 
Grundlagen sagen, die vor allem der Großen An-
frage der GRÜNEN, aber zum Teil eben auch dem 
Katalog der Sozialdemokratischen Partei zugrunde 
liegen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der Frak

-

tion!) 

— Der Fraktion! Entschuldigung. 

Generell ist zu sagen, daß sich die Gesundheitsri-
siken durch Schadstoffe aus der Umwelt, auch 
wenn sich diese Belastungen im Rahmen der beste-
henden Höchstwerte, Richtwerte oder Empfehlun-
gen bewegen, nicht mit angebbaren Sicherheitsgra-
den ausschließen lassen. Das ist vollkommen rich-
tig. Hierfür sind vor allem unterschiedliche Emp-
findlichkeiten der Menschen und auch ungelöste 
Fragen der Kausalität bzw. der Multikausalität von 
Krankheiten mit maßgeblich. 

Was mir bei der großen Anfrage der GRÜNEN 
und eben auch bei den Ausführungen des Kollegen 
Müller, ich darf nicht sagen: mißfällt, aber was ich 
einfach für kritikwürdig halte, ist die Betonung mo-
nokausaler Umstände. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Genau das ist 
nicht wahr! Genau das hat er nicht getan!) 

Niemand bestreitet, daß die Verschmutzung der 
Umwelt selbstverständlich Gesundheitsrisiken in 
sich birgt. Monokausale Darstellungen kommen in 
der Großen Anfrage der GRÜNEN wesentlich deut-
licher zum Ausdruck als bei den Sozialdemokraten; 
das ist wahr. Hier gibt es noch gewisse Schattierun-
gen und Abstufungen. Ich würde es von der SPD 
auch erwarten, daß sie auf diesem Sektor noch ein 
bißchen differenzierter vorgeht, obwohl ich sagen 
muß, daß dies einen wirklich wundert: Die GRÜ-
NEN treiben alle 14 Tage eine andere Sau durchs 
Dorf, und die Sozialdemokratische Partei setzt sich 
drauf und rennt mit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

So ist es ja auch hier gewesen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist gar keine Frage, die GRÜNEN können sich 
darüber freuen. Die GRÜNEN haben eine Große 
Anfrage erarbeitet, und in einem der SPD gemäßen 
Abstand, in der gebotenen Schamfrist sind auch die 
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Sozialdemokraten wieder hinterhergekommen. So 
ist es. Das haben wir ununterbrochen. Das heißt, 
auch in dieser Frage hat sich herausgestellt, daß die 
GRÜNEN längst die Führungsrolle der Opposition 
im Deutschen Bundestag übernommen haben, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

ein weiterer Beweis für die These, die ohnehin in 
anderer Weise abgesichert ist. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Herr Geißler, Sie 
sind wieder bei Ihrem Lieblingsthema! Zur 

Sache!) 

— Ich bekomme hier großen Beifall von den GRÜ-
NEN, und das kann ich auch verstehen. Ich halte es 
durchaus für richtig, daß Sie dies beifällig zur 
Kenntnis nehmen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie helfen den 
GRÜNEN ja auch!) 

Ich will Ihnen sagen, warum ich diese monokau-
sale Darstellung für falsch und auch für gefährlich 
halte. Dafür gibt es zwei Gründe. Wenn Sie die Mo-
nokausalität bei diesen Fragen überbetonen, laufen 
Sie Gefahr, daß die Bekämpfung des Problems und 
die Bekämpfung der Umweltschäden zu einseitig 
und deswegen auch zu gering ausfallen. Der zweite 
Grund ist, daß jede Übertreibung auf diesem Sek-
tor, jede Emotionalisierung auf diesem Sektor auf 
eine Ursache hin zur Abstumpfung gegenüber dem 
Problem führen muß, weil eben diese Monokausali-
tät nicht der Wirklichkeit entspricht. 

(Zuruf des Abg. Müller [Düsseldorf] 
[SPD]) 

Ich will Ihnen ein Beispiel sagen, Herr Müller; wir 
sollten uns einmal über das Thema unterhalten. 

(Zuruf des Abg. Müller [Düsseldorf] 
[SPD]) 

Sie haben die Behauptung aufgestellt — wir wollen 
j a miteinander debattieren —, daß die Studie dieses 
Berliner Professors richtig ist, daß an Tagen mit 
einer größeren Luftverschmutzung die Zahl der 
Sterbefälle zunimmt. 

(Zurufe von der SPD) 

Dies ist ganz selbstverständlich so. Das ist das Pro-
blem der Vorsterblichkeit. Menschen, die ohnehin, 
weil sie schwer erkrankt sind, in den nächsten acht 
oder 14 Tagen mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit sterben würden, sterben, wenn wir 
Smog, eine stärkere Verschmutzung der Umwelt 
haben, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Auch bei Föhn!) 

natürlich rascher. In Zeiten und an Tagen, wo dies 
nicht so ist, ist die durchschnittliche Sterberate na-
türlich auch geringer. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Sind die 14 Tage 
wissenschaftlich abgesichert?) 

Es handelt sich um das uralte Problem der Vor-
sterblichkeit. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Müller? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Bitte schön, Herr Müller. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Minister, ich 
möchte etwas korrigieren: Es ist keine Studie eines 
Professsors, sondern eine statistisch-epidemiologi-
sche Studie eines Mitarbeiters des Statistischen 
Landesamts und einiger Wissenschaftler. Das nur 
am Rande. Das ist nur für das Verfahren sehr wich-
tig, weil das nämlich etwas anderes ist. 

Ich habe nur eine Frage: Geben Sie zu, daß ich 
soeben nicht monokausal argumentiert habe, son-
dern bei meiner Grundposition davon ausgegangen 
bin, daß weil die Umwelt ein vernetztes System, ein 
umfassendes Regelsystem ist und weil es offenkun-
dig einen Kumulationspunkt gibt, wir nicht mit Si-
cherheit sagen können, wo die Gefahrengrenzen lie-
gen, daß ich also genau umgekehrt argumentiert 
habe? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Nein, ich kann Ihnen dies leider 
nicht zugeben, Herr Kollege Müller. 

(Zurufe von der SPD) 

— Erstens haben Sie diese statistische Studie nach 
meiner Meinung falsch verstanden, und zweitens, 
wie ich Ihnen gleich noch nachweisen werde, haben 
Sie sehr wohl überwiegend monokausal argumen-
tiert 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr! — Weitere Zurufe von der SPD) 

und im übrigen auch falsch argumentiert. Sie haben 
die Ursachen falsch dargestellt. Ich halte dies nicht 
deswegen für schlimm, weil ich das Problem gering

-

achte — ganz im Gegenteil: Das nehmen wir minde-
stens genauso ernst wie Sie —, sondern weil das, 
was Sie hier tun, der Lösung des Problems eher 
schädlich als nützlich ist. Man muß wirklich ein-
zelne Wissenschaftler vor einer solchen Argumen-
tation, wie wir sie gehört haben, in Schutz neh-
men. 

Die GRÜNEN berufen sich in dieser Auseinan-
dersetzung z. B. auf die WHO als Kronzeugen. Ich 
will Ihnen folgendes sagen. Die WHO hat sich im 
Juli dieses Jahres in Berlin zu dem Thema der Aus-
wirkung der Luftbelastung auf die Gesundheit ge-
äußert und folgendes festgestellt. 

Erstens. Bisher konnten keine direkten Wirkun-
gen säurehaltiger Niederschläge auf die menschli-
che Gesundheit nachgewiesen werden. 

Zweitens. Bisher wurden keine Beweise dafür ge-
funden, daß Schadwirkungen auf die menschliche 
Gesundheit das Ergebnis einer Metallmobilisierung 
durch säurehaltige Niederschläge sind. 

Drittens. Die vorgelegten Anhaltspunkte für ei-
nen Zusammenhang zwischen dem SID-Syndrom 
und dem Pseudokrupp einerseits und der Luftver- 
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unreinigung andererseits werden als sehr schwach 
betrachtet. 

Ich führe nur diese drei Punkte an. Ich will diese 
Aussage nicht hundertprozentig für bare Münze 
nehmen. Ich sage nur: Man kann nicht eine wissen-
schaftliche Organisation einseitig für sich in An-
spruch nehmen, ohne wirklich zu sagen, was hier 
wissenschaftlich geäußert worden ist. 

Das typische Beispiel, daß in dieser wichtigen 
Frage in der Vergangenheit übertrieben, einseitig, 
monokausal argumentiert worden ist, ist das 
Thema Pseudokrupp, das in der Debatte schon des 
öfteren eine Rolle gespielt hat. Ich hatte Elterniniti-
ativen gegen Pseudokrupp bei mir im Hause. Das 
ist keine ganz einfache Diskussion gewesen, weil es 
darum ging, vielen Ängsten zu begegnen. Pseudo-
krupp ist, wenn ein Kind davon befallen wird, eine 
ganz schreckliche Angelegenheit — wegen der Er-
stickungsfälle, die damit verbunden sind. Jeder-
mann kann verstehen, daß Eltern betroffen sind, 
wenn sie bei ihrem eigenen Kind so etwas erleben. 

Aber wir müssen auf der anderen Seite feststel-
len — dies habe ich den Eltern gesagt —, weil es der 
Wahrheit entspricht, daß es bestimmte Leute gibt, 
die man nennen kann, die diesen Eltern in einer 
Weise Angst gemacht haben, wie es nach meiner 
Auffassung nicht verantwortbar gewesen ist. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Ach, das ist doch 
wirklich Quatsch!) 

— Frau Schoppe, ich will nicht sagen, daß Sie dazu-
gehören. Aber fast gehören Sie dazu — damit das 
einmal ganz klar ist. 

(Beifall des Abg. Breuer [CDU/CSU]) 

Was ich von Ihnen zu diesem Thema gehört habe, 
entspricht nicht dem, was wir in der Realität haben. 
Im übrigen ist es, was Pseudokrupp anbelangt, Gott 
sei Dank ruhiger geworden, ruhiger im Interesse 
der betroffenen Familien. Wir können den Familien 
nur helfen, wenn wir sie richtig informieren. Herr 
Kollege Breuer hat völlig zu Recht auf die Informa-
tionen des Berufsverbands der Kinderärzte hinge-
wiesen. 

Ich will abschließend zitieren, was der Verband 
der Kinderärzte zusammenfassend festgestellt hat: 

Mit den Ergebnissen dieser als repräsentativ 
anzusehenen Umfrage in Praxis und Klinik 
stellt der Berufsverband der Kinderärzte fest, 
daß derzeit die Bevölkerung und vor allem die 
betroffenen Altersgruppen bezüglich einer zu-
nehmenden Gefahr durch die Verschlimme-
rung der Pseudo-Krupp-Erscheinungen nicht 
bedroht ist. 

Wir haben keine Zunahme der Pseudokrupperkran-
kungen zu verzeichnen. 

Der Kollege Müller hat ein Beispiel verlangt. Sie 
haben als Beispiel für den Zusammenhang von Um-
weltbelastung und Krankheit die Herz-Kreislauf-
Erkrankungen genannt. Es ist wissenschaftlich-me-
dizinisch unhaltbar, Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
übewiegend auf Umweltverschmutzungen zurück-
zuführen. Es gibt ganz klar eine erste wichtige 

Kausalkette: Fett, Nikotin, Bluthochdruck. Die 
zweite Kausalkette heißt Streß und Bewegungs-
mangel. Dies sind weltweite Erkenntnisse. Diese 
Faktoren, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, können und müssen vor allem durch den ein-
zelnen beeinflußt und beantwortet werden. Es wäre 
nach meiner Auffassung sträflich, hier die Verant-
wortung jedes einzelnen — jetzt sage ich es ein biß-
chen polemisch — dadurch zu sozialisieren, daß 
man Umweltbelastungen als dominierende Risiko-
faktoren vorschiebt; weil man durch eine solche Ar-
gumentation die Menschen von den eigentlichen 
Ursachen ablenkt, von Ursachen, die sie selber in 
eigener Verantwortung zu beseitigen in der Lage 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun führen Sie in der Großen Anfrage einen an-
deren Bereich an. Den würde ich wiederum anders 
beurteilen. Es sind die Allergien. Wir wissen, daß 
Pollen- und Gräserallergien vermehrt auftreten. 
Das ist wahr. Ich bin auch der Meinung, daß wir im 
Bereich der Allergien noch einen erheblichen For-
schungsbedarf haben. Hier wissen wir noch nicht 
alles. Ich könnte mir vorstellen — ohne daß ich das 
jetzt als wissenschaftlich gesichert ausgeben 
möchte —, daß auf diesem Sektor die Umweltbela-
stungen eine größere Rolle spielen. Nur, wenn die 
Forschung in Gang gekommen ist, würde ich mich 
auch dafür einsetzen, daß auch andere Faktoren 
wie z. B. Streßfaktoren untersucht werden. Wir ha-
ben Indizien dafür, daß wir auch da eine ganz be-
sondere Kausalität haben. 

Wenn ich schon dabei bin, möchte ich auch noch 
etwas richtigstellen. Ich sage dies ausschließlich 
und allein deswegen, weil ich verhindern will, daß 
wir bei den auch in der Zukunft zu treffenden Maß-
nahmen dadurch Fehler machen, daß wir die Kau-
salität bei diesen Erkrankungen einschränken und 
diese monokausal definieren. Ich will folgendes 
richtigstellen: Blutkrebs und andere Krebsformen 
bei Kindern zeigen keine zunehmende Tendenz. 
Nach in der Wissenschaft vorherrschender Auffas-
sung sind die Ursachen für die heutigen Krebsarten 
bei Erwachsenen nicht in den aufgezählten Schad-
stoffbelastungen zu suchen, sondern in erster Linie 
im Rauchen beim Lungenkrebs oder im Ernäh-
rungsverhalten, vor allem beim Krebs des Dick-
darms und des Rektums. 

Nun zu dem eigentlich interessantesten und 
wichtigsten Thema im Zusammenhang mit der Um-
weltverschmutzung, nämlich zu den Atemwegser-
krankungen. Atemwegserkrankungen bei Kindern 
— ich sage dies jetzt einfach den Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern, weil es der Wahrheit entspricht 
und weil sie es wissen müssen — wie Bronchitis 
sind in der Bundesrepublik Deutschland rückläufig. 
Die Sterblichkeit durch Atemwegserkrankungen 
bei Säuglingen und Kleinkindern nimmt ebenfalls 
seit Jahren ab. Ich wiederhole hier: Ein Zusammen-
hang zwischen Luftverschmutzung und dem selte-
ner vorkommenden Pseudokrupp ist nach dem Er-
gebnis der internationalen Konferenz der WHO 
nicht bewiesen. 
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Der Lungenkrebs nimmt zu. Insofern haben Sie 

recht, wenn Sie sagen: Die Atemwegserkrankungen 
haben eine zunehmende Tendenz. Aber der Lun-
genkrebs nimmt nicht wegen der Umweltbelastun-
gen zu, sondern wegen der Nikotinbelastung. Ich 
glaube, das ist das, was auf jeden Fall als wissen-
schaftlich gesichert angesehen werden kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus 
diesem Grunde brauchen wir nicht eine generalisie-
rende, monokausale Beurteilung dieses uns alle be-
wegenden Problems. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Na gut, dann 
schaffen Sie die Zigarettenindustrie ab!) 

Die Bundesregierung will ein umfangreiches Ge-
sundheitsforschungsprogramm aufstellen, in des-
sen Rahmen auch mögliche Auswirkungen von Um-
weltbelastungen auf die menschliche Gesundheit 
untersucht werden. Dies bedarf keiner Anregung. 
Gerade erst wurde beim Bundesgesundheitsamt ein 
Hochsicherheitslaboratorium geschaffen, das der 
Analytik gefährlicher Umweltschadstoffe dient. 

Welche Entscheidungen die Bundesregierung ge-
troffen hat, habe ich bereits gesagt. Ich freue mich 
im übrigen darüber, daß die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Große Anfrage der Fraktion der 
GRÜNEN, abgesehen von den wenigen Bemerkun-
gen des Kollegen Ehmke, keine Kritik erfahren 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit mir der Auffassung 
sind, daß diese sehr sorgfältig erarbeitete Antwort 
uns allen dienen kann, wenn es darum geht, dem 
uns gemeinsam berührenden Problem besser ge-
recht zu werden, als es ganz sicher in der Vergan-
genheit der Fall gewesen ist. 

Zu Ihren Anträgen kann ich — das möchte ich 
der Fraktion der GRÜNEN sagen — nur noch drei 
Feststellungen treffen: Was den Formaldehyd-An-
trag betrifft, so hatten Sie den offenbar schon for-
muliert, bevor ich den Bericht vorgelegt habe, und 
haben den Bericht offenbar nicht gelesen. Man hat 
beinahe den Eindruck daß einige von Ihnen fast 
darüber enttäuscht sind, daß der krebserzeugende 
Charakter von Formaldehyd nicht nachgewiesen 
ist. Aber Kanzerogenität richtet sich nicht nach Ih-
rer individuellen Auffassung, sondern nach den wis-
senschaftlichen Feststellungen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir werden, was früher nicht getan worden ist, For-
maldehyd in der Schadstoffverordnung in entschei-
dender Weise zusätzlich unter Kontrolle bringen. 

Ich würde es als widerwärtig und skandalös be-
zeichnen, daß die GRÜNEN erneut der Wahrheit 
zuwider behaupten, 

(Zuruf von der SPD: Sie reden von sich sel-
ber!) 

die Bundesregierung habe auf Druck der Industrie 
auf den Bericht des Umweltbundesamtes Einfluß 
genommen. Ich sage es noch einmal: Das ist wider-
wärtig und skandalös. Die GRÜNEN sollten sich 

langsam einmal einen anderen Text für ihre Ge-
betsmühle ausdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Überschrift der Großen Anfrage der GRÜNEN lau-
tete: „Kranke Umwelt — kranke Kinder". Die Ant-
wort der Bundesregierung lautet darauf: Eine bes-
sere Umwelt — gesunde Kinder. Wir brauchen eine 
nüchterne Analyse statt hysterischer Panikmache, 
ein entschlossenes, wohlüberlegtes Handeln statt 
eines blindwütigen Aktionismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, das 
Thema, das hier zur Debatte steht, ist wichtig ge-
nug, ist zu wichtig, als daß man versuchen sollte, es 
mit demagogischen Verdrehungen von Tatsachen, 
mit Hysterie anzugehen. Damit ist noch nie ein Pro-
blem gelöst worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das wollte ich an den Anfang meiner Bemerkungen 
hier stellen. 

Ich bin dem Kollegen Müller sehr dankbar, daß er 
darauf hingewiesen hat, daß wir uns nicht nur um 
Nadelgehölze, Koniferen oder um schwanzlose Wir-
beltiere zu kümmern haben, sondern daß wir es mit 
dem Menschen zu tun haben und in erster Linie 
auch für den Menschen unsere Politik hier betrei-
ben sollten. Er hat von der politischen Verantwor-
tungsethik gesprochen, und ich denke, dazu gehört 
auch, daß wir nicht in Panik verfallen und daß wir 
auch nicht versuchen sollten, beim Bürger draußen 
im Lande Panik zu erzeugen. Das Thema ist wichtig 
genug, um es mit der gebotenen Sachlichkeit anzu-
gehen und sachliche Argumente in die Diskussion 
einzubringen. Wir können uns hier sicherlich über 
unterschiedliche Positionen und Standorte unter-
halten. Aber bitte schön, es ist eine Verantwortung, 
die wir als Politiker haben, nicht über das Ziel hin-
auszuschießen und unnötige Beunruhigung im 
Lande draußen zu erzeugen. 

Dazu habe ich festzustellen, daß in den letzten 
Jahrzehnten sicherlich eine Verbesserung der Um-
weltsituation eingetreten ist. Objektive Berichte 
und Meßergebnisse geben das her, daß diese Be-
hauptung belegbar ist. Die Kindersterblichkeit hat 
in unserem Lande abgenommen, wesentlich abge-
nommen. Dennoch stelle ich hier fest, daß wir uns 
auch weiterhin bemühen sollten, diese Rate noch 
weiter herunterzusetzen. Sie ist mir noch zu hoch; 
das sage ich sehr deutlich. 

Wir haben aber auch festzustellen, daß die Le-
benserwartung gestiegen ist, erheblich gestiegen 
ist. Das Lebensalter nimmt zu. Sie, Herr Müller, 
haben auf eine Untersuchung in Berlin abgehoben. 
Sie haben sie in ihrer Bedeutung dann selbst etwas 
zurückgenommen. Ich muß dazu sagen, in den letz-
ten 15 Jahren hat sich die Zahl der Überhundertjäh- 
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rigen in Berlin verdreifacht. Nun kann man natür-
lich sagen: Wenn es früher einer war und jetzt sind 
es drei, dann sind das nicht sehr viel. — Aber im-
merhin sind es heute über 100 Überhundertjährige, 
die in Berlin leben. Daran mögen Sie erkennen, daß 
sicherlich bei aller Kritik an der Umweltsituation, 
an der Luftbelastung in Berlin — wir wissen darum 
— offensichtlich diese Faktoren nicht die Ursache 
dafür sein kann, daß die Menschen immer kränker 
werden und immer früher sterben. Das Gegenteil 
ist bisher der Fall. Wenn wir eine höhere Krank-
heitsrate zu verzeichen haben, dann müssen wir 
uns auch einmal mit der Tatsache auseinanderset-
zen, daß die Leute im höheren Alter sicherlich 
krankheitsanfälliger sind als im jüngeren Alter. 
Auch dieses ist eine ganz natürliche Entwicklung. 
Auch dieses ist eine Voraussetzung, damit wir uns 
über die Thematik, die hier ansteht, überhaupt un-
terhalten können. 

Ich will mich in Anbetracht der Zeit, die mir zur 
Verfügung steht, auf zwei Punkte konzentrieren. Es 
geht einmal um die Frage des Formaldehyds, zum 
anderen um die Frage des Pseudokrupp. Man ge-
hört sicher nicht zu den Verharmlosern in der Bun-
desrepublik, wenn man die, Pseudokrupp-Welle und 
die Formaldehyd-Welle auf das zurückführt, was 
sie wirklich gebracht hat. Sie hat eine vermehrte 
Aufmerksamkeit gegenüber bestimmten Chemika-
lien und Krankheitserscheinungen hervorgebracht, 
denen man bei ihrer Ausbreitung zweifellos Einhalt 
gebieten muß. Selbstverständlich ist die Umwelt 
durch eine Vielzahl von Schadstoffen sehr belastet. 
Das ist gar keine Frage. Andererseits ist diese Um-
welt seit eh und je mit natürlich vorhandenen 
Schadstoffen belastet gewesen. Ich muß sie hier im 
einzelnen nicht aufzählen; das würde auch viel zu 
weit führen. In der Natur selbst gibt es eine Reihe 
von Schadstoffen. 

Wann wird etwas zum Schadstoff? Etwas wird 
zum Schadstoff, wenn es in einer überhöhten Kon-
zentration auftritt. Das gilt auch für Schwermetalle. 
Das sind keine künstlich erzeugten Chemikalien, 
sondern das sind natürliche Elemente, die in der 
Natur von vornherein vorhanden sind. Wir können 
sie hinsichtlich der Menge nicht vermehren, wir 
können sie aber auch nicht reduzieren. 

Aber das Problem besteht darin, daß durch un-
sere zivilisatorische Tätigkeit solche Elemente mög-
licherweise in einer überhöhten Konzentration auf-
treten und dadurch erst zum Schadstoff werden. 
Gleiches gilt auch für in der Natur, in Pflanzen vor-
kommende Schadstoffe. Wenn wir feststellen, daß 
eine Vielzahl von künstlichen und auch natürlichen 
Schadstoffen vorhanden ist, heißt das also noch 
längst nicht, daß die daraus entstehende konkrete 
Gesundheitsgefährdung die Art und Weise rechtfer-
tigt, wie wir in der jüngsten Vergangenheit über 
diese Dinge, insbesondere über Formaldehyd und 
Pseudo-Krupp, diskutiert haben. 

Die Liberalen im Deutschen Bundestag unter-
stützen die Bundesregierung darin, daß mit einer 
Reihe von Maßnahmen die Verwendung von For-
maldehyd eingeschränkt werden soll. Wir begrüßen 
es, wenn die Bundesregierung dem Bundesrat den 

Entwurf einer Gefahrenstoffverordnung zuleitet, 
die auf der Grundlage des Chemikaliengesetzes 
Richtwerte für die Verwendung von Formaldehyd 
vorschreiben soll. Hiervon werden nicht nur Bau-
stoffe betroffen — im Umgang mit ihnen ist eine 
berufsbedingte Gefährdung nicht auszuschließen —, 
sondern auch Möbel, Tapeten, Farben, Lösungsmit-
tel und dergleichen. 

Wir unterstützen auch den Schutz der Allergiker, 
für die eine Kennzeichnungspflicht bei formalde-
hydhaltigen Gegenständen vorgesehen ist. Eine 
Vielzahl von Lebensbereichen ist hiervon betroffen. 
Sicherlich wird es auch in dem einen oder anderen 
Bereich notwendig sein, nach Ersatzstoffen zu su-
chen. Aber, ich denke, das wird geleistet werden 
können. 

Im November soll eine Sitzung auf EG-Ebene 
stattfinden, auf der die Bundesregierung u. a. neue 
Grenzwerte bei Formaldehyd in Innenräumen vor-
schlägt. Wir wünschen ausdrücklich, daß die Bun-
desregierung auf EG-Ebene nachdrücklich für die 
Druchsetzung dieser ihrer Vorstellung eintritt und 
ihre Vorstellungen auch durchsetzt. 

Das Bundesgesundheitsamt — parteiischer Äuße-
rungen unverdächtig — hat jüngst in einer Presse-
mitteilung zum Thema Formaldehyd entgegen den 
Feststellungen der Fraktion DIE GRÜNEN den ge-
meinsamen Bericht des Bundesgesundheitsamtes, 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und des Um-
weltbundesamtes der Öffentlichkeit erläutert. Es 
stellt darin fest, daß sich beim Langzeit-Tierversuch 
speziesabhängige Reaktionen der Schleimhäute der 
Atemwege bei Formaldehydgasexposition zeigen. 
Aber das ist eben kein Beleg dafür, verehrte Kolle-
gen, daß hier schon der Nachweis erbracht ist, daß 
das kanzerogene Wirkungen zeigt. Es stellt fest, 
daß nach dem gegenwärtigen Stand des Wissens 
auch keine sonstigen hinreichenden Anhaltspunkte 
bestehen, daß Formaldehyd beim Menschen Krebs 
erzeugt. 

Ich weise noch einmal darauf hin, daß es auch in 
natürlichen Nahrungsmitteln eine Reihe von krebs-
erzeugenden Stoffen gibt, deren Krebserzeugung 
nachgewiesen ist. Es würde zu weit führen, wenn 
ich darauf noch im einzelnen eingehen wollte. 

Dennoch ist nicht von der Hand zu weisen, daß 
nicht alle Verdachtsmomente ausgeschlossen wer-
den können. Es bleibt ein Verdacht auf ein krebser-
zeugendes Potential bestehen. Allein das rechtfer-
tigt die von der Bundesregierung vorgesehenen 
Maßnahmen zur Verringerung der Umweltbela-
stung durch Formaldehyd. Formaldehyd ist seit vie-
len Jahrzehnten verwendet worden. Aber bei der 
massiven und konzentrierten Verwendung, die es in 
den letzten Jahren erfahren hat, zeigen sich nun 
erst — wie ich eingangs schon einmal andeutete — 
nachhaltige gesundheitliche Wirkungen. 

Ich möchte noch kurz ein Wort zu der Frage 
sagen — hierzu hat sich ja schon der Minister geäu-
ßert —, wie es eigentlich mit Pseudokrupp aussieht. 
Die niedergelassenen Ärzte haben ihre Ergebnisse 
mitgeteilt. Das sind natürlich Statistiken. Aber sie 
sind auch von Ihrer Seite angeführt worden. Dann, 
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meine ich, ist es auch legitim, der einen Statistik die 
andere entgegenzuhalten. Fest steht doch jedenfalls 
— daran gibt es wohl keinen Zweifel — , daß kein 
signifikanter Zusammenhang zwischen Pseudo-
krupp und dem Grad der Luftverschmutzung fest-
zustellen ist. 

Im übrigen ist das kein Thema, das uns erst seit 
gestern beschäftigen sollte. Mein ältester Sohn hat 
vor 28 Jahren auch an der Pseudokrupp-Krankheit 
gelitten. Das war schon eine schwere Sache. Nur, 
auf Umweltbelastungen war das in dem Teil der 
Republik, in dem wir leben, überhaupt nicht zurück-
zuführen. Vielmehr hatte das andere Ursachen, die 
eben — wie das bei Erkältungskrankheiten und 
dergleichen auch der Fall ist — zu solchen Erschei-
nungen und zu solchen Krankheitsbildern führen. 
Es ist nicht von der Hand zu weisen — das glaube 
ich auch —, daß Luftbelastungen, Umweltbelastun-
gen, wie sie durch Immissionen hervorgerufen wer-
den, zu einer verstärkten Erkrankung der Atem-
wege führen können. Ich denke nur daran, daß es 
mindestens in Teilen Europas nicht so zivilisiert 
zugeht, daß dort noch sehr stark Einzelfeuerungs-
anlagen betrieben werden, daß dort durch die Ab-
gase aus den Einzelfeuerungsanlagen ein weit hö-
herer Belastungsgrad festzustellen ist, als das bei 
uns durch andere technische Einrichtungen der 
Fall ist. 

Bei der Diskussion um diese Erkrankung wird oft 
auch das Problem der Innenluftbelastung überse-
hen. Eine Anhörung im Ausschuß für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit hat ja darauf ausdrücklich hin-
gewiesen. So ist es doch eigentlich erstaunlich, daß 
gerade die Zahl der Erkrankungen bei Kleinkin-
dern, die insgesamt nicht gestiegen ist, bei der Ver-
teilung über das Jahr hinweg insbesondere in den 
Wintermonaten höher ist als in den Sommermona-
ten, d. h. in dem Zeitbereich, in dem die Kinder sich 
mehr im Innern der Räume aufhalten. 

Hier ist auch einmal zu fragen, ob unser Wohn-
umfeld eigentlich noch das richtige ist. Ich denke da 
an klimatisierte Räume. Ich habe immer besondere 
Probleme, wenn ich in klimatisierten Räumen bin. 
Ich verstehe auch durchaus den einen oder anderen 
Nichtraucher — ich selbst bin Raucher; dazu be-
kenne ich mich nun einmal mit dem Risiko —, der 
sich durch unser Rauchen durchaus belästigt fühlt. 
Ich denke, auch dieses muß man mal bei diesen 
Untersuchungen und Ergebnissen mit einführen. 

Unsere Lebensumstände, unser Ernährungsver-
halten, das alles spielt mit. Wenn wir diese Verände-
rungen einmal mit in die Betrachtung einbeziehen, 
dann stellen wir fest, daß mit Sicherheit keine Ein-
bahnstraße, keine monokausale Begründungskette 
aufgebaut werden kann, sondern daß es viele Ein-
flußfaktoren gibt, deren Wirkungen wir insgesamt 
und im Zusammenwirken, auch im synergetischen 
Zusammenwirken, berücksichtigen müssen und 
daß wir nicht die eine oder die andere Ursache für 
diese Erkrankungen verantwortlich machen kön-
nen. 

Ich stelle fest: Insgesamt sind die Erkrankungen 
zurückgegangen, sicherlich auch dank der Erkennt-
nisse der Medizin. Ich stelle aber hier fest, daß es  

wichtig und eine politische Verpflichtung ist, alle 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen, um die Zahl der 
Erkrankungen, was auch immer es sei, weiter zu 
reduzieren, Erkrankungen möglichst zu verhindern, 
was uns von der Natur her nicht ganz gelingen 
wird. Ich füge auch hinzu, daß wir jeden unnatürli-
chen Tod eines Kindes zu verhindern haben. Das ist 
nicht nur eine politische, sondern auch eine mora-
lisch-ethische Verpflichtung von hohem Rang. Dazu 
bekennen wir uns. Wir sind auch der Meinung, daß 
alles, was an Ursachen erkannt ist, nicht nur ver-
mutet ist, abgestellt werden muß, daß wir die For-
schung intensivieren müssen, die Wirkungsfor-
schung insbesondere, um auch weitere Ursachen 
ausfindig zu machen, die kausalen Zusammen-
hänge aufzuzeigen und von da aus auch greifende 
Maßnahmen vorzusehen. 
Ich muß darauf hinweisen, daß es keinen Sinn 

macht, in diesem Zusammenhang in blinden Aktio-
nismus zu verfallen, denn dann erreichen wir nicht 
mehr als das, was vor Jahren in Nordrhein-Westfa-
len erreicht worden ist mit der Politik der hohen 
Schornsteine. Damit hat man die Situation insge-
samt nicht verbessert, kein Gramm an Emissionen 
ist reduziert worden, sondern man hat den Dreck 
nur weitertransportiert und im Grunde in der Ku-
mulation natürlich andere Gebiete belastet, aber in 
der Summe mit denselben Belastungen, ohne sie zu 
reduzieren. Heute muß die Politik der hohen 
Schornsteine wieder zurückgenommen werden, 
weil diese Schornsteine bei der Entstickung, bei der 
Entschwefelung von Rauchgasen, d. h. beim Abbau 
solcher Belastungen, hinderlich sind, ja störend wir-
ken. Gerade das ist ein typisches Beispiel dafür, daß 
wir nicht an die Ursachen herangegangen sind, son-
dern in blindem Aktionismus Maßnahmen ergriffen 
haben, die das Ziel überhaupt nicht erreichbar ge-
macht haben. Wir sollten uns vor weiteren Erfah-
rungen in dieser Richtung hüten. 
Danke schön für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort zur Begrün-
dung der Anträge 10/2134 und 10/2135 hat Frau Ab-
geordnete Schoppe. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister, Sie haben mich 
nicht enttäuscht, Sie haben die Probleme verharm-
lost und haben mit Unterstellungen argumentiert. 
Aber das sind wir von Ihnen gewöhnt. In der Anhö-
rung unseres Ausschusses hat Professor Basser-
mann hingewiesen auf die bisher nicht untersuchte 
synergistische Wirkung von verschiedenen Schad-
stoffen. Deshalb geht es nicht nur immer um SO 2

-Emissionen. Deshalb haben wir den Antrag Formal-
dehyd eingebracht, der die Bundesregierung auffor-
dert, Formaldehyd als krebserzeugend in die Ar-
beitsstoffverordnung und in die MAK-Werte-Liste 
aufzunehmen. 
Längst ist deutlich geworden, daß wir bei Luftver-

schmutzung nicht nur von der Außenluft sprechen 
können, sondern daß wir uns auch mit der Innen-
luftbelastung beschäftigen müssen. 1983 waren sich 
Bundesgesundheitsamt, Umweltbundesamt und die 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Oktober 1984 	6933 

Frau Schoppe 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz einig, daß Formal-
dehyd als krebserzeugend einzustufen sei. In einem 
unveröffentlichten Bericht dieser Behörden, der in-
zwischen eingestampft wurde, unserer Fraktion 
aber vorliegt, wird Formaldehyd noch als formal 
krebserzeugend eingestuft. Am 16. Januar 1984 
wandte sich die BASF, der weltgrößte Formalde-
hyd-Hersteller, mit einem Memorandum an die ent-
sprechenden Ministerien mit der Bitte, alles in ih-
rer Macht Stehende zu tun, um eine solche Einstu-
fung zu verhindern. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ungeheuerlich!) 

Es ist wohl nicht anders zu werten, als daß ein Herr 
Minister seine Macht spielen ließ. Denn der von 
Herrn Geißler in Auftrag gegebene, nun vorlie-
gende endgültige Formaldehyd-Bericht kam nun-
mehr zu dem Ergebnis, daß die Voraussetzungen 
für die Einstufung „krebserzeugend" nicht gegeben 
seien. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie den 
gesehen?) 

Dabei wurden die amerikanischen Tierversuche, 
auf die sich die Bundesbehörden zunächst gestützt 
hatten, für null und nichtig erklärt. In-vitro-Versu-
che in der Bundesrepubik, die laut Professor 
Henschler zu dem gleichen Ergebnis kamen, wur-
den ebenfalls nicht beachtet. Wie halten es denn 
diese Herren mit der Wissenschaftlichkeit, Herr 
Breuer, frage ich Sie. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie halten Sie 
es damit?) 

Meine Damen und Herren, es scheint, hier hat die 
Industrie auf politische Entscheidungen Einfluß ge-
nommen. Ich wiederhole das noch ausdrücklich. 
Das ist, wie wir in den letzten Tagen erfahren konn-
ten, ja nicht das erste Mal. Angesichts der Gefah-
ren, die von Formaldehyd auf die menschliche Ge-
sundheit ausgehen, können wir nicht zur Tagesord-
nung übergehen. 

Meine Damen und Herren, wir überlegen, im 
Bundestag einen Antrag einzubringen, der den 
Bundestag auffordert, einen Untersuchungsaus-
schuß einzusetzen, der klären sollte, inwieweit in 
diesem Fall die chemische Industrie, nämlich 
BASF, Einfluß auf politische Entscheidungen ge-
nommen hat und inwieweit und wo in Bonn die 
Ohren offen waren für die Profitinteressen der In-
dustrie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt haben wir 
es!) 

— Ja, meine Damen und Herren, die Zusammenar-
beit von Industrie und Politikern ist üblich. Es ist 
die Korruption, die die Demokratie in Verruf bringt. 
Die GRÜNEN sind es nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung über die Entschließungsanträge Frau 
Schoppe, Dr. Ehmke (Ettlingen), und Fraktion DIE 
GRÜNEN zu Tagesordnungspunkt 11. 

Ich rufe zuerst den Entschließungsantrag aus 
Drucksache 10/2134 auf. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe jetzt den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 10/2135 auf. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahl-
reichen Enthaltungen abgelehnt. 

Zum Tagesordnungspunkt 12 schlägt der Älte-
stenrat Ausschußüberweisung vor. Die Überwei-
sungsvorschläge ersehen Sie aus der Tagesord-
nung. — Es erhebt sich kein Widerspruch; dann ist 
das so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über die Er-
richtung einer Stiftung „Hilfswerk für behin-
derte Kinder" 
— Drucksache 10/2097 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
Auch das Wort zur Aussprache wird nicht ge-
wünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung Drucksache 10/2097 zur Fe-
derführung an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit und zur Mitberatung an den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung zu überweisen. 
Weitere Vorschläge werden nicht gemacht. Dann ist 
so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Daubertshäuser, Haar, Bamberg, Amling, An-
tretter, Berschkeit, Buckpesch, Curt, Hettling, 
Ibrügger, Kretkowski, Pauli, Hoffmann 
(Saarbrücken), Dr. Steger, Purps, Frau Stein-
hauer und der Fraktion der SPD 
Personennahverkehr der Deutschen Bun-
desbahn in der Fläche 
— Drucksache 10/1503 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Der Ältestenrat hat für die Aussprache eine 
Runde mit bis zu zehn Minuten je Fraktion verein-
bart. Ist das Haus damit einverstanden? — Das ist 
der Fall. Dann ist so beschlossen. 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
Daher können wir gleich in die Aussprache eintre-
ten. Das Wort hat Herr Abgeordneter Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die SPD-Fraktion strebt mit ih- 
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rem Antrag an, Regelungen für einen wichtigen 
Teilbereich der Deutschen Bundesbahn zu errei-
chen. Die als Leitlinien bezeichneten Entscheidun-
gen der Bundesregierung vom November des ver-
gangenen Jahres für die Deutsche Bundesbahn las-
sen für den Bereich des öffentlichen Nahverkehrs, 
insbesondere in der Fläche, Schlimmes befürchten. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr gut!) 

Das schematische Einfrieren der Jahresverluste 
der Bundesunternehmen in Verkehrsverbünden 
und die restriktive Vorgabe im S-Bahn-Bau z. B. 
kann nicht anders als der Beginn eines Rückzugs 
des Bundes aus dem ÖPNV bewertet werden. 

(Beifall des Abg. Toetemeyer [SPD]) 

Dies ist übrigens auch die einmütige Auffassung 
der Verkehrsministerkonferenz. 

Der ÖPNV, insbesondere in der Fläche, scheint 
aus der Sicht der Deutschen Bundesbahn und der 
Bundesregierung zu einer Rationalisierungsreserve 
zu verkommen. Dies ist eine Entwicklung, die auf 
verkehrs-, wirtschafts-, aber auch strukturpoliti-
schen Gründen nicht hingenommen werden kann. 
Der Bund hat den gesetzlich verankerten Grund-
satz zu beachten, die verkehrs- und versorgungsmä-
ßige Aufschließung, die Bedienung mit Verkehrs- 
und Versorgungsleistungen und die angestrebte 
Entwicklung miteinander in Einklang zu bringen. 

Andererseits, meine Damen und Herren, ist auch 
von meiner Fraktion immer wieder eingeräumt 
worden, daß die Deutsche Bundesbahn angesichts 
ihrer Finanzlage in einem dringenden Handlungs-
zwang steht. Dennoch darf in dem Widerstreit der 
bundes- und regionalpolitischen Interessen mit den 
Interessen, die aus unternehmerischen Zwängen 
resultieren, nicht vergessen werden, daß bei Ent-
scheidungen über die Umstellung des Personenver-
kehrs von der Schiene auf die Straße oder über die 
Einstellung des Güterverkehrs dem Bund eine ganz 
besondere Verantwortung zukommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Neuordnung des Personenverkehrs in der Flä-
che kann nach Ansicht der SPD-Fraktion nur im 
Rahmen einer Gesamtkonzeption gelöst werden. 

(Toetemeyer [SPD]: Die gibt es nicht!) 

Dazu zählt u. a., daß der Bund der Deutschen Bun-
desbahn für ihr auferlegte Leistungen die volle fi-
nanzielle Abgeltung zu gewährleisten hat. Nach 
dem Grundgesetz ist die Bundesbahn nicht ein 
Wirtschaftsunternehmen des Bundes, sondern Teil 
der dem Bund zur Verwaltung übertragenen Ver-
kehrsinfrastruktur, zu der z. B. auch die Bundes-
wasserstraßen und die Bundesfernstraßen gehören. 
Mit dem ihm anvertrauten Verkehrsträger Bundes-
bahn hat der Bund den gesamtwirtschaftlichen und 
den gesamtstaatlichen, öffentlichen Interessen opti-
mal zu dienen. 

Der im Grundgesetz festgelegten Aus- und Aufga-
benverantwortung des Bundes entspricht auch das 
Bundesbahngesetz. Danach ist die Bundesbahn wie  

und nicht als ein Wirtschaftsunternehmen zu füh-
ren. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 

Daher dürfen bei der Führung der Deutschen Bun-
desbahn nicht allein betriebswirtschaftliche Ge-
sichtspunkte eine Rolle spielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn der Vorstand der Bundesbahn mit Duldung 
der Bundesregierung erklären kann, die Bahn solle 
dort tätig sein, wo sie stark ist, und dort verschwin-
den, wo sie schwach ist, so ist das verfassungs- und 
verkehrspolitisch völlig verfehlt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meines Erachtens führt der verfassungsrechtliche 
Streit zwischen Bund und Ländern im übrigen auch 
nicht weiter. Es ist doch nicht bestritten, daß denje-
nigen, der die Aufgabenverantwortung hat, auch die 
Ausgabenverantwortung trifft. Es geht also um den 
Umfang der Aufgabenzuständigkeit. Hier ist aber 
festzustellen, daß dem Bund im ÖPNV schon auf 
Grund der tatsächlichen Verkehrsverhältnisse nach 
wie vor eine überragende Bedeutung zukommt. 

Der Personennahverkehr der Deutschen Bundes-
bahn ist nicht irgendeine Restgröße, sondern macht 
ein Drittel der Leistungen der DB im Personenver-
kehr aus. Der Anteil am gesamten OPNV-Aufkom-
men beträgt immerhin 13 %. Aus dieser Aufgabe 
kann sich der Bund nicht davonstehlen, wie dies 
Bundesverkehrsminister Dollinger wohl zu tun 
können glaubt, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn er sagt: Der Bund wird sich weiter am ÖPNV 
beteiligen, aber selbstverständlich nur nach seiner 
Leistungskraft — so auf der Verkehrsminister-Kon-
ferenz im Mai 1983 in Bremen. 

Das ist genau der Punkt, meine Damen und Her-
ren. Im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Aufgaben 
bestimmt sich die Leistungskraft, für die der Bund 
den Rahmen setzt, nach der Aufgabe und nicht um-
gekehrt. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr richtig!) 

Oder aber Sie veränderten die gesetzlichen und ver-
fassungsrechtlichen Rahmenbedingungen. Das soll 
die Bundesregierung dann aber auch tun und beim 
Namen nennen. Sie soll dann auch sagen, wie die 
Länder und Kommunen, die bereits heute, nicht zu-
letzt durch eine rapide wachsende Verlagerung der 
Sozialkosten vom Bund auf die Gemeinden, finan-
ziell ausgeblutet sind, weitere Kosten tragen sollen. 
Die Konsequenz in vielen Fällen würde eine Auf-
gabe wesentlicher Teile im ÖPNV bedeuten, jeden-
falls so lange, wie das Finanzaufkommen der Län-
der und Gemeinden nicht entsprechend verstärkt 
wird. 

Die Bundesbahn hat also gemeinwirtschaftliche 
Aufgaben wahrzunehmen. Wenn der Deutschen 
Bundesbahn z. B. Aufgaben im Nahverkehr oblie-
gen, die nicht wirtschaftlich zu erfüllen sind, so ist 
die Subventionierung dieser Tätigkeit — ich zitiere 
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einen Kommentar aus der „Süddeutschen Zeitung" 
— „keine ökonomische Todsünde". 

Im Gegenteil, 

— so fährt die „Süddeutsche Zeitung" fort  — 

die  Bundesrepublik hat vielleicht die leistungs-
fähigste Verkehrsinfrastruktur aller großen In-
dustriestaaten. Dies ist einer der wichtigsten 
Pluspunkte unserer Wirtschaft im internationa-
len Wettbewerb, und das darf schon etwas ko-
sten. 

Ich pflichte dem Kommentar aber auch bei, wenn 
er sagt, daß die Bahn nicht ständig weiter Marktan-
teile verlieren dürfe, sondern sich ihr Marktanteil 
allmählich stabilisieren müsse. 

Auch für den Schienenpersonen- und Schienen-
güterverkehr in der Fläche gilt, daß die Nachfrage 
keine vorgegebene Größe ist, sondern auch durch 
ein verbessertes Angebot erhöht werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Forderung soll der vorliegende Antrag in be-
sonderer Weise Rechnung tragen. Deshalb sind von 
der Bundesregierung folgende Forderungen an die 
Deutsche Bundesbahn zu richten: 

Erstens. Mit bereits bestehenden Verkehrsge-
meinschaften sind die Netzplanung von Schienen-
und Busverkehr sowie die Fahrplangestaltung ab-
zustimmen und Tarifmodelle zu entwickeln, die 
eine schrittweise Einbindung der Schiene in die je-
weilige Kooperation ermöglichen. 

Zweitens. Die Systemvorteile von Bus- und Schie-
nenverkehr müssen im Bereich der Deutschen Bun-
desbahn optimal aufeinander abgestimmt werden. 

Drittens. Auf Nebenstrecken, die dem Schienen-
personennahverkehr langfristig erhalten bleiben 
sollen, muß bereits jetzt mit der Verwirklichung 
vereinfachter Betriebsweisen begonnen werden. 
Hierzu bietet ein entsprechender Beschluß der Ver-
kehrsminister gute Ansätze. 

Viertens. Bei unvermeidbaren Streckenstillegun-
gen ist der Verfahrensgang zu verbessern. Es müs-
sen verstärkt Kriterien berücksichtigt werden, die 
eine Veränderung der Rahmenbedingungen mit 
einbeziehen. 

Fünftens. Die Unternehmen des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs haben bis heute den Wegfall der 
Gasölbetriebsbeihilfe nicht verkraftet. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„Wegfall"? — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das habt ihr beschlossen!) 

Da andere Verkehrsträger wie Luftfahrt und Bin-
nenschiffahrt, anders als damals — hören Sie mal 
zu, was ich sage, Herr Dr. Jobst — beabsichtigt, 
nach wie vor von der Mineralölsteuer befreit sind 
und hier offenbar auch von Ihrer Regierung keine 
Änderung vorgesehen ist, sollte Abhilfe geschaffen 
werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies wäre möglich durch ein ÖPNV-Energiepro-
gramm. 

Zur Frage der Finanzierung. Dies sollte auf der 
Basis der Mineralölsteuer geregelt werden. Vom 
Anteil des Mineralölsteueraufkommens, das für die 
Finanzierung des Haushalts des Bundesministers 
für Verkehr verwandt wird, sollte jeweils ein Pfen-
nig zugunsten dieses ÖPNV-Energieprogramms 
umgeschichtet werden. Dieser Finanzanteil würde 
also neben den für die Finanzierung des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes zweckgebundenen 
Anteil des Mineralölsteueraufkommens treten. Eine 
eigene Finanzierungsgrundlage für das ÖPNV-
Energieprogramm, an dem auch der Bund mit sei-
nen Unternehmen nicht unerheblich beteiligt sein 
würde, erscheint finanz- und verkehrspolitisch 
sachgerecht. 

Unser Antrag entspricht im übrigen in vielen Tei-
len den Forderungen der Verkehrsministerkonfe-
renz, wie sie in mehreren Beschlüssen bei der letz-
ten Sitzung vom 8. September 1984 formuliert wor-
den sind. Stellen Sie sich dieser Verantwortung, 
meine Damen und Herren von der Regierung! 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Machen Sie das 
besser, was die vorangegangene Regierung 

schlecht gemacht hat!) 

Unterstützen Sie unseren Antrag, helfen Sie der 
Bahn, und lassen Sie den ÖPNV in der Fläche nicht 
im Stich! 

Ich bitte um Überweisung an die Ausschüsse. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die SPD ent-
wickelt im Verein mit den GRÜNEN plötzlich in 
erstaunlicher Weise eine Aktivität in der Verkehrs-
politik mit Anträgen. Sie von der SPD waren doch 
erst vor zwei Jahren 13 Jahre lang an der Regie-
rung. Das, was Sie heute wollen, hätten Sie doch 
alles tun können; wir bräuchten diese Anträge 
heute gar nicht. 

(Toetemeyer [SPD]: Diese Platte müssen 
wir langsam einmal wegtun!) 

Ihre Anträge und Ihr Antrag heute sollen doch da-
von ablenken, daß Sie von der SPD in der Regie-
rungsverantwortung in der Bahnpolitik 13 Jahre im 
Schlafwagen gesessen haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß Sie mit Ihrer Politik versagt haben. Ihre Politik 
hat doch dazu geführt, daß die Bahn heute in einer 
schlimmen Finanzsituation ist, daß sie in weiten 
Bereichen des Wettbewerbs aus dem Markt gewor-
fen wurde. Keine europäische Bahn ist so in den 
Graben gefahren worden wie die Deutsche Bundes-
bahn unter der Verantwortung der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
schwer, diesen Rückstand an Investitionen, den 
Verlust an Marktnähe jetzt so plötzlich wieder auf-
zuholen. Die Bahn ist jetzt gezwungen, auch einzu-
sparen. Das hat sicherlich auch Auswirkungen im 
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Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs. 
Aber die Deutsche Bundesbahn bleibt in der Fläche 
präsent. Es gibt bei uns keinen Streckenstille -
gungsplan wie unter Ihrem Bundesverkehrsmini-
ster Gscheidle, 

(Toetemeyer [SPD]: Na, na!) 

bei dem in den ländlichen Regionen ein Kahlschlag 
im Streckennetz erfolgt wäre. Dies gibt es bei uns 
nicht. Wir haben diesen Kahlschlag damals verhin-
dert. Unter der neuen Bundesregierung findet ein 
Rückzug aus der Fläche nicht statt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Toetemeyer 
[SPD]: Na, na!) 

Der öffentliche Personennahverkehr ist für uns 
eine absolute Notwendigkeit für die Ballungsräume, 
aber auch für die ländlichen Regionen. Für die 
CDU/CSU ist ein gut funktionierender ÖPNV ein 
ernstes Anliegen. 

Gerade die ländlichen Räume brauchen einen at-
traktiven öffentlichen Personennahverkehr, um das 
Gefälle zwischen der Verkehrsbedienung in der 
Stadt und auf dem Lande abzubauen. Das öffentli-
che Verkehrsmittel ist ein unverzichtbarer Mobili-
tätsfaktor. 

(Toetemeyer [SPD]: Auf der Schiene?) 

Die Deutsche Bundesbahn hat dabei ihre wichtige 
Funktion, Herr Kollege. Sie ist auch in der Fläche 
präsent. Neun Zehntel ihrer Kunden befördert die 
Deutsche Bundesbahn im Nahverkehr, eine Milli-
arde Personen im Jahr befördert die Deutsche Bun-
desbahn im Netzverkehr auf der Schiene, eine Mil-
liarde Personen im Jahr befördert die Deutsche 
Bundesbahn auf der Straße in Bussen. 

(Toetemeyer [SPD]: Das ist nicht gut!) 

Sie sehen also, die Deutsche Bundesbahn ist mit 
ihren Verkehrsmitteln der größte Anbieter im öf-
fentlichen Personennahverkehr. 

Der öffentliche Personennahverkehr hat zwei 
zentrale Aufgaben: eine ausgewogene Gestaltung 
des Nahverkehrs im Ballungsraum und in der Flä-
che und eine möglichst wirtschaftliche Verkehrsbe-
dienung. 

Nun kommen Sie von der SPD daher mit einem 
Gesamtkonzept. „Gesamtkonzeption", das klingt im-
mer sehr schön, ist aber auch nicht weit von dem 
Bereich der Phraseologie entfernt. 

(Toetemeyer [SPD]: Das ist aber besser als 
„monokausal"!) 

Sie erinnern sich doch, daß Sie von der SPD in 
Ihrer Regierungsverantwortung eine Vielzahl von 
Plänen und Konzeptionen gehabt haben, mit denen 
die Bahn hätte saniert werden sollen. Nichts ist 
aber passiert. Die Bahn ist in der Zeit der SPD-
Regierung in Grund und Boden gewirtschaftet wor-
den. Wir haben jetzt die Folgen Ihrer Politik auszu-
baden, auch im Bereich des öffentlichen Personen-
nahverkehrs. 

(Zurufe von der SPD) 

— Auf Ihre Zwischenrufe, die ich nicht verstehe, 
aber die sicherlich völlig daneben liegen, will ich 
gar nicht eingehen. 

(Lachen und weitere Zurufe von der SPD) 

Bundesverkehrsminister Dollinger hat sofort ge-
handelt. Mit den Leitlinien vom 23. November 1983 
hat die Deutsche Bundesbahn erstens klare Vorga-
ben, zweitens die nötige politische Rückendeckung, 
die Ihre Verkehrsminister von der SPD in all den 
Jahren nicht gehabt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vor-
dergründiger Aktionismus nützt den Bürgern auf 
dem Lande gar nichts. Eine realistische ÖPNV-Po-
litik ist gefordert. Dabei sind wir auf dem richtigen 
Wege. 

(Roth [SPD]: Hintergründiger!) 

— Daß Sie immer hintergründig denken, Herr Kol-
lege Roth, das wissen wir. — Großspurige Konzepte 
bringen nichts. Sie kosten nur Geld, das nicht vor-
handen ist. 

(Zuruf von der SPD: Wo bleibt die gemein

-

wirtschaftliche Aufgabe?) 

Wir sollten uns nicht täuschen. Es gibt keine Pa-
tentlösungen. Die Probleme des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sind in den einzelnen Regionen 
ganz verschieden. Sie lassen sich nicht einheitlich 
lösen. Konkrete, auf das Gebiet und seine Bedürf-
nisse ausgerichtete Einzellösungen führen zu den 
Verbesserungen, die notwendig sind. 

Ich kann Ihnen hier aus meinem Wahlkreis be-
richten. Wir haben auch in unserem Landkreis ein 
großes Gutachten für die Verbesserung des öffentli-
chen Personennahverkehrs in Auftrag gegeben. Es 
hat 150 000 DM gekostet. Was ist herausgekommen? 
Nichts. Es ist das präsentiert worden, was vorher 
schon bekannt war und was nicht alles bezahlt wer-
den kann. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat das bezahlt?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zweck-
mäßiges Mittel, den öffentlichen Personennahver-
kehr in der Fläche zu verbessern, ist die Bildung 
von Gesellschaftsformen, bei denen auch Land-
kreise und Gemeinden eingebunden werden. Mit 
der freiwilligen Zusammenarbeit der Verkehrsträ-
ger im öffentlichen Personennahverkehr sind bis-
her auch in der Fläche gute Erfahrungen gemacht 
worden. Dieser eingeschlagene Weg muß weiter 
verfolgt werden. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Die Deutsche Bundesbahn erbringt im öffentli-
chen Personennahverkehr in erster Linie gemein-
wirtschaftliche Leistungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Leistungen dürfen aber den ökonomischen 
Rahmen nicht sprengen. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
bringen immer das Reizwort Streckenstillegungen. 
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Streckenstillegungen hat es früher gegeben. Es 
wird sie auch in Zukunft geben. Die Entscheidung 
trifft der Kunde. Streckenstillegung wäre aber kein 
Allheilmittel für die Deutsche Bundesbahn. Für uns 
gilt folgendes: Eine Verlagerung des Personenver-
kehrs von der Schiene auf die Straße muß sinnvoll 
sein. 

(Zurufe von der SPD: Das ist falsch!) 
Sie muß Verbesserungen für den Kunden bringen. 
Hier geht es also nicht um weniger öffentlichen 
Personennahverkehr, sondern um eine sinnvolle 
Gestaltung, die Sie offenbar nicht wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Ich habe nur zwei Minuten. 
Frau Präsidentin. Wenn Sie mir ein bißchen zuge-
ben, wenn wir handeln könnten, könnte ich sie zu-
lassen. 

(Heiterkeit — Burgmann [GRÜNE]: Geben 
Sie ihm ein bißchen zu! — Roth [SPD]: 

Fünf!) 

Burgmann (GRÜNE): Herr Kollege, ist Ihnen bei 
dem Umzug von der Schiene auf die Straße entgan-
gen, daß diese Entwicklung im wesentlichen da-
durch bestimmt war, daß erstens die Straßen im-
mer breiter geworden sind und daß zweitens das 
Bundesbahnangebot immer schlechter geworden 
ist? 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Nein. Die Verlagerung des 
Personenverkehrs auf den Individualverkehr hat in 
erster Linie damit zu tun, daß der Pkw einfach Vor-
teile bringt, die der öffentliche Personennahverkehr 
nicht bringen kann. Die Verlagerung von der 
Schiene auf Busse hat damit zu tun, daß mit den 
Omnibussen weit bessere Verkehrsangebote ge-
macht werden können als mit der Schiene, die in 
ländlichen Regionen nur einen engen Bereich er-
schließt. Mit Bussen auf der Straße kann ich viel 
mehr machen und viel mehr anbinden. Das war der 
Grund. 

(Dr. Janssen [GRÜNE]: Buslinien fahren 
auch nach festen Plänen!) 

In der Fläche können die Bedürfnisse der Kunden 
häufig viel besser auf der Straße befriedigt werden, 
als auf der Schiene. 

Es gibt sinnvolle Kombinationen der Systemvor-
teile von Schiene und Bus für ein akzeptables öf-
fentliches Personennahverkehrsangebot. Wir wis-
sen, daß derzeit verschiedene Modelle überprüft 
werden. Es muß dem nachfragerechten und wirt-
schaftlichen Verkehrsmittel der Vorzug gegeben 
werden. Wichtig dabei ist eine vernünftige Tarif- 
und Fahrplangestaltung, eine kundengerechte Re-
gelung beim Übergang von einem Verkehrsmittel 
auf das andere und die Sicherstellung der Gepäck-
beförderung. 

Wir wissen, daß die Probleme nicht leichter, son-
dern schwieriger werden, und zwar deshalb, weil  

die ÖPNV-Kunden weniger werden; wir haben we-
niger Schüler, wir haben weniger Lehrlinge. 

(Toetemeyer [SPD]: Sie müssen die Bahn 
attraktiver machen!) 

Abschließend: Der Antrag der SPD auf Vorlage 
einer Gesamtkonzeption im ÖPNV bringt für sinn-
volle Verbesserungen in den einzelnen Regionen 
nichts. Es ist ein Schaufensterantrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Toetemeyer 
[SPD]: Aha!) 

Das wird doch deutlich, allein schon unter Punkt 6, 
in dem Sie die Wiedereinführung der Gasölbe-
triebsbeihilfe fordern. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wenn Sie die 
Streckenstillegungen weiter so betreiben, 
kann man die ganze Bundesbahn ins 

Schaufenster stellen!) 

Diese haben doch Sie von der SPD gestrichen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir halten die Wiedereinführung der Gasölbetriebs-
beihilfe verkehrspolitisch für wünschenswert. Lei-
der läßt dies die Finanzlage des Bundes, an der Sie 
von der SPD nicht unschuldig sind, nicht zu. 

(Toetemeyer [SPD]: Die Platte kennen 
wir!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, lassen Sie sich abschließend sagen: Mit sol-
chen vordergründigen Anträgen wird Ihr Image in 
der Bahnpolitik sicherlich nicht steigen. Da müssen 
Sie mehr bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Drabiniok. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Mach ihn fer

-

tig!) 

Drabiniok (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich will niemanden 
fertigmachen, im Gegenteil: Ich möchte zum ersten-
mal in meiner Laufbahn endlich einmal einen Mini-
ster der CDU/CSU-Fraktion loben. Denn der Ver-
kehrsminister Dollinger ist der einzige Minister der 
Bundesregierung, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bravo!) 

der angesichts des Waldsterbens nicht tatenlos ver-
harrt, sondern handelt. Er ist der einzige Minister, 
der dem Sterben des Waldes nicht einfach zuschaut, 
sondern aktiv eingreift. Sein Programm zum Schutz 
des Waldes ist ehrgeizig: Bis zum Jahre 2000 soll 
der Pkw-Verkehr um 10 bis 20 % zulegen, der Stra-
ßengüterverkehr um 50 % wachsen und der Flugver-
kehr sogar um 80 % zulegen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Hört doch auf 
mit Grimms Märchenstunde!) 

— Ich gebe Ihnen gleich die Quellenangabe. 

Als Sofortmaßnahme zur Rettung des Waldes hat 
Minister Dollinger erst vor einigen Tagen 2 100 zu- 
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sätzliche Genehmigungen im Bezirksgüterfernver-
kehr auf der Straße verordnet. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Um den Werks-
verkehr einzuschränken, wie Sie wissen!) 

Er hat klar erkannt: Je mehr Lastwagen auf den 
Straßen fahren, um so besser für den Wald. Er weiß 
Erfreuliches zu berichten: Es geht wieder aufwärts 
mit dem Straßengüterverkehr. Auch der Flugver-
kehr nimmt wieder zu. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Mit Witzbolden 
Ihrer Art wird die Bundesbahn sicher sa-

niert!) 

Erstmals gibt es im nächsten Jahr auch wieder 
mehr Geld für Bundesfernstraßen nach dem Motto: 
Jeder neue Straßenkilometer ein Meilenstein im 
Kampf gegen das Waldsterben. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Dollinger weiß genau: Er muß jetzt zügig han-
deln, neue Straßen bauen und mehr Lastkraftwa-
gen auf die Straßen bringen, den Pkw verteidigen 
und ein Tempolimit abwehren, wenn er den Wald 
noch retten will. Im Kampf um den deutschen Wald 
sieht Dollinger nur ein Hindernis: die Bahn. Er 
weiß: Das Streckennetz der Bahn ist groß. Die Bahn 
muß schrumpfen, wenn der Wald noch gesunden 
soll. Aber auch dieses Problem wird er meistern, 
durch Streckenstillegungen, oder, wie er sich aus-
drückt, durch die Verlagerung des Verkehrs von der 
Schiene auf die Straße. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Also, der 11. No-
vember ist doch erst in wenigen Tagen! 
Warten Sie doch so lange! Die Fastnachts-
kampagne ist auch bald wieder da! Da kön-

nen Sie als Büttenredner auftreten!) 

Die Folge: mehr Pkws, mehr Bahnbusse, mehr 
Lkws. Dollinger weiß: 

(Toetemeyer [SPD]: Wo ist der eigentlich?) 

Das nutzt dem Wald. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Fahren Sie mit dem 
Fahrrad?) 

So absurd ist die Verkehrspolitik der Bundesre-
gierung. Anstatt die Bahn als sicheres, energiespar-
sames und umweltfreundliches Verkehrsmittel, ge-
rade heute angesichts zunehmender Umweltschä-
den — Pseudokrupp und Waldsterben —, massiv zu 
fördern, betreibt die Bundesregierung zielstrebig 
die totale Demontage und Zerstörung der Eisen-
bahnanlagen im ländlichen Raum. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr richtig!) 

Damit setzt diese Bundesregierung konsequent und 
eifrig den von der sozialliberalen Koalition eingelei-
teten Schrumpfkurs fort. Mit großer Perfektion und 
einem ausgefeilten Repertoire an Maßnahmen wer-
den die Bahnkunden im ländlichen Raum systema-
tisch vergrault. Durch Unterlassung jeglicher Inve-
stitionen sind bereits heute vielerorts Bahnhöfe 
und Bahnanlagen in einem trostlosen und verwahr-
losten Zustand. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt!) 

Die Triebwagen und Reisezugwagen sind hoff-
nungslos überaltert. Die Reisegeschwindigkeit ent-
spricht keineswegs den heutigen Anforderungen 
und wird mehr und mehr durch Langsamfahrstel-
len noch weiter reduziert. Die Fahrpreise im Nah-
verkehr wurden in der Vergangenheit kräftig ange-
hoben und sind heute überhöht. Die Anschlüsse 
sind zum Teil miserabel. Die Schalter sind kaum 
noch geöffnet und schon ganz geschlossen. 

(Zuruf von der [CDU/CSU]: Es gibt Fahr-
kartenautomaten!) 

Das Angebot wird von Jahr zu Jahr per Salamitak-
tik weiter verschlechtert. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sie haben zwar ein unheimlich gutes und lautes 
Organ, aber dabei kommt totaler Blödsinn rüber. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Jobst 
[CDU/CSU]: Sie sollten sich die Haare 

schneiden lassen!) 

— Und Sie sollten erst einmal eine Schippe in die 
Hand nehmen und arbeiten gehen! 

(Lachen bei der CDU/CSU — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Der Musterarbeiter!) 

Zuerst werden die am schwächsten besetzten 
Züge gestrichen, dann die am wenigsten frequen-
tierten Haltepunkte und Bahnhöfe geschlossen und 
nicht mehr bedient. — Ich habe wenigstens schon 
einmal gearbeitet, im Gegensatz zu Ihnen! — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das scheint 
lange her zu sein! — Weiterer Zuruf von 

der CDU/CSU: Aber nur kurz!) 

Schließlich wird der Verkehr am Wochenende aus-
gedünnt und dann gänzlich eingestellt. Weitere 
Züge werden von Fahrplanwechsel zu Fahrplan-
wechsel gestrichen. Dadurch verliert die Bahn-
strecke von Jahr zu Jahr Reisende, bis schließlich 
das von Bundesregierung und Bahnvorstand ange-
peilte niedrige Fahrgastaufkommen zur Stillegung 
der Strecke erreicht ist. Wenn das noch nicht aus-
reicht, wird einfach eine Brücke als baufällig abge-
schrieben und die Strecke aus technischen Grün-
den am Bundesbahngesetz vorbei stillgelegt, wie es 
jetzt bei der Bundesbahnstrecke Kempten-Isny der 
Fall war. Das können Sie mir sicherlich bestätigen. 

(Toetemeyer [SPD]: Und das in Bayern!) 

Meine Damen und Herren, die Beispiele in Däne-
mark und in der Schweiz sowie einiger Länder-
eisenbahnen zeigen, daß der Schienenpersonennah-
verkehr auch im ländlichen Raum erfolgreich be-
trieben werden kann, wenn nur der Wille da ist. In 
Dänemark z. B. konnte durch die Einrichtung eines 
Stundentaktes und den Einsatz moderner Leicht-
triebwagen das Reisendenaufkommen um bis zu 
300% gesteigert werden. Die Bundesregierung je-
doch propagiert den Bahnbus als das sogenannte 
nachfragegerechte Verkehrsmittel, obwohl bereits 
im Jahre 1978 ein im Auftrag des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau erstell-
tes Gutachten zu folgendem Ergebnis kam — Herr 
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Dr. Jobst, jetzt können sie einmal zuhören; ich zi-
tiere 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Ich höre zu!) 

— danke —: 

Nach der Einstellung des Reisezugverkehrs 
wurde der ersatzweise eingerichtete Busdienst 
im allgemeinen nur noch von denjenigen Per-
sonen benutzt, die nicht auf den Personenkraft-
wagen überwechseln konnten. Der Ersatzver-
kehr wird daher im Durchschnitt nur von 50 % 
der ehemaligen Bahnfahrer in Anspruch ge-
nommen. Diese starke Abwanderung zum Indi-
vidualverkehr ist nach dem Ergebnis der Stu-
die auf die deutlich geringere Attraktivität des 
Busdienstes zurückzuführen. 

(Toetemeyer [SPD]: Hört! Hört!) 

Diese Studie zeigt: Das Streckenstillegungspro-
gramm der Bundesregierung kann allenfalls den 
Straßenverkehr und das Waldsterben fördern. 

Meine Damen und Herren, wir fordern den sofor-
tigen Streckenstillegungsstopp. Es darf kein weite-
rer Verkehr von der Schiene auf die Straße verla-
gert werden. Statt dessen muß alles getan werden, 
um eine Wende einzuleiten und den Verkehr wieder 
vermehrt von der Straße auf die umweltfreundliche 
Bahn zu verlagern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das wäre eine Verkehrspolitik, die dem Wald wirk-
lich nutzen würde. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Ihre Vorstellungen 
von einer heilen Welt!) 

Deshalb schlagen wir ein Investitionsprogramm für 
den Schienenpersonennahverkehr der Deutschen 
Bundesbahn im ländlichen Raum vor. Eine Investi-
tionssumme von 4 Milliarden DM würde ausrei-
chen, um den gesamten Schienenpersonennahver-
kehr auf den Nebenstrecken der Deutschen Bun-
desbahn zu sanieren. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Fahren die Gei

-

sterzüge weiter!) 

— Das hat nichts mit Geisterzügen zu tun. 

(Straßmeier [CDU/CSU]: Doch!) 

Bei einem vernünftigen Angebot und vernünftigen 
Taktzeiten, ähnlich wie es in Dänemark ist, Herr 
Straßmeir, ließen sich auch hier positive Ergebnisse 
erzielen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wo fahren Sie mit 
der Bundesbahn?) 

— Ständig. Aber ich bringe das mal eben zu Ende. 
Ich zeige Ihnen gleich einmal, wo ich immer ent-
langfahre. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Seit er eine 
Freikarte hat!) 

Durch die Verbesserung von Oberbau und Anla-
gen, die Modernisierung von Signalanlagen, die zu-
sätzlichen technischen Sicherungen von Bahnüber-
gängen, die Neuanlage von Haltepunkten und die 
Beschaffung von 800 Triebwagen der neuentwickel-
ten Serien VT 627 und VT 628/928 könnte der Schie-
nenpersonennahverkehr der Deutschen Bundes-

bahn auch in der Fläche wieder attraktiv und wirt-
schaftlicher gestaltet werden. 

(Toetemeyer [SPD]: Es geht um die Attrak-
tion!) 

Ein solches Investitionsprogramm ist ohne weite-
res allein durch Umschichtung aus dem ohnehin 
überflüssigen und schädlichen Straßenbauetat zu 
finanzieren. 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf: 
Machen Sie Schluß mit dem Kahlschlag bei der 
Bahn und benutzen Sie das Jubiläum der Eisen-
bahn im nächsten Jahr dazu, eine Renaissance der 
Schiene einzuleiten! 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kohn. 

Kohn (FDP): Frau Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Parlamentsdebatten sind 
lehrreich. Jetzt wissen wir endlich, wie der deutsche 
Wald zu retten ist: durch kabarettistische Einlagen 
à la Drabiniok. Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Antrag der SPD auf Drucksache 10/1503 gibt uns 
Anlaß, die Position der liberalen Fraktion dieses 
Hauses zum Problem des öffentlichen Personen-
nahverkehrs darzulegen, und die gedrängte Ter-
minlage gibt Anlaß, dies in aller Kürze zu tun. 

Was ist Sache? Die Bundesbahn befördert jähr-
lich eine Milliarde Personen im Nahverkehr auf der 
Schiene und eine Milliarde auf der Straße in Bus-
sen. Dazu werden täglich 19 000 Nahverkehrszüge 
und rund 13 000 Busse eingesetzt. Während das 
Busangebot alles in allem kostendeckend abgesetzt 
werden kann, decken die Kundenerlöse im Schie-
nenpersonennahverkehr gerade 28 % der Aufwen-
dungen. Selbst in den Ballungsräumen beträgt der 
Kostendeckungsgrad im Schienenpersonennahver-
kehr nur 36,8 %. Die Defizite in diesem Bereich sind 
zwischen 1970 und 1983 von jährlich 1,8 Milliarden 
DM auf mehr als 4,6 Milliarden DM angestiegen. 
Davon deckt der Bund mehr als 3 Milliarden DM 
ab. Der Rest vergrößert das Defizit der Bundes-
bahn. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Trotz neuester 
Züge! Trotz verbessertem Angebot!) 

Die Beförderung von 700 Millionen Menschen in 
den Ballungsräumen führt zu einem Defizit von 
1,5 Milliarden DM, die Beförderung von 300 Millio-
nen Menschen in der Fläche zu einem Defizit von 
3,1 Milliarden DM. Diese Zahlen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, beschreiben eindringli-
cher als viele Worte das Problem, mit dem wir es zu 
tun haben. 

Wenn man schließlich noch die Entwicklung, die 
rückläufige Nachfrage der Jahre 1982 und 1983, im 
gesamten ÖPNV hinzunimmt, kann man nachvoll-
ziehen, daß selbst der Präsident des Verbandes öf-
fentlicher Verkehrsbetriebe resignierend meint, 
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dem Nahverkehr in der Fläche sei auch mit Investi-
tionen kaum aufzuhelfen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie 
die Zukunft des ÖPNV aussehen kann. Der öffentli-
che Personennahverkehr bietet unter gesamtgesell-
schaftlichen Aspekten eine ganze Reihe überzeu-
gender Vorteile. Er ist raum- und energiesparend, 
deshalb umweltfreundlich, 

(Drabiniok [GRÜNE]: Jetzt kommt das 
Aber!) 

auch ist er positiv einzuschätzen unter raumordne-
rischen und städtebaulichen Aspekten, und er 
schont Ressourcen. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Aber?) 

Aus liberaler Sicht besteht die Aufgabe des Staates 
darin, dem Bürger Mobilitätschancen einzuräumen 
und zu eröffnen, und zwar unter Aufrechterhaltung 
des Grundsatzes der freien Wahl des Verkehrsmit-
tels. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Diese Forderung ha

-

ben auch wir: die freie Wahl des Verkehrs

-

mittels! Deshalb müssen die Bahnstrecken 
erhalten bleiben!) 

Eine vernünftige ÖPNV-Konzeption muß deshalb 
zwei Ziele zugleich ansteuern, Herr Drabiniok. Der 
öffentliche Personennahverkehr muß attraktiv sein, 
und er muß finanzierbar bleiben, solide finanzier-
bar. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diesem Maßstab genügt der vorliegende Antrag der 
Kollegen der SPD nicht. 

Um die genannte zweifache Zielsetzung zu errei-
chen, bedarf es eines integrierten Verkehrskonzep-
tes für die Fläche, insbesondere auch für den ländli-
chen Raum. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Straße plus Lkw!) 

An diese Aufgabe muß man aber ohne ideologische 
Scheuklappen herangehen. 

(Toetemeyer [SPD]: Das gilt auch für Sie!) 

Ich will deshalb einige wesentliche Elemente einer 
solchen Konzeption aus liberaler Sicht vortragen. 

Im Vordergrund steht dabei für uns die Idee der 
Regionalisierung nach dem Verursacherprinzip. 
Das heißt, die kommunalen Körperschaften, für de-
ren Gebiet ÖPNV-Leistungen erbracht werden, 
müssen das aus ihrer Angebotsverantwortung her-
aus entstehende Defizit mit abdecken. Selbstver-
ständlich bleiben davon die Verpflichtungen des 
Bundes unberührt — die Ausgleichsleistungen, 
Übernahme des Defizits bei der Bundesbahn, Inve-
stitionszuschüsse —, desgleichen die entsprechen-
den Verpflichtungen der Länder. Wir müssen be-
greifen, daß es sich beim öffentlichen Personennah-
verkehr um eine gemeinsame Finanzverantwor-
tung von Bund, Ländern und Kommunen handelt. 

(Toetemeyer [SPD]: Dann müssen Sie die 
Kommunen auch anständig ausstatten!) 

Ein weiterer wichtiger Aspekt unseres Themas 
ist das Problem der Entwicklung intelligenter Or-
ganisationsmodelle für den Träger des ÖPNV in 
den einzelnen Regionen. Dabei legen wir besonde-
ren Wert darauf, daß maßgeschneiderte, überschau-
bare Verkehrsverbünde entstehen, die sehr viel fle-
xibler auf die Verkehrsnachfrage reagieren können 
und die in der Lage sind, die Kostenseite im Griff zu 
behalten. Unverzichtbar ist dabei für uns auch die 
Einbeziehung von privaten Unternehmen. 

In diesem Zusammenhang will ich hier die seit 
Jahren von uns vertretene Forderung nach privat-
rechtlicher Organisationsform der Bahnpostdienste 
wiederholen. Der gegenwärtig laufende Versuch hat 
klar bewiesen, daß auf diesem Wege gute Erfolge zu 
erzielen sind. 

Schließlich möchte ich noch die Frage aufwerfen, 
warum eigentlich auch für den Betrieb von Neben-
strecken beim Schienenverkehr Standards, Nor-
men und Vorschriften wie bei hochbelasteten IC-
Strecken gelten müssen. Im Grunde wäre es doch 
viel angemessener, straßenbahnähnliche Techni-
ken — durch vereinfachten Bahnbetrieb, aber auch 
beim rollenden Material — einzusetzen. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Es gibt Beispiele, die wirklich zur Nachahmung er-
mutigen. Ich denke z. B. aus meiner eigenen Region 
an die erfolgreiche Strecke von Aglasterhausen 
nach Meckesheim. 

Zu erwähnen wäre noch die Abschaffung von 
Parallelverkehren Schiene/Bus. Zu erwähnen wäre 
der Einsatz moderner Techniken der Steuerung 
und der Kommunikation, aber auch — das füge ich 
ausdrücklich hinzu — die Bereitschaft, bei anhal-
tender Unwirtschaftlichkeit des Schienenpersonen-
nahverkehrs im Einzelfall — im Einzelfall nach 
sorgfältiger Prüfung — auf Busbedienung umzu-
stellen. 

Meine Damen und Herren, ich habe hier nur ei-
nige der aus meiner Sicht wesentlichen Aspekte des 
öffentlichen Personennahverkehrs angesprochen. 
Wir werden im Ausschuß Gelegenheit haben, diese 
Diskussion intensiv fortzuführen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Ich freue mich auf diese Diskussion und hoffe, daß 
dort insbesondere die Fraktion der GRÜNEN nicht 
mit einer Karikatur der tatsächlichen Politik der 
Bundesregierung operieren wird. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Leider ist sie in der 
Realität eine Karikatur!) 

Wir Liberalen lassen uns jedenfalls bei dieser Dis-
kussion von den Grundsätzen leiten, die die Bun-
desregierung in ihren Beschlüssen zur Deutschen 
Bundesbahn vom November des vergangenen Jah-
res mit unserer Unterstützung festgelegt hat. Ich 
zitiere: 

Der Bund steht nach wie vor zum Engagement 
der Deutschen Bundesbahn im öffentlichen 
Personennahverkehr sowie zu einer konstruk-
tiven Zusammenarbeit der Bundesbahn mit an-
deren Verkehrsunternehmen auf diesem Ge-
biet. Auch der gesamtwirtschaftlich und ver- 
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kehrspolitisch wichtige ÖPNV der DB muß auf 
Dauer finanzierbar bleiben. 

Machen wir uns also an die Arbeit, in diesem Sinne 
tragfähige und zukunftsträchtige Konzeptionen zu 
entwickeln — im Interesse unserer Bürger. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 10/1503 an den Ausschuß für Verkehr 
— federführend — und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, an den Haushaltsausschuß und an den Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen zu überwei-
sen. Gibt es dazu noch Ergänzungen? — Das ist 
nicht der Fall; dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Abbau von Salzen im 
Grenzgebiet an der Werra 
— Drucksache 10/1765 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2131 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jens 

(Erste Beratung 83. Sitzung) 

Das Wort hat der Berichterstatter, der Herr Abge-
ordnete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir als Berichterstatter 
nur einige wenige Bemerkungen zum Entwurf ei-
nes Gesetzes über den Abbau von Salzen im Grenz-
gebiet an der Werra. 

Bis Kriegsende gab es ein einheitliches Werra-
Kalirevier. Es ist durch die Grenze zur DDR zer-
schnitten worden. Durch den Grenzverlauf treten 
Abbauverluste auf beiden Seiten der Grenze ein. 
Durch das Gesetz, das hier heute verabschiedet 
wird, soll eine neue Festlegung des Abbaubereichs 
zum beiderseitigen Vorteil erreicht werden. 

Zwei Punkte sind meines Erachtens besonders 
hervorzuheben: 

Erstens. Die Expertengespräche mit der DDR 
zum Fragenkreis „grenzüberschreitender Kaliab-
bau" wurden im Rahmen des Werra-Komplexes be-
reits am 30. April 1980 begonnen. Sie sind nach rund 
vier Jahren Anfang April endlich abgeschlossen 
worden. Die Übertragung des DDR-Rechts beim Ab-
bau im Bereich der Bundesrepublik Deutschland 
beinhaltet einen begrenzten Verzicht auf Hoheits-
rechte der Bundesrepublik. Dies bedarf einer be-
sonderen gesetzlichen Regelung. 

Die Einigung über den grenzüberschreitenden 
Kaliabbau macht erneut deutlich, daß es ungeachtet  

weiterbestehender Gegensätze zwischen den bei-
den Staaten zum beiderseitigen Vorteil Fortschritte 
in der Zusammenarbeit geben kann. 

Zweitens. Erforderlich ist es jetzt, das Problem 
des Einleitens von Kalisalzen in die Werra 
schnellstmöglich zu beseitigen. Für die Bundesre-
gierung war von Anfang an die Übertragung von 
Bergbaurechten mit der Verbesserung des Wasser-
schutzes der Werra untrennbar verbunden. Das 
Einleiten von Kalisalzen in die Werra ist selbstver-
ständlich nach neuesten technischen Verfahren 
vorzunehmen. Streitereien zwischen der Bundesre-
gierung und einigen Ländern über finanzielle Betei-
ligungen sind meines Erachtens kein Grund, dieses 
wichtige Anliegen auf die lange Bank zu schieben. 
Die Bundesregierung sollte sich hier großzügig ver-
halten. Das Einleiten von Kalisalzen in die Werra 
muß nun nach Verabschiedung dieses Gesetzes al-
lerschnellstens unterbunden werden. 

Der mitberatende Ausschuß hat einstimmig 
und der federführende Wirtschaftsausschuß bei 
Stimmenthaltung der GRÜNEN beschlossen, dem 
Plenum die Annahme dieses Gesetzes zu empfeh-
len. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, Herr Berichter-
statter. 

Aussprache wird nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Einzelberatung und Abstimmung. Ich rufe die 
§§ 1 bis 7, Einleitung und Überschrift auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen in 
zweiter Lesung angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im Ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einigen Enthaltungen ist dieses Gesetz 
angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Abfallbe-
seitigungsgesetzes 
— Drucksache 10/849 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2161 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wartenberg (Berlin) 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 
Schmidbauer 
Dr. Hirsch 

(Erste Beratung 53. Sitzung) 

Der Ältestenrat schlägt vor, eine Aussprache mit 
Kurzbeiträgen bis zu zehn Minuten vorzunehmen. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Die Berichterstatter wünschen nicht das Wort. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kollegen! Sehr verehrte Ste-
nographen! Ich habe die seltene Gelegenheit, vor 
diesem Plenum zu reden, wo es beinahe mehr Ste-
nographen gibt als Kollegen. 

Im Entschließungsantrag der Fraktionen von 
CDU/CSU und FDP „Unsere Verantwortung für die 
Umwelt" vom September 1983 haben wir gefordert, 
alles zu unternehmen, um den Auswüchsen interna-
tionaler Sondermülltransporte entgegenzuwirken, 
und die Ergänzung des Abfallbeseitigungsgesetzes 
alsbald vorzulegen. Die Bundesregierung hat im 
Herbst 1983 den entsprechenden Entwurf einge-
bracht. Um die umfangreichen Beratungen im Zu-
sammenhang mit der 4. Novelle des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes nicht abwarten zu müssen, soll heute 
die 3. Novelle verabschiedet werden. Damit wird der 
Dringlichkeit der Regelung der nationalen und in-
ternationalen Beseitigung sowie des Transports von 
Sondermüll Rechnung getragen. Es geht dabei 
nicht nur um Abfall im eigentlichen Sinne, sondern 
auch um andere gefährliche Stoffe, im Gesetz als 
„Rohstoffe" bezeichnet, die der abfallrechtlichen 
Regelung unterstellt werden müssen. Die beste-
hende Grauzone wird dadurch beseitigt, daß der 
Grenzbereich zwischen Abfall und Wirtschaftsgut 
klar definiert wird. Die Irrfahrt der 41 Seveso-Fäs-
ser machte die Notwendigkeit einer Regelung des 
Sondermülltourismus deutlich. Die Liste solcher 
Vorkommnisse ließe sich beliebig erweitern. 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 

All dies veranschaulicht, daß bis heute Erzeugung, 
Transport, Zwischen- und Endlagerung giftiger Ab-
fälle international und national nicht umfassend 
kontrolliert sind. 

Auch jüngste Beispiele in der Bundesrepublik be-
weisen in erschreckendem Maße, wie leicht es ist, 
Sondermüll ohne Wissen der zuständigen Behörden 
und vor allem ohne die notwendigen Sicherheits-
vorkehrungen quer durch unser Land zu transpor-
tieren. Pressemeldungen in den letzten Tagen ha-
ben dies noch einmal unterstrichen und aufgezeigt, 
daß selbst auf offiziellen Müllplätzen unklar defi-
nierte Chemikalien abgeladen werden können nach 
dem Motto: gewogen, kassiert, aber nie untersucht. 
Diese Praxis muß ein Ende haben. Hier sind auch 
die Bundesländer aufgerufen, durch stärkere Kon-
trollen und entsprechende Überwachung den Voll-
zug dieses neuen Gesetzes zu garantieren. 

Folgende Zahlen geben Aufschluß über die 
Menge der zu beseitigenden Sonderabfälle, auch 
über den Umfang des grenzüberschreitenden 
Transports. In den Bundesländern werden zur Zeit 
jährlich 4,9 Millionen Tonnen Sonderabfälle besei-
tigt. Die Einfuhr von Sonderabfällen in die Bundes-
republik Deutschland belief sich 1980 auf 32 000 
Tonnen, 1982 bereits auf rund 40 000 Tonnen. Aus  

der Bundesrepublik wurden 1980 24 000 Tonnen 
Sondermüll, 1982 schon die siebeneinhalbfache 
Menge, nämlich 180 615 Tonnen ausgeführt. 

Das Problem der grenzüberschreitenden Abfall-
beseitigung wird nun in der Dritten Novelle des 
Abfallbeseitigungsgesetzes neu und umfassend ge-
regelt. Grundprinzip ist dabei, daß die Abfallbeseiti-
gung dort erfolgen muß, wo die Abfälle entstehen. 
Grenzüberschreitende Abfalltransporte sollen so 
weit wie möglich eingeschränkt werden. Für die 
Verbringung von Abfällen aus der Bundesrepublik 
sowie für den Transit durch die Bundesrepublik 
werden strenge Genehmigungsvoraussetzungen ge-
schaffen, wie sie bereits für die Verbringung von 
Abfällen in die Bundesrepublik Deutschland beste-
hen. 

Ausgewählte Grenzübergangsstellen ermögli-
chen eine genaue Erfassung und Überwachung. Da-
mit wird eine Information aller Bundesländer ge-
währleistet. Eine besondere Kennzeichnungspflicht 
entsprechend den Vorschriften des Gefahrgutrechts 
sorgt für zusätzliche Überwachungsmöglichkeiten 
auf dem Transportweg. 

Eines ist besonders hervorzuheben: Auf Initiative 
der Bundesregierung kommt es nun erstmals auch 
zu einer Harmonisierung der Abfallbeseitigung im 
EG-Bereich. Durch eine Richtlinie des Rates kön-
nen so Gefahren, die durch die Beförderung und 
Beseitigung von Abfall im Transit- oder Empfänger-
land möglicherweise entstehen, vermieden werden. 
In Art. 1 der erst in harten Verhandlungen von der 
Bundesregierung durchgesetzten Richtlinie des Ra-
tes über die grenzüberschreitende Verbringung ge-
fährlicher Abfälle in der Europäischen Gemein-
schaft heißt es: 

Die Mitgliedstaaten treffen zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit und der Umwelt die 
erforderlichen Maßnahmen zur Überwachung 
und Kontrolle der grenzüberschreitenden Ver-
bringung gefährlicher Abfälle innerhalb der 
EG. 

Damit ist hoffentlich ein einheitliches europäisches 
Genehmigungsverfahren garantiert. 

Das ist ein weiterer Meilenstein in den Bemühun-
gen der Bundesregierung, einen europäischen 
Gleichschritt im Umweltschutz zu erreichen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Na, na!) 

Aus Gründen des Umweltschutzes können auch 
Transporte aus der und in die DDR von seiten der 
Bundesrepublik untersagt werden. Diese Maß-
nahme zielt jedoch nicht auf eine generelle Verhin-
derung der Verbringung von Abfällen in die DDR. 
Wir begrüßen die Absicht der Bundesregierung, in 
Gesprächen mit der DDR dieses Problem auf Ex-
pertenebene abzuklären. 

Die heute zu verabschiedende Dritte Novelle des 
Abfallbeseitigungsgesetzes ist der erste Schritt ei-
ner generellen Neuregelung der Abfallbeseitigung 
in der Bundesrepublik Deutschland und der Euro-
päischen Gemeinschaft. Dem Abfalltourismus bis-
heriger Prägung wird ein entscheidender Riegel 
vorgeschoben. Es wird vermieden, daß es zu neuen 
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Altlasten in unserem Land kommt. Es wird außer-
dem verhindert, daß sich Vorgänge wie die Odyssee 
der 41 Fässer von Seveso wiederholen können. 

Dazu ist es allerdings notwendig, daß der Bund 
und alle Bundesländer gemeinsam an einem Strang 
ziehen und geplante Anlagen zur Sonderabfallbe-
seitigung von allen Landesparlamenten und Lan-
desregierungen realisiert werden. 

Hiermit hat die Bundesregierung den Beweis er-
bracht, daß ihr Gesamtkonzept für eine umfassende 
realistische Umweltpolitik funktioniert. Wir werden 
unsere Rolle als Schrittmacher des europäischen 
Umweltschutzes weiter verfolgen und durch ver-
nünftige Vorschläge unsere Nachbarn überzeugen, 
um so gemeinsam die gesteckten Ziele erreichen zu 
können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wartenberg (Berlin). 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn wir uns heute im Bun-
destag mit der Dritten Novelle zum Abfallbeseiti-
gungsgesetz beschäftigen, obwohl die Vierte No-
velle uns schon ins Haus steht — sie ist ja vom 
Kabinett bereits beschlossen worden —, so hat das 
natürlich auch damit etwas zu tun, daß das Parla-
ment schnell die Schlüsse ziehen wollte aus dem 
Skandal um den lange Zeit ungeklärten Verbleib 
der TCDT-Abfälle von Seveso, aber auch aus dem 
Zusammenbruch der niederländischen Entsor-
gungsfirma Uniser. 

Ich glaube, daß die Gesetzesnovelle, die heute be-
schlossen wird, schon ein Schritt in die richtige 
Richtung ist. Aber ein bißchen vorsichtiger hätten 
Sie es auch ausdrücken können, Herr Schmidbauer. 
Mein Vorredner hat gesagt, die Bundesregierung 
habe sich wieder als Schrittmacher der Europäi-
schen Gemeinschaft bewiesen. Ich glaube, ganz so 
großkotzig sollte man an diesen Bereich nicht her-
angehen. Da ist gerade in der Bundesrepublik 
Deutschland noch sehr viel zu machen. 

Wir Sozialdemokraten sind uns darüber im kla-
ren, daß diese Dritte Novelle eben nur ein kleiner 
Baustein innerhalb einer Entwicklung ist, die dazu 
führen muß, daß in Zukunft eine politisch umfas-
sende Lösung der Abfallproblematik zustande kom-
men muß. Die Beseitigung von Abfällen und insbe-
sondere der Sonder- und Industrieabfälle ist eines 
der Grundsatzprobleme des Umweltschutzes gewor-
den. Die Bevölkerung spürt gerade auch in diesem 
Bereich, daß Abfälle und die Folgen, die damit ver-
bunden sind, kein kleines Problem sind, sondern 
uns alle vor Ort in ganz besonders großem Maße 
betreffen. Denn jeder hat irgendwie in seiner nähe-
ren Umgebung eine Altdeponie oder auch eine 
neuere Deponie. Nicht nur der Tourismus der Seve-
so-Fässer hat in unserer Gesellschaft das Verständ-
nis dafür geschärft, daß die Probleme des steigen-
den Abfalls dringend zu lösende Aufgaben für die 
Zukunft sind. 

In den vergangenen Jahren ist ohne Frage hier 
schon einiges geleistet worden. Das Abfallbeseiti-
gungsgesetz von 1972 hat hier die ersten Maßstäbe 
gesetzt. Unkontrollierte Ablagerungen von Abfällen 
aller Art wurden seit 1972 in geordnete und feste 
Regelungen der Abfallbeseitigung der zuständigen 
Landkreise überführt. 50 000 wilde Müllkippen wur-
den geschlossen und dafür 3 000 geordnete Depo-
nien angelegt. Sondermüll und Industriemüll wur-
den vom Gewerbemüll getrennt. 

Die Weiterentwicklung der Abfallbeseitigung zur 
Abfallwirtschaft, wie sie schon 1975 von der Bun-
desregierung weitblickend konzipiert wurde, hat 
die Lösung der Probleme bis jetzt aber nur langsam 
vorangebracht. Die Müllberge wachsen weiter, ins-
besondere haben sich produktionsspezifische Ab-
fälle in den letzten Jahren verdoppelt. Deswegen 
muß eine zukunftsorientierte Abfallwirtschaft in 
ein volkswirtschaftliches Gesamtkonzept eingebet-
tet werden, das geringeren Rohstoff- und Energie-
verbrauch, die Verminderung schädlicher Substan-
zen, Rückgewinnung von Rohstoffen und schadlose 
Beseitigung von Reststoffen mit sich bringt. Ziel 
wird eine umfassende Abfallwirtschaft sein. Sie 
wird gegenüber dem jetzigen System der Abfallbe-
seitigung zwangsläufig viele Veränderungen mit 
sich bringen. Da es bis heute keine optimale Ge-
samtlösung gibt, wird man an vielen differenzierten 
Einzellösungen schon jetzt versuchen müssen, wei-
terzukommen. Das muß allerdings intensiver ge-
schehen, als es die gegenwärtige Bundesregierung 
bis jetzt gemacht hat. Wir Sozialdemokraten wer-
den in den nächsten Monaten hierzu noch weitere 
Konzepte und Lösungsvorschläge vorlegen, die in 
dieser Debatte zur Dritten Novelle allerdings nicht 
diskutiert werden können und sollen. 

Im Hinblick auf den Mülltourismus war es not-
wendig, daß das Abfallbeseitigungsgesetz an die 
Richtlinie des EG-Rates über die Überwachung 
und Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle in der Gemeinschaft an-
zupassen war. Wir haben deswegen im Ausschuß 
gewartet, bis die Beschlußfassung im Rat vorge-
nommen wurde. Leider hat sich herausgestellt, daß 
die weitergehenden Vorstellungen des deutschen 
Parlaments im EG-Bereich nicht voll durchgesetzt 
werden konnten, insbesondere was die Genehmi-
gungspflicht der grenzüberschreitenden Verbrin-
gung von Abfällen angeht. Bei der grenzüberschrei-
tenden Verbringung von Sonderabfällen innerhalb 
der EG sieht die erwähnte Richtlinie statt einer 
Genehmigung eine Bestätigung vor. Diese Bestäti-
gung ist ein der Genehmigung der vorliegenden No-
velle vergleichbares Überwachungsinstrument, 
aber es ist natürlich insgesamt schwächer. Das 
zeigt sich insbesondere dadurch, daß die in der EG-
Richtlinie verwandten Begriffe wie z. B. Notifizie-
rung, Bestätigung und Einwand materiell nicht mit 
den Begriffen des deutschen Rechts übereinstim-
men. Insofern ist in der Verordnung festzulegen, 
inwieweit eine Notifizierung, eine Bestätigung oder 
ein Einwand nach deutschem Recht einen Antrag, 
eine Genehmigung oder eine Ablehnung darstellt. 
Insofern bleibt die jetzige Regelung, bezogen auf 
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die weitergehenden Vorstellungen, die wir im Parla-
ment haben, unbefriedigend. 

Für uns Sozialdemokraten war von Bedeutung, 
daß in der anstehenden Novellierung eine Lücke in 
den Bußgeldvorschriften des Abfallbeseitigungsge-
setzes zu schließen war. Sowohl im Wasserhaus-
haltsgesetz als auch im Bundesdatenschutzgesetz 
ist die Nichtbestellung der vorgesehenen Betriebs-
beauftragten als Ordnungswidrigkeit bußgeldbe-
wehrt. Im Abfallbeseitigungsgesetz sind insofern 
Lücken in den Sanktionsmöglichkeiten auszufüllen. 
Deswegen haben wir eine Änderung des § 18 des 
Abfallbeseitigungsgesetzes vorgeschlagen und dies 
damit begründet, daß die Einrichtung des Betriebs-
beauftragten sich bewährt hat. Trotz langjähriger 
Einführung in den Ländern bestellen noch nicht 
alle in Frage kommenden Anlagenbetreiber einen 
Betriebsbeauftragten für Abfall. Unser Vorschlag 
ist von den anderen Fraktionen übernommen wor-
den. Bei der Ausdehnung der Bußgeldvorschriften, 
die von der SPD vorgeschlagen worden ist, ist der 
Ausschuß einvernehmlich der Auffassung gewesen, 
daß diese Ergänzung des Gesetzes bereits in der 
Dritten Novelle vorgenommen und nicht auf die 
Vierte Novelle verschoben werden soll. 

Es hat für das Abfallgesetz sehr viele weitere 
Vorschläge gegeben, auch von den GRÜNEN. Wir 
haben uns darauf geeinigt, daß diese Vorschläge in 
einer Vierten Novelle weitestgehend berücksichtigt 
werden sollen. Bei einer Verschärfung des Abfallbe-
seitigungsgesetzes soll insbesondere in der Diskus-
sion um die Vierte Novelle dieser Prozeß weiter vor-
angetrieben werden. 

Wir Sozialdemokraten fordern die Bundesregie-
rung nachdrücklich auf, in diesem Abfallbeseiti-
gungsgesetz aus gesamtgesellschaftlicher Sicht 
dem Druck der wirtschaftlich Starken zu widerste-
hen und sich nicht den Interessen zu beugen, die 
Industrien insbesondere bei der Produktion in we-
sentlichen Bereichen zur Verstärkung des Abfallan-
falls  mit sich bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zukünftig wird es wichtigstes abfallwirtschaftliches 
Ziel sein, potentielle Abfälle möglichst gar nicht 
entstehen zu lassen. Überflüssige und abfall- bzw. 
umweltbelastende Produkte sollen nicht mehr pro-
duziert werden. Insbesondere die Einführung eines 
Wiederverwertungsgebotes hat absoluten Vorrang 
vor vielen anderen restriktiven Maßnahmen. 

Unter diesem Aspekt sehen wir Sozialdemokra-
ten die heutige Novellierung nur als einen kleinen 
Schritt auf dem langen Weg zu einer vernünftigen 
Abfallwirtschaft und Abfallpolitik. Allerdings wer-
den wir uns dafür einsetzen und auch hier im Parla-
ment dafür Sorge tragen, daß die Bundesregierung 
diesen durchaus langen Weg nicht zu lang lassen 
wird, da uns sonst die Abfallberge über den Kopf 
wachsen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Meine beiden Vor-
redner haben so faszinierende Reden gehalten, daß 
es mir wirklich schwer fällt, sie zu übertreffen. Des-
wegen kann ich mich außerordentlich kurz fassen. 
Beide Reden unterscheiden sich, wenn ich das rich-
tig aufgenommen habe, nur in einem Punkt: Der 
sehr verehrte Kollege Wartenberg hat noch neue 
Vorstellungen und Initiativen seiner Fraktion ange-
kündigt. Wir sehen dem mit gebanntem Interesse 
entgegen, und ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
Ihre segensreichen Überlegungen nicht über Ge-
bühr länger geheimhalten würden. Denn in der Tat 
beraten wir über Abfall und seine Beseitigung seit 
geraumer Zeit. Man kann nicht gerade sagen, daß 
wir uns seit Seveso ungeheuer gespurtet hätten. 
Vielmehr sind wir wegen der EG-Regelungen und 
wegen aller mögliche Probleme erst heute dazu ge-
kommen, die Folgerungen aus diesem Gifttouris-
mus zu ziehen. 

Die Probleme sind leicht erkennbar. Die Bundes-
republik oder wir alle produzieren Jahr für Jahr so 
viel Abfall, wie es dem Zugspitzmassiv entspricht. 

(Zuruf von der SPD: Mehr!) 

Das ist die reine Wahrheit. Abfall ist nicht nur 
etwas, was man beseitigen muß, sondern Abfall ist 
Rohstoff am falschen Platz, den man weder ver-
brennen noch vergraben sollte, sondern um dessen 
Rückgewinnung man sich bemühen muß. In der Tat 
sollten wir das Abfallbeseitigungsgesetz Abfallwirt-
schaftsgesetz nennen, um nämlich deutlich zu ma-
chen, um was es eigentlich geht, nicht nur um die 
Beseitigung von Abfall, sondern um den Versuch, 
das, was davon wirtschaftlich zu bewahren und zu 
retten ist, auch wiederzugewinnen. 

Noch problematischer ist die Menge des anfallen

-

den  Industriemülls. In Europa wird mehr Industrie-
müll und werden mehr Sonderabfälle produziert, 
als Kapazitäten zu seiner Beseitigung vorhanden 
sind. Es wird 50 % mehr Industriemüll pro Jahr pro-
duziert, als wir beseitigen können. Genau das ist die 
Ursache des Gifttourismus, den wir uns in dem 
dichtbesiedelten Europa nicht leisten können, näm-
lich zuzusehen, daß Mengen solcher Abfälle wie ein 
Schwarzer Peter monatelang herumgekarrt wer-
den, bis sie in irgendeinem Hinterhof landen. 

Auch die Bundesrepublik produziert und expor-
tiert mehr Müll — das haben Sie, Herr Schmidbau-
er, mit ihren Zahlen dargestellt; wir haben eine po-
sitive Müllbilanz —, als wir selber beseitigen. Das 
ist nicht gut. Im Jahre 1982 waren es 180 000 t. Der 
überwiegende Anteil davon ging in die DDR, der 
Rest nach Frankreich, Belgien und Italien. 

Wir können also das Problem heute nur mit einer 
Teillösung behandeln, wir können nur eine Teillö-
sung treffen. Wir müssen sicherstellen, daß der 
Müll nicht unkontrolliert vagabundiert. Deswegen 
die Genehmigungspflicht. Wir verankern den 
Grundsatz, daß der Müll dort beseitigt werden muß, 
wo er erzeugt wird. Wir verlangen die besondere 
Kennzeichnung der Transporte. In der Tat — das 
war Ihre Anregung, der wir gefolgt sind — wollen 
wir, daß die Unternehmen, die zur Einrichtung von 
Betriebsbeauftragten verpflichtet sind, dieser Ver- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Oktober 1984 	6945 

Dr. Hirsch 
pflichtung auch wirklich nachkommen. Diese Ein-
richtung muß also durchgesetzt werden. 

Das alles ist eine Teillösung sehr viel umfangrei-
cherer Probleme, denen man nur schrittweise nä-
herkommen kann und bei denen wir voraussagen 
müssen, daß, wenn sich der Zuwachs an Müll in die-
sem enormen Umfang fortsetzt, die Antwort des Ge-
setzgebers ein Eingreifen in die Produktionsmecha-
nismen selber sein wird. Das ist ein Weg, den man 
nicht wollen kann, den man der produzierenden 
Wirtschaft aber deutlich machen muß, damit sie er-
kennt, worüber wir in Wirklichkeit reden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident! Leeres 
Haus! 

(Heiterkeit — Dr. Jannsen [GRÜNE]: Ich 
bin aber da!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich möchte darauf auf-
merksam machen, daß zwei Damen hier sind. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Es sind vier 
Damen!) 

Sauermilch (GRÜNE): Ich kann diesen drei faszi-
nierenden Reden eine vierte hinzufügen — mit Er-
laubnis des Herrn Präsidenten. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Entwurf ei-
ner Dritten Novelle des Abfallbeseitigungsgesetzes 
einen längst fälligen Schritt getan. Die Suche nach 
den verschwundenen 41 Fässern aus Seveso  — 
auch das ist hier schon gesagt worden — hat auch 
in der Bundesrepublik die Lücken des bestehenden 
Abfallbeseitigungsgesetzes drastisch vor Augen ge-
führt. Hiergegen etwas zu unternehmen, ist aller-
dings höchste Zeit. Der erste Schritt hierzu ist die 
Reglementierung der grenzüberschreitenden Son-
derabfallbeseitigung. 
Die GRÜNEN begrüßen es daher ausdrücklich, 

daß dieses Problem jetzt mit einer Vorschaltnovelle 
gelöst werden soll. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Endlich, wenn 
auch zu spät! Aber immerhin!) 

Aber freuen Sie sich nicht zu früh! Der vorlie-
gende Entwurf einer Novelle des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes ist aus unserer Sicht daher zunächst 
einmal unter zwei Aspekten zu prüfen: Erstens. Rei-
chen die hier vorgeschlagenen Maßnahmen und 
Reglementierungen aus, um das Problem in den 
Griff zu bekommen? Zweitens. Wie könnte oder 
müßte dieses Problem im Rahmen eines ökologi-
schen Gesamtkonzepts gelöst werden? 

Zum ersten. Es ist zu begrüßen, daß die Bundes-
regierung den freien Warenverkehr mit Sonderab-
fällen mit einer entsprechenden Rechtsverordnung 
unter das Abfallbeseitigungsgesetz stellen will. Da-
mit wird ein entscheidender Schritt gegen die bis-
herige Praxis eingeleitet, Sonderabfälle schlicht als 

Ware zu deklarieren und somit unkontrolliert über 
die Landesgrenze zu verschieben. 

Zu begrüßen ist auch das Festschreiben einer Ge-
nehmigungspflicht für Import, Export und Transit 
von Abfällen in der Bundesrepublik. Hier haben in 
der Vergangenheit die größten Lücken bestanden, 
die ja auch bestimmte Abfallbeseitiger zu kriminel-
lem Handeln aus der Sicht des Umweltschutzes ge-
radezu verleitet haben. 

Auch eine entsprechende Kennzeichnung der Ab-
fall transportierenden Fahrzeuge ist schon lange 
überfällig. Das Bemühen, das hinter diesen Vor-
schlägen erkennbar wird, ist sicherlich zu begrü-
ßen. Dennoch sind die GRÜNEN der Meinung, daß 
die vorgeschlagene Novelle nicht ausreicht, um die 
selbst von Innenminister Zimmermann geäußerten 
Zielvorstellungen über Abfallvermeidung und Ab-
fallverwertung sowie über die vorrangige Beseiti-
gung im Entstehungsland zu realisieren. 

Ich will dies an einigen Punkten festmachen. 

Erstens. Die Abfallverwertung ist noch immer 
nicht integraler Bestandteil des Abfallbeseitigungs-
gesetzes. Nach der vorgeschlagenen Novelle ist es 
einem Abfallbesitzer möglich, seine Abfälle zu ex-
portieren, ohne daß er sich um eine Verwertung im 
eigenen Land bemühen müßte. So ist z. B. in § 13 
Abs. 1 Nr. 4 vorgesehen, daß die Ausfuhr von Abfäl-
len aus der Bundesrepublik genehmigt werden 
kann, wenn in diesem oder anderen Bundesländern 
„keine geeigneten Abfallbeseitigungsanlagen ... zur 
Verfügung stehen"; ich betone hier den Wortbe-
standteil „-beseitigungsanlagen". 

Von Verwertungsanlagen ist leider nicht die 
Rede. Da lohnt es sich doch sicherlich für Abfallbe-
sitzer, ihren Abfall in ein anderes Land zu verbrin-
gen, das im übrigen mit Dumpingpreisen lockt, statt 
sich im eigenen Land um die Verwertung zu bemü-
hen. 

Zweitens. Der Export von Abfall soll sogar geneh-
migt werden dürfen, wenn die Benutzung von lan-
deseigenen Abfallbeseitigungsanlagen eine — und 
jetzt zitiere ich das Gesetz — „unbillige Härte" dar-
stellte. Was ist eine „unbillige Härte"? Das haben 
wir doch schon oft gehört. Das ist doch wieder die-
ses verdammte Schlupfloch. Das mißt sich doch in 
Heller und Pfennig. Konkret heißt das, daß z. B. 
norddeutsche Sonderabfallexporteure ihren Abfall 
weiter in der DDR loswerden dürfen. In der Be-
gründung zu diesem Paragraphen schreibt die Bun-
desregierung doch auch explizit: 

Hier würde etwa der ständige Transport großer 
Mengen hausmüllähnlicher Abfälle aus Stadt-
staaten über lange Transportwege in andere 
Bundesländer gegenüber einer Nutzung von 
Abfallbeseitigungsanlagen der DDR im Ein-
zugsbereich dieser Städte als unbillige Härte 
zu betrachten sein. 

Was heißt das im Klartext? Die Dritte Novelle des 
Abfallbeseitigungsgesetzes ist eine Lex Schönberg. 
Die Sonderabfallbeseitigungsanlage in Schönberg 
in der DDR ist schon seit Jahren Gegenstand hef-
tigster Kontroversen zwischen der schleswig-hol- 
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steinischen Landesregierung, dem Lübecker Senat 
und den Lübecker Umweltinitiativen. Es liegen 
zwei Gutachten vor, die auf die Problematik der 
Sonderabfallbeseitigung an diesem Standort und 
auf die Gefährdung des Lübecker Grund- und 
Trinkwassers hinweisen. Sogar der Lübecker Senat 
hat erhebliche Bedenken gegen diesen Deponie-
standort, zumal man auf Treu und Glauben auf die 
Auskünfte der DDR angewiesen ist. Wie problema-
tisch dies sein kann, hat sich im Sommer dieses 
Jahres gezeigt. Obwohl nach Positiv/Negativ-Kata-
log dioxinhaltige Abfälle von der Ablagerung ausge-
schlossen sind, nahm die Deponie weiterhin dioxin-
haltige Flugaschen zur Ablagerung an — obwohl 
spätestens seit Anfang dieses Jahres jedermann 
über die Dioxinhaltigkeit derartiger Abfälle infor-
miert war. Hinzu kommt, daß diese Deponie im Ver-
gleich mit bundesdeutschen Einrichtungen ähnli-
cher Art zu Dumping-Preisen deponiert, was andere 
bundesdeutsche Abfallbeseitiger wirtschaftlich be-
nachteiligt. 

Die GRÜNEN können sich daher nicht damit ein-
verstanden erklären, daß trotz erkennbarer Bemü-
hungen zur Eindämmung des Abfallexportes das 
große Abfalloch Schönberg in der DDR offengehal-
ten werden soll. Die DDR selber plant inzwischen, 
ihren Erfolg von Schönberg in weiteren ähnlichen 
Anlagen, z. B. bei Potsdam, auf Kosten langfristig 
gesehen sicherer Gesundheits- und Umweltschäden 
zu vergrößern. 

Drittens. Es ist erstaunlich, daß von seiten derje-
nigen, die noch im Laufe dieses Jahres eine großar-
tige Erklärung über „Unsere Verantwortung für die 
Umwelt" verabschiedet haben, in den Gesetzestext 
nachher nur ein Spurenelement davon eingeht. Ein-
zige Sorge ist, daß von der Beseitigung im Empfän-
gerstaat keine Beeinträchtigung für die Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland ausgehen 
darf — eine neue Variante von Kirchturmpolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Eine Verantwortung für die vom Transit betroffe-
nen Staaten und die von der Endlagerung betrof-
fene Bevölkerung im Empfängerstaat wird abge-
lehnt. Mit dieser Philosophie ist es nach wie vor 
möglich, in Staaten, die auf Devisen angewiesen 
oder scharf sind, Sonderabfälle zu exportieren, nur, 
weil die dortige Regierung entsprechende Persil-
Scheine ausstellt. Dies erinnert an das Standbild 
der drei Affen: Nichts sehen! Nichts hören! Nichts 
wissen wollen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zu der Frage, ob die angepeilten Maßnahmen 
ausreichen, möchte ich noch einen letzten Punkt 
herausgreifen: die sogenannte Beseitigung von Ab-
fällen auf hoher See, z. B. die Dünnsäureverklap-
pung in den Atlantik. Die GRÜNEN lehnen die Be-
seitigung von Abfällen auf hoher See vollständig 
ab. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das steht in 
der einstimmig verabschiedeten Beschluß

-

empfehlung des Innenausschusses! Was 
soll das denn! Das ist Unfug! Das ist un

-

seriös!) 

Daher ist es ihnen nicht möglich, einem Entwurf 
zuzustimmen, der den Im- oder Export oder Transit 
mit dem Ziel einer Beseitigung auf hoher See ge-
nehmigt. Wenn sich die Bundesregierung auf euro-
päischer Ebene schon mit dem Reinheitsgebot für 
Bier durchsetzen will, warum kann sie dies nicht 
auch mit einem Reinheitsgebot für die Nordsee? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nun zum zweiten Aspekt. Wir müssen das Pro-
blem im Rahmen eines ökologischen Gesamtkon-
zeptes lösen. Ein ökologisches Gesamtkonzept, das 
davon ausgeht, daß Abfälle vorrangig zu vermeiden 
und, wenn dies nicht möglich ist, zu vermindern 
und zu verwerten sind, bedarf im Prinzip keiner 
weiteren Regelung des Abfallexportes. Er sollte 
schlichtweg nicht mehr nötig sein. Von dieser Uto-
pie sind wir jedoch weit entfernt. 

Aber man hätte schon in der Dritten Novelle die 
Weichen stellen können. So hätte man z. B. die 
Nutzung von Verwertungsanlagen im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes vorschreiben können vor der 
Beseitigung im Ausland. Auch hätte man eine stu-
fenweise Reduzierung des Abfallaufkommens bei 
den antragstellenden Firmen festschreiben können. 
Abfälle sollten vermehrt rückholbar gelagert wer-
den, damit sie einer späteren Verwertung, wenn die 
technologische Entwicklung soweit fortgeschritten 
ist, zugeführt werden können. Sind die Abfälle erst 
einmal ins Ausland verbracht, so entziehen sie sich 
einer Wiederverwertung in diesem Lande. 

Abfälle sind — das hat der Kollege Hirsch eben 
schon richtig konstatiert — Rohstoffe am falschen 
Platz. Niemand würde auf die Idee kommen, Roh-
stoffe zu exportieren und dafür auch noch zu bezah-
len. Hier muß ein rigoroses Umdenken erfolgen und 
zu schnellem Handeln der Gesetzgeber führen. 

Abschließend möchte ich eines feststellen. Die 
GRÜNEN erkennen klar die Notwendigkeit einer 
strengeren Reglementierung der Abfallströme, da, 
wie sich in der Vergangenheit gezeigt hat, die der-
zeitige Handhabung bei weitem nicht ausreicht. An-
dererseits sind ihnen die vorgeschlagenen Maßnah-
men nicht weitgehend genug. Einige Dinge, wie z. B. 
der Sondermüllexport in die DDR und die Abfallbe-
seitigung auf hoher See, sind für die GRÜNEN 
nicht kompromißfähig. 

Die GRÜNEN können den vorgeschlagenen Ent-
wurf nicht mittragen, sehen aber auch, daß es drin-
gend notwendig und an der Zeit ist, in Brüssel mit 
den hier vorgesehenen Maßnahmen eine Vorreiter-
rolle zu übernehmen. Deswegen werden die GRÜ-
NEN sich hier bei der Abstimmung zu dem vorge-
legten Entwurf enthalten. 

Wir werden in Kürze einen eigenen Entwurf zur 
Novellierung des Abfallbeseitigungsgesetzes, der 
sich nicht nur mit dem Transportproblem beschäf-
tigt, sondern eine umfassende Neuorientierung der 
Abfallwirtschaft vorsieht, vorlegen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Spranger. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr Spran

-ger, drei Minuten! Wir stimmen sonst dem 
Gesetz nicht zu!) 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Ich bemühe mich. Wenn der Herr 
Kollege Wartenberg die eine oder andere Berner-
kung unterlassen hätte, hätte ich mich kürzer fas-
sen können. Deswegen muß ich kurz gleich darauf 
eingehen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Wartenberg, Sie sagten auf die Tatsachen-
behauptung vom Kollegen Schmidbauer, daß die 
Bundesrepublik Deutschland mit diesem Gesetz 
eine Schrittmacherrolle in Europa übernommen 
habe, das sei großkotzig. Ich möchte mich vorsichtig 
ausdrücken: Das läßt auf eine zumindest sehr be-
schränkte Kenntnis der Situation in Europa schlie-
ßen. Wenn Sie die Presse verfolgt hätten, wenn Sie 
in Brüssel rückgefragt hätten und wenn Sie sich 
hier sachkundig gemacht hätten, hätten Sie gewußt, 
welche ungeheuren Schwierigkeiten hier zu über-
winden waren. Die Schwierigkeiten wurden über-
wunden, und die Zustimmung der Mehrheit des 
Hauses macht ja deutlich, daß die Position der Bun-
desregierung sehr fortschrittlich ist. 

Wenn Sie sagen, das sei nur ein kleiner Schritt 
auf dem Weg, daß Abfallberge uns nicht über den 
Kopf wachsen, dann, meine ich, ist das weniger ein 
Appell an die Bundesregierung, sondern wohl eher 
ein Appell an die hessische Landesregierung, ihre 
entsprechende Vereinbarung mit den GRÜNEN 
dort aufzukündigen. Denn genau das, was Herr 
Sauermilch beklagt hat — dieser Abfalltourismus 
— wird durch diese nach allen Informationen je-
denfalls in Hessen bevorstehende Müllkatastro-
phen ausgelöst. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wie wäre es 
denn damit, weniger Müll zu machen?) 

Also erst in der eigenen Zuständigkeit handeln, be-
vor man hier die Bundesregierung und die Ent-
scheidung der sie tragenden Parteien kritisiert! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit diesem Vorschaltgesetz werden die notwendi-
gen politischen und rechtlichen Konsequenzen aus 
den Erfahrungen mit den Seveso-Abfällen gezogen. 
Die Grundprinzipien dieses Gesetzentwurfes haben 
nicht nur die Zustimmung der Ausschüsse des Bun-
destages, Herr Schäfer, gefunden. Das Europäische 
Parlament hat es in ähnlicher Form übernommen, 
Rechtsexperten aus aller Welt haben dem bei einer 
Konferenz im Februar 1984 in München ebenfalls 
zugestimmt. 

Die Europäische Gemeinschaft hat sich hier 
schwerer getan. Ich sagte es schon, die Diskussio-
nen waren sehr hart, weil unter dem Gesichtspunkt 
des unbehinderten Warenverkehrs einzelne Staa-
ten sich weigerten, eine solche Regelung zu über-
nehmen. Wir haben uns dieser Auffassung entge-
gengestellt. Es kam dann nach langen Verhandlun-
gen zu einer Richtlinie, die den Prinzipien des Um-

weltschutzes Rechnung trägt. Sie legt beim grenz-
überschreitenden Verkehr die Verantwortung des 
jeweiligen EG-Empfängerlandes eindeutig fest. 
Wenn also nun Abfälle aus der Bundesrepublik 
Deutschland in Frankreich beseitigt werden sollen 
und die französischen Behörden dieses Vorhaben 
nach Maßgabe der Richtlinie bestätigen, betrachten 
wir dies, Herr Kollege Wartenberg, als eine Geneh-
migung im Sinne unserer Rechtsordnung. Das ist 
also insofern rechtlich abgeklärt. Allerdings: Auch 
wenn diese Bestätigung vorliegt, darf der Abfall 
nicht nach Frankreich verbracht werden, soweit 
Abfallbeseitigungspläne der Länder entgegenste-
hen. Die Richtlinie berücksichtigt damit den Stand-
punkt der Bundesregierung, daß gefährliche Abfälle 
grundsätzlich dort beseitigt werden müssen, wo sie 
anfallen. 

Wieweit der Grundsatz der Abfallbeseitigung im 
Land der Abfallentstehung verwirklicht werden 
kann, hängt entscheidend von der Bereitschaft der 
einzelnen Bundesländer ab, ihre seit 1972 bestehen-
den Verpflichtungen zur Planung und Errichtung 
einer leistungsfähigen Sonderabfallbeseitigung zu 
erfüllen. Der Abfall-Tourismus entwickelt sich nun 
einmal am besten dort, wo die erforderlichen Ent-
sorgungseinrichtungen fehlen oder eine Abfallpoli-
tik gemacht wird, wie ich sie vorhin beschrieben 
habe. 

Die Industrie und die Entsorgungswirtschaft ver-
langen zu Recht, daß einmal ergangene Planfest-
stellungsbeschlüsse auch in die Praxis umgesetzt 
werden können. Es wäre ein schwerer Fehler, bei 
der Entsorgung von Abfällen nur auf die guten 
Dienste oder die Nothilfe der ausländischen Nach-
barn zu hoffen. Auch bei denen setzen sich immer 
deutlicher stärkere Anforderungen an die umwelt-
verträgliche Abfallbeseitigung durch, die wir ent-
wickelt haben. In Zukunft werden wir deshalb un-
sere Abfälle in anderen Staaten immer schwerer — 
vor allem auch immer teurer — beseitigen können. 
In diese Abhängigkeiten sollten wir uns jedoch 
nicht begeben. 

Meine Damen und Herren, es ist modern, der 
Sonderabfallbeseitigung, aber auch den Hausmüll-
deponien und den Müllverbrennungsanlagen den 
Stempel „Seveso" aufzudrücken. Natürlich ist es 
richtig, wenn bestehende Mißstände aufgedeckt 
werden. Man kann aber davon ausgehen, daß die 
hierfür zuständigen Behörden der Länder allen 
Hinweisen nachgehen und die erforderlichen Maß-
nahmen zur Abhilfe treffen. Falsch ist es aber, 
wenn bestimmte Agitations- und Horrorspezialisten 
den Eindruck erwecken, nur ein Atomkrieg sei be-
drohlicher als die von Industrieabfällen ausgehen-
den Gefahren. 

Das Bundesministerium des Innern hat wieder-
holt darauf hingewiesen, daß es nicht nur darauf 
ankommen kann, die bestehenden Vorschriften zur 
Überwachung weiter auszubauen. Noch viel wichti-
ger ist es, die bestehenden Anlagen vor Ort perso-
nell besser auszustatten und mit technischem Über-
wachungsgerät zu versehen. Wer hier spart, schafft 
die Altlasten von morgen. 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
Mit der Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs 

übernimmt die Bundesrepublik Deutschland inner-
halb der Europäischen Gemeinschaften erneut die 
Vorreiterposition. Die Bundesregierung hat mit der 
Vorlage der Dritten Novelle bewirkt, daß die EG ein 
einheitliches Kontrollverfahren für die grenzüber-
schreitende Beseitigung gefährlicher Abfälle ent-
wickelt. Der heutige Beschluß des Bundestages er-
möglicht es, daß unser Beitrag für Europa auch auf 
diesem wichtigen Gebiet des Umweltschutzes gelei-
stet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen ange-
nommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einigen Enthaltungen ist dieser Gesetz-
entwurf angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18 bis 23 auf: 

18. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines ... Gesetzes 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache 10/2114 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 

19. Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Bundesjagdgeset-
zes 

— Drucksache 10/1306 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

20. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Vieh- und Fleischge-
setzes 

— Drucksache 10/1641 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

21. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 

dem Internationalen Fernmeldevertrag vom 
6. November 1982 

— Drucksache 10/2119 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 

22. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 25. Juni 1979 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Sulta-
nat Oman über die Förderung und den ge-
genseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 10/2121 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

23. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 29. Mai 1980 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Staat Israel zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiete der Nachlaß- und 
Erbschaftsteuern in der Fassung des Ände-
rungsprotokolls vom 20. Januar 1984 

— Drucksache 10/2115 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Gesetz-
entwürfe auf den Drucksachen 10/2114, 10/1306, 
10/1641, 10/2119, 10/2121 und 10/2115 an die Aus-
schüsse vor. Die Überweisungsvorschläge des Älte-
stenrates ersehen Sie aus der Ihnen vorliegenden 
Tagesordnung. Gibt es dazu weitere Vorschläge? — 
Das ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Rücknahme der Ablehnung des hessischen 
Existenzsicherungsprogramms für kleine 
und mittlere Grünland- und Futterbaube-
triebe durch die EG-Kommission 
— Drucksache 10/2082 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 10/2082 an den Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zu überweisen. 
Gibt es andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Es ist somit so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 25a, 25b und 
den Zusatzpunkt 3 auf: 

25. a) Beratung der Sammelübersicht 49 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/2109 — 
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Vizepräsident Stücklen 

b) Beratung der Sammelübersicht 50 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/2130 — 

Zusatzpunkt 3: 
Beratung der Sammelübersicht 51 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/2138 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses, die in den 
Sammelübersichten 49, 50 und 51 enthaltenen An-
träge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei einigen Enthaltungen angenom-
men. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 26 auf: 

Beratung der Ubersicht 9 des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 

— Drucksache 10/2137 — 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 10/2137, von einer 

Äußerung oder einem Verfahrensbeitritt zu den in 
der vorgenannten Drucksache aufgeführten Streit-
sachen vor dem Bundesverfassungsgericht abzuse-
hen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 27 auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 
Veräußerung eines Grundstücks in Berlin

-

Spandau 

— Drucksache 10/2139 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 

Das Wort wird ebenfalls nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 10/2139 an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Andere Vorschläge gibt es nicht. — Sie 
sind damit einverstanden. Es ist so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 26. Oktober 
1984, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.37 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens** 26. 10. 
Bastian 26. 10. 
Frau Beck-Oberdorf 26. 10. 
Broll 26. 10. 
Ertl 26. 10. 
Gerlach (Obernau) 25. 10. 
Dr. Hackel** 25. 10. 
Handlos 26. 10. 
Dr. Hauff 26. 10. 
Höffkes 26. 10. 
Frau Karwatzki 25. 10. 
Frau Kelly 26. 10. 
Klose 25. 10. 
Kroll-Schlüter 26. 10. 
Dr. Graf Lambsdorff 26. 10. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 26. 10. 
Dr. Mikat 25. 10. 
Dr.  Müller**  26. 10. 
Dr. Müller-Emmert 26. 10. 
Porzner 26. 10. 
Reuschenbach 26. 10. 
Frau Roitzsch (Quickborn) 26. 10. 
Schmidt (Hamburg) 26. 10. 
Schmidt (München) ** 25. 10. 
Schröder (Hannover) 26. 10. 
Dr. Soell 26. 10. 
Dr. Stark (Nürtingen) 26. 10. 
Graf Stauffenberg* 26. 10. 
Weiskirch (Olpe) 26. 10. 
Dr. Zimmermann 25. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-

sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2163 Fragen 38 und 39): 

Trifft es zu, daß bisher mit privaten Trägern von Pflegeein-
richtungen keine Vereinbarungen gemäß § 93 Abs. 2 Bundes-
sozialhilfegesetz abgeschlossen wurden? 

Welche Gründe waren hierfür gegebenenfalls maßge-
bend? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Er-
kenntnissen wird in der Praxis der Sozialhilfeträ-
ger unterschiedlich verfahren. Während ein Teil der 
Träger der Sozialhilfe Vereinbarungen gemäß § 93 
Abs. 2 BSHG auch mit privaten Trägern von Pflege-
einrichtungen abschließt, beschränken sich andere 
Träger der Sozialhilfe darauf, Kostenzusagen für 
den Einzelfall abzugeben. Für die Annahme, daß 
nach dem Inkrafttreten der Änderung des § 93 
Abs. 2 BSHG am 1. Januar 1984 keine weiteren Ver-
einbarungen mit privaten Trägern abgeschlossen 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

oder bestehende Vereinbarungen nicht verlängert 
werden, gibt es keine Anhaltspunkte. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2163 Frage 40): 

Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung ob der 
Tatsache zu ergreifen, daß doppelt und dreifach so viele Tier-
versuche gemacht werden, wie für die sichere Überprüfung 
eines Medikamentes nötig sind, weil die Prüfungsanforde-
rungen in Europa, Amerika und Japan so unterschiedlich 
sind? 

Die gegenseitige Anerkennung tierexperimentell 
gewonnener Daten auf internationaler Ebene bildet 
nach Auffassung der Bundesregierung eine wirk-
same Maßnahme zur Einschränkung von Tierver-
suchen. 

Mit dieser Zielsetzung hat die Bundesregierung 
bereits 1976 bilaterale Verhandlungen mit Japan 
eingeleitet, die zu positiven Ergebnissen geführt ha-
ben. Ferner sind zahlreiche Initiativen, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Durchsetzung ei-
nes verbesserten Verfahrens bei der akuten Toxizi-
tätsprüfung, der sogenannten approximativen 
LD 50, ergriffen worden, die zu einer beachtlichen 
Reduzierung von Tierversuchen führen werden. Die 
Vorstöße auf EG- und OECD-Ebene wurden u. a. be-
reits in den Antworten vom 26. Mai und 7. Dezem-
ber 1983 und 26. Mai 1984 auf die Fragen der Abge-
ordneten Dr. Rose (Drucksache 10/101), Frau 
Schmidt (Nürnberg) (Drucksache 10/819) und Stut-
zer (Drucksache 10/1146) dargelegt. Weiterführende 
Gespräche auf bilateraler Ebene mit Japan sind zur 
Zeit neben entsprechenden EG-Vorstößen im 
Gange und gegenüber den Vereinigten Staaten von 
Amerika für 1985 geplant. 

Nach den vorliegenden Erfahrungen lassen sich 
neue, von den bisher routinemäßig durchgeführten 
Prüfungen abweichende Verfahren, auch wenn sie 
gleichwertig sind, international nicht so schnell 
durchsetzen, wie dies von der Bundesregierung ge-
wünscht wird. Daher begrüßt sie zum Beispiel auch 
solche flankierende Aktivitäten wie die von der 
Weltgesundheitsorganisation unterstützten interna-
tionalen Konferenzen der Zulassungsbehörden und 
die gegenwärtig von der pharmazeutischen Indu-
strie und ihren Ärzten zum Thema „toxikologische 
Prüfungen" veranstalteten internationalen Konfe-
renzen. Sie unterstützten die Bemühungen der 
Bundesregierung, weltweit die Harmonisierung von 
Prüfvorschriften für Arzneimittel, Chemikalien und 
Pflanzenschutzmittel zu fördern, die Entwicklung 
von tierschonenden und Versuchstiere einsparen-
den Prüfverfahren anzuregen und solche Verfahren 
überall dort einzusetzen, wo sie im Hinblick auf den 
erforderlichen Gesundheitsschutz von Menschen 
und Tier vertretbar sind. 
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Im übrigen werden bei der Arzneimittel-Zulas-
sung vom Bundesgesundheitsamt schon soweit wie 
möglich auch solche Versuchsergebnisse aner-
kannt, die nach anderen, im Ergebnis gleichwerti-
gen Prüfvorschriften erstellt wurden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Schlaga (SPD) (Druck-
sache 10/2163 Frage 42): 

Welche Studien hat die Bundesregierung in Auftrag gege-
ben, beziehungsweise welche Initiativen hat sie ergriffen — 
nachdem ich vor zwei Jahren auf eine Studie des Brookha-
ven National Laboratory (USA) hingewiesen hatte, nach der 
50 000 Menschen jährlich allein in den USA durch Schwefel-
dioxid-Emissionen sterben —, um die ursächlichen Zusam-
menhänge zwischen Luftverschmutzung und Erkrankungen 
der Atemwege und vorzeitigen Todesfällen in der Bundesre-
publik Deutschland aufzuklären und weitere gesundheitliche 
Schädigungen der Bevölkerung zu verhindern? 

Im Winter 1982/83 hat das Bundesgesundheits-
amt (BGA) im Auftrag der Bundesregierung eine 
Studie zu gesundheitlichen Auswirkungen von Luft-
verschmutzungen begonnen. Bisher konnte ein Zu-
sammenhang zwischen stärkerer Luftbelastung 
und Krankheitserscheinungen nicht nachgewiesen 
werden. Dazu hat auch das Umweltbundesamt eine 
Studie in Auftrag gegeben. Andere Studien werden 
vom Länderausschuß für Immissionsschutz koordi-
niert. Bei der von Ihnen genannten Studie aus den 
USA handelt es sich um eine Modellrechnung, die 
erhebliche Unsicherheiten aufweist. Darauf wurde 
beim Hearing vor dem Bundestagsausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit am 22. Februar 1984 
ausdrücklich hingewiesen. 

Das Ausmaß der Luftverschmutzung in bestimm-
ten Gebieten der USA und ihre Folgen sind mit der 
Situation in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
vergleichbar. So nimmt hier die Sterblichkeit an 
Atemwegserkrankungen bei Säuglingen und Klein-
kindern seit Jahren ab. 

Nach fast einheitlicher Aussage der meisten Ex-
perten sind SO 2 -Konzentrationen, wenn sie 140 Mi-
krogramm pro m 3  (µg/m 3 ) SO 2  nicht wesentlich 
überschreiten, für den Menschen als gesundheitlich 
unbedenklich anzusehen. Gleichwohl hat die Bun-
desregierung in der TA Luft einen Vorsorgewert 
von nur 50/60 Mikrogramm pro m 3  (µg/m 3 ) vorge-
schrieben. Zudem hat der 3. Immissionsschutzbe-
richt der Bundesregierung von 1984 ergeben, daß 
die Belastung der Luft mit Schadstoffen in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht weiter angewach-
sen, sondern in wesentlichen Teilbereichen sogar 
zurückgegangen ist. Aus Gründen der Vorsorge 
werden die Luftverunreinigungen weiter abgebaut, 
was zu einer drastischen Senkung von SO 2  und 
anderer Schadstoffe führen wird. Dazu gehören die 
in der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage „Kranke Umwelt — kranke Kinder" (BT-
Drucksache 10/2107) aufgeführten Maßnahmen 
(insbesondere zu den Fragen 1.6, 1.7 und 1.10). 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Druck-
sache 10/2163 Frage 43): 

Treffen Meldungen zu, wonach der Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit die vom innerdeutschen Mini-
sterium für Jugendherbergen im Zonenrandgebiet bereitge-
stellten Mittel in diesem und auch in früheren Haushaltsjah-
ren nicht in Anspruch genommen hat, obwohl das Deutsche 
Jugendherbergswerk seit Jahren darüber klagt, mangels 
Mittel die Jugendherbergen im Zonenrand- und Grenzgebiet 
nicht adäquat ausbauen zu können? 

Diese Meldungen treffen nicht zu. Zum einen 
wurden die für Stätten der Jugendarbeit im Zonen-
randgebiet zur Verfügung stehenden baulichen Mit-
tel in den vergangenen Jahren jeweils voll in An-
spruch genommen und wurde den Förderungsvor-
schlägen der Länder — die im Rahmen von Sam-
melverfahren für die Antragstellung zuständig sind 
— entsprochen. Zum anderen sind Klagen der Ju-
gendherbergsverbände über unzureichende Förde-
rung weder dem Ministerium noch dem Deutschen 
Jugendherbergswerk bekannt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Hansen (Hamburg) (SPD) 
(Drucksache 10/2163 Fragen 46 und 47): 

Welche Maßnahmen für eine Verbesserung der Sicherheit 
der Fahrgäste hat die Deutsche Bundesbahn nach den in jün-
gerer Zeit vermehrten menschengefährdenden Brandfällen 
in Hamburger S-Bahnen getroffen? 

Ist die Bundesregierung in Anbetracht der enormen Scha-
denshöhe bei jedem einzelnen Brandfall bereit, die Zahl der 
eingesetzten Aufsichtsbeamten auf den Bahnhöfen des Ham-
burger Nahverkehrs zu erhöhen? 

Zu Frage 46: 

Bei den bislang auf verbrecherische Anschläge 
zurückzuführenden Brandfällen in Hamburger S-
Bahnen ist kein Reisender ernsthaft zu Schaden 
gekommen. Insoweit haben sich die Vorkehrungen 
zur Sicherung der Reisenden bewährt. Dennoch 
wird jedes Ereignis zum Anlaß genommen zu prü-
fen, ob weitere Verbesserungen möglich sind. So 
wurde seit dem Brand im Tunnelbahnhof Ham-
burg-Altona am 8. April 1980 die Ausrüstung der 
Züge und der unterirdischen Haltestellen weiter 
verbessert. 

Untersuchungen von Brandfällen haben ferner zu 
Überlegungen geführt, das bisherige Notbremssy-
stem durch ein Informations- oder Alarmsystem 
zwischen den Fahrgasträumen und dem Führer-
raum in den Zügen abzulösen. Dadurch soll sicher-
gestellt werden, daß im Alarmfall die Züge durch 
die Triebfahrzeugführer an einer für Hilfeleistun-
gen günstigen Stelle angehalten werden können. 
An den Notbremsen in den Fahrgasträumen ist vor-
erst ein Hinweis angebracht worden „Bei Brand in 
Tunneln: Einfahrt in die nächste Haltestelle abwar-
ten". 
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Zu Frage 47: 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) mißt der Sicher-
heit und Ordnung im Bahnbereich einen hohen 
Stellenwert bei. Sie unterscheidet dabei nach 
Schutzmaßnahmen gegen Gefahren aus dem Be-
trieb der Bahn (Betriebssicherheit) und den Schutz-
maßnahmen im Rahmen der allgemeinen öffentli-
chen Sicherheit. 

Die betriebssichere Abfertigung der S-Bahn-Züge 
während ihres Haltes auf Bahnhöfen ist — je nach 
Örtlichkeit und Zweckmäßigkeit — durch örtliche 
Aufsichtsbeamte, Zugführer oder Beamte der Zen-
tralen Zugaufsicht gewährleistet. 

Die Wahrung der allgemeinen öffentlichen Si-
cherheit ist auch im Bahnbereich vorwiegend eine 
polizeiliche Aufgabe. Die Bahnpolizei steht hierbei 
in enger Zusammenarbeit mit den übrigen Polizei-
stellen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Ehrbar (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2163 Fragen 50 und 51): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen der ur-
sprünglichen Zusicherung auf gleichrangige Behandlung mit 
anderen zur Diskussion stehenden Ausbesserungswerken, 
das Ausbesserungswerk Schwetzingen nach dem dann doch 
einseitig erfolgten Schließungsbeschluß nunmehr ohne ange-
messene zeitliche Auslaufphase geschlossen beziehungs-
weise auf ein bedeutungsloses Niveau heruntergefahren wer-
den soll? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung insbesondere 
unter Berücksichtigung der sozialen Belange der betroffenen 
Arbeitnehmer und der Zukunft der Lehrwerkstätte zu tun, 
um eine vernünftig lange Auslaufphase sicherzustellen? 

Auf Antrag des Vorstandes der Deutschen Bun-
desbahn hat der Bundesminister für Verkehr am 
11. Oktober 1983 die seit längerem geplante Stille-
gung des Ausbesserungswerkes Schwetzingen nach 
§ 14 Absatz 3 des Bundesbahngesetzes wegen der 
erheblichen Kapazitätsüberhänge in den Güterwa-
genwerken nach eingehender Abwägung aller Ge-
sichtspunkte und der eingegangenen Stellungnah-
men genehmigt. 

Im Vollzug dieser Genehmigung hat der Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn das Ausbesserungs-
werk Schwetzingen mit Wirkung vom 1. Oktober 
1984 organisatorisch in eine Ausbesserungswerk-
stätte umgewandelt. Das gesetzliche Verfahren 
nach dem Bundesbahngesetz ist damit abgeschlos-
sen. Der Hauptpersonalrat ist gemäß § 78 Absatz 1 
Nummer 2 des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
beteiligt worden. 

Von der zuständigen Bundesbahndirektion Karls-
ruhe wird derzeit für alle Beschäftigten der Ausbes-
serungswerkstätte Schwetzingen im Benehmen mit 
der örtlichen Personalvertretung ein Sozialplan 
aufgestellt, der die weitere Beschäftigung der Mit-
arbeiter in der Übergangszeit regelt und mögliche 
innerdienstliche Umsetzungen zu anderen Dienst-
stellen der Deutschen Bundesbahn im Einzelfall  

vorbereitet. Der Betrieb der Lehrwerkstätte wird 
von der Deutschen Bundesbahn in der Auslauf-
phase solange wie möglich aufrechterhalten; Eine 
Zeitspanne hierfür kann derzeit noch nicht genannt 
werden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2163 Fragen 56 und 57): 

An wieviel Tagen seit ihrer Fertigstellung ist die große 
Windenergieanlage GROWIAN so in Betrieb gewesen, daß 
von einer nennenswerten Leistungsabgabe gesprochen wer-
den kann? 

Welches sind die Ursachen für die bisherige mangelhafte 
Leistung des GROWIAN? 

Zu Frage 56: 

GROWIAN ist eine Experimentieranlage, mit der 
technisches Neuland betreten wurde. In kurzzeiti-
gen Betriebstests wurden und werden stets eine 
Fülle von Daten gewonnen, die zunächst im Hin-
blick auf eventuell erforderliche betriebliche Kon-
sequenzen ausgewertet werden müssen, bevor man 
zu höheren Belastungen übergehen kann. Hier-
durch und durch erforderlich werdende Modifika-
tionen und Nachbesserungen bei der Anlage sind 
die häufigen Stillstandszeiten zu erklären. Das häu-
fig in der Öffentlichkeit geforderte Vorgehen (For-
derung nach sofortigem Dauerbetrieb) war vom 
Programmablauf nicht vorgesehen, weil es nicht zu 
verantworten gewesen wäre; denn zunächst muß 
das Verhalten der Anlage bei den unterschiedlich-
sten Betriebszuständen bekannt sein, um sie ge-
fahrlos betreiben zu können. Die Sicherheit hat hier 
eindeutige Priorität vor einer Maximierung der Lei-
stungsabgabe. Bisher hat GROWIAN 28 700 kWh im 
Netz abgegeben bei einer Betriebszeit von ca. 100 
Stunden (im Teil- und Vollastbereich). 

Zu Frage 57: 

Bei den Tests haben sich Schwachpunkte in der 
Anlage gezeigt, die Modifikationen und Reparatu-
ren erforderlich machten. So mußten im Nabenbe-
reich strukturverstärkende Maßnahmen vorgenom-
men werden, die fast ein halbes Jahr intensiver 
Arbeit (inklusive umfangreicher Nachrechnungen) 
erforderten. Mitte Oktober 1984 konnten diese Ar-
beiten abgeschlossen und der Testbetrieb wieder 
aufgenommen werden. Läuft dieser jetzt zufrieden-
stellend, soll GROWIAN im Frühjahr 1985 der GRO-
WIAN Bau und Betriebsgesellschaft mbH zum Be-
trieb übergeben werden. 

Es ist festzustellen, daß die Anlage — abgesehen 
von den inzwischen behobenen Schwachpunkten — 
in  den Tests die in sie gesetzten Erwartungen er-
füllt und die dynamischen, aerodynamischen und 
regelungstechnischen Parameter sich — wie be-
rechnet — verhalten. Insbesondere ist der errech-
nete Wirkungsgrad erreicht worden. 
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Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2163 Fragen 58 und 59): 

Hat die Bundesregierung Einfluß auf die weiteren notwen-
digen Maßnahmen zur Verbesserung des Betriebsverhaltens 
von GROWIAN — auch im Sinne der Kostensenkung —, und 
welche Schritte gedenkt sie gegebenenfalls zu unterneh-
men? 

Ist beabsichtigt, die verantwortlichen Unternehmen für die 
Mängel der Anlage in Anspruch zu nehmen? 

Zu Frage 58: 

Die bisherigen Betriebsversuche haben bestätigt, 
daß GROWIAN das erwartete Betriebsverhalten 
zeigt. Die lange Stillstandzeit von einem halben 
Jahr kam durch eine erforderliche Reparatur zu-
stande, die sich infolge der schlechten Erreichbar-
keit der (im Nabenbereich) zu verstärkenden Teile 
in die Länge zog. Die mit der Errichtung und Inbe-

triebnahme von GROWIAN beauftragte Firma ar-
beitete mit Hochdruck an der Beseitigung der auf-
getretenen Mängel. Es wird erwartet, daß die noch 
ausstehenden Tests jetzt zügig weiter vorangehen 
können. 

Zu Frage 59: 
GROWIAN ist ein Forschungs- und Entwick-

lungsprojekt mit einen hohen Risiko. Wie jedes sol-
ches Projekt birgt es sogar die Gefahr des Schei-
terns in sich. Es ist nicht sachgerecht, Fehlschläge 
oder nicht erfolgreiche Arbeiten in einem For-
schungsprojekt mit Regreßansprüchen zu verfol-
gen, es sei denn, der mit der Zuwendung verfolgte 
Forschungszweck sei schuldhaft verletzt worden. 
Zu dieser Vermutung besteht bei GROWIAN bisher 
kein Anlaß. 
Im übrigen sind an das Bundesministerium für 

Forschung und Technologie keine durch Reparatu-
ren bedingten Zusatzforderungen herangetragen 
worden. 
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